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(Beginn: 9.06 Uhr)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich eröffne die 70. Vollsitzung des
Bayerischen Landtags. Presse, Funk und Fernsehen
sowie Fotografen haben um Aufnahmegenehmigung
gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt. Hörfunk und
Fernsehen des Bayerischen Rundfunks übertragen die
Regierungserklärung und die Aussprache live.

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tagesord-
nung möchte ich einen herzlichen Glückwunsch aus-
sprechen. Heute feiert der Alterspräsident des 14. Baye-
rischen Landtags, Herr Kollege Dr. Herbert Kempfler,
einen runden Geburtstag.

(Lebhafter Beifall)

Lieber Kollege Herbert Kempfler, Sie gehören seit 23
Jahren dem Landtag an. In dieser Zeit haben Sie sich
durch Ihren politischen Sachverstand und durch Ihre
ruhige, um Ausgleich bemühte Art über die Grenzen der
Fraktionen hinweg Anerkennung und persönliche Ach-
tung erworben. Ich gratuliere Ihnen im Namen des
gesamten Hohen Hauses sehr herzlich und wünsche
Ihnen für das neue Lebensjahrzehnt alles Gute, vor
allem Gesundheit und viel Erfolg bei Ihren parlamentari-
schen Aufgaben, insbesondere an der Spitze des Aus-
schusses für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit.
Herzlichen Glückwunsch.

(Beifall bei der CSU)

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 9

Erklärung des Staatsministers für Wirtschaft, Ver-
kehr und Technologie zur konjunkturellen Entwick-
lung in Deutschland und deren Auswirkungen auf
Bayern

Hierzu erteile ich Herrn Staatsminister Dr. Wiesheu das
Wort.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Frau Präsidentin, hohes Haus! Zunächst bitte ich für die
kurze Verspätung um Entschuldigung. Ich bin zwar
Staus auf meinen täglichen Fahrten von Freising nach
München gewöhnt, bei Garching und zum Teil auf dem
Mittleren Ring, aber so wie es heute am Mittleren Ring
zuging – ich weiß nicht, was los ist –, war es selten. Es
war besonders krass. Deswegen habe ich mich um ein
paar Minuten verspätet. Ich bitte um Verständnis.

Die Lage in der deutschen Wirtschaft und auf dem
Arbeitsmarkt wird von Woche zu Woche unerfreulicher.
Die Bundesregierung steht wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitisch mittlerweile vor einem Scherbenhaufen.
Die krampfhafte Schönfärberei kann darüber auch nicht
mehr hinwegtäuschen.

(Beifall bei der CSU)

Die Daten und Fakten sprechen eine andere Sprache.
Die Wachstumskorrekturen nach unten kommen in
immer kürzeren Abständen, und die Appelle, sich doch
ein viertel Jahr mit neuen Prognosen Zeit zu lassen, ver-
puffen.

Die Institute kommen an den neuen Zahlen und den
neuen Fakten nicht vorbei. Die Prognosen lagen im
Herbst letzten Jahres noch bei 3%. Die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute rechnen mittlerweile nur noch mit
Wachstumsraten von 1,2%, der Internationale Wäh-
rungsfonds mit 1,25%, andere noch mit 1,7%. Das
regierungsnahe DIW rechnet jetzt mit 1%. Dann muss
die Lage tatsächlich ernst sein, wenn das DIW so weit
heruntergeht.

Die lange verbreitete Illusion, dass es sich um eine Kon-
junkturdelle handelt, ist zerplatzt. Der massive Konjunk-
turrückgang ist auf grundlegende Wachstumsprobleme
zurückzuführen. Sie sind die eigentliche Ursache, die auf
eine Reihe von Fehlentscheidungen und Versäumnissen
seit dem Herbst 1998 zurückgehen. Diese Versäum-
nisse wurden jetzt offen gelegt, und der Tag der Wahrheit
rückt näher.

Die Bundesregierung starrt regelmäßig auf die Konjunk-
tur wie auf eine Fata Morgana, die kommt oder geht. Die
Frage, wie man Wachstumskräfte stärkt oder schwächt,
wird in der wirtschaftspolitischen Diskussion zu wenig
oder nicht behandelt. Man weist die Schuld dem Ausland
zu. Das ist eine alte Übung bei der SPD. Das hat der frü-
here Bundeskanzler Schmidt in den Siebzigerjahren
auch schon immer gemacht, wenn es nicht mehr gut lief.

Dabei läuft der Exportmotor noch relativ rund. Nach der
neuesten Umfrage des Deutschen Industrie- und Han-
delskammertages wird sich das Exportwachstum zwar
von plus 17% im letzten Jahr auf rund 7% in diesem
Jahr verlangsamen, aber es gibt nach wie vor Wachs-
tum. Vom Export kommt der Konjunktureinbruch nicht,
weil der Export weiter zulegt. Deswegen ist der Verweis
auf das Ausland falsch. Zwar gehen die Auftragsein-
gänge zurück, aber die jetzige Lage und Entwicklung
haben damit noch nichts zu tun.

Der Konsumschub, den sich die Regierung von der
Steuerreform versprochen hatte, hat sich wegen des
Preisanstiegs in Luft aufgelöst. Dabei muss man wissen:
Jeder Prozentpunkt Inflation bedeutet Kaufkraftverlust in
Höhe von 30 Milliarden DM. Der Anstieg der Inflations-
rate von 1,9 auf 3,1% im Juni 2001 hat die Entlastung
der privaten Haushalte durch die Steuerreform, die mit
25 Milliarden DM angegeben war, überkompensiert. Die
Kaufkraft ist durch die Inflationsentwicklung zurückge-
gangen, und die Reallöhne sind im ersten Quartal 2001
gegenüber dem Vorjahr ebenfalls gesunken. Die Ren-
tenerhöhung von 1,8% liegt unter der Inflationsrate.

All das sind Entwicklungen, die sich nicht beschönigen
lassen, die sich nicht wegdrücken lassen. Dabei muss
man auch wissen, dass Phasen hoher Preisstabilität
auch Phasen hohen Wachstums sind.

Es ist bedauerlich, dass diese Zusammenhänge von der
Bundesregierung nicht gesehen werden. Eine Entwick-
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lung, welche über die Jahre hinweg statistisch erfasst
wurde, zeigt aber auch, dass gerade solche Zusammen-
hänge bestehen. Die Bundesregierung trägt ihnen nur
nicht Rechnung. Die Inflation in Deutschland bedeutet
de facto auch gegenüber den anderen EU-Ländern im
Euro-Währungsverbund eine Aufwertung. Sie ver-
schlechtert also die Exportchancen gegenüber den euro-
päischen Ländern und sie verschlechtert die Wettbe-
werbsfähigkeit. Nachdem von Bayern aus 50% des
Exports und im Bundesdurchschnitt sogar über zwei
Drittel des Exports in die europäischen Länder gehen,
verschlechtern sich dadurch unsere Exportchancen.

Es ist kein Wunder, wenn die Steigerung der Einkommen
bei den Rentnern, den Arbeitnehmern und sonstigen
Einkommensbeziehern durch die Inflation mehr als auf-
gefressen wird, wenn auch der durch die Steuererleich-
terung vermutete Zuwachs aufgefressen wird, dass
dann bei den Einzelhändlern die Umsätze einbrechen.
Im Februar war es ein Minus von 4%. Im März und im
April hatten wir zwar ein leichtes Plus von 1,1% bzw.
1,2%. Das Ganze aber ist schwunglos verlaufen.

Das Investitionsklima wird zunehmend kälter. Die Auf-
tragseingänge für Investitionsgüter sind im April und im
Mai um 4,1% gegenüber Februar und März und um
2,4% gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen. Jeder
weiß, wenn die Auftragseingänge zurückgehen, gehen
auch die Einstellungspläne nach unten. Auch die Lohn-
stückkosten haben sich negativ entwickelt und auch fol-
gender Prozess ist interessant: Während in Frankreich
die Lohnstückkosten zurückgegangen sind, sind sie bei
uns deutlich angestiegen. Ich habe die Statistik hier. Hier
ist eine Entwicklung interessant, welche von Rot-Grün
abgetan worden ist. Als die Mineralölspreise gestiegen
sind, hat Frankreich gesagt, man müsse gegensteuern.
Deutschland hingegen hat gesagt, man müsse bei der
Öko-Steuer noch zulegen. Damit hat man das Mineralöl
verteuert und die Preisentwicklung, die Inflationsrate und
die Lohnstückkosten erhöht, und jetzt wundert man sich
über die Ergebnisse. Bei Ihnen werden volkswirtschaftli-
che Zusammenhänge schlichtweg negiert. Sie meinen,
Sie könnten die Augen verschließen und über diese
Zusammenhänge hinwegtäuschen.

(Beifall bei der CSU)

Der Bau, welcher für die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung regelmäßig ein Eckpfeiler ist, steckt in der
schlimmsten Krise der Nachkriegszeit. Davon ist ganz
massiv auch das Handwerk betroffen, weil 40% des
Handwerks zum Bau- und Ausbauhandwerk gehören.
Die Auftragseingänge gehen um 8% zurück, die Produk-
tion um 14% und die Umsätze um 12,3%. Das ist ein
massiver Rückschritt, und das ist nicht nur eine Erschei-
nung wie das Ungeheuer von Loch Ness, welches immer
wieder zufällig erscheint. Diese Entwicklung ist politisch
gemacht. Fast müsste ich soweit gehen und „gewollt“
sagen. 1998, nach der Bundestagswahl, bzw.
Anfang1999 wurde noch unter Oskar Lafontaine die
Spekulationsfrist beim Hausbau auf 10 Jahre erhöht. Die
Verrechnung der Verluste aus dem Baubereich mit ande-
ren Einkommensarten wurde wesentlich eingeschränkt.
Deshalb ist im Mietwohnungsbau nichts mehr passiert.
Jeder weiß aber, dass es beim Bau einer Mietwohnung

lange Zeit Abschreibungsnotwendigkeiten und lange
Zeit Verluste gibt. Wenn die Verluste nicht mit anderen
Einkommensarten verrechnet werden dürfen, wird nicht
mehr investiert. Dann kommt es zum Stillstand.

Neben den Abschreibungsbedingungen wurden auch
die Förderbedingungen verschlechtert. Dann wurde die
Bezuschussung des Sozialen Wohnungsbaus vom Bund
auf einen Mindeststand heruntergefahren. Dann wurde
das Mietrecht zugunsten der Mieter verbessert, für die
Vermieter wurde es aber nachhaltig verschlechtert. Es
wurden also alle Bremsen angezogen, die man hatte.
Dann aber wundert man sich, wenn der Karren stillsteht.
Er ist zum Stillstand gebracht worden. So dumm kann
doch niemand sein, dass er die Konsequenzen seines
Handelns übersieht. Der Wagen steht. Am Bau ist nichts
mehr los. Wo bleiben jetzt die Steuereinnahmen, die
man sich aus den verschiedenen Maßnahmen erhofft
hat? Ich glaube, dass sich allmählich auch bei der SPD
und bei den Grünen die Erkenntnis durchsetzen muss,
dass Steuereinnahmen nicht von der Höhe der Steuer-
sätze, sondern von der Höhe der Umsätze abhängig
sind.

(Beifall bei der CSU)

Sie brauchen sich nicht zu wundern, dass die Stimmung
der gewerblichen Wirtschaft nach dem Ifo-Konjunktur-
test heute auf dem tiefsten Stand seit zwei Jahren ange-
langt ist. Die Tendenz ist weiterhin fallend. Das heißt, die
Talsohle der Entwicklung ist noch nicht erreicht. Die Bun-
desregierung aber hat diese Realitäten hartnäckig igno-
riert. Monatelang hat sie bestritten, dass die Erwartun-
gen nach unten zu korrigieren sind. Es hat lange gedau-
ert, bis sie die Eckprojektion von 2,75% auf 2,0%
zurückgenommen hat. Auch jetzt betreibt die Bundesre-
gierung Wirklichkeitsverweigerung. Niemand in
Deutschland hält ein Wachstum von 2% noch für mög-
lich außer dem Herrn Bundeskanzler und dem Herrn
Bundesfinanzminister. Sie sind die einzigen, die noch
herumlaufen und 2% verkünden. Der Bundeswirt-
schaftsminister, der eigentlich zuständig wäre, hat Rede-
verbot. Er darf nichts mehr sagen. Eine seltsame Kon-
stellation ist das, welche hier Platz greift. Wenn der Bun-
deskanzler verkündet, es müssen in diesem Jahr 2%
Wachstum sein, dann erinnert mich das an planwirt-
schaftliche Staaten, welche beschlossen haben, wie
hoch das Wachstum auszufallen hat, und danach hatte
sich alles zu richten.

(Kaul (CSU): Das sind halt auch Sozialisten! Die
SPD ist eben die Partei des demokratischen Sozia-
lismus, so steht es in ihrem Grundsatzprogramm!)

– Ja, die Sozialisten haben ihre Allüren noch nicht abge-
legt.

Rot-Grün hat nur das Glück, wenn man so will, dass es
einen dynamischen Süden gibt. Es sind die Länder Bay-
ern, Baden-Württemberg und Hessen. Der Bundeskanz-
ler müsste eigentlich täglich zum lieben Gott beten,
damit sich in diesen drei Ländern die politischen Verhält-
nisse nicht ändern und allmählich Wachstumszahlen
Platz greifen, wie sie in SPD-regierten Ländern bereits
vorherrschen. Wenn das Wachstum tatsächlich bundes-
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weit bei einem Prozent liegen wird, die Südländer aber
ein höheres Wachstum haben werden, dann gibt es auch
Bundesländer, die kein Wachstum mehr, sondern Sta-
gnation, Inflation und Rezession haben. Diese Entwick-
lung verfolgen wir zur Zeit.

Wir müssen uns auch über den Ernst der Lage im klaren
sein. Wir dürfen uns nicht mit Durchschnittszahlen trös-
ten, wenn in beachtlichen Teilen Deutschlands Stagfla-
tion und Rezession herrschen. Nennenswerte Beschäfti-
gungszuwächse waren in den letzten Jahren ohnehin
nur mehr in fünf Bundesländern vorzuweisen.

Unser binnenwirtschaftliches Hauptproblem ist die Ago-
nie der Bundesregierung. 1998 wollte der seinerzeitige
Kanzlerkandidat Schröder behaupten, dass der sich
abzeichnende Wirtschaftsaufschwung sein Aufschwung
sei. Das war er nicht. Wenn es aber heute zum
Abschwung kommt, kann sich der Bundeskanzler seiner
Verantwortung nicht entziehen.

(Beifall bei der CSU)

In den neuen wie in den alten Ländern hat sich die Bun-
desregierung zu lange an den positiven Konjunkturzah-
len berauscht, wobei die Grundlagen dafür neben der
guten Weltkonjunktur auch von der Vorgängerregierung
gelegt worden sind.

Eine Reihe von strukturellen Reformen der Bundesregie-
rung Helmut Kohl hat man seinerzeit verteufelt und als
Umverteilung von unten nach oben bezeichnet. Man hat
sie hinterher zurückgenommen. Jetzt hat man die Kon-
sequenzen dieser Fehler zu tragen. Rot-grün hat für die
notwendige Stärkung der Wachstumskräfte – auf die
kommt es an – nichts getan, aber für deren Schwächung
eine ganze Menge.

Das ist ein Grundmangel unserer wirtschaftspolitischen
Diskussion. Man starrt zu sehr auf die Konjunktur und
nicht auf die Faktoren, die der Konjunktur zugrunde lie-
gen: Wachstumskräfte stärken und nicht Wachstums-
kräfte bremsen.

Man muss die gesetzgeberischen Maßnahmen, die man
ergreift, und die Entscheidungen, die man trifft, auf die-
ses Ziel hin überprüfen. Das hat man nicht getan. Des-
halb muss man sich jetzt herausreden, die Weltwirt-
schaft sei an der schwachen Konjunktur Schuld. Das ist
sie aber nicht. Das Exportvolumen – ich sage es noch
einmal – nimmt nach wie vor zu; das Tempo ist nicht das
Gleiche wie im letzten Jahr. Die Binnenkonjunktur lahmt.
Sie lahmt, weil die Bundesregierung Wachstum und
Beschäftigung nicht fördert, sondern auf breiter Front
bremst und behindert. Ich nenne nur ein paar Beispiele
dafür: die Neuregelung der 630-DM-Beschäftigungsver-
hältnisse und die Änderung der Scheinselbstständigkeit
– –

(Widerspruch bei der SPD)

– Sie wollen das immer noch nicht zur Kenntnis nehmen.
Das hat die Gründerdynamik messbar abgewürgt.

(Beifall bei der CSU)

Die Zahl der Gewerbeanmeldungen ist in den Jahren
1998 bis 2000 bundesweit um über 47000 zurückgegan-
gen. Rot-grün macht alles, um die Unternehmerlücke
nicht zu schließen, sondern um sie zu vergrößern.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Steiger (SPD))

Neue Arbeitsplätze entstehen in Folge von Betriebsgrün-
dungen. Neue Betriebe gibt es über neue Selbststän-
dige. Wenn man diesen Selbstständigen Prügel zwi-
schen die Beine wirft, dann darf man sich über das
Ergebnis nicht beklagen. Mir tut es leid, dass heute noch
darüber gelacht wird.

(Beifall bei der CSU)

Ein zweiter gravierender Fehler ist der, dass die Steuer-
reform eine schwere Schlagseite aufweist. Der Anteil der
mittelständischen Personengesellschaften an den
Betrieben beträgt in Deutschland über 85% – in Bayern
sind es 87% –, an den Beschäftigten über 75%, an der
Lehrlingsausbildung rund 85% und an der Steuerentlas-
tung – man höre und staune – 10%.

Der Job-Motor Mittelstand wird vernachlässigt, wird ins-
gesamt am geringsten entlastet. Die Entlastung in drei
Stufen – 2001, 2003 und 2005 – kommt viel zu spät.
Wegen der Ökosteuer und der Verschlechterung der
Abschreibungsbedingungen wird das alles aufgezehrt
und über die kalte Progression am Ende vollends kom-
pensiert.

Der steuerfreie Verkauf von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften durch Kapitalgesellschaften lässt viele
Umstrukturierungen zu, bringt aber in der Summe keine
neuen Arbeitsplätze. Es bieten sich eher Rationalisie-
rungspotenziale, die ausgeschöpft werden. Die Wirkung
der Steuerreform verpufft wegen der Kompensation
durch die Ökosteuer und wegen der negativen Effekte
für den Mittelstand. Nach Abschluss der Reformen,
meine Damen und Herren, werden die Personengesell-
schaften um 10% stärker belastet, als die Kapitalgesell-
schaften. Das ist der grundlegende Fehler dieser Steuer-
reform.

(Beifall bei der CSU)

Es fehlt die Investitionskraft für den breiten Mittelstand.
Arbeitsplätze entstehen durch Investitionen und Expan-
sion von Betrieben, aber nicht dadurch, dass man deren
Entwicklung bremst. Die Bundesregierung ölt den Job-
Motor Mittelstand nicht, sie wirft ihm Sand ins Getriebe.

(Zuruf von der CSU: So ist es!)

Der dritte Punkt ist die Ökosteuerreform: Neben dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz und dem Kraftwärme-
kopplungsgesetz ist sie für die hohe Inflationsrate mit
verantwortlich. Obwohl die Ökosteuer Milliarden von
Bundeszuschüssen zulasten der Verbraucher und
Unternehmen einbringt, die in das Sozialversicherungs-
system geschaufelt werden, ist die Bundesregierung de
facto von ihrem Ziel abgerückt, die Lohnzusatzkosten
unter 40% zu senken. Die lohnintensiven Betriebe wer-
den nicht entlastet. Das Versprechen aus dem Jahr 1998
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wird nicht eingehalten. Man flickt an der Gesundheitsre-
form, man bringt nur eine halb tragbare Rentenreform
zusammen, man doktert an dem Thema Arbeitslosen-
versicherung herum. Die Ökosteuerlasten steigen auf
über 30 Milliarden DM, und die Sozialversicherungsbei-
träge steigen auch.

Vierter Punkt: Der Bundesfinanzminister lässt sich loben
für die Konsolidierung des Haushalts, die im Übrigen nur
sehr begrenzt ist. Die Mahnungen der Europäischen
Union sagen etwas Anderes. Er kürzt zudem am fal-
schen Ende. Er kürzt bei den Investitionen. Die gehen
zurück von 12,5% im Jahr 1998 auf 10,4% im Jahr 2004.
Das kann nicht gut gehen. Ein Rückgang der Investitio-
nen bedeutet den Rückgang von Aufträgen und Abbau
von Arbeitsplätzen.

Für mich ist es interessant, dass sich diese Erkenntnis
mittlerweile auch in der SPD herumspricht. In der „Welt“
vom 4. Juli 2001 heißt es: „Bayerns SPD-Chef, – Wolf-
gang Hoderlein, verlangt eine Verstärkung der staatli-
chen Investitionen und schloss sich der Unionsforderung
nach einem Vorziehen der letzten Steuerreform an“. Man
höre und staune.

(Kaul (CSU): Das werden wir uns merken! – Beifall
bei der CSU)

Das sind neue Erkenntnisse. Ich kann dazu nur gratulie-
ren. Er sagt außerdem: „An dieser Flanke gewinnen wir
die Bundestagswahl, oder wir verlieren sie“. Das Zweite
wird eintreten.

(Gartzke (SPD): Gott sei Dank nicht! – Lachen bei
der SPD)

Die Bundesregierung verhält sich nach wie vor in dieser
Frage völlig stur und uneinsichtig und nimmt wirtschaftli-
che Zusammenhänge nicht zur Kenntnis.

(Zuruf des Abgeordneten Gartzke (SPD))

Es ist erstaunlich, was hier der SPD-Landesvorsitzende
sagt. Ich bin gespannt, was Sie später dazu sagen, ob
Sie sich diesem Urteil anschließen. Dann hätten wir eine
Gemeinsamkeit. Das wäre interessant.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Das passt euch
auch wieder nicht!)

Es ist gut, dass volkswirtschaftliche Erkenntnisse hier
einmal Platz greifen.

Die Bundesregierung hat 1998 versprochen, dass sie die
Ausgaben für Bildung und Forschung verdoppeln will.
Was ist davon geblieben? – Nichts. Das wäre aber richtig
gewesen. Im Übrigen steigen dafür die Steuereinnah-
men zwischen 2001 und 2004 um 63 Milliarden DM. Das
ist die Prognose des Bundesfinanzministers. Damit wird
Wachstum nicht gefördert, sondern abgewürgt. Damit
werden Wachstumskräfte geschwächt. Damit kann es
nicht vorangehen.

Als fünfter Punkt kommt hinzu: Bei der vom gesamten
nationalen und internationalen wirtschaftswissenschaftli-

chen Sachverstand immer eindringlicher geforderten
Flexibilisierung des deutschen Arbeitsmarktes ist Fehl-
anzeige zu melden. Reformen der Vorgängerregierung
sind leider zurückgenommen worden. Hier hat man die
Verbürokratisierung der Arbeitsbeziehungen weiter
vorangetrieben. Ich nenne die Stichworte Rechtsan-
spruch auf Teilzeit, Einschränkung bei befristeten
Arbeitsverhältnissen, Ausweitung der betrieblichen Mit-
bestimmung.

(Zuruf des Abgeordneten Wörner (SPD))

Alleine die Novellierung des Betriebsverfassungsgeset-
zes kostet die deutsche Wirtschaft knapp 3 Milliarden
DM. Ich zitiere einen politisch sicherlich Unverdächtigen
aus der „Süddeutschen Zeitung“ vom 6. Juli 2001, Herr
Hagelüken. Er beschreibt darin, wie Bundeskanzler
Schröder reagieren könnte, wenn er die neuen Arbeits-
marktzahlen auf den Tisch bekommt:

Er liest sie. Sofort erkennt er, wie radikal ihm der
Abbau der Arbeitslosigkeit misslungen ist. Saison-
bereinigt nimmt die Zahl der Stellensuchenden
schon seit Monaten zu. An seinen Erfolgen am
Arbeitsmarkt wollte sich Schröder bei der nächsten
Wahl messen lassen. Gerade scheitert sein wich-
tigstes Projekt. Im Film beschließt der Kanzler einen
Kurswechsel. Natürlich kennt er die Grenzen staatli-
cher Macht und den großen Einfluss der Weltkon-
junktur, der Notenbanker und der Tarifparteien.
Doch Schauspieler Schröder will wenigstens leis-
ten, was eine Regierung leisten kann. Er versucht,
ein Bewusstsein zu etablieren, dass Arbeitslosigkeit
kein normaler Zustand ist. Er prüft jede Gesetzesini-
tiative auf ihre Beschäftigungswirkung. Er plant
gegen alle Besitzstandswahrer Maßnahmen, die die
Lohnnebenkosten senken. Für Erwerbslose entwi-
ckelt er im Film finanzielle Anreize zur Arbeit und
Sanktionen gegen örtliche Immobilität. Damit einfa-
che Dienstleistungsjobs entstehen, fördert er einen
Niedriglohnsektor.

Er durchforstet staatliche Tätigkeiten nach Bereichen,
die Unternehmen im Wettbewerb besser und billiger
anbieten. Dies sind nur die ersten Punkte einer langen
Liste, die er aufschreibt. Schauspieler Schröder weiß,
dass solche Veränderungen ihre volle Wirkung erst nach
der Wahl entfalten. Es stört ihn nicht; denn er denkt über
die Wahl hinaus. Er verkündet die ersten Maßnahmen,
als am Donnerstag die schlechten Arbeitslosenzahlen
bekannt werden. Diese Szene, so schreibt Hagelüken
weiter, muss man sich vorstellen, weil in der Realität ein
ganz anderer Film ablief. Am Donnerstag, als die
Arbeitslosenzahlen bekannt wurden, war vom Kanzler
zunächst einmal nichts zu hören. Minister Riester nannte
die Arbeitsmarktdaten – man höre und staune – positive
Meldungen. Staatssekretär Andres sprach von der Job-
maschine Deutschlands. Die Jobmaschine laufe, wenn
auch etwas ruhiger. Gleichzeitig reduzierte der Weltwäh-
rungsfonds seine Konjunkturprognose für Deutschland
zum wiederholten Mal und nicht vorübergehend.

So könnte es im Film sein und so ist es in der Realität.
Ihre treuesten Anhänger bei linksliberalen Zeitungen
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schütteln nur den Kopf über das, was Rot-Grün in der
Wirtschaftspolitik macht.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten Kaul
(CSU))

Die Bundesregierung hat keine Treibsätze gezündet,
sondern Bremsen angezogen, und das mit Erfolg: Der
Karren steht. Aus Hybres über die angeblich gelungene
Steuerreform heraus war Rot-Grün der Auffassung, man
könne die Volkswirtschaft mit allen rückwärts gewandten
Themen überschütten, ohne Schaden anzurichten. Das
ging natürlich nicht gut. Das Wachstumspotenzial, das in
strukturellen Reformen steckt, wurde systematisch ver-
schüttet. Dabei müsste man wissen, dass 1% Wachstum
für den Staat 15 Milliarden DM mehr Einnahmen bedeu-
ten. Mahnungen der OECD, der Weltbank und der EU,
von wirtschaftswissenschaftlichen Sachverständigen
und von der Bundesbank werden großzügig – um nicht
zu sagen großspurig – ausgeschlagen. Deutschland
spielt deswegen nicht den Motor in Europa, den die
größte Wirtschaftsmacht eigentlich spielen müsste. Ber-
lin sitzt im Bremserhäuschen und bewirbt sich um die
Position des Schlusslichts in Europa, und wie es aus-
sieht, mit vollem Erfolg. Im Vergleich der EU-Länder bei
den Wachstumsraten – ich nehme die DIW-Prognose –
ist Deutschland im Vergleich zu allen anderen Staaten
das Schlusslicht. Der Wettbewerb um den letzten Platz
ist für die Bundesrepublik erfolgreich beendet.

Nachdem wir 34% des Bruttoinlandprodukts im Euro-
Raum haben, muss man sich nicht wundern, wenn durch
diese Entwicklung der Euro neue Tiefstände austestet.
In den anderen Ländern in Europa und an den internatio-
nalen Kapitalmärkten sieht man als Hauptursache für die
Entwicklung des Euro die deutsche Wirtschaftspolitik.
Dies ist ein bedenkliches Zeichen. Es wird in Frankreich
und anderen Ländern darüber diskutiert, dass Deutsch-
land der Hauptverantwortliche ist, weil man sich zwar
großspurig gibt, aber die notwendigen Entscheidungen
nicht trifft.

In der Talfahrt des Euro steckt eine doppelte Gefahr: Ers-
tens gaukelt sie uns eine Exportstärke vor, die wir tat-
sächlich nicht haben. Dies war bereits in den Jahren
1993/1994 so, als die europäische Währungsschlange
explodiert ist. Damals waren wir plötzlich einer völlig
anderen Wettbewerbssituation ausgesetzt, die zu massi-
ven Rationalisierungen bei Zulieferern, in der Automobil-
industrie, bei der Elektrotechnik, beim Maschinenbau,
bei der Chemie und bei allen anderen Bereichen zu einer
schlagartigen Entlassung von bis zu einer Million und
mehr Leuten geführt hat, weil wir uns völlig anderen
Wettbewerbsverhältnissen stellen mussten. Dies kann
uns bei einem Zurückpendeln des Euro genauso passie-
ren.

Zweitens. Im Zusammenspiel mit einer hohen Inflation
werden durch diese Entwicklung die Möglichkeiten der
EZB eingeschränkt, die Zinsen zu senken. Darum ist es
geradezu unseriös, wenn die Bundesregierung die EZB
auffordert, eine expansive Geldpolitik zu betreiben. Sie
haben es ihr selbst unmöglich gemacht. Die Zusammen-
hänge werden geleugnet. Im Übrigen ist der Euro nicht
nur im Verhältnis zum Dollar, sondern auch zu allen

anderen relevanten Währungen deutlich negativ gewor-
den. Das ist keine Monoentwicklung zum Dollar, sondern
eine generelle zu allen anderen Währungen hin. Das
Ganze kann zurückschlagen.

Nicht jede der einzelnen Faktoren, aber in der Summe
wirken die Faktoren so, dass wir am Arbeitsmarkt diesen
Rück- bzw. Niedergang haben. Dies hat nicht eine, son-
dern eine Summe von Ursachen, die die Wachstums-
kräfte bremsen und nicht stärken. Dies sind die Fehlent-
wicklungen, die man in den letzten paar Jahren nachhal-
tig verursacht hat. Ich verstehe nicht, dass man heute
noch sagen kann, dies sei Zufall. Ich weiß nicht, was
man sich dabei gedacht hat. Jetzt wundert man sich,
dass der Beschäftigungsaufbau zum Stillstand gekom-
men ist, die Kurzarbeit steigt, die Zahl der offenen Stel-
len sinkt, die Arbeitslosigkeit saisonbereinigt wieder
ansteigt und der Abbau von Arbeitslosigkeit abge-
schwächt ist. Man muss kein Prophet sein, um vorauszu-
sagen, dass im Sommer dieses Jahres die Arbeitslosen-
zahlen das Niveau des letzten Jahres übersteigen wer-
den.

(Willi Müller (CSU): In Hof ist das bereits der Fall!)

Der Bundeskanzler wird sein Arbeitsmarktziel im kom-
menden Jahr nicht erreichen, außer er fälscht die Statis-
tik. Dies ist die einzige Möglichkeit, die er hat. Die Anzahl
der Entlassungen wird zunehmen, wie wir heuer im
Herbst erleben werden. Im heutigen Wirtschaftsteil der
Zeitungen sind eine Reihe von Betrieben aufgeführt, die
Mitarbeiter entlassen. Man braucht kein großer Prognos-
tiker zu sein: Im Herbst wird es bei namhaften Betrieben
zu weiteren Entlassungen kommen. Die Zahl der
Arbeitslosen wird im nächsten Jahr weniger bei 3,5 Mil-
lionen, sondern eher bei 4 Millionen liegen. Dies ist eine
beschäftigungspolitische Bankrotterklärung.

(Beifall bei der CSU)

Der Bundeskanzler wollte stets an der Entwicklung am
Arbeitsmarkt gemessen werden. Daran werden wir ihn
auch messen. Dies ist nämlich seine Pleite, die er vorzu-
weisen hat.

(Zuruf des Abgeordneten Gartzke (SPD))

Wir haben in Bayern im letzten Jahr eine positive Ent-
wicklung gehabt. Bayern hat ein Spitzenwachstum von
4,3% erzielt und einen Ausfuhrrekord von 175 Milliar-
den DM erreicht. Wir haben 120000 Arbeitsplätze
zusätzlich geschaffen. Die Arbeitslosigkeit ging um 12
auf 5,5 Prozentpunkte zurück. Jetzt liegen wir unter 5%.
Wir kämpfen aber auch mit bundespolitischem Gegen-
wind. Dass die bayerische Wirtschaft in diesem Jahr
über dem Bundesschnitt liegt, ist bekannt. Dies belegen
die aktuellen Daten und der Vergleich der Auftragsein-
gänge im verarbeitenden Gewerbe, die Entwicklung im
Einzelhandel, im Handwerk und im Baugewerbe zur Ent-
wicklung auf deutscher Ebene. Wir haben auch eine
erfreuliche Entwicklung am Arbeitsmarkt im ersten Halb-
jahr gehabt und bayernweit im Juni die Arbeitslosigkeit
auf die bundesweit niedrigste Quote von 4,6% gesenkt.
Ich hoffe, dass wir die Quote von 300000 nicht so bald
wieder überschreiten und die 4 vor dem Komma in den
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nächsten Monaten halten können. Dies wird jedoch kein
einfacher Prozess werden. Die Fortschritte werden
unübersehbar kleiner werden. Leider müssen wir uns
auch in Bayern wieder auf eine steigende Arbeitslosig-
keit einstellen, weil wir uns der bundespolitischen Ent-
wicklung und dem Trend nicht entziehen können.

Dennoch betone ich: Alle bayerischen Regierungsbe-
zirke liegen bei der Arbeitslosenquote beträchtlich unter
dem westdeutschen Durchschnitt von 7,1%. Bei den
Arbeitsamtsbezirken übertrifft lediglich Hof diesen Wert.
Da kann man sehr viele Ursachen betrachten. An einer
Ursache kommt man jedoch auch nicht vorbei: Rechnet
man die Anzahl der Einpendler heraus, kommt auch Hof
auf eine Quote von unter 5%; die Problematik in der
Region Hof hat mehrere Ursachen. Dort geht der Struk-
turwandel weiter und wir brauchen neue Arbeitsplätze.
Wegen der Höchstfördergebiete in den neuen Ländern,
der Niedriglohngebiete in Tschechien und wegen der
demnächst ausgewiesenen Höchstfördergebiete in
Tschechien müssen wir natürlich dort mit unseren Instru-
menten weiterhin tätig bleiben und einen Schwerpunkt
setzen. Dies ist keine Frage. Doch die Probleme von
Sachsen und Thüringen können wir in Bayern nicht
lösen. Darüber müssen wir uns im Klaren sein. Da muss
einiges zusammenwirken.

Es wäre gefragt, wenn auch die SPD und die GRÜNEN
in Berlin hier ihren Beitrag leisten würden, auch die
bayerische SPD, aber offensichtlich haben Sie in Berlin
nichts zu melden; denn von Berlin erfahren wir eine kon-
sequente Benachteiligung.

(Beifall bei der CSU)

Hierfür ein paar Beispiele: Die Schließung oder Verklei-
nerung von Bundeswehrstandorten trifft Bayern überpro-
portional. Da rührt sich von Ihnen niemand.

(Beifall bei der CSU)

Der geplante Kahlschlag bei Zollämtern, unter anderem
in Hof, Passau und Weiden, also in Gebieten, wo wir
jede Infrastrukturmaßnahme brauchen können, ist völlig
unproduktiv. Auch da rührt sich von Ihnen niemand. Wo
bleiben Ihr Protest und Ihr Einfluss? Man macht große
Sprüche, aber dann ist niemand da.

(Beifall bei der CSU)

Bei den Bestandsinvestitionen in die Schiene fließen bei
einem Flächenanteil von 19,8% und einem Bevölke-
rungsanteil von circa 15% nur 12% in den Freistaat Bay-
ern. Das ist eine klare Benachteiligung unseres Landes.
Die Bundesregierung hat es nicht für nötig gehalten –
trotz Anmahnung von mir – auch nur einen Satz mit uns
darüber zu reden. Herr Maget sagt, die Maßnahmen
seien mit ihm abgestimmt. Ich frage mich, welches
Staatsverständnis hinter solchem Handeln steckt.

(Beifall bei der CSU)

Das ist nichts anderes als Genossenkungelei zu Lasten
des Staates.

(Beifall bei der CSU)

Herr Maget sagt auch noch, er sei mit den Ergebnissen
zufrieden. Herr Maget ist also mit den Ergebnissen, die
Bayern eindeutig benachteiligen, zufrieden.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Naaß (SPD))

Meine Damen und Herren, er lässt sich zum Propagan-
datrottel von Rot-Grün in Berlin machen. Etwas anderes
ist das nicht.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD –
Odenbach (SPD): Sie sollten sich für diese Formu-
lierung schämen!)

– Zu dieser Formulierung stehe ich. Er soll aufpassen,
was ihm untergejubelt wird. Er soll nicht sagen, er sei
zufrieden, ohne sich das Zeug angesehen zu haben. Die
Entscheidungen fallen zum Nachteil Bayerns aus. Ich
frage mich, wozu sich die Leute noch missbrauchen las-
sen.

(Beifall bei der CSU – Unruhe bei der SPD)

Der nächste „Hammer“ ist die Schließung der DB-In-
standsetzungswerke Neuaubing und Nürnberg. In
Deutschland werden acht Werke geschlossen, davon
liegen zwei in Bayern und vier in Sachsen. Die CDU- und
CSU-regierten Länder erleiden einen Kahlschlag. Aus-
genommen ist Hessen. In Kassel werden die Arbeits-
plätze aufgestockt. Warum? – Das ist der Kreis von
Herrn Eichel. Das ist Schieberei erster Güte.

(Beifall bei der CSU)

Eiskalt werden – ob in den neuen oder den alten Län-
dern – Standorte abgeschossen, die in CDU- und CSU-
regierten Ländern liegen. Das ist rot-grüne Strategie und
hat mit Sacherwägungen nichts zu tun. Ich frage: Ist das
auch mit Herrn Maget abgestimmt, und ist er damit auch
zufrieden? Wo bleibt der Protest der SPD?

(Frau Biedefeld (SPD): Wir brauchen nicht zu pro-
testieren, weil es nicht so ist!)

Wo bleibt euer Einfluss in Berlin? Wir behandeln morgen
einen Dringlichkeitsantrag. Dann werden wir darüber
reden, wie es aussieht. Sie lassen sich das alles bieten.

(Zurufe von der SPD)

Wo bleibt die SPD-Landesgruppe?

Gleiches gilt für die Interregio-Linien. Die Maßnahme
trifft einen Flächenstaat wie Bayern hart. Der Bund will
die Lasten abschieben, obwohl er für den Fernverkehr
verantwortlich ist. Es wird protestiert, und wir werden
aufgefordert, etwas zu tun. Wir tun etwas. Aber der Bund
ist in der Verantwortung.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Naaß (SPD))

Was passiert? – Nichts passiert. Wo bleibt euer Protest?
– Er findet im stillen Kämmerlein lautlos, geräuschlos
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und unauffällig statt. Was ist mit ihrem Einsatz für Bayern
los? – Sie sagen in Pressekonferenzen, wie stark uns
die Bundesregierung nütze.

(Frau Biedefeld (SPD): Das „stinkt“ Ihnen!)

Sie müssten sagen, wie sehr uns die Bundesregierung
schadet.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Regelmäßig wird empfohlen, in den strukturschwachen
Gebieten mehr zu investieren. Meine Damen und Her-
ren, dazu braucht man GA-Gebiete. Die Zuschüsse für
die GA-Gebiete Deutschlands wurden überproportional
gekürzt. Wir haben Herrn Schröder empfohlen, er solle
das bei der Konferenz in Köln vorbringen, als er gegen-
über den Europäern, der EU-Kommission und den ande-
ren Ländern Zugeständnisse machte. Er meinte, dies
wäre kein Thema für die Konferenz in Köln, er mache
das bei anderer Gelegenheit. Bei der Konferenz in Berlin
wurde es auch nicht gemacht und am Schluss kam
nichts heraus.

Die Zuschüsse für die GA-Gebiete in Bayern wurden von
1,6 Millionen DM auf 800000 DM gekürzt, obwohl uns
1,2 Millionen DM Einwohnergleichwerte bei den GA-Ge-
bieten zustehen würden. Dadurch sind unsere Hand-
lungsmöglichkeiten begrenzt und beengt. Wo bleibt der
Protest der SPD? – Sie erheben nur Forderungen „die
Staatsregierung soll“. Wo Sie etwas beeinflussen könn-
ten oder sollten, weil Sie angeblich Gewicht haben, pas-
siert nichts, rühren Sie sich nicht. Haben Sie kein
Gewicht? Oder was ist? Oder will man uns nur Schwie-
rigkeiten machen? – Der Bund hat schon zu Zeiten
Lafontaines und später unter Eichel die GA-Mittel zum
Nachteil der Länder überproportional gekürzt, sodass wir
keine Spielräume haben.

Das ist eine systematische Schwächung der wirtschaftli-
chen Entwicklung unseres Landes durch Rot-Grün in
Berlin. Rot-Grün in Bayern klatscht dazu offensichtlich
Beifall und meint, man könne damit der Staatsregierung
Schwierigkeiten machen. Wir halten mit regionalwirt-
schaftlichen und anderen Möglichkeiten dagegen. Ich
sage dazu: Die Möglichkeiten, die wir im Lande haben,
um Wachstumskräfte zu stärken, werden wir nützen: bei
Investments, Forschung und Entwicklung, Technologie-
transfer, Betriebsgründungen, Betriebsübernahmen,
Innovationen – nach der Devise neue Produkte, neue
Betriebe, neue Märkte.

Dazu ein paar Zahlen: Bayerischer Staat und Wirtschaft
geben gemeinsam knapp 3% des Bruttoinlandsproduk-
tes für Forschung und Entwicklung aus. Baden-Württem-
berg liegt darüber. Alle andere Länder liegen darunter.
An der Küste wird es mit 0,6% ganz flach. Trotzdem
wundert man sich dort über die Innovationsschwächen.
Im letzten und vorletzten Jahr stammten 25% aller
Patentanmeldungen, die beim Deutschen Patentamt
vorlagen, aus Bayern. 25% des deutschen Venture-Ka-
pital-Einsatzes wurden in Bayern investiert. Von allen
neu entstandenen Arbeitsplätzen kamen 25% in Bayern
zustande. Wir haben die höchste Betriebsdichte – 41

Betriebe auf 1000 Einwohner. Wir haben eine gesunde
Mischung von Klein-, Mittel- und Großbetrieben.

Wir haben die höchste Selbstständigenquote, die
höchste Handwerkerdichte, die höchste Zahl der
Betriebsneugründungen. Auf diese Weise entstehen
neue Arbeitsplätze und neue Beschäftigung. Auf diese
Weise stärkt man Wachstumskräfte. Auf diese Weise
kommt man voran. Wir haben das Exportvolumen auf
175 Milliarden DM und die Exportquote in den letzten
Jahren von 30 auf 40% gesteigert. Wir haben eine
höhere Beschäftigungsquote als andere Länder. Auch
das heißt Stärkung der Wachstumskräfte.

Bei der Ansiedlungspolitik haben wir die strukturschwa-
chen Räume mit Priorität versehen. Das werden wir
auch weiterhin tun. Ich verweise auf Arzberg. Dort ist vie-
les gelungen. Dies wird nicht das letzte Beispiel bleiben.
Nach meiner Überzeugung werden zusätzliche Mittel zur
Verfügung gestellt, um die „Oberfranken-Initiative“ aus-
zubauen, konsequent weiterzuführen und mit Erfolg fort-
zuführen.

Wir werden erleben, dass wir wegen der EU-Osterweite-
rung speziell im Grenzgebiet Veränderungsdruck
bekommen werden. Dafür brauchen wir ein „Standortpa-
ket Ostbayern“, um gegensteuern zu können. Wir brau-
chen die Lockerung des beihilferechtlichen Spielraums
beim Einsatz von Landesmitteln in den Grenzregionen
zu den mittel- und osteuropäischen Staaten, und wir
brauchen Fördermaßnahmen zur Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur. Auch hier bewegt sich in Brüssels
nichts, und die Bundesregierung bewegt sich bisher
auch nicht. Ich fordere die Bundesregierung zu weiterem
Engagement und zu mehr Druck in Brüssel auf.

(Frau Biedefeld (SPD): Landesentwicklungspolitik
ist Aufgabe des Landes!)

In Nizza wurde angekündigt, dass ein großes Programm
aufgelegt werde. Was kommt? – 150 Millionen Euro sind
für Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen von Finnland bis
Griechenland vorgesehen. Man kann sich ausrechnen,
wie wenig für uns bleibt. 10 Millionen Euro gibt es für
Aufklärungskampagnen der Kammern. Ansonsten gibt
es für Fördermittel, Investitionsmittel, für Infrastruktur-
maßnahmen: Null; für die Ausweitung der Fördermög-
lichkeiten: Null; für die Ausweitung der Mittel für andere
Programme: Null; für die Ausweitung der Spielräume für
die Länder: Null. Das war in Nizza nicht so beschlossen.
In Brüssel läuft das aber so.

(Zurufe aus den Reihen der CSU)

Was setzt Kommissar Verheugen – SPD-Mitglied und
aus dem Grenzland stammend – durch? – Nichts setzt er
durch.

(Zurufe von der CSU: Null! – Beifall bei der CSU)

Was sagt die SPD dazu?

(Zurufe von der CSU: Null!)

Wiederum Null.
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(Beifall bei der CSU)

Was macht die Bundesregierung?

(Zurufe von der CSU: Null!)

Wiederum Null. So ist es. In Brüssel verwaltet eine grüne
Kommissarin die Finanzen. Was kommt von dort? –
Auch Null. Meine Damen und Herren, Sie stehen überall
in der Verantwortung.

(Frau Radermacher (SPD): Das Niveau von Herrn
Wiesheu: Null!)

Was passiert?

(Zurufe von der CSU: Null!)

– Jawohl, so ist es. Die SPD in Bayern will ich gar nicht
fragen, was sie dabei tut. – Nämlich nichts. Man will Pro-
paganda machen, hat aber dazu keine Substanz.

Meine Damen und Herren, der Kurs der offensiven
Modernisierung und der Bestandspflege wird bei uns
fortgesetzt. Die Bundesregierung müsste handeln. Wir
können und werden nicht auf Dauer der Reparaturbe-
trieb für die Tatenlosigkeit und das Missmanagement in
Berlin sein.

(Beifall bei der CSU)

Wenn Herr Schröder den Prozess des Nichtstuns mit
dem Begriff einer „Politik der ruhigen Hand“ beschreibt,
muss ich sagen, er hat schon eine sehr ruhige Hand.
Das ist die Politik der Untätigkeit. Herr Schröder hat
davon gesprochen, dass es kein Recht auf Faulheit gibt.
Da hat er Recht. Es gibt aber auch kein Recht auf Faul-
heit und Feigheit für die Bundesregierung.

(Beifall bei der CSU)

Der größte Witz ist, dass man jetzt an die amerikanische
Politik des leichten Geldes appelliert. Herr Eichel verwei-
gert Steuersenkungen mit der Begründung, das tun
schon die Amerikaner. Man denkt, die neue Bush-Regie-
rung senkt die Steuern, und das wird sich schon positiv
auf uns auswirken. Die Untätigkeit im eigenen Land
begründet man damit, dass doch andere aktiv seien; das
müsse reichen. Aber das reicht eben nicht. Die Inlands-
konjunktur lahmt. Deshalb ist die Bundesregierung zum
Handeln aufgefordert. Das, was wir im Lande tun kön-
nen, tun wir.

Wir wollen keine konjunkturpolitischen Strohfeuerpro-
gramme im Sinne eines „Deficit-spending“. Es geht um
eine Mischung aus makroökonomischen Impulsen und
notwendigen strukturellen Reformen. Nur auf diese
Weise kann das Vertrauen der Verbraucher und der mit-
telständischen Wirtschaft wiederhergestellt werden. Ich
stimme Herrn Hoderlein in diesem Punkt durchaus zu.
Ich hoffe, Sie auch, denn dann wären wir einen Schritt
weiter.

Das, was wir brauchen, fasse ich in folgenden Stichwor-
ten zusammen: Vorziehen der zweiten und dritten Stufe

der Steuerreform und Beseitigung der Schieflage zulas-
ten des Mittelstandes. Die Sachinvestitionen müssen
gestärkt werden. Das kostet zwar etwas, aber Nichtstun
kostet mehr. Wer jetzt nicht den Mut hat, zu handeln,
wird noch viel höhere Steuerausfälle hinnehmen müs-
sen.

Im Übrigen: Zum großen Sparkommissar Eichel ist zu
sagen, Finanzminister Waigel hat zwischen 1994 und
1998 die Ausgaben des Bundes um fast 30 Milliarden
DM reduziert. Wenn Herr Eichel die Ausgaben nur kon-
stant halten würde, könnte er bei der Gegenfinanzierung
in den nächsten Jahren über 24 Milliarden DM einspa-
ren.

Das, was wir weiter brauchen, ist ein Verzicht auf die
nächsten Stufen der Ökosteuerreform. Außerdem benö-
tigen wir eine Stärkung der investiven Mittelansätze im
Bundeshaushalt. Die 2 Milliarden DM aus UMTS-Zinser-
sparnissen auf drei Jahre, reichen mit Sicherheit nicht.
Es ist immer dasselbe taktische Spielchen: Man legt
etwas drauf unter dem Motto: „Bis zur Bundestagswahl
wird es schon reichen; dann sieht die Welt anders aus.“
Niemand sagt, was nach Ablauf der drei Jahre passiert.
Auf der letzten Verkehrsministerkonferenz haben wir
Herrn Bodewig gefragt, wie es dann mit der Infrastruktur-
finanzierung weitergehen soll. Die Antwort war: Weiß ich
nicht. Wir haben gefragt, was der Finanzminister sagt.
Den zitiert er lieber nicht. So kann es aber nicht gehen.

Nach den vorliegenden Prognosen werden wir in Bayern
in den nächsten 15 Jahren beim Güterverkehr einen
Zuwachs von 80% haben, im Ost-West-Verkehr voraus-
sichtlich von 100%. Dass das nicht alles mit intelligenter
Verkehrssteuerung, mit GPS und Galileo oder mithilfe
einer stärkeren Auslastung der Ladeflächen bewältigt
werden kann, weiß jeder. Wir brauchen auch eine Ver-
stärkung der Infrastruktur. Wenn wir nur den Zuwachs im
Güterverkehr auf die Schiene verlagern wollen, müssten
wir die Schieneninfrastruktur verdoppeln oder verdreifa-
chen. Dazu gibt es aber keine Ansätze. Deswegen sollte
man sich heute überlegen, wie die Infrastruktur in den
nächsten 15 Jahren aussehen muss.

Wir brauchen auch verbesserte steuerliche Rahmenbe-
dingungen für den Bau. Das ist ein Bereich, in dem Sie
allein in den letzten zwei Jahren die Konditionen versaut
haben, sodass der Bau zum Stillstand gekommen ist.

(Beifall bei der CSU)

Sie sollten sich der Wohnungsbauoffensive, die wir auf-
gelegt haben, anschließen.

Wir brauchen eine Senkung der Lohnzusatzkosten unter
40%. Dafür wären vernünftige Reformen nötig. Erforder-
lich wäre auch eine Senkung des Beitrags zur Arbeitslo-
senversicherung, die möglich wäre, die aber nicht vorge-
nommen wird, weil die Bundesregierung das Geld für
den Ausbau des zweiten Arbeitsmarkts verwenden will,
um die Arbeitslosenstatistik zu schönen.

Wir brauchen strukturelle Reformen auf dem Arbeits-
markt. Wir benötigen- das wäre eine Wohltat – die Rück-
nahme der Novellierung des Betriebsverfassungsgeset-
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zes. Kaum etwas ärgert und verdrießt den Mittelstand so
sehr wie diese gesetzliche Regelung. Anscheinend
reden Sie nicht mehr mit den Leuten in den Betrieben,
sonst wüssten Sie, das ist ein Stimmungskiller par excel-
lence.

Wir brauchen eine konsequente Fortsetzung der Privati-
sierungspolitik und Einsparungen bei überflüssigen Aus-
gaben. Ich sage es noch einmal: Allein EEG, KWK-Re-
gelung und Ökosteuer kosten den Stromkunden bereits
über 11 Milliarden DM. Die Summe steigt an. Die Kohle-
förderung kostet 8 Milliarden DM. Wenn die Zielvorstel-
lungen von Rot-Grün verwirklicht werden, werden 50%
bis 60% des Strommarktes subventioniert und reguliert.
Das kann nicht sein.

Wir brauchen außerdem das, was Sie im Wahlkampf
vollmundig angekündigt haben, nämlich eine „aktive
Modernisierungs- und Innovationspolitik“. Davon ist
nichts anderes geblieben als eine Restaurierungs- und
Stagnationspolitik.

Ich erwarte vom Bundeskanzler, dass er im „Bündnis für
Arbeit“ dafür sorgt, dass im nächsten Jahr schwere Tarif-
konflikte vermieden werden und dass keine Lohn-Preis-
Spirale in Gang gesetzt wird, die letztlich nur in der Stag-
flation und im Rückgang von Investitionen enden würde.
Moralappelle an die Unternehmen nach Ausweitung der
Beschäftigung bringen niemand weiter. Es ist Chuzpe
und Unverfrorenheit, wenn der Bundeskanzler vorsorg-
lich die Unternehmer als Verantwortliche dafür benennt,
dass er sein Arbeitsmarktziel nicht erreicht. Da muss er
sich schon an der eigenen Nase packen.

(Beifall bei der CSU)

Es war interessant, was er gesagt hat, als ihm 1998 bei
einem großen „Spiegel“-Interview die niedersächsischen
Wirtschaftszahlen vorgehalten wurden. Damals hat er
erklärt, er könne nichts ändern, weil die Rahmenbedin-
gungen beim Bund gemacht würden. Er habe keine
Instrumente in der Hand. Jetzt hat er die Instrumente in
der Hand, aber er geht falsch mit ihnen um. Das bringt
mehr Schaden als Nutzen. Für die Schaffung von
Arbeitsplätzen kommt es jetzt in erster Linie auf die poli-
tischen Rahmenbedingungen an. Ich füge hinzu: Wer
den Mittelstand nicht hegt und pflegt, wird nicht mit
neuen Arbeitsplätzen rechnen können. Deswegen muss
man dort ansetzen.

Letzte Bemerkung: Die Zeit der wirtschaftspolitischen
Beliebigkeit und der Klientelpolitik der Bundesregierung
ist vorbei. Bisher ging man daran, sich die Großbetriebe
durch die Reform der Körperschaftsteuer wohlgesonnen
zu machen. Für die Gewerkschaften hat man dafür die
Reform des Betriebsverfassungsgesetzes durchgeführt.
Der Mittelstand wird dabei zerrieben. Meine Damen und
Herren, das kann nicht sein. Wir brauchen auch im Bund
eine Wirtschaftspolitik, die sich wieder am ordnungspoli-
tischen Leitbild der sozialen Marktwirtschaft orientiert,
anstatt ihr Heil in Minimalkonsens-Runden zu suchen
und zu finden.

Die Bundesregierung ist offensichtlich nicht in der Lage,
ihre wirtschafts- und ordnungspolitische Führungsrolle

wahrzunehmen. Dies wäre aber die Grundvorausset-
zung für einen selbsttragenden Aufschwung, für die
Sicherung der Zukunftsfähigkeit Deutschlands und für
einen angemessenen Wachstumsbeitrag unserer Volks-
wirtschaft. Heute steht im „Münchner Merkur“, der Präsi-
dent des Arbeitgeberverbands, Herr Hundt – der im Übri-
gen ein sehr ausgeglichener Mensch ist und die Kontro-
versen nicht sucht –, sage, Herr Schröder habe keine
Ahnung von Wirtschaftspolitik. Dem habe ich nichts hin-
zuzufügen.

(Lang anhaltender Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Ich eröffne die
Aussprache. Nachdem Herr Staatsminister Dr. Wiesheu
die Redezeit überzogen hat, verlängert sich die Redezeit
der Fraktionen um jeweils 18 Minuten. Das heißt, es ste-
hen jeder Fraktion 48 Minuten zur Verfügung. Erster
Redner ist Herr Dr. Kaiser.

Dr. Kaiser  (SPD): Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Bei der Rede des Wirtschaftsmi-
nisters haben wir uns gefragt, was soll diese Regie-
rungserklärung. Herr Dr. Wiesheu, der Neuigkeitswert ist
gleich null, und der Stil ist unwürdig.

(Beifall bei der SPD)

Weite Teile Ihrer Rede bestanden aus billiger Polemik
und Beleidigungen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister, ich fordere Sie auf, den Ausdruck „Propa-
gandatrottel“ gegenüber unserem Fraktionsvorsitzenden
augenblicklich zurückzunehmen.

Das ist unwürdig. Herr Wiesheu hatte im Amt des Wirt-
schaftsministers einen legendären Vorgänger: Ludwig
Erhard. Er hat gesagt, 50% der Wirtschaftspolitik sind
Psychologie.

(Zurufe von der CSU: Jawohl!)

Herr Wiesheu, daran sollten Sie sich ein Beispiel neh-
men, anstatt billige Polemik zu verbreiten.

(Beifall bei der SPD – Dr. Bernhard (CSU): Wir wol-
len nicht alles schönreden! – Frau Biedefeld (SPD):
Keine Sachargumente!)

Was Herr Wiesheu hier geboten hat, war ein Zerrbild der
wirtschaftlichen und politischen Realität unseres Lan-
des.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CSU)

Rezessionsängste zu schüren, nützt niemandem und
liegt allenfalls im Interesse der kleinkarierten Parteipoli-
tik, die Sie hier betreiben wollen.

(Beifall bei der SPD – Zahlreiche Zurufe von der
CSU – Unruhe)
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Dafür habe ich angesichts der desolaten Lage der Union
auf Bundesebene ein gewisses Verständnis.

(Fortgesetzte Unruhe – Zuruf des Abgeordneten
Prof. Dr. Stockinger (CSU))

Es hat keinen Sinn, eine einseitige Schuldzuweisung
vorzunehmen. Bei einer realistischen, nüchternen
Betrachtungsweise ist vorsichtiger Optimismus in der
Wirtschaftspolitik angebracht.

(Lachen bei der CSU)

Die Wachstumsprognosen der Institute schwanken zwi-
schen 1 und 2%. Das ist die normale, übliche Prognose-
differenz.

(Widerspruch bei der CSU)

Die OECD geht von 2% aus, das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung von 1,2 bis zu 1%. Die OECD hat
in ihrem neuesten Ausblick auf die Entwicklung der
Arbeitslosigkeit folgende Prognosen abgegeben:

(Prof. Dr. Stockinger (CSU): Schönredner! – Gegen-
ruf der Frau Abgeordneten Werner-Muggendorfer
(SPD))

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung erwartet in Europa trotz des geringeren
Wirtschaftswachstums einen weiteren Rückgang der
Arbeitslosigkeit. Die OECD geht in ihrem neuesten
Beschäftigungsausblick von einer positiven Entwicklung
auch auf dem deutschen Arbeitsmarkt aus. So lautete
die Meldung vom 7. Juli, der erst vor wenigen Tagen war.
Die OECD ist zuversichtlich, dass es sich bei der
momentanen Abkühlung der Weltkonjunktur um eine
sehr begrenzte Abschwächung handelt. Spätestens im
Jahr 2002 werde sich die Wirtschaft wieder beleben.

(Kaul (CSU): Die Rede schicken wir den Arbeitslo-
sen!)

– Herr Kaul, wir haben die Arbeitslosen von Ihnen
geerbt, nämlich über 4 Millionen nach 16 Jahren Unions-
regierung! Jetzt sagen Sie: Die Rede schicken wir den
Arbeitslosen.

(Beifall bei der SPD – Lebhafter Widerspruch bei
der CSU – Zuruf des Abgeordneten Kaul (CSU))

Das ist die Meinung der OECD. Herr Wiesheu, Sie hät-
ten den Kommentar der „Süddeutschen Zeitung“ von
heute zur Prognose des DIW zitieren sollen:

Dennoch könnte Eichel Recht haben insofern, als er
weiter auf eine Wende zum Besseren setzt, denn
die negativen Meldungen verdecken, dass Einzelin-
dikatoren bereits auf eine Erholung zum Jahres-
ende hinweisen.

Das ist die wirtschaftliche Realität in unserem Lande.

Sie haben eine einseitige Schuldzuweisung an die Bun-
desregierung vorgenommen. Was sind die Realitäten?

Das ifo-Institut hat am 26. Juni folgende Presseerklärung
abgegeben:

Die Weltwirtschaft ist im Jahr 2000 mit 4,8% stärker
gewachsen als in den letzten zehn Jahren. Hinter
diesem Wachstumsrekord im Jahresdurchschnitt
versteckt sich aber eine deutliche Verlangsamung
im Verlauf des Jahres.

Das ist richtig.

Auslöser dafür war zum einen die Verteuerung des
Erdöls und anderer Energieträger. Zum anderen
hatten die Notenbanken in den USA und in Westeu-
ropa die monetären Zügel gestrafft, um der Inflati-
onsgefahr entgegenzuwirken. In den USA ging der
Boom zu Ende. Die starke Expansion im IT-Sektor
hatte bis Mitte 2000 die zyklische Verlangsamung
überdeckt, die sich in anderen Bereichen bereits ab
Herbst 1999 abzeichnete. Die Konjunkturabkühlung
in den USA traf insbesondere die asiatischen
Schwellenländer und Japan. Dagegen blieb die
Konjunktur in Westeuropa zunächst noch ver-
gleichsweise robust. In Deutschland hat sich die
Konjunktur seit Mitte letzten Jahres stark abgekühlt.

Das ist richtig.

Maßgeblich hierfür war einmal die Verlangsamung
der Weltkonjunktur.

Das sind die Gründe, die das ifo-Institut in München
angibt. Es heißt weiter:

Das ifo-Institut geht aber davon aus, dass es in
Deutschland und im gesamten Euro-Raum ab dem
zweiten Halbjahr 2001 wieder zu einer konjunkturel-
len Aufwärtsentwicklung kommt.

Das müssten Sie als bayerischer Wirtschaftsminister
verkünden: Es gibt eine erneute Aufwärtsentwicklung zu
Ende dieses Jahres. Nicht Pessimismus ist angesagt,
sondern Optimismus, auch im Interesse der Arbeitslosen
in diesem Lande.

(Beifall bei der SPD)

Keinem Arbeitslosen nützt es etwas, wenn der bayeri-
sche Wirtschaftsminister schwarz in schwarz malt und
aus parteipolitischen Gründen eine schlechte Konjunktur
herbeireden will. Das haben Sie nämlich getan.

(Beifall bei der SPD)

In Deutschland wird das Wachstum durch die Struktur-
probleme der ostdeutschen Wirtschaft und in weiten Tei-
len im Bausektor gedämpft. Herr Wiesheu, Sie haben die
Baukonjunktur angesprochen. Was unternimmt denn der
Freistaat Bayern, um hierzulande die Baukonjunktur
anzukurbeln? Auch Sie sparen bei den Bauausgaben.
Tun Sie im eigenen Lande etwas, bevor Sie mit dem Fin-
ger nach Berlin zeigen und die Bundesregierung dazu
auffordern, etwas zu tun.



Plenarprotokoll 14/70 v. 11.07.2001 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 5003

(Beifall bei der SPD – Werner (SPD): Das ist beim
Straßenbau das Gleiche!)

Es ist richtig, dass eine Konjunkturdelle besteht; Wachs-
tum und Abbau der Arbeitslosigkeit haben sich verlang-
samt. Ursache ist maßgeblich die harte Konjunkturlan-
dung in den USA, die für Bayern der wichtigste Handels-
partner sind. Die Rezession in Japan ist nach wie vor
evident, wo eine hohe Sparrate bei gleichzeitig hohem
Staatsdefizit vorliegt. Die Staatsverschuldung in Japan
hat sich in den letzten Jahren verdoppelt. Herr Wiesheu,
wollen Sie mit Ihren Forderungen in Bayern und in
Deutschland die Staatsverschuldung erneut in die Höhe
treiben? Das ist unverantwortlich. Die Auflistung Ihrer
Forderungen ergibt über 400 Milliarden DM an zusätzli-
chen Ausgaben. Das ist fast das Volumen eines Bundes-
haushaltes. Eine solche Finanzpolitik wäre unverant-
wortlich.

(Beifall bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Kollege,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Dr. Bern-
hard? –

Dr. Bernhard  (CSU): Herr Dr. Kaiser, Sie haben auf die
weltwirtschaftlichen Einflüsse hingewiesen. Wie erklären
Sie es sich, dass die Bundesrepublik trotz der weltwirt-
schaftlichen Einflüsse, die alle Länder der EU betreffen,
bei Wachstum und Arbeitsplätzen inzwischen Schluss-
licht in Europa ist?

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Dr. Kaiser,
bitte.

Dr. Kaiser  (SPD): Ich nenne die Strukturprobleme in
Ostdeutschland, die wir von Ihnen geerbt haben.

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU)

Gründe sind die Strukturprobleme im Osten und die Bau-
wirtschaft.

(Lebhafte Zurufe von der CSU)

Das ist die Wahrheit. Sie haben eine falsche Politik bei
der Wiederherstellung der deutschen Einheit betrieben,
beginnend beim Umtauschkurs bis hin zur Eigentumsre-
gelung.

(Zuruf des Abgeordneten Willi Müller (CSU))

Sie haben in den Jahren von 1990 bis 1998 versagt.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben den Menschen weisgemacht, die deutsche
Einheit könnte aus der Portokasse gezahlt werden, und
haben die Staatsverschuldung in die Höhe getrieben.

(Beifall bei der SPD)

Auch der Euro ist ein Unsicherheitsfaktor. Bisher hieß es
immer wieder, die Kursschwäche des Euro gegenüber
dem Dollar sei auf die unterschiedliche Wachstumsdyna-
mik in den USA und in Europa und auf die Zinsunter-
schiede zurückzuführen. Jetzt ist die Situation umge-
kehrt: Das Wachstum in Europa ist höher als in den USA,
und auch die Zinsunterschiede haben sich abgeflacht.
Prof. Sinn, Präsident des ifo-Instituts, hat eine ganz plau-
sible Erklärung für die Gründe abgegeben, die für die
Kursschwäche des Euro maßgeblich sind. Rund ein Drit-
tel der Bargeldbestände sind in Osteuropa. Schwarzgeld
wird nicht in Euro umgetauscht, sondern in Dollar.

(Dr. Bernhard (CSU): Weil kein Vertrauen in den
Euro besteht, weil Sie eine falsche Politik machen!)

Es gibt also ganz nüchterne Gründe. Sobald der Euro
eingeführt sein wird, werden die Menschen sehen, dass
das eine reale Währung ist. Dann wird sich der Euro-
Kurs verbessern.

(Dr. Bernhard (CSU): Darüber sprechen wir im
nächsten Jahr!)

Der Euro ist ein großes Experiment in der Wirtschaftsge-
schichte. Wir müssen alles tun, um den Euro zum Erfolg
zu machen. Sie haben seiner Einführung ja auch zuge-
stimmt.

(Dr. Bernhard (CSU): Sie sollen eine vernünftige
Strukturpolitik machen!)

Auch Finanzminister Waigel hat seine Einführung geför-
dert. Sie sollen jetzt nicht die Wirtschaft schlechtreden.
Angesagt ist eine Politik der ruhigen Hand, wie sie die
Bundesregierung betreibt, und keine tagespolitische
Hektik.

(Dr. Bernhard (CSU): Ein Minuswachstum haben
wir!)

Sie reden von der Agonie der Bundesregierung. Da
haben Sie wohl das Kanzleramt mit der CDU-Parteizen-
trale verwechselt.

(Beifall bei der SPD)

Die Agonie der Opposition in Berlin ist evident.

Sie tun gerade so, als wäre die jetzige Bundesregierung
für den Schuldenberg verantwortlich, den Sie uns hinter-
lassen haben. Der Schuldenberg des Bundes stieg in
Ihrer Regierungszeit von 1982 bis 1998 von 350 Milliar-
den DM auf 1,5 Billionen DM.

(Zuruf von der SPD: Eine unverantwortliche Politik
ist das!)

Die jährliche Zinslast – daran muss man immer wieder
erinnern – beträgt 82 Milliarden DM, nahezu ein Viertel
der Steuereinnahmen des Bundes. Man darf auch daran
erinnern, dass die Spitze des Schuldenberges trotz der
Konsolidierung erst im Jahre 2006 erreicht sein wird.
Deshalb ist der Hinweis auf Amerika und auf Bush völlig
verfehlt. Bush kann die Steuern senken, weil der Haus-
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halt in Amerika ausgeglichen ist. Sie haben uns einen
zerrütteten Haushalt hinterlassen, den wir in den nächs-
ten Jahren korrigieren müssen.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben auch auf das Bündnis für Arbeit hingewiesen.
Der Bundeskanzler wird sich in der Tat – und zwar erfolg-
reich – bemühen, in das Bündnis für Arbeit auch die
Arbeitsmarktpolitik aktiv mit einzubringen.

Die Reformpolitik der sozialdemokratisch geführten Bun-
desregierung ist erfolgreich. Das gilt auch für die Ren-
tenpolitik und die Steuerpolitik. Hören Sie mit der
Legende von der Benachteiligung des Mittelstandes auf!
Diese Legende ist längst widerlegt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU: Nichts ist
widerlegt!)

Nun ein Wort zu den Wirkungen der Steuerreform. Die
Steuerreform wird sich nach Einschätzung des Ifo-Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung im zweiten Halbjahr erst-
mals sichtbar auswirken. Der positive Effekt der Steuer-
reform wäre deutlich, wenn der Preisschub nachlasse,
sagt der Leiter der Abteilung für Konjunkturforschung
des Münchner Ifo-Instituts, Willi Leibritz. Dann haben die
Leute durch die Steuersenkungen mehr Geld übrig. Die
Steuersenkungen sind erfolgreich. Sie werden auch hin-
sichtlich der Belebung der Konjunktur im zweiten Halb-
jahr des Jahres 2001 erfolgreich sein. Nehmen Sie das
bitte zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD – Dr. Bernhard (CSU): Sie kön-
nen die Konjunktur nicht gesundbeten! Das wird
Ihnen nicht gelingen!)

Nun zu den Forderungen der CSU betreffend die Öko-
steuer. Der Ministerpräsident sagt: Weg mit der Öko-
steuer! Das hätte einen Einnahmenausfall von 30 Milliar-
den DM zur Folge. Der Wirtschaftsminister spricht heute
nur von dem Wegfall der nächsten Stufe der Ökosteuer.
Was wollen Sie denn jetzt eigentlich? Wollen sie die
Ökosteuer ganz abschaffen oder nur die nächste Stufe
aussetzen? Das bleibt völlig offen. Allein die Aussetzung
der nächsten Stufe würde einen Steuerausfall von 7 Mil-
liarden DM im nächsten Jahr bedeuten. Gleichzeitig ver-
langen Sie, dass die Lohnnebenkosten unter 40% sin-
ken. Das Vorziehen der Einkommensteuersenkungen
von 2005 auf 2002 würde einen Einnahmenausfall von
75 Milliarden DM verursachen. Sie fordern ein Familien-
geld von 1200 DM pro Kind. Das würde 60 Milliarden DM
kosten.

Sie verlangen mehr Geld für die Bundeswehr, für die
Bahn, für die Straßeninfrastruktur und auch für den Woh-
nungsbau. Wohin soll eine solche Haushaltspolitik füh-
ren? Die Notenbank würde gewissermaßen im Dreieck
springen und würde bei einer solchen Finanzpolitik kei-
nerlei Zinssenkungen, sondern eher Zinserhöhungen
beschließen. Meine Damen und Herren, was Sie hier
betreiben, ist also eigentlich verantwortungslos.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister Wiesheu, machen Sie – darauf wird Kol-
lege Schläger noch etwas näher eingehen – zuerst ein-
mal Ihre Hausaufgaben hier in Bayern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben hier den „Münchner Merkur“ zitiert. Am 3. Juli
lautete die Schlagzeile im „Münchner Merkur“: München
boomt und Nürnberg kommt nicht aus der Krise. – Tun
Sie etwas für die nördlichen Teile Bayerns!

(Beifall bei der SPD)

Versuchen Sie, die Strukturen zu verbessern. Ich hätte
von Ihrer Rede, Herr Wiesheu eigentlich erwartet, dass
Sie etwas über Ihre Position bei der Zuwanderung aus-
ländischer Fachkräfte gesagt hätten. Kein Wort davon.
Sie haben kein Wort zur Gentechnologiedebatte und
dazu, wie es mit dem Gentechnologiezentrum München
eigentlich weitergehen soll, gesagt. Sie haben nichts
über die ausbleibenden Investitionen bei der Mobilfun-
kinfrastruktur gerade in Bayern gesagt. Null Inhalt! Ich
meine also, eine vernünftige Finanzpolitik in Berlin, geld-
politische Maßnahmen der Europäischen Zentralbank
und eine vernünftige Lohnpolitik im nächsten Jahr wer-
den uns weiterbringen. Meine Damen und Herren, es ist
Optimismus angesagt, auch in der Wirtschaftspolitik. Die
Wirtschaftspolitik ist bei der SPD-geführten Bundesre-
gierung in guten Händen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU: Das glau-
ben Sie selber nicht!)

Das glauben auch die Menschen. Nach allen Umfragen
liegt die Wirtschaftskompetenz nicht bei der Union;

(Zuruf von der CSU: Da lachen die Hühner!)

sie liegt bei der SPD. So wird es auch bleiben, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat nun
Herr Dinglreiter, bitte.

Dinglreiter  (CSU): Sehr verehrte Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Kaiser und
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, ich möchte nicht in Ihrer Haut stecken.

(Beifall bei der CSU)

Ich schätze Sie als kluge Leute, die durchaus wissen,
wie es um die Wirtschaftspolitik in Deutschland steht. Sie
müssen sich im Dienste des Kanzlers verbiegen. Das ist
nicht angenehm.

(Beifall bei der CSU)

Ich gebe Ihnen einen Rat. Wir haben mit einer unionsge-
führten Regierung von hier aus gelegentlich durchaus
auch Sträuße ausgefochten, wenn es um die Interessen
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Bayerns ging. Kämpfen Sie mit uns für die Interessen
Bayerns. Dann tun wir diesem Land einen Dienst.

(Beifall bei der CSU)

Herr Dr. Kaiser, wenn Sie sagen, wir sollten nicht
schwarz malen, wir sollten die Situation nicht düster dar-
stellen, dann kann ich Ihnen sagen: Ich könnte meine
Rede damit bestreiten, dass ich eine Reihe von Zitaten
von sach- und fachkundigen Journalisten vortrage. Was
lesen Sie denn in den letzten Tagen an Überschriften in
der Zeitung? Dort ist zu lesen: Wirtschaft stagniert,
geringstes Wachstum seit acht Jahren, Steuerreform
verpufft, Konjunktur schmiert ab, die Arbeitslosigkeit
steigt. Das sind die Schlagzeilen in den seriösen Blät-
tern. Das ist die Realität, die beschrieben wird.

Eigentlich sollte die Wirtschaft aber blühen, denn der
Kanzler wollte zwar nicht alles anders, aber vieles bes-
ser machen. Was ist daraus geworden? Es gibt keinen
Zweifel: Das Wirtschaftswachstum ist im Keller und ohne
Bayern und Baden-Württemberg sähe es noch düsterer
aus, als es ohnehin schon der Fall ist. Beim Wirtschafts-
wachstum stehen wir in Europa an letzter Stelle. Das ist
die Realität. Deutschland hat im europäischen Wirt-
schaftszug nicht mehr die Rolle der Lokomotive wie in
den achtziger und weithin auch in den neunziger Jahren,
wir sitzen vielmehr im Bremserhäuschen und werden zur
Last für die wirtschaftliche Entwicklung Europas. Das ist
die Realität.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Gartzke (SPD))

– Machen Sie eine gute Umweltpolitik, aber lassen Sie
die Wirtschaftspolitik andere machen, Herr Gartzke!

Damit sind wir zugleich bei dem Grund für die anhal-
tende Schwäche des Euro, die zu hohen Einfuhrpreisen
aus dem Dollarraum führt. Allein der Benzinpreis wird
durch den schwachen Eurokurs mit 16 bis 17 Pfennig
zusätzlich belastet. Das macht, wie ich denke, deutlich,
wie die Situation sich darstellt. Diese und andere
Umstände haben auch zu einer hohen Geldentwertungs-
rate geführt. Ich kann nur sagen: Die siebziger Jahre las-
sen grüßen, wenn Sie so weitermachen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Meine Damen und Herren, haben nicht die Sozialdemo-
kraten Anfang der neunziger Jahre wegen hoher Inflati-
onsraten in anderen europäischen Ländern von einer
Missgeburt des Euro gesprochen? Jetzt hat Italien eine
Geldentwertungsrate von 2,9%, Frankreich eine solche
von 2,5% und England eine solche von 1,7%. Da läuft
doch etwas schief in Deutschland. Es droht die Gefahr
einer Stagflation mit erheblichen Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt, die Löhne, die Kosten und die Preise.
Diese Politik ist von Übel für unser Land. Statt diese
negativen Trends zu wenden und unser Land beim Wirt-
schaftswachstum, bei der Schaffung von Arbeitsplätzen
und bei der Geldwertstabilität wieder an die Spitze Euro-
pas zu bringen, hat die rot-grüne Regierung in Berlin
einen Trend zur Sozialisierung eingeleitet. Ob es um die
Steuerpolitik mit einer Benachteiligung des Arbeitsplätze

schaffenden mittelständischen Eigentümer-Unterneh-
mers geht oder um die 25 Milliarden DM Entlastung für
Arbeitnehmer, wobei dieser Personenkreis aber wie-
derum etwa 18,5 Milliarden DM zurückzahlen musste,
welche ihm durch die Ökosteuer abgenommen wurden –
beides hat weder Anreize für Investitionen noch für den
Konsum geschaffen.

Der Bundeskanzler hätte gut daran getan, in der Steuer-
reform den Konsens mit der Opposition zu suchen, statt
mit fragwürdigen Methoden ein falsches Konzept mit
verheerenden Auswirkungen auf die Wirtschaft und den
Arbeitsmarkt durchzudrücken. Der Wirtschaftsminister
hat das 630-Mark-Gesetz und das Thema Scheinselbst-
ständigkeit schon angesprochen, alles falsche Signale
für Existenzgründer, die neue Arbeitsplätze schaffen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wilhelm (CSU))

Oder denken Sie an die Verschärfung beim Kündigungs-
schutz, der zwar den Arbeitsplatzinhabern hilft, aber
Arbeitssuchende, zumal ältere, benachteiligt. Denken
Sie an das alles nivellierende Teilzeitgesetz oder an die
so genannte Modernisierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes. Überall setzt die Bundesregierung auf mehr
Staat, mehr Regulierung und mehr Gängelung der Wirt-
schaft statt auf mehr Flexibilität, mehr Eigeninitiative und
mehr Eigenverantwortung in den Betrieben.

Wird so unsere Wirtschaft zukunftsfähig? muss man fra-
gen. Ist das die richtige wirtschafts- und gesellschaftspo-
litische Orientierung für das 21. Jahrhundert?

Meine Damen und Herren, wenn Sie immer sagen, das,
was die Union vorschlägt, würde viel Geld kosten, so
sage ich Ihnen ganz klar: Wir brauchen kein finanzielles
Konjunkturprogramm, wenn man von notwendigen
Investitionen in den Infrastrukturbereich absieht. Wir
brauchen mehr Freiräume für eine im internationalen
Wettbewerb stehende Wirtschaft. Wir brauchen Deregu-
lierung statt neuer Gesetze, die kostentreibend, bürokra-
tisch, investitionshemmend und damit strukturkonservie-
rend und rückwärts gewandt sind. Ein frei entscheiden-
der und risikobereiter Unternehmer wird durch die Politik
dieser Bundesregierung immer mehr zum Ausführungs-
organ öffentlicher Vorschriften. Das ist das, was die
Menschen draußen beklagen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wilhelm (CSU))

Die Selbstverantwortung der Unternehmer wird
beschnitten und zur Hörigkeit gegenüber Funktionärska-
dern umfunktioniert. Ich erinnere an das Betriebsverfas-
sungsgesetz. Zu viel Betreuung lähmt aber die innere
Freiheit, die Initiative und den Gestaltungswillen der
Unternehmer. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass in
weiten Teilen des Mittelstandes lähmende Frustration
herrscht. Das kann man nicht schlecht reden, sondern
das ist die Realität, das ist so. Man muss sich nur einmal
mit den Leuten unterhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Und da, meine Damen und Herren, muss sich etwas
ändern, wenn die Wachstumsschwäche nicht in eine
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Rezession mit negativen Auswirkungen für Wirtschaft
und Gesellschaft umschlagen soll. Und weil diese wirt-
schaftliche Schwäche nicht so sehr konjunkturelle, son-
dern mehr strukturelle Ursachen hat, also hausgemacht
ist, deshalb muss die rot-grüne Regierung umgehend
ihre verfehlte Wirtschafts-, Steuer- und Arbeitsmarktpoli-
tik ändern.

Ich will nur einige Dinge bekräftigen, die schon vom Wirt-
schaftsminister ausgeführt worden sind.

Was uns wichtig erscheint, ist erstens eine sofortige
Rücknahme der von der Koalition geschaffenen
Beschäftigungshemmnisse. Der deutsche Arbeitsmarkt
muss dringend dereguliert werden. Dem deutschen
Arbeitsmarkt sind in den letzten Jahren zu viele gesetzli-
che Bürden auferlegt worden, die sich einstellungsfeind-
lich auswirken. Die Regelungsdichte ist zu hoch. Unter-
nehmerisches Engagement wird zu wenig honoriert.

Ein erster Schritt in diese Richtung ist es, die von der
Koalition eingeführten Beschäftigungshemmnisse rück-
gängig zu machen: das Gesetz zur Neuregelung der
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse, das Gesetz
zur Scheinselbstständigkeit, Einschränkungen der
befristeten Arbeitsverhältnisse und das Gesetz zur
Begründung eines Rechtsanspruchs auf Teilzeitarbeit.
Es wurde uns gerade von Unternehmern bei der Anhö-
rung zum Thema „Familienfreundliche Arbeitswelt“
gesagt: Dieses Gesetz ist Sprengstoff für individuelle
Lösungen und Regelungen in den Betrieben.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Zweitens. Wir brauchen eine durchgreifende Reform auf
dem Arbeitsmarkt zur Verbesserung der Beschäftigung-
schancen. Weitere Reformschritte sind notwendig, aber
im Sinne von Deregulierung und nicht im Sinne von mehr
Bevormundung.

Drittens. Wir brauchen das Vorziehen der für die Jahre
2003 und 2005 vorgesehenen Entlastungsschritte bei
der Steuerreform. Wer die Steuern senkt, wird die
Umsätze anheben, und wer die Umsätze anhebt, wird
mehr Steuern haben. Dafür gibt es genug Beispiele in
der Welt. Wer immer nur glaubt, er müsse die Steuern
hoch halten, um das Jetzt zu sichern, der wird die
Zukunft verspielen. Das ist etwas, woran Sie gerade
kräftig arbeiten.

Wir brauchen auch die Schaffung eines einfacheren und
gerechteren Steuergesetzes. Wenn Sie mit Steuerbera-
tern reden, so hören Sie: Wenn es in der letzten Zeit ein
Arbeitsbeschaffungsprogramm gegeben hat, dann ist
das die Steuerreform gewesen, denn sie hat zu zusätzli-
chen Arbeitsplätzen bei den Steuerberatern geführt.

Vor allem muss die Unternehmensbesteuerung rechts-
formneutral gestaltet werden. Arbeitnehmer und Unter-
nehmer sind spürbar und nachhaltig zu entlasten. Auch
das ist etwas, worauf wir setzen.

Viertens Verzicht auf die nächsten beiden Stufen der
sogenannten Ökosteuerreform. Sie belassen damit Geld

bei den Menschen, damit endlich der Konsum in diesem
Lande wieder angekurbelt wird.

(Beifall bei der CSU)

Der Wirtschaftsminister hat es deutlich ausgeführt:
Immer noch ist unsere Konjunktur ganz erheblich vom
Export geprägt. Mit der Steuerreform wollten Sie aber
den Inlandskonsum anheben. Sie wollten den Konsum
nach oben bringen und damit eine wirtschaftliche Bele-
bung im eigenen Lande schaffen, was dringend notwen-
dig wäre.

Wir brauchen fünftens die Schaffung einer modernen
Betriebsverfassung, meine Damen und Herren. Sie
haben mit diesem Betriebsverfassungsgesetz dem Fass
den Boden ausgeschlagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Kein Mensch hat mehr Vertrauen in diese Regierung,
weil sie Reglementierungen über alles setzt. Hier
besteht dringend Handlungsbedarf. Wir haben Sie ein-
dringlich gemahnt, wir haben Sie eindringlich gebeten,
hier eine vernünftige Regelung zu finden.

Wir brauchen sechstens Investitionen im Infrastrukturbe-
reich. Es sind gerade die Mittel angesprochen worden,
die die EU für die Osterweiterung ausgeben will. Wenn
wir sehen, meine Damen und Herren, dass Bayern im
Prinzip leer ausgeht bei den 150 Millionen Euro die
ohnehin viel zu gering sind – Frankreich hat bei der Süd-
erweiterung allein 800 DM Millionen bekommen, um die
Infrastruktur nach dem Süden auszubauen –, dann,
denke ich, wird das, was da zur Verfügung steht, über-
haupt nicht genügen. Und wenn es die Bundesregierung
nicht schafft, bei der Europäischen Union durchzuset-
zen, dass wir ausreichend Mittel bekommen, wie das bei
der Süderweiterung der Fall war, dann müssen wir von
der Bundesregierung fordern, dass sie ein Verkehrspro-
jekt Europäische Einheit auflegt. Wir können nicht damit
leben, dass wir die Verkehrswege nach dem Osten so
lassen, wie sie heute sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Meine Damen und Herren, kurz und knapp gesagt, das
sind unsere Vorstellungen von einem wirksamen Kon-
junkturprogramm. Es sind keine illusionären Dinge, son-
dern Dinge, die vielfach kein Geld kosten, sondern den
guten Willen, den Sozialismus wieder ein Stück zurück-
zudrängen und damit der sozialen Marktwirtschaft von
Ludwig Erhard wieder den Platz zu geben, den sie
braucht. Der Bundeskanzler hat sich zwar schon in der
Tradition von Ludwig Erhard gesehen, aber er hat mit
seiner ordnungspolitischen Beliebigkeit versagt. Eine
dicke Zigarre, meine Damen und Herren, macht eben
noch keinen Ludwig Erhard.

Nun, verehrte Kolleginnen und Kollegen von der Opposi-
tion, ich bitte Sie herzlich: Helfen Sie mit, die Fehlent-
wicklungen der letzten Jahre in Berlin zu korrigieren,
damit die deutsche Wirtschaft und damit auch die baye-
rische Wirtschaft in der Zukunft eine gute Entwicklung
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nimmt. Das würde Wohlstand, das würde Arbeitsplätze,
das würde soziale Sicherheit schaffen.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Nun hat Herr Dr.
Runge das Wort.

Dr. Runge  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister
Wiesheu! Wer in den letzten Wochen Sommerempfänge
von Kammern und sonstigen Wirtschaftsverbänden
besucht hat, dem sind die soeben vom Minister gehörten
Worte sehr, sehr bekannt vorgekommen. Allerdings war
er heute ein Stück derber. Von der Warte des Ministers
ist es nachvollziehbar, dass er seine Rede immer wieder
auflegt. Schon arbeitsökonomische Gründe sprechen
dafür. Auch für uns ist Recycling an und für sich ein wich-
tiges Ziel, aber Vermeidung ist uns eigentlich noch wich-
tiger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und, Herr Minister, Ihre heutige Rede war für uns ver-
meidbar, sie war für uns schlichtweg verzichtbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf
des Abgeordneten Glück (CSU)

– Herr Glück, nachdem Sie gerade zwischengerufen
haben, darf ich auch Sie zitieren. Sie haben den Zeit-
punkt der Rede des Ministers schon vorab kritisiert, wie
gestern in einer Meldung von dpa nachzulesen war.

(Glück (CSU): Das stimmt nicht!)

Es war nicht nur in der Meldung von dpa, sondern auch
in einigen Zeitungen nachzulesen, dass Sie über den
Zeitpunkt der Pressekonferenz der Staatsregierung sehr
unglücklich gewesen seien, weil der Minister erst im
Nachhinein die Rede vor dem Landtag habe halten sol-
len und sich die Staatsregierung schon vorher zu diesem
Thema geäußert habe.

Gut, man kann und man darf sich durchaus Sorgen
machen über die wirtschaftliche Lage, über die Konjunk-
tur. Wir sehen das auch nicht ganz so optimistisch wie
der Kollege Kaiser.

Aber, Herr Minister Wiesheu, wie Sie es machen ist das
nichts anderes als dumpfes Wahlkampfgetöse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist nichts anderes, als den Standort Deutschland
schlechtzureden.

Herr Minister Wiesheu, wir haben schon sehr grinsen
müssen, als Sie das schöne Wort von der „Agonie der
Bundesregierung“ fanden. Da ist jedem von uns sofort
die Frage eingefallen: Wie würden Sie es denn bezeich-
nen, was die Regierung Kohl in 16 Jahren gemacht hat?
Ich meine, das Aussitzen der Regierung Kohl. Da war

man völlig weggetaucht. Es wäre interessant, zu erfah-
ren, welche Wortwahl Sie dazu finden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Regierungskoalition in Berlin hat den Reformstau
aufgelöst und Impulse für die wirtschaftliche Entwicklung
in Deutschland gegeben. Im letzten Jahr hatten wir – das
kann niemand leugnen – ein Rekordwachstum von 3
Prozentpunkten. Jetzt hat die wirtschaftliche Entwick-
lung einen Dämpfer bekommen.

Die Wirtschaftsforschungsinstitute – das haben wir alle
nachlesen können – haben ihre Wachstumsprognosen
nach unten korrigiert. Der Abbau der Arbeitslosigkeit
vollzieht sich langsamer als erhofft. Es kann auch sein,
dass Kanzler Schröder seinen Mund etwas voll genom-
men hat, als er einmal von 3,5 oder 3 Millionen Arbeits-
losen redete. Aber wie der Kollege Kaiser richtigerweise
gesagt hat, ist in der Wirtschaftspolitik die Psychologie
ganz wichtig.

Wir müssen uns einmal ein klein wenig zurückerinnern,
was die Herren Kohl und Stoiber immer im Mund geführt
haben. Sie haben immer von der Halbierung der Arbeits-
losigkeit geredet. Stattdessen ist es in Ihrer Zeit mehr
geworden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Inflationsrate vom Mai in Höhe von 3,5% ist zugege-
benermaßen deutlich zu hoch. Wir nehmen diese Ent-
wicklung sehr, sehr ernst. Was wir jetzt brauchen, sind
eine nüchterne Analyse der Situation und ein sachliches
Abwägen der Handlungsmöglichkeiten, die gegeben
sind.

Seit Herbst vergangenen Jahres haben wir die Verlang-
samung des Wirtschaftswachstums. Die Gründe sind im
Wesentlichen unstrittig. Es sind die BSE- und die MKS-
Krise in der Landwirtschaft, es ist eine weitere Ölpreis-
krise, und es ist die Wachstumsschwäche in den Verei-
nigten Staaten.

Zusätzlich – das wurde von allen Seiten angesprochen –
verdüstert sich das Bild in der Baukonjunktur. Dabei
muss man sagen: Hier hat die alte Koalition durch über-
zogene Subventionen Strukturen geschaffen, die auf
Dauer nicht tragfähig sind. Wenn wir allein die Baukon-
junktur herausrechnen, liegt das Wachstum in Deutsch-
land um fast einen Prozentpunkt höher, als dies zur Zeit
der Fall ist.

Experten und Institute gehen davon aus, dass sich die
wirtschaftliche Lage spätestens in einem Jahr wieder
verbessert. Der Abbau der Arbeitslosigkeit wird weiter-
gehen. Im letzten Jahr ist die Zahl der Erwerbstätigen
um knapp 600000 angestiegen. Auch in diesem Jahr ist
mit einem Anstieg um 300000 zu rechnen. Das sind
Zahlen, an denen man nicht vorbeigehen kann.

Die Binnennachfrage wird anziehen. Dafür hat die Koali-
tion die maßgeblichen Voraussetzungen geschaffen.
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Die Entlastung von Bürgerinnen, Bürgern und Unterneh-
men allein in diesem Jahr durch die Steuerreform in
Höhe von 45 Milliarden DM wird hier positive Wirkungen
entfachen.

Im nächsten Jahr gibt es weitere Entlastungen, bei-
spielsweise durch das Familienförderungsgesetz; diese
Entlastung macht weitere 5 Milliarden DM aus.

Wir vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – es ist schön,
dass jetzt auch Kollegin Kellner hier sitzt – wenden uns
gegen jeden Versuch, den Kurs einer nachhaltigen
Finanzpolitik zu verlassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Konjunkturprogramme auf Pump führen letztlich nur zu
weiteren Einschränkungen der wirtschafts- und sozialpo-
litischen Handlungsmöglichkeiten und wälzen die Lasten
auf zukünftige Generationen ab. Wir halten daher an
dem Ziel fest, die Nettoneuverschuldung bis zum Jahr
2006 im Bund auf Null zu reduzieren.

Ein zentraler Punkt ist und muss sein die Senkung der
Lohnnebenkosten. An dem Ziel, die Sozialversiche-
rungsbeiträge unter 40 Prozentpunkte zu senken, muss
unbedingt festgehalten werden. Hier ist es, so meinen
wir, durch die ökologische Steuerreform gelungen, die
Rentenbeiträge um 1,2 Prozentpunkte abzusenken. Die
Wirtschaft, vor allem kleine und mittlere Unternehmen,
wird durch die ökologische Steuerreform im Saldo ent-
lastet. Auch dies ist unbestreitbar. Erste Lenkungswir-
kungen sind durchaus erkennbar.

Unternehmen und Haushalte investieren verstärkt in
energiesparende moderne Technologien. Es gibt
250000 neue Arbeitsplätze in diesem Sektor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme kurz zur Haushaltskonsolidierung zurück.
Auch wir haben hier im Landtag – ebenso wie die Staats-
regierung – die Zielsetzung, die Nettoneuverschuldung
auf Null herunterzufahren. Aber wenn es dann beliebt, ist
man ganz schnell wieder bei der Forderung nach „fresh
money“. Letzten Donnerstag ging es im Wirtschaftsaus-
schuss um die Regionalförderung im Zuge der EU-
Osterweiterung. Auf einmal hatte man wieder neues
Geld verlangt. Einmal hü, einmal hott, immer gerade, wie
es beliebt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich schneide jetzt kurz einige der von Minister Wiesheu
angesprochenen Baustellen an.

Steuerreform! In 16 Jahren Regierung Kohl ist überhaupt
nichts zustande gekommen.

(Dinglreiter (CSU): Das stimmt doch nicht! Was war
denn 1986, 1988 usw.?)

– Na, das waren klägliche Versuche, Herr Dinglreiter.

Jetzt gibt es eine Steuerreform. Hierzu gibt es immer
wieder die falsche Behauptung, der Mittelstand fahre
weniger gut als andere. Abgesehen von der Geschichte
mit den Veräußerungserlösen, wo es tatsächlich so ist,
stimmt es, ansonsten überhaupt nicht. Der Mittelstand
wird tatsächlich um 20 Milliarden DM entlastet. Dazu tra-
gen vor allem der niedrigere Eingangssteuersatz und der
höhere Grundfreibetrag bei. Wenn Sie in Ihrer Argumen-
tation anführen, der Körperschaftsteuersatz betrage ja
25%, dann zieht das einfach nicht. Sie können ja rech-
nen: 25% Körperschaftsteuer plus Soli plus Gewerbe-
steuer sind schon 38%. Herr Wiesheu, zeigen Sie mir
die Personengesellschaften, die eine durchschnittliche
Steuer von 38% zahlen. Die können Sie an den Fingern
weniger Hände abzählen. Es handelt sich um etwa 5 bis
6% der Personengesellschaften.

Dann komme ich zu Ihrem Gejammere bezüglich der
Reform der betrieblichen Mitbestimmung. Einmal abge-
sehen davon, dass hier immer mit völlig falschen Zahlen,
darüber, was das kostet, argumentiert wird – wir haben
es vor einigen Wochen im Plenum in einem eigenen
Punkt behandelt –, wird sich Ihre Kritik unseres Erach-
tens ebenso schnell erledigen, ebenso schnell als Sturm
im Wasserglas erweisen wie Ihr Gezeter um die
Geschichte mit der Scheinselbstständigkeit oder Ihr
Gezeter über die 630-DM-Jobs.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schauen wir uns doch einmal an, was da tatsächlich
passiert ist. Bei den 630-DM-Jobs ist trotz aller Unken-
rufe die Zahl solcher Verhältnisse ganz massiv angestie-
gen. Wir haben jetzt 4 Millionen ausschließlich derartiger
Verhältnisse. Die Einnahmen bei den Krankenkassen
liegen bei 2,3 Milliarden DM. Die Einnahmen bei der
Rentenversicherung liegen bei knapp 3 Milliarden DM.
Gleichzeitig gibt es Steuerausfälle von etwa 2 Milliarden
DM.

Das heißt, die Versicherungspflichtigkeit der 630-DM-
Jobs war ein Riesenerfolg. Trotz Ihres Gejammeres und
trotz Ihres Gezeters. Mit dem Gejammere schaden Sie
dem Standort Deutschland indirekt, indem Sie ihn
schlechtreden. Der Wirtschaftsstandort kann direkt
Schaden nehmen, wenn ein vernünftiges Zuwande-
rungskonzept scheitert, nur weil Sie krampfhaft nach
Wahlkampfthemen suchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Minister Wiesheu, Ihre Einlassungen im Zusam-
menhang mit den UMTS-Zinserlösen und den Bahninfra-
strukturmitteln sage ich: Sie wissen es doch selber am
besten. Ihre Bundesregierung hat die Bahninfrastruktur-
mittel zuletzt auf etwa 6 Milliarden DM heruntergefahren.
Jetzt sind wir wieder bei knapp 10 Milliarden DM ange-
langt. Selbstverständlich wäre es wünschenswert, wenn
sich das, was jetzt aus den Zinserlösen kommt, versteti-
gen ließe. Aber dafür müssen erst einmal die Finanz-
quellen geschaffen werden. Nur, wenn eine Bundesre-
gierung den Betrag vorher auf 6 Milliarden DM herunter-
gefahren hat, dann dürfen die Parteien, die sie getragen
haben, hinterher nicht groß tönen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann zur Schließung von Ausbesserungswerken. In
Bayern sind zwei Werke betroffen, was uns alle wie-
derum betroffen macht. Ich habe dazu seitens der SPD
Stimmen gehört. Ihr schönes Wortspiel mit „null, null,
null“ greift hier im Grunde gar nicht.

Was die Ausführungen betrifft, zu denen Sie sich hier
verstiegen haben, so glauben Sie doch selber nicht,
dass Minister Eichel Herrn Mehdorn dahin lenken
könnte, dass er das Werk in Kassel nicht schließt, in
Sachsen vier und in Bayern zwei Werke schließt.

Das ist Sache der Bahn.

(Dr. Bernhard (CSU): Das ist doch viel zu billig!)

– Herr Bernhard, dann muss ich daran erinnern, wer
1993 den Beschluss herbeigeführt hat, die Bahn zu pri-
vatisieren,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

und nicht nur sie zu privatisieren, sondern sie soll auch
eigenwirtschaftlich sein. Das war, angetrieben von der
FDP, die CDU/CSU mit Unterstützung der SPD. Da
sollte, wie gesagt, wer im Glashaus sitzt, nicht mit Stei-
nen werfen.

In diesem Zusammenhang fällt mir ein, dass ich, als Sie
Herrn Maget als „Propagandatrottel der Bundesregie-
rung“ bezeichneten,

(Unruhe bei der SPD – Frau Steiger (SPD): Unver-
schämtheit!)

gedacht habe: Was für eine andere Rolle spielt denn
Minister Wiesheu, als Propagandatrottel des Schröder-
Neiders Stoiber zu sein?

(Unruhe bei der CSU)

Sie wissen es doch eigentlich in vielen Punkten besser.

(Mehrlich (SPD): Vielleicht sollte man die Vergan-
genheit von Herrn Wiesheu einmal anführen! – Frau
Münzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mach weiter,
Martin!)

Wenn Sie sich auf Zahlen berufen, Herr Minister Wies-
heu – und das gilt für die gesamte Bayerische Staatsre-
gierung und auch für alle Redner der CSU –, auf Wachs-
tumszahlen, auf die Inflation, auf Arbeitslosenzahlen,
dann ist es doch angesagt, Ihrer Erinnerung ein klein
wenig nachzuhelfen. Denn bei all diesen Zahlen sah es
unter der alten Bundesregierung wesentlich schlechter
aus.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Es genügt, wenn sich ein Redner
gelegentlich vergaloppiert. Wir sollten aber entspre-
chende Zurufe unterlassen. – Herr Dr. Runge.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das Wachs-
tum betrug in den alten Bundesländern im Schnitt von
1982 bis 1998 2,2% je Jahr, seitdem 2,5%.

(Dr. Bernhard (CSU): Jetzt null im nächsten Jahr!)

– Ich habe den Schnitt bis jetzt gerechnet. Die Inflations-
rate betrug bis 1998 in den alten Bundesländern im
Schnitt 2,5%, 1998 bis 2000 1%. Die Arbeitslosenquote
lag 1982 in den alten Bundesländern bei 7,5%, 1998 bei
10,5%, im Jahr 2000 bei 8,5%. In Bayern hatten wir
1991 – dieses Jahr habe ich herausgesucht, weil damals
Ministerpräsident Stoiber angetreten ist und gleichzeitig
auch der Wirtschaftsminister – 215000 Arbeitslose, und
jetzt feiert man sich für „nur“ 300000.

Ich darf ferner die wirtschaftspolitischen „Glanznum-
mern“ der Staatsregierung in Erinnerung rufen: Max-
hütte, mehr als 100 Millionen DM an Steuergeldern in
den Sand gesetzt, einen großen Teil davon als illegale
Betriebsmittelzuschüsse;

(Frau Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Schande!)

der Deutsche Orden, morgen wieder auf der Tagesord-
nung, oder die LWS, von Stoiber in den Gewerbebau
und ins Bauträgergeschäft getrieben, mit dem bekann-
ten Ergebnis. Wenn Ministerpräsident Stoiber von Geld-
vernichtung spricht, dann ist er hierzu tatsächlich beru-
fen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Frau Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Da ist er Spitze!)

Mein Fazit, meine Damen und Herren: Wer im Glashaus
sitzt, sollte nicht mit Steinern werfen. Unser Eindruck ist,
dass Sie nicht nur auf der Straße im Stau stehen, son-
dern Sie stehen auch im politischen Geschäft ganz mas-
siv im Stau. Danke.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Gabsteiger
(CSU): Setzen! – Klinger (CSU): Note 5!)

Präsident Böhm: Ums Wort hat Herr Staatsminister
Dr. Wiesheu gebeten.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit keine
Irritationen aufkommen: Mit dem Begriff „Propaganda-
trottel“ wollte ich niemanden beleidigen.

(Unruhe bei der SPD – Frau Radermacher (SPD):
Ach nein! – Frau Steiger (SPD): Dann darf man es
auch nicht sagen!)
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Ich ziehe ihn deswegen zurück. Ich habe auch ausge-
führt, er solle doch aufpassen, was ihm untergejubelt
wird. Er solle nicht sagen, er sei zufrieden, ohne sich die
Dinge angesehen zu haben. Damit habe ich zum Aus-
druck gebracht, dass er etwas propagiert hat, was er
vielleicht nicht so genau bewertet hat. Das war der Inhalt
der Aussage.

Wenn der Ausdruck unangemessen ist und unparlamen-
tarisch, dann ziehe ich ihn zurück, damit keine Irritatio-
nen entstehen. Ich will in der Diskussion niemanden
beleidigen – bei aller Klarheit der Aussprache.

(Frau Steiger (SPD): Dann soll er sich entschuldi-
gen!)

Ich bitte um Verständnis. Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Frau Rader-
macher (SPD): Eine Entschuldigung ist das aber
nicht!)

Präsident Böhm: Nun hat Herr Kollege Dr. Söder das
Wort.

Dr. Söder (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Dass die Lage düster, die Stimmung mies ist,
das ist nicht etwa nur die Meinung einiger Herren hier im
Haus oder der CSU, sondern Allgemeingut in Deutsch-
land. Der „Spiegel“ schreibt: „Die Konjunktur schmiert
ab“. Jede Zeitung in Deutschland berichtet über die
schwierige Lage. Die Indikatoren stehen in Deutschland
auf Krise, und Rot-Grün führt Deutschland in den
Abschwung.

Wenn Herr Runge dann sagt, diese Debatte um die
Zukunft Deutschlands, um die Zukunft von menschlichen
Existenzen, von Arbeitsplätzen, die sei verzichtbar, die
sei ihm sozusagen egal, die bräuchten wir nicht, dann
frage ich mich ernsthaft, was für ein Verständnis er als
Parlamentarier dieses Hohen Hauses hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Nicht nur die Stimmung ist schlecht, meine Damen und
Herren, sondern diese Stimmung wird von Fakten
gespeist. Fakt 1: das Wachstum. Was hat man in Pres-
sekonferenzen und Fernsehinterviews für große Aussa-
gen gemacht, locker und lässig: 3,0, 3,5% Wachstum
sollten es sein. Jetzt wird die Wachstumsprognose Stück
für Stück heruntergeschraubt und zu einem Kümmerling.
Meine Damen und Herren, wir stehen in Europa an letz-
ter Stelle, die rote Laterne in der Wachstumsprognose
für Deutschland, das einstmals der starke Motor der
Volkswirtschaften in Europa war. Das Einzige, was von
Berlin dazu kommt, anstatt dass man handelt, sind pein-
liche unterschiedliche Aussagen vom Bundeskanzler,
Finanzminister und Wirtschaftsminister über die Höhe
des Wachstums. Letzterer hat ohnehin nicht nur wenig
Kompetenzen, sondern darf nicht einmal mehr reden,
selbst das Rederecht wird ihm abgestritten.

Wenn dann Herr Runge oder Herr Kaiser unseren Wirt-
schaftsminister angreift, sage ich Ihnen eines: Ihre

Bilanz in Berlin wäre ja noch katastrophaler, noch
schlechter, wenn es den Wachstumsmotor Bayern nicht
gäbe.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Anstatt die CSU in Bayern anzupinkeln, sollten Sie sich
bei Staatsminister Wiesheu lieber für die gute wirt-
schaftspolitische Arbeit bedanken.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf der Frau
Abgeordneten Steiger (SPD))

Fakt 2: Arbeitslosigkeit. Diese Bundesregierung ist
angetreten mit dem Ziel, dort etwas zu verbessern.
Meine Damen und Herren, was ist passiert? Die Arbeits-
losigkeit steigt saisonbereinigt wieder an. Was für große
Versprechungen sind da gemacht worden: Wir wollen
uns daran messen lassen, für uns ist das das Allerwich-
tigste, wenn wir da versagen, dann müssen wir weg,
dann müssen wir nicht mehr gewählt werden. Diese
Ankündigung wird Sie in massiver Form einholen. Sie
kümmern sich anscheinend nicht ausreichend um die
Menschen, um ihre Sorgen um die Arbeitsplätze.

(Widerspruch von der SPD)

Nicht nur beim Wachstum, auch bei der Arbeitslosigkeit
haben wir uns im unteren Tabellendrittel etabliert. Das ist
der „Erfolg“ von Rot-Grün in Berlin.

Fakt 3: Inflation. Herr Runge meint, auch die Debatte
über dieses Thema sei vielleicht verzichtbar. 3,5% Infla-
tion, das ist ein Rekord seit 1993.

(Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Zuhö-
ren!)

Das kostet die Menschen Kaufkraft. Das kostet Lebens-
qualität in Deutschland, meine Damen und Herren. Das
Schlimme ist, dass nach Aussagen aller Wirtschaftsex-
perten in Deutschland der Staat der Hauptverantwortli-
che für diese Entwicklung ist, nämlich der Preistreiber
durch die Ökosteuer.

Fakt 4: der Euro. Seit der Regierungsübernahme durch
Rot-Grün segeln wir auf historische Tiefststandsmarken
zu. Als die alte Bundesregierung den Euro übernahm,
war er in einer ganz anderen Verfassung als heute. Seit-
her hat er radikal verloren. Selbst das beste Auto kann
man nicht optimal fahren, wenn eine Wildsau am Steuer
sitzt.

(Unruhe bei der SPD)

Eines ist ganz klar, meine Damen und Herren: Die Ver-
luste gegenüber dem Dollar, dem Zloty, gegenüber dem
Forint und anderen Währungen sind von dieser Regie-
rung mit zu verantworten. Die einzige Aussage des Bun-
deskanzlers dazu war: Ein schwacher Euro ist gut für
Deutschland. Nicht nur wir, viele andere haben ihn dafür
kritisiert.

Die Lage ist also ernst, sie ist bedrohlich. Die USA kön-
nen da als billiges Ablenkungsmanöver auf Dauer nicht
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herhalten, meine Damen und Herren. Die Misere ist
hausgemacht. Dazu haben Sie in Ihren Ausführungen
außer einigen Versuchen der rhetorischen Trickspielerei
nichts gebracht.

Bei der Steuerpolitik versuchen Sie schönzureden, was
schlecht gemacht worden ist. In der Tat haben Sie
Impulse gesetzt, aber in die falsche Richtung. Das war
ein Schlag gegen den Mittelstand, Deswegen müssen
Sie jetzt die nächsten Stufen der Steuerreform ohne
Wenn und Aber vorziehen. Wenn Sie glauben, das
würde einer nachhaltigen Finanzpolitik widersprechen,
kann ich nur sagen: Die ist doch ohnehin schon beim
Teufel.

(Widerspruch der Frau Abgeordneten Kellner
(BÜNDNS 90/DIE GRÜNEN))

Die Löcher im Haushalt sind so groß wie sonst etwas.

(Frau Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie
verwechseln das mit dem Berliner Haushalt!)

Eichel muss ständig nachbessern, und die Impulse, die
Sie gesetzt haben, führen nur zu einem: zu Steuermin-
dereinnahmen. Sie wissen doch gar nicht, woher Sie das
Geld noch bekommen sollen. Das Einzige, was Sie ver-
suchen, ist, die Ökosteuer beizubehalten. Diese Öko-
steuer ist eine Wachstumsbremse für ganz Deutschland.
Sie peitscht die Inflation an, sie verschleppt Reformen,
und das führt letztlich dazu, dass Sie Ihr Ziel aufgeben
können, die Lohnnebenkosten zu senken.

(Lachen bei der SPD)

Anstatt also im Steuerbereich endlich umzukehren,
machen Sie etwas anderes: Sie diskutieren sogar noch
über Erbschaft- und Vermögensteuer. Anstatt zu helfen,
dass die Leute weniger Steuerbelastung bekommen,
wollen Sie sogar noch mehr. Das ist ein peinlicher Vor-
gang.

Punkt 2. Das Ergebnis der Arbeitsmarktpolitik: Totalver-
sagen. OECD, IWF und Europäische Union fordern mas-
sive Reformen zur Verbesserung und strukturellen Ver-
änderung der Arbeitsmarktsituation. In einem waren Sie
allerdings nicht tatenlos – das muss ich Ihnen zugeste-
hen –, aber da haben Sie wieder Impulse in die völlig fal-
sche Richtung gesetzt. In den letzten zwei Jahren hat
sich eine Giftliste für Investitionen angesammelt, die ins-
besondere den Mittelstand trifft: 630-DM-Regelung,
Scheinselbstständigkeit. Viele Gespräche mit neuen
Unternehmen, mit dem Mittelstand, mit dem Handwerk
zeigen, dass diese Regelungen in massiver Form belas-
ten. Rechtsanspruch auf Teilzeit, Rücknahme des Kündi-
gungsrechtes und natürlich das Dankeschön an die
Gewerkschaften für die Unterstützung im Wahlkampf
1998, das Betriebsverfassungsgesetz – all das zusam-
men, meine Damen und Herren, ergibt eine Gift-, eine
Horrorliste, die eines schafft: weniger Flexibilität, aber
mehr Bürokratie und wesentlich mehr staatliche Len-
kung. Die Folge: Betriebsabläufe werden komplizierter;
das alles kostet Geld; es verhindert Investitionen, und
damit entstehen keine neuen Produkte und letztlich auch
keine Arbeitsplätze. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik.

Der Bundeskanzler hat versucht, das Ganze zu übertün-
chen, indem er ein Bündnis für Arbeit geschaffen hat.
Meine Damen und Herren, das Bündnis für Arbeit ist im
Grunde genommen eine Begräbnisveranstaltung gewor-
den. Letztlich ist dabei nichts an Ergebnissen herausge-
kommen. Das letzte Ergebnis war zu sagen, dass die
Arbeitgeber ein bisschen Überstunden abbauen müs-
sen. Ich sage Ihnen eines: Mit billigen Plattitüden wie
Cousinen in Ostdeutschland, mit sich irgendwelche
Schals umzuhängen und mit billigen Schuldzuweisun-
gen können Sie sich so leicht nicht aus der wirtschafts-
politischen Verantwortung in Deutschland stehlen.

Überstundenabbau ist keine Lösung der jetzigen Pro-
bleme. Strukturelle Reformen am Arbeitsmarkt und
strukturelle Reformen im Steuerrecht wären die Lösung,
die Sie auf den Weg bringen müssen. Einer der Haupt-
partner, die IG Metall, sagt anscheinend nicht einmal
Dankeschön für das Betriebsverfassungsgesetz, indem
sie für das nächste Jahr eine harte Auseinandersetzung
um die Tarif- und Lohnabschlüsse ankündigt. Das geht
hin bis zu Herrn Zwickel, der jetzt bei VW sein Modell
vorgestellt hat, wie man in der Zukunft Arbeitsplätze
schaffen kann. Meine Damen und Herren, Sie verkün-
den Durchhalteparolen wie die Kapitäne auf der Titanic.
Ihre wirtschaftspolitische Kompetenz löst sich in Luftbla-
sen auf. Ihr einziges derzeitiges Konzept, sich wirt-
schaftspolitisch zu verstärken, nachdem GRÜNE und
SPD es zusammen nicht schaffen, scheint in Berlin zu
sein, die PDS als neue wirtschaftspolitische Kraft und
ökonomische Kompetenz dazuzunehmen.

(Widerspruch von der SPD)

Kapieren Sie eigentlich nicht, meine Damen und Herren,
was Sie dem Standort Deutschland antun, indem Sie
Bankrotteure der Geschichte wieder mit ins Boot neh-
men? – Anscheinend nicht.

(Beifall bei der CSU)

Anstatt sich jetzt in die Ecke zu setzen, verschämt auf
die eigenen Konzepte zu blicken und sich etwas Mühe
zu geben, in Berlin etwas zu ändern, wollen Sie eine Art
Bayern-Tour starten. Die bekannten und bedeutenden
Bundespolitiker der SPD, also Ihre Bundestagsabgeord-
neten, machen sich auf und wollen im Grunde genom-
men erzählen, was Berlin alles für Bayern tut. Der
Staatsminister hat dazu das meiste gesagt. Eines muss
ich Ihnen aber noch sagen: Es ist schon ein dicker Hund
und eine Unverschämtheit, dass Sie in den letzten zwei
Jahren alles getan haben, um unseren Regionen, auch
Oberfranken und Mittelfranken, zu schaden.

(Beifall bei der CSU – Lachen bei der SPD)

Jetzt wollen Sie sich herstellen und sagen, Berlin hätte
etwas getan. Das ist eine Frechheit!

(Beifall bei der CSU)

Zu den ICE-Strecken und Verkehrsverbindungen bei uns
im Norden war nichts zu hören. Kollege Scholz – ich
weiß nicht, wo er heute ist; wenn es um so etwas geht,
ist er sonst immer da – hat selbst zugestanden: Da hat
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uns die Bundesregierung im Stich gelassen. Bei der
Sache mit dem ICE-Ausbesserungswerk gibt es null
Unterstützung. Das ist im Übrigen kein Wunder: Sie
haben in Berlin recht wenig zu sagen. Entscheidend ist:
In den vergangenen Jahren ist für unsere Regionen
nichts passiert. Gäbe es nicht die Unterstützung des
Südens aus der Kraft des Südens heraus allein, meine
Damen und Herren, wäre die Bilanz in Deutschland noch
viel, viel schlechter.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen ist aus unserer Sicht eines klar: Die Bundes-
regierung hat sich letztlich verhalten wie eines der Unter-
nehmen am neuen Markt: Sie ist am Anfang mit großem
Marketing, großen Versprechungen gestartet. Die wirt-
schaftspolitische Substanz stimmt aber nicht. Ein Weite-
res ist klar: Wir in Bayern sind Blue Chips; bei uns kön-
nen die Aktionäre eine entsprechende Dividende erwar-
ten. Bei Ihnen ist das anders: Die rot-grüne Bundesre-
gierung meldet bald Insolvenz an.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Als nächster Redner hat Herr Kollege
Schläger das Wort.

Schläger  (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Staatsminister Dr. Wiesheu, als ich vorhin
draußen war, musste ich Sie verteidigen, indem ich Kriti-
kern gesagt habe: Der Minister war heute eigentlich
unter seinem Niveau; sonst ist er hier ganz anders. Sie
haben das Wort vom Propagandatrottel zurückgenom-
men – das ehrt Sie. Was zu denken gibt, ist aber, dass
Ihnen Ihre Fraktion bei dieser Aussage den größten Bei-
fall des Tages gespendet hat. Da überlege ich mir schon,
auf welchem Niveau sich diese Fraktion in der Wirt-
schaftspolitik eigentlich befindet.

(Beifall bei der SPD – Zuruf vom GRÜNEN: Null!)

– Sie haben vorhin immer Null gesagt.

Ein -Weiteres vorweg: Meine Ausführungen, in denen
ich mich jetzt vor allem mit der bayerischen Regionalpo-
litik etwas näher befassen möchte, richten sich auf kei-
nen Fall gegen die Gebiete Bayerns, in denen es boomt
– in Oberbayern, in München usw. Wir stellen aber fest,
Herr Kollege Söder, dass es auch in Bayern selber die
Kraft des Südens und zum Teil die Schwäche des Nor-
dens gibt. In Bayern gibt es Gebiete, in denen die
Arbeitslosigkeit derjenigen in der ehemaligen DDR sehr
nahe kommt, so zum Beispiel in Nordostbayern, Arbeits-
amtsbezirk Hof. Das steht auch explizit im Bericht des
Ministers. Herr Staatsminister, Sie können es sich nicht
so einfach machen und sagen: Wenn wir die Einpendler
aus Sachsen und Thüringen nicht hätten, wäre die Lage
in Hof besser; denn damit implizieren Sie Überlegungen,
dass wir wieder die Mauer bräuchten. So geht es nicht.
Sie müssen eine Wirtschaftspolitik machen, die mit der
gegebenen Situation zurande kommt.

(Beifall bei der SPD)

Sie werden die Einpendler nicht zurückweisen können.
Sie sehen ja auch, dass das Problem nicht an den Ein-
pendlern liegt; denn Sie haben Einpendler in der Region
Rhön-Grabfeld, Sie haben bei Schweinfurt Einpendler,
Sie haben in Coburg und Kronach Einpendler. Überall
dort haben Sie aber nicht jene hohe Arbeitslosigkeit.
Damit ist eigentlich schon ein Beweis dafür geliefert,
dass das Problem wo anders liegt.

Wenn Sie sich die bayerische Arbeitslosenstatistik anse-
hen, erkennen Sie, dass wir trotz der Konjunkturdelle,
die wir im Moment haben, in weiten Bereichen Bayerns
im Juni dieses Jahres weniger Arbeitslosigkeit verzeich-
nen als im letzten Jahr. Sie sehen aber auch, dass es
Arbeitsamtsbezirke gibt, in denen die Arbeitslosigkeit
höher, in manchen sogar entscheidend höher als im letz-
ten Jahr ist. Sie können die Arbeitslosigkeit also nicht
allein auf die gesamtwirtschaftliche Delle schieben. Auf
jeden Fall ist die Arbeitslosigkeit zum Beispiel in Hof,
Weiden, Coburg, Bayreuth, Ansbach und Weißenburg
höher als im letzten Jahr. Merken Sie etwas an meiner
Aufzählung? Alle Bezirke liegen in Nordbayern. Warum?
– Weil Ihre Politik seit Jahrzehnten zulasten Nordbay-
erns gegangen ist.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben uns auch dafür stark gemacht, das DB-In-
standsetzungswerk Nürnberg zu erhalten. Ebenso
haben sich unsere Leute für Grundig stark gemacht.
Warum sind die Auswirkungen aber gerade im Nürnber-
ger und Bayreuther Raum so katastrophal? – Weil eben
in diesem Raum eine größere Schwäche vorhanden ist –
im Gegensatz zur Stärke im Bereich München.

Wir hatten eine große Hoffnung: BMW nach Hochfran-
ken. Das war auch die Devise von Ihnen, der Staatsre-
gierung und vom Ministerpräsidenten, der diesen Stand-
ort favorisiert hat. Anhand der Entwicklung sehen wir
jetzt aber, dass das Wort des bayerischen Ministerpräsi-
denten im entscheidenden Fall wirtschaftlich auch nichts
gilt, dass die BMW AG eigentlich macht, was sie für rich-
tig hält. Genauso verhält es sich bei der DB AG und dem,
was die Bahn anbelangt. Das ist doch die Situation.

Vor kurzem gab es in Kulmbach Wirtschaftstage der
CSU. Dort haben Sie gesagt, der Regierungskoalition
von SPD und Grünen habe der ordnungspolitische Kom-
pass gefehlt.

(Zuruf von der CSU: Richtig!)

Sie haben sich aber im Wirtschaftsdschungel von Bay-
ern schon seit Jahren verheddert. Offenbar haben Sie
also auch keinen Kompass. Sonst wäre es nicht zu die-
sen großen divergierenden Entwicklungen gekommen.
Sie haben in der Landesentwicklung versagt. Im Landes-
entwicklungsprogramm und in der Bayerischen Verfas-
sung steht, dass überall im Lande gleiche Lebensbedin-
gungen herrschen sollen. Das ist nicht der Fall. Boomt
ganz Bayern oder boomen eigentlich nur einige Wirt-
schaftszentren?

Vor gut einem Jahr ist der CSU-Staatsregierung mit
einem von ihr selbst bestellten Gutachten der Schreck in
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die Glieder gefahren. Es ist jenes sogenannte GFK-Gut-
achten, welches von der Gesellschaft für Konsum- und
Marktforschung erstellt wurde. In diesem Gutachten ste-
hen so harte Wahrheiten über die wirtschaftliche Lage in
Oberfranken, dass sich Herr Wiesheu wochenlang nicht
getraut hat, das Gutachten der Öffentlichkeit vorzulegen.
Ich zitiere, was der massiv unter Druck stehenden
Region Oberfranken Ost im Gutachten attestiert wurde:
Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftig-
ten im Arbeitsamtsbezirk Hof ist von 1993 bis 1998 von
103000 auf 90000 – also um 13000 – zurückgefallen. In
der Zwischenzeit sind die Zahlen noch weiter nach unten
gegangen. Wer war denn von 1993 bis 1998 in Bonn und
in Bayern an der Regierung? Sie waren es doch. Dieses
Chaos haben Sie angerichtet. In Ihrem heutigen Bericht
trauen Sie sich aber, positiv zu erwähnen, dass in Arz-
berg Einiges geschehen sei. Zugegebenermaßen haben
dort nach der Stilllegung der Porzellanindustrie und nach
dem Wegbrechen der Arbeitsplätze beim Kraftwerk die
schlimmsten Verhältnisse geherrscht. Es ist richtig, dass
dort über 200 Arbeitsplätze neu geschaffen worden sind
und 400 weitere noch geschaffen werden sollen. Denen
stehen aber 13000 weggefallene Arbeitsplätze gegen-
über. Mit einem Minus von 14,7% bei der Beschäftigten-
zahl hat die Region Hof/Wunsiedel einen riesigen Ader-
lass erlitten.

Das, was bei den Arbeitsplätzen passiert ist, ist auch bei
den Einwohnern passiert. Keiner glaubt mir, dass es in
Bayern Landkreise gibt, die innerhalb von 15 Jahren
15% ihrer Bevölkerung – im Schnitt 15000 Einwohner –
verloren haben. Wir sind aber noch in Bayern und nicht
in Sachsen. Unter dieser Entwicklung leidet vor allem
das verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe, der Han-
del, das Dienstleistungsgewerbe usw.

Ganz anders sieht es dagegen in anderen Regionen
aus, wo die Wirtschaft tatsächlich boomt und wo Hand in
Hand mit diesem Boom auch die Wohnungsnot ansteigt.
Während in Nordostbayern Wohnungen, ja ganze
Hauptstraßen der Städte und ganze Ladenzeilen leer-
stehen, herrscht im Gebiet von München Wohnungsnot.
Diese Entwicklung haben wir nicht erst seit 1998, son-
dern schon seit Jahrzehnten. Sie ist das Ergebnis Ihrer
jahrzehntelangen Politik. Wie wollen Sie denn mit einer
solch missratenen Politik, welche die Provinzen miss-
achtet, die Jugend draußen in den Regionen halten?
Ganz zu schweigen von den älteren Mitbürgern, die
nichts anderes als Arbeit, Arbeit und noch einmal Arbeit
suchen. Die Staatsregierung legt ein Programm „Ausbil-
den und Wohnen in München“ auf. Mit diesem Pro-
gramm werden schon Lehrlinge mit 15 Jahren nach
München gelockt, um hier eine Lehrstelle zu bekommen.
Es wäre doch viel vernünftiger, wenn man diese Gelder
dazu verwenden würde, dass man draußen in der Pro-
vinz Lehrstellen schafft. Wir dürfen doch nicht schon die
Jugend in die Zentren weglocken.

Ein anderer Gesichtspunkt. Wie sieht es mit der For-
schung und der Entwicklung in diesem Land aus? Bun-
desweit gibt es 81 Max-Planck-Institute, davon 13 in
Bayern. Alle sind nur in der Umgebung von München
angesiedelt. Institute der Fraunhofer Gesellschaft gibt es
in Bayern in acht Städten. Fünf davon befinden sich
allein im Großraum München. Es ist schon eine alte

Geschichte, dass die Gelder, welche wir für Forschung
und Entwicklung ausgeben, zu 80% in den Moloch Mün-
chen fließen, zu 10% in das Gebiet von Mittelfranken,
und nur der Rest auf den gesamten übrigen Freistaat
entfällt. Wenn man weiß, wie wichtig solche Forschungs-
zentren für die Wirtschaft sind, kann man erst erahnen,
wie sehr eine Region benachteiligt wird, wenn ihr solche
Zentren schon seit Jahren fehlen. Wer bezahlt denn
letztlich den Boom in den Zentren? Diejenigen, die in
den unterentwickelten Regionen leben, denn sie zahlen
seit Jahren auch ihre Steuern und Abgaben, ohne dafür
etwas zu bekommen.

Im Untersuchungszeitraum des GFK-Gutachtens – Ihres
Gutachtens – ist die Beschäftigung in Nordostbayern um
13000 Arbeitsplätze zurückgegangen. Diese Verluste
sind bis jetzt kaum ausgeglichen worden.

Vorhin haben Sie auch von der Bahn gesprochen. Der
größte Flop in diesem Land war doch die Interregiolinie
25, welche Niederbayern, die Oberpfalz und das östliche
Oberfranken an München binden sollte. Gemeinsam mit
der DB AG haben Sie, Herr Wiesheu, vor drei oder vier
Jahren die Aktion „Ostbayern fährt Bahn“ betrieben.
Schon damals haben wir Ihnen gesagt, dass es sich
überhaupt nicht förderlich auswirken wird, wenn nur ein
paar Prospekte ausgegeben und Presseerklärungen
abgegeben werden. Denn gleichzeitig wurde in Bonn,
wo Sie noch an der Regierung waren, der Verkehr schon
über Nürnberg umgeleitet. Heute laufen Sie der Entwick-
lung hinterher und beklagen es, dass die DB AG die
Strecke in Nordostbayern nicht mehr aufrecht erhalten
will. Ihre Politik ist das.

Auch in Wirtschaftsbereichen, welche landesweit boo-
men, verzeichnen wir in Nordostbayern einen Beschäf-
tigtenrückgang. Tausende von Arbeitsplätzen sind in den
Branchen Stahl, Maschinen- und Fahrzeugbau abge-
baut worden.

Sie legten uns heute mit Ihren Ausführungen ein Gutach-
ten des DIW vor, nachdem Deutschland nur ein Wachs-
tum von einem Prozent hat, während andere Länder wie
Frankreich oder Großbritannien ein Wachstum von 1,7%
haben. Dazu muss man einfach feststellen, dass die blü-
henden Landschaften, welche Ihr früherer Kanzler die-
ser Nation für Ostdeutschland versprochen hat, nicht
entstanden sind. Noch heute transferieren wir jährlich
150 Milliarden DM in den Osten. Natürlich ist das gut so.
Aber warum wird das noch lange Zeit so sein? Sie haben
acht Jahre lang verschlafen und die Entwicklung in die
falsche Richtung getrieben.

(Eckstein (CSU): Die Sozialisten haben doch alles
kaputt gemacht!)

– Nein, Sie haben zugeschaut, wie die Wirtschaft in Ost-
deutschland zum Teil plattgemacht worden ist.

(Freiherr von Rotenhan (CSU): Wann waren Sie das
letzte Mal drüben?)

– Erst vor ein paar Tagen.
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Länder wie Italien, Frankreich oder Großbritannien
haben im Gegensatz zu Deutschland eben nicht einen
Teil ihrer Republik neu aufbauen müssen. Insofern ist es
sogar noch eine sehr gute Leistung, wenn unser Wachs-
tum nur unmerklich unter dem Wachstum dieser Länder
liegt.

(Kreuzer (CSU): Ihr seid aber bescheiden!)

Mein Fazit: Die kleine Konjunkturdelle, welche wir im
Moment erleben und welche bis zum Herbst ausgegli-
chen sein wird,

(Zurufe von der CSU: Was?)

wirkt sich in den seit Jahren benachteiligten Regionen
unseres Landes überproportional negativ aus.

Die wirtschaftliche Entwicklung geht dort immer weiter
auseinander.

(Fischer (CSU): Kleine Delle!)

Diese Schere öffnet sich immer weiter zulasten dieser
Regionen, die bisher benachteiligt sind. Es ist höchste
Zeit, dass wir hier umsteuern. Ich bin erstaunt, dass von
Ihrer Seite dazu nichts kommt. Es fällt Ihnen nicht auf,
dass Regionen, zum Beispiel gegenüber München, seit
Jahren ständig abfallen und weiterhin abfallen. Die
Schere klafft immer weiter auseinander.

(Zuruf des Abgeordneten Fischer (CSU))

Sie waren in den letzten Jahren weder dazu in der Lage,
noch willens, hier umzusteuern.

Herr Dr. Wiesheu, Sie haben hier heute markige Sprü-
che geklopft. Setzen Sie das, was Sie heute gesagt
haben, endlich auch draußen um, auf dem flachen Land.
Dann können wir eine Einigung erzielen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Als Nächster hat Herr Kollege Pschie-
rer das Wort.

Pschierer  (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Lassen
Sie mich zunächst mit ein paar Missverständnissen auf-
räumen, die sich auf Seiten der Opposition eingeschli-
chen haben. Ich möchte auf die Redebeiträge der Kolle-
gen Schläger, Dr. Kaiser und Dr. Runge eingehen, damit
hier in diesem Hohen Haus kein Missverständnis ent-
steht.

Man muss Ihnen, auf Seiten der Opposition, einmal klar
machen, dass Sie in der Wirklichkeit angekommen sind.
Der Unterschied zwischen Sein und Schein hat Sie ein-
geholt. Herr Kollege Dr. Kaiser, bei aller Freundschaft
und bei allem Verständnis: Sie haben sich vorhin über
den Ausdruck des Herrn Wirtschaftsministers echauf-
fiert. Ich frage Sie allen Ernstes: Welches Bundesminis-
terium leistet in Berlin heute noch konstruktive Arbeit?
Die einzige Abteilung, die dort funktioniert, ist das Bun-
despresseamt. Die Abteilung Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit funktioniert bei Ihnen hervorragend, aber
sonst nichts.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD –
Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sind nur neidisch!)

Ihr Bundeskanzler hält nur Schönwetterreden. Er ist
nicht in der Lage, die Zeichen der Zeit zu erkennen. Was
das Thema Arbeitslosigkeit und andere Themen anbe-
langt, ist die Bundesregierung längst gefordert.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Die Lage, in der wir sind, liebe Damen und Herren von
der Opposition, kann man sehr deutlich erkennen und
formulieren: Bei Ihnen steigt die Arbeitslosigkeit, bei
Ihnen steigt die Zahl der Insolvenzen, und es steigt die
Inflation. Der Wert des Euro sinkt, das Wirtschafts-
wachstum und die Binnennachfrage gehen zurück. Ihr
Bundeskanzler stellt sich immer hin und sagt: Der Auf-
bau Ost ist Chefsache. Die Arbeitslosenquote in den
neuen Bundesländern liegt zwischen 16 und 17%.

(Zuruf des Abgeordneten Schläger (SPD))

Da reicht es nicht, Verwandte in den neuen Bundeslän-
dern zu besuchen. Da ist konstruktive Arbeit gefordert.

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Volkmann?

Pschierer  (CSU): Nein. Beim Thema Euro werden Ihre
Genossen nicht müde, zu sagen: Liebe CSU, liebe
Union, den Euro hat doch nicht Bundeskanzler Schröder
eingeführt, eingeführt haben ihn Kohl und Waigel.

Eingeführt haben den Euro Kohl und Waigel. Aber das
war zu einer Zeit, als Sie den Bayerischen Ministerpräsi-
denten und den ehemaligen Finanzminister Theo Waigel
als Drei-Prozent-Fetischisten bezeichnet haben, als wir
auf den Stabilitätspakt beim Euro gepocht haben.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Unter der rot-grünen Bundesregierung hat der Euro 30%
an Wert verloren. Damit vernichten Sie gespartes Kapital
und Wirtschaftswachstum.

(Frau Lück (SPD): Wie hoch waren die Verschul-
dung und die Arbeitslosigkeit unter CDU/CSU/
FDP?)

Meine Damen und Herren, Sie geben immer gerne der
Europäischen Zentralbank und anderen die Schuld.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Die Volkswirtschaft in diesem Land hat Ludwig Erhard
sehr viel zu verdanken. Er hat gesagt: Wirtschaft, Börse,
Kapitalmarkt sind mit Psychologie verbunden, ist zum
Teil bauch- und herzgesteuert. Er hat nie gesagt, dass
man mit dem Erwecken von Anschein Wirtschaftspolitik
machen kann. Er hat gesagt: Wir brauchen Markt, wir
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brauchen Wettbewerb, wir brauchen soziale Gerechtig-
keit und Subsidiarität und vieles Andere mehr. All das
sind Dinge, die Sie im Moment mit Füßen treten.

(Widerspruch der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Es wäre gut, wenn Sie sich an Ludwig Erhard und an
seine Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft erinnern
würden.

Ich komme jetzt auf einige Ursachen dafür zu sprechen,
warum die Lage so ist. Herr Dr. Kaiser, Kollege Schläger,
ich will gar nicht auf die Ihrer Meinung nach besonders
benachteiligten Gebiete eingehen. Das wird nach mir
Kollege Müller tun. Gestatten Sie mir aber die Anmer-
kung: Sie hätten wahrscheinlich laut aufgeschrieen,
wenn sich der Bayerische Ministerpräsident bei der
Standortentscheidung mit dem Vorstand der BMW AG
angelegt hätte. Sie hätten wahrscheinlich als Erste an
die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft erinnert und
gesagt: Das ist Einflussnahme der Politik auf Standort-
entscheidungen.

(Zuruf des Abgeordneten von Rotenhahn (CSU) –
Beifall bei der CSU)

Sie verkennen in diesem Punkt die Prinzipien der Sozia-
len Marktwirtschaft.

Lassen Sie mich noch auf ein paar Punkte zu sprechen
kommen, die sehr interessant sind. Ich nenne das Stich-
wort Steuerpolitik. Dass es eine sozialdemokratische
Partei fertig bringt, eine solche Steuerreform auf den
Weg zu bringen, ist unglaublich.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Lück (SPD))

Von Ihnen, Herr Dr. Runge, hätte ich erwartet, dass Sie
sich an die Vehemenz und die Leidenschaft erinnern, mit
der Ihre Kollegin Christine Scheel, Ihre Haushalts- und
Finanzexpertin, in Berlin dafür gekämpft hat, dass diese
Steuerreform nicht so mittelstandsfeindlich wird, wie sie
jetzt ist. Sie haben Frau Scheel im Stich gelassen.
Obwohl Sie sich in Ihrer Partei immer für den Tierschutz
einsetzen, haben Sie auch diese Kröte geschluckt. In der
Steuerpolitik wird der Mittelstand massiv benachteiligt.

Liebe Damen und Herren von der SPD, Ihr Bundeskanz-
ler wird sonst nicht müde, frohe Botschaften unter das
Volk zu bringen und zu verbreiten. Ich sage: Mit einer
verfaulten Banane schafft er es, einen florierenden Obst-
handel aufzumachen.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch des Abgeordne-
ten Dr. Kaiser (SPD))

Diese Steuerreform war keine frohe Botschaft. Darum
hat er sie auch nicht selbst verkündet. Er sucht sich dafür
Protagonisten.

Wir alle hätten erwartet, dass Sie bei den Protagonisten
für diese Steuerreform an die Krankenschwester, an den
Fließbandarbeiter bei VW, an den Handwerksmeister
gedacht hätten.

(Frau Lück (SPD): Haben wir!)

Wissen Sie, was der Bundesfinanzminister macht? Er
wirbt in ganzseitigen Anzeigen im „Spiegel“ und in ande-
ren Magazinen mit den Worten für diese Steuerreform:
„Die Steuerreform 2000 ist ein echter Meilenstein“.

Als Protagonisten sucht er sich Herrn Dr. Wendelin Wie-
deking, den Vorstandsvorsitzenden der Porsche AG.

(Frau Lück (SPD): Glauben Sie!)

Ich hätte von Ihnen erwartet, dass Sie eine Steuerreform
vorlegen, zu der auch der kleine Mann sagt: Das ist eine
gute Steuerreform für den kleinen Mann und für die
breite Masse der Bevölkerung.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD)

Herr Dr. Kaiser, Sie haben an Ludwig Erhard erinnert.
Dem war die Personengesellschaft und der persönlich
haftende Unternehmer lieber, als der Vorstandsvorsit-
zende der Kapitalgesellschaft.

Ich komme zu einem zweiten Punkt: der Verschlechte-
rung der Abschreibungsbedingungen. Die Bundesregie-
rung spricht von Innovation und Modernisierung. Wenn
diese Bundesregierung noch länger regiert, dann haben
wir in diesem Land irgendwann die ältesten Dreh- und
Hobelbänke. Dann haben Sie die Abschreibungsdauer
auf 16 Jahre verlängert. Das muss man sich einmal vor-
stellen. Das ist keine Politik, die diesen Standort flexibel
macht und ihn gegen den globalen Wettbewerb bestän-
dig macht. Sie täuschen die Leute. Ich will jetzt gar nicht
auf das Thema Rating zu sprechen kommen. Für den
Basler Akkord sind Sie nicht verantwortlich. Sie sind
aber für die wesentliche Verschlechterung der Beteili-
gung verantwortlich. Früher war es so, dass ein Jungun-
ternehmer sagen konnte: Ich brauche Geld für meine
Existenzgründung. Er konnte sich dieses Geld auf dem
Kapitalmarkt beschaffen, er konnte aber auch in seiner
Familie nachfragen. Vielleicht hätte er dort jemanden
gefunden, der gesagt hätte: Ich beteilige mich an deiner
Idee, ich glaube daran.

Sie haben diese Beteiligungsmöglichkeiten so ver-
schlechtert, dass Sie heute niemanden finden werden,
der sich an einem jungen Unternehmen beteiligt.

Die Binnennachfrage sinkt. Sie könnten behaupten, die
Leute kaufen nichts mehr, sie wollen nicht konsumieren.
Es ist klar, dass die Leute nicht mehr konsumieren wol-
len. Alleine über die Mineralölsteuer wurden im letzten
Jahr 75 Milliarden DM eingenommen. Sie haben den
Menschen mit dem Kraftwärmekopplungsgesetz und
dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz 11,5 Milliarden DM
weggenommen. Die Bundesregierung kassiert 85 Milli-
arden DM. Das ist ein Drittel der gesamten Lohn- und
Einkommensteuer, die in diesem Land eingenommen
wird. Sie kassieren an den Tankstellen noch einmal
zusätzlich ab. Es ist nicht falsch, wenn man sagt: Sie
machen die Tankstellen zu Außenstellen des Finanzam-
tes.

(Beifall bei der CSU)
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Beim Betriebsverfassungsgesetz merkt man klar, wohin
Ihre Orientierung geht, nämlich nicht zum persönlichen
und einzelnen Unternehmer, sondern zur großen Aktien-
gesellschaft. Es geht um die Einflussnahme über
Betriebsräte in den Unternehmen und nicht darum, dass
Sie diese Wirtschaft voranbringen, sondern darum, über
das Betriebsverfassungsgesetz möglichst viele Kontroll-
instrumente einzuführen. Die Auswirkungen auf den
Freistaat Bayern machen mir große Sorgen. Der Frei-
staat Bayern ist in der Bundesrepublik Deutschland das
Land mit dem höchsten Anteil an Selbstständigen. Diese
CSU-geführte Staatsregierung hat in den letzten Jahr-
zehnten mehr als jede Staatsregierung in diesem Land
für den Mittelstand getan. Nennen Sie mir ein Land, das
so frühzeitig ein Mittelstandsförderungsgesetz und für
den Mittelstand viele andere Dinge bis hin zu Innovati-
ons- und Technologieeinführungsprogrammen auf den
Weg gebracht hat.

Meine Damen und Herren von der Opposition, 86% der
Unternehmen in diesem Land sind Mittelständler, und
diesen Mittelstand beschädigen Sie massiv. Wenn Sie
so weitermachen, werden Sie zum Totengräber dieses
Mittelstandes. Das Problem ist, dass, wenn es bei dieser
Bundesregierung um die Lösungsansätze geht, manche
Dinge nicht mehr nachvollziehbar sind. Zum Wirtschafts-
wachstum, so der niedersächsische Ministerpräsident
Sigmund Gabriel, müssen wir Konjunkturprogramme
machen. Er wird zwar gelegentlich von Bundeskanzler
Schröder gebremst, aber die Gedanken sind da. Wir wis-
sen, dass Konjunkturprogramme der falsche Ansatz
sind.

Zum Thema „Arbeitslosigkeit und Zuwanderung“ ein
Zitat von Oskar Lafontaine, das Sie sehr freuen wird:
„Die Arbeitslosenzahlen steigen. Da erschallt der Ruf:
Wir brauchen ausländische Arbeitskräfte. Sie sollen
Rente und Wirtschaft retten. Die Bevölkerung fasst sich
an den Kopf“. Ihr Bundeskanzler glänzt dann mit geball-
tem volkswirtschaftlichen Sachverstand – das muss man
sich auf der Zunge zergehen lassen –, denn auf die
jüngst gestellte Frage, ob Einheitslöhne wie bei VW und
Lohnverzicht wie bei Hewlett Packard der Ausweg aus
der Krise sein könnten, antwortete Schröder: „Ich halte
solche Modelle im Einzelfall für vernünftig.“ Wenn dies
ein CSU- oder CDU-Mitglied gesagt hätte, würde man
sagen, dies seien die Erzkapitalisten von der anderen
Seite. Auf die Frage, ob der Regierung die Puste aus-
gehe, antwortete Schröder: „Was die Regierung für das
Wachstum tun konnte, hat sie getan.“ Das klingt so, als
würde einem Arbeitnehmer ins Zeugnis geschrieben, er
war ständig bemüht und bestrebt, den an ihn gestellten
Anforderungen gerecht zu werden. Dies ist nichts ande-
res als die Umschreibung für Versagen.

Meine Damen und Herren von der Opposition, wir for-
dern deshalb von Ihnen, als bayerische Sozialdemokra-
ten in Berlin Ihren Einfluss dahin geltend zu machen,
dass der Mittelstand in Bayern, die Stütze der Wirtschaft
im Freistaat Bayern, weiterhin leben kann. Ändern Sie
Ihre Arbeitsmarktpolitik, korrigieren Sie Ihre Steuerpoli-
tik, schaffen Sie die Voraussetzung für einen fairen Wett-
bewerb, stärken Sie den Mittelstand, orientieren Sie sich
an der sozialen Marktwirtschaft.

(Zuruf der Abgeordneten Dr. Runge (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) und Schläger (SPD))

– Herr Dr. Runge, distanzieren Sie sich in Berlin von den
Genossen, der die Verantwortung für die miserable Lage
in den neuen Bundesländern trägt. Diese tragen nicht
die Regierung Kohl/Waigel, sondern in erster Linie dieje-
nigen Genossen, die dort drüben 40 Jahre regiert haben
und mit denen Sie in Berlin wieder taktieren wollen.
Geben Sie diese Politik auf, damit tun Sie uns einen
Gefallen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Das Wort hat Herr Kollege Hoderlein.

Hoderlein  (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Heute Morgen stand hier der alte
Generalsekretär der CSU, der seit zwanzig Jahren die
dickste und schwärzeste Parteibrille trägt, die in diesem
Land jemals jemand auf der Nase hatte, nämlich Staats-
minister Dr. Wiesheu. Sein Problem ist, er hat nicht
gemerkt, dass er seit einigen Jahren eigentlich in einem
anderen Amt tätig ist, nämlich in dem des bayerischen
Wirtschaftsministers. Er selbst sagt vom Wesen der
Wirtschaft, dass es in erheblichem Umfang von Psycho-
logie beeinflusst wird. Herr Wiesheu, wenn Sie hier
gegen alle Fakten blanke Polemik machen, brauchen
Sie sich nicht zu wundern, wenn diese Stimmung auch
auf die Wirtschaft übergreift und Effekte erzielt werden,
die Sie sich nicht wünschen können.

(Beifall bei der SPD)

Sie erinnern mich an folgenden alten Bibelspruch: Er
sieht den Splitter im Auge des Anderen, aber nicht den
Balken im eigenen Auge. Ich kenne keinen verantwor-
tungsvollen Politiker, egal aus welchem politischen
Lager, der bestreitet, dass wir im Moment eine Konjunk-
turdelle haben, die niemand befriedigen kann. Sie neh-
men dies jedoch zum Anlass, eine hemmungslose Pole-
mik zu betreiben, statt seriös nach den Ursachen und
Lösungsmöglichkeiten zu fragen. Wenn Sie es nicht
machen, werde ich es jetzt tun.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CSU)

Erstens versuchen Sie mit dieser billigen Polemik, die
jetzige wirtschaftliche und strukturelle Situation und
deren Zusammenhänge, die weit in die Vergangenheit
zurückreichen – das wäre bei keiner anderen Regierung
anders gewesen – zu negieren und so zu tun, als sei die
momentane Konjunkturdelle ein Ereignis, vom Februar,
März oder April dieses Jahres, das ausschließlich auf
Fehleinschätzungen und Fehlhaltungen der jetzigen
Regierung zurückzuführen wäre. Genau dies ist es nicht,
sondern die Ursachen liegen tiefer und weiter zurück.
Diese Mängel hätten bereits in den Achtziger- und Neun-
zigerjahren beseitigt werden müssen. Darauf werde ich
noch zu sprechen kommen.

(Beifall bei der SPD)
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In Wahrheit war mit der alten Bundesregierung unter
Kohl und Waigel eines verbunden: ein permanentes,
durch nichts und niemanden aufzuhaltendes Wachstum
bei der Arbeitslosigkeit, jedoch nicht bei der Wirtschaft.

Sie haben 1982 1,7 Millionen Arbeitslose übernommen.
Dies muss man gelegentlich den Vertretern der Wirt-
schaft sagen. Es wird immer öfter der Eindruck erweckt,
als greife Ihr Gedächtnis nicht weiter als bis zum 1.
Januar 1999 zurück. Sie haben 1 Million Arbeitslose
schon vor der Deutschen Einheit im Westen Deutsch-
lands draufgepackt und damit 50 bis 60% Arbeitslosig-
keitszuwachs in den Achtzigerjahren erreicht, und Sie
sind 1998 mit 4,7 Millionen Arbeitslosen gegangen.
Meine Damen und Herren, seien Sie doch ruhig und
erzählen Sie hier nicht, Sie hätten die Rezepte und die
Wirtschaftspolitik, die zu einer Beseitigung der Arbeitslo-
sigkeit führt – Sie haben das Gegenteil bewiesen. Des-
halb sind Sie heute der schlechteste aller Ratgeber.

(Beifall bei der SPD)

Ich moniere ebenso wie Sie das Wachstum. Auch ich
hätte lieber 3% wie im letzten Jahr. Jetzt wird das
Wachstum 2,1, 2,2 oder 2,3% betragen, niemand weiß
es.

(Willi Müller (CSU): 1,2%!)

Sie werden feststellen, wir werden im Herbst einen
Anstieg erleben. Auch daran muss man die Leute von
der Wirtschaft gelegentlich erinnern, weil sie ihre
Gedächtnisse offensichtlich nicht ausreichend geschärft
haben. Lassen wir den Einigungsboom 1990/1991 außer
Acht, den keine Regierung für sich verbuchen konnte,
denn die Ostdeutschen brauchten Kühlschränke, Golfs
und Ähnliches, dann gilt für die Jahre 1992 bis 1998,
Herr Dr. Wiesheu, dass in keinem einzigen Jahr auch nur
das Wachstum erreicht worden ist, das in dem schwa-
chen Jahr 2001 von dieser Regierung erreicht wurde.
Dies ist die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD)

Drittens gerieren Sie sich wie immer als die Klassiker,
die etwas von Geld verstünden. Für Sie gilt der Satz: Die
Schwarzen verstehen etwas von Geld, die Roten können
es den Leuten nur aus der Tasche ziehen.

(Zurufe von der CSU)

Da sehen Sie, wie Sie bei Ihren Schulungen auf billige
Instinkte getrimmt worden sind.

(Beifall und Lachen bei der SPD)

Im Grundkurs der Hanns-Seidel-Stiftung lernt man so
etwas, oder? Sie haben 1982 im Bundeshaushalt eine
Staatsverschuldung von 310 Milliarden DM und eine
Zinsquote von etwa 7% vorgefunden Diese 310 Milliar-
den DM Staatsverschuldung sind zwischen 1949 und
1982, also in 33 Jahren Bundesrepublik Deutschland,
angehäuft worden. Noch bevor die Deutsche Einheit
kam, haben Sie es unter den Herren Kohl und Waigel
geschafft, diese 310 Milliarden DM mehr als zu verdop-

peln. Nachdem Sie nach 16 Jahren abgetreten sind,
haben Sie diesem Land eine gigantische Staatsver-
schuldung von 1500 Milliarden DM und eine Zinsquote
von 24% hinterlassen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist der
letzte Ratgeber, der anderen sagen kann, wie die Staats-
quote und die Staatsverschuldung zurückgeführt werden
sollen.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

Sie haben etwas geschafft, was nach der reinen Lehre
der Volkswirtschaft eigentlich vollkommen unmöglich ist.
Sie haben es geschafft, Ende 1998 den absolut histori-
schen Höchststand an Steuern für diese Land herbeizu-
schaffen – sowohl der Unternehmensteuer, der Körper-
schaftsteuer, als auch der Einkommensteuer. Die histo-
risch höchsten Steuern haben Unternehmen und Arbeit-
nehmer „im Jahre des Heils“ 1998 bezahlt. Das kann nie-
mand bestreiten.

(Zurufe von der CSU)

Die mit Abstand höchste Dynamik bei der Entwicklung
der Staatsverschuldung, die absolute Höhe bei der
Staatsverschuldung und die höchste Zinslastquote, die
je ein Bundeshaushalt hatte, ist die Erbschaft, die wir
1998 von Ihnen ebenfalls hinterlassen bekommen
haben.

Drittens. Alles, was Sie, meine Damen und Herren,
getan oder gelassen haben – ob von einer Steuerreform
zu faseln – etwas anderes haben Sie nicht gemacht -,

(Zuruf des Abgeordneten Fischer (CSU))

ob Konjunkturprogramme aufzulegen, was immer Sie
getan haben: Nichts davon hat dazu geführt, dass die
Arbeitslosigkeit zurückgeht, sondern sie ist permanent
gestiegen. Das ist die Bilanz, die Sie uns hinterlassen
haben. Deswegen seien Sie erst mal vorsichtig mit Ihren
Vorschlägen.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen Dinglreiter?

Hoderlein (SPD): Nein. Wir haben in Berlin getan was
wir konnten. Wir haben die Steuern, die Sie erhöht
haben, gesenkt.

(Zurufe von der CSU)

Man kann darüber räsonieren, ob in den ersten beiden
Stufen die Steuersenkung in Höhe von 45 Milliarden DM
hinreichend war. Ich höre das von der Wirtschaft oft. Ich
nehme das gerne hin. Ich glaube, dass es durchaus
mehr Spielraum gegeben hätte. Sie müssen aber eines
sehen: Es gibt in den ersten Stufen nicht mehr Spiel-
räume zur weiteren Senkung, wenn nicht gleichzeitig ein
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anderes Ziel verfolgt wird, nämlich die Staatsverschul-
dung und die Staatsquote abzusenken, was die Wirt-
schaft auch will. Vor dem Hintergrund der Hinterlassen-
schaft geht beides gleichzeitig aus volkswirtschaftlichen
Gründen nicht. Das ist die Quadratur des Kreises. Des-
halb haben wir uns für einen Mittelweg entschieden. Die-
ser ist richtig.

(Beifall bei der SPD)

Sie erhöhen die Steuern, wir senken sie. Sie steigern die
Arbeitslosigkeit, wir sorgen dafür, dass sie zurückgeht.

(Zurufe von der CSU)

– Das sind Fakten. Die Bundesanstalt für Arbeit wird
Ihnen das bestätigen.

Seit zweieinhalb Jahren sinkt permanent und strukturell
die Arbeitslosigkeit.

(Dinglreiter (CSU): Das sind statistische Tricks!)

Sie sinkt zu wenig. Als Sozialdemokrat hätte ich hier
mehr gewünscht, und diese Volkswirtschaft hätte Besse-
res verdient. Aber einer ist kein Ratgeber und Kritikaster,
der sagen darf, dass das zu wenig sei. Das sind CDU
und CSU.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und schließlich hat der „Chor der Arbeitgeber“ zu Recht
„gesungen“, dass die Lohnnebenkosten in Deutschland
zu hoch seien. Was ist in Ihren 16 Jahren passiert? – Sie
haben die höchste Dynamik des Zuwachses der Neben-
kosten erreicht. Bei 17,3% lag die Rentenversicherung,
als Kohl an die Regierung kam; mit 20,3% ist er gegan-
gen. Es gibt Höchststand bei der Arbeitslosenversiche-
rung und bei der Krankenversicherung. Bei Ihrem Regie-
rungsantritt lag der Lohnnebenkostenanteil bei etwa
38%, und Sie sind mit 42% gegangen. Das ist der histo-
risch höchste Wert, und er ist in zwei Jahren der Regie-
rung Schröder um etwa 1 1ı/2Punkte gesunken. Das sind
die Fakten. Diese müssen Sie zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin überzeugt, dass die Konjunktur im Herbst
anspringen wird. Die Zinssignale aus den USA werden
ihre Wirkung tun. Der Dollar-Raum wird sich erholen –
davon bin ich überzeugt. Es wird an der Preisfront eine
Beruhigung geben. Auch im Energiebereich zeigen sich
erste Anzeichen. In fast allen Branchen beträgt auch in
diesem Jahr das Wachstum 2,5 bis 3,5%. Wenn das
gesamtwirtschaftliche Wachstum dennoch bei 2,1%
enden wird, liegt das an einer Branche, nämlich der Bau-
branche. Sie macht wirklich Sorgen. Sie drückt das
Gesamtergebnis auf den Wert, den wir alle bedauern.

(Fischer (CSU): Wer ist schuld?)

Auch hier muss man ein stückweit in die Vergangenheit
gehen, Herr Minister Wiesheu. Welches strukturelle Pro-

blem hat die Bauwirtschaft? – Das ist nicht so sehr die
mangelnde Nachfrage im privaten Wohnungsbau. Sie
geht zwar zurück, das hat demografische Gründe. Das
alleine macht das aber nicht aus. Der Hauptgrund ist,
dass wir in den Neunziger Jahren die Baubranche durch
staatliche Maßnahmen künstlich hoch gezüchtet haben,
sodass jetzt die Baukapazitäten um über 100% höher
liegen als in den achtziger Jahren, namentlich im Osten.

(Pschierer (CSU): Sagen Sie das mal einem mittel-
ständischen Bauunternehmer!)

Es geht auf Dauer aber nicht, 100% mehr Aufträge für
die Bauindustrie zu beschaffen als in den achtziger Jah-
ren. Das ist das Problem. Wir haben namentlich im
Osten Überkapazitäten und außer der Schwäche im pri-
vaten Wohnungsbau einen dramatischen Rückgang bei
den Tiefbaunachfragen in den Kommunen. Ich kann
Ihnen sagen, warum die Tiefbaunachfrage in den Kom-
munen so schwach ist, nämlich weil Sie dafür gesorgt
haben, dass unsere Kommunen bis über beide Ohren
verschuldet sind.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Dr. Bernhard
(CSU): Lächerlich, so ein Schmarrn! Das ist doch
abwegig!)

Herr Dr. Wiesheu, Sie wissen es genau: In den acht Jah-
ren der Stoiber-Ära ist die Staatsverschuldung im Frei-
staat Bayern – Staatsminister Dr. Falthauser weist hier
bei seinen Volkswirtschaftsvorlesungen stets darauf hin
– in etwa so gestiegen wie die Inflation, also im Grunde
gar nicht. Gleichzeitig ist in den letzten acht Jahren aber
die Verschuldung der bayerischen Kommunen um zirka
35% gestiegen. Das ist ausschließlich landespolitisch
verursacht. Dieses Investitionshemmnis ist wesentlich
daran schuld, dass die Bauwirtschaft bei uns nicht auf
die Beine kommt.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Mehrlich
(SPD))

Im Gegensatz zu Herrn Wiesheu bin ich zu differenzier-
ter Betrachtungsweise fähig und auch willens. Da die
schlechte Baukonjunktur zu einem echten Problem wer-
den kann, habe ich vor kurzem in einem Interview
gesagt, dass der Staat, der insgesamt – Bund, Länder,
Kommunen – zu zwei Dritteln die Nachfrage am Bau
schafft – davon sind es zu zwei Dritteln wiederum die
Kommunen – noch einmal nachlegen muss, wenn im
Winter wider Erwarten die Konjunktur nicht anspringen
sollte.

(Dr. Bernhard (CSU): Deshalb haben Sie die Mittel
für den sozialen Wohnungsbau gekürzt!)

Wir haben Bedarf bei der Schiene, den Straßen und
beim sozialen Wohnungsbau. Ich bin mit Ihnen, Herr
Kollege Dr. Bernhard, der Auffassung – Sie würden so
etwas nie sagen, das ist der Unterschied – dass die Mit-
tel, die Berlin für den sozialen Wohnungsbau zur Verfü-
gung stellt, vor dem Hintergrund der schwachen Kon-
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junktur und dem tatsächlichen hohen Wohnungsbedarf,
nicht befriedigend sind.

(Jetz (CSU): Sie sind sauschlecht!)

Deshalb bin ich der Auffassung , dass wir noch einmal
nachdenken müssen, was wir tun können, wenn die
Baukonjunktur im Winter nicht anspringt.

Herr Minister Wiesheu, am Schluss komme ich zu Ihrer
alten verkratzten Schellackplatte, der Bund würde Bay-
ern benachteiligen.

(Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministe-
rium): Ja, systematisch!)

– Ja, ja. Das kenne ich schon. Wahrscheinlich haben Sie
einen Sprechautomaten eingebaut, der bei Knopfdruck
loslegt.

(Beifall bei der SPD)

Herr Verkehrsminister Wiesheu, Sie und Ihre Berliner
Freunde – damals Bonner Freunde – haben ein Mär-
chenbuch geschrieben. Dieses Märchenbuch stammt
nicht von den Gebrüdern Grimm, sondern von der Union,
und es hat auch keinen kindhaften Titel, sondern es
nennt sich Bundesverkehrswegeplan. Dort stehen Mär-
chen drin. Dort steht, welche Straßen die Regierung in
welcher Zeit zu bauen gedenkt. Sie haben aber verges-
sen, am Ende Bilanz zu ziehen und nachzusehen, inwie-
weit die Wirklichkeit mit dem Buch übereinstimmt. Als
Sie gegangen sind, sah die Sache folgendermaßen aus:
Der Bundesverkehrswegeplan hätte bis zum Sommer
1999 zu 100% vollzogen sein müssen. Sie haben 30%
der Projekte tatsächlich gebaut und finanziert. In sieben
Monaten konnte die neue Bundesregierung den Rest
nun wirklich nicht zu schaffen. Sie haben leider verges-
sen, die anderen 70%, die Sie in den Plan geschrieben
haben, zu bauen und zu finanzieren. Sie hätten dazu die
„Kleinigkeit“ von 90 Milliarden DM gebraucht. Unseriöser
geht es wirklich nicht.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und nun wollen Sie uns in die Schuhe schieben, dass in
den letzten Jahren zu wenig Verkehrsinvestitionen getä-
tigt wurden.

(Nadler (CSU): So ist es auch!)

Das ist lächerlich. Sie haben die Bürgermeister und
Landräte scharf gemacht, und diese haben geglaubt,
dass die Ortsumgehung mit der Aufnahme in den Plan
schon da sein wird. Sie haben aber vergessen, 70% des
Planes umzusetzen.

(Zurufe von der CSU)

In Deutschland gibt es einen Beweis dafür, dass Investi-
tionen ohne finanzpolitische Not und an der Sache vor-
bei zurückgeführt werden. Ich will Ihnen das Land in
Deutschland nennen, das das macht. Das Land heißt
Freistaat Bayern.

In der Stoiber-Ära haben Sie die Mittel im Haushalt für
den Staatsstraßenbau – dafür sind Sie allein zuständig –
um rund 50% reduziert. Sie haben keinen Grund, von
anderen zu behaupten, sie vernachlässigten Infrastruk-
turinvestitionen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Dr. Wiesheu, Sie wissen, wir Bayern haben von den
vier Sonderprogrammen, die aufgelegt wurden, von den
westlichen Ländern – nur diese sind vergleichbar, weil
der Osten einen großen Nachholbedarf hat – das meiste
bekommen. In der Summe haben wir mehr erhalten als
Nordrhein-Westfalen. Ich könnte Ihnen die Zahlen
sagen, aber dazu reicht meine Redezeit nicht. Ich habe
die Information auch der Presse übergeben; die Journa-
listen wissen das auch. Die Behauptung, Bayern werde
benachteiligt, ist nachweislich unzutreffend.

Bei der Forschung belegt Bayern einen hervorragenden
Platz. Wir liegen mithilfe des Geldes, das wir vom Bund
bekommen, an zweiter oder dritter Stelle. Zum Beispiel
gibt es das Programm für erneuerbare Energien der
Bundesregierung, das ein wichtiger Impulsgeber für die
neuen Technologien ist. Wissen Sie, wie hier die Lage
bei den Anträgen ist? – Es geht hier um das Bundespro-
gramm, nicht das bayerische Programm, das auch nicht
schlecht ist, aber das Bundesprogramm ist besser und
unter Fachleuten anerkannt. Der letzte mir bekannte
Stand ist: 43% aller Mittel aus dem Programm für erneu-
erbare Energien, die in Deutschland verteilt werden,
gehen nach Bayern. Wer spricht denn da von Benachtei-
ligung? – Jedenfalls nicht der, der nur einen Funken
Ahnung hat.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm:  Herr Kollege Hoderlein, Sie wissen,
dass Sie Ihre Redezeit bereits erheblich überzogen
haben. Ich kann nicht ewig auf die Zeittaste drücken.

Hoderlein  (SPD): Herr Präsident, wenn Sie erlauben,
sage ich nur noch einen Anstandssatz.

Herr Staatsminister Dr. Wiesheu, wir haben gerade mit
den Eisenbahnern geredet. Wir haben auch echte Pro-
bleme in unserem Land. Vieles läuft nicht schlecht in
Bayern, das wollen wir gern anerkennen, aber es gibt
auch Probleme. Die Regionalpolitik ist ein Beispiel. Ich
bitte Sie herzlich, dass wir morgen in der Debatte zu den
DB-Ausbesserungswerken, die geschlossen werden sol-
len, ein Zeichen dafür setzen, dass es eine regionalpoli-
tische Verantwortung gibt. Das ist das, was die Landes-
politik in Bayern an erster Stelle zu leisten hat. Es wäre
schön, wenn wir uns wenigstens darauf einigen könnten.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Herr Kollege Müller.

Willi Müller  (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich habe mich zu Wort gemel-
det, weil ich einige Bemerkungen zu den Ausführungen
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von Herrn Kollegen Schläger zur Regionalpolitik machen
will. Vorweg möchte ich aber eine Anmerkung zur Rede
von Herrn Kollegen Hoderlein machen. Herr Hoderlein,
wenn Sie sich hierher stellen und versuchen, die Rede
des Wirtschaftsministers zu verunglimpfen, indem Sie
sagen, hier hätte der Generalsekretär gesprochen, dann
kann ich nur sagen, hier hat einer der besten Wirt-
schaftsminister gesprochen, die Bayern je hatte.

(Beifall bei der CSU)

Ich füge hinzu: Wenn die wirtschaftliche Entwicklung in
Bayern wesentlich besser verläuft als auf Bundesebene,
dann ist das auch in starkem Maße das Verdienst von
Otto Wiesheu.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Hoderlein, wenn Sie immer wieder die
Schuldenlast ansprechen, die Sie übernommen haben,
dann nehmen Sie bitte einmal zur Kenntnis, dass in die-
ser Zeit die größte Herausforderung zu bewältigen war,
die je eine Nation zu bewältigen hatte, nämlich die Wie-
dervereinigung Deutschlands. Nehmen Sie auch zur
Kenntnis, was Herr Kollege Pschierer gesagt hat: Nicht
wir haben die DDR platt gemacht, sondern die Altkom-
munisten, die Sie heute wieder in die Verantwortung
holen wollen.

(Beifall bei der CSU)

Wenn Sie darüber jammern, dass die alte Bundesregie-
rung keine Steuerreform auf den Weg gebracht hat,
dann nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass Sie im höchs-
ten Maß Blockadepolitik betrieben und versucht haben,
alles zu verhindern, was in Richtung einer Steuerreform
ging.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie
mich zu dem Thema kommen, zu dem ich mich gemel-
det habe. Ich weiß selbstverständlich auch, dass es ver-
schiedene Erscheinungsbilder der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in Bayern gibt, aber ich halte es für unerträglich
und für blanken Unsinn, wenn man daraus schließt, dass
die Bayerische Staatsregierung eine Politik zulasten
Nordbayerns und vor allen Dingen unter dem Gesichts-
punkt der Missachtung der peripheren Räume betreibt.
Das ist falsch, und das ist Unsinn. Ich will das mit einigen
Fakten beweisen.

Es ist heute bereits mehrfach angesprochen worden,
dass wissenschaftliche Einrichtungen auch zur Schaf-
fung von neuen Arbeitsplätzen führen. Ich frage Sie:
Haben Sie vergessen, dass diese Staatsregierung in
Bayreuth eine neue Fakultät für angewandte Naturwis-
senschaften geschaffen hat? Haben Sie vergessen,
dass ein Kompetenzzentrum für neue Materialien in Bay-
reuth entstanden ist? Haben Sie vergessen, dass in Hof
eine Fachhochschule und ein virtueller Campus
geschaffen wurden?

Wenn es um neue Arbeitsplätze geht, frage ich Sie:
Haben Sie vergessen, dass das Landesversorgungsamt

nach Bayreuth und Selb gekommen ist und das Geologi-
sche Landesamt nach Marktredwitz? Haben Sie verges-
sen, dass im Rahmen von Betriebsansiedlungen im
Raum Arzberg nicht 200 – wie Herr Kollege Schläger
gesagt hat –, sondern 400 Arbeitsplätze geschaffen wor-
den sind und dass sich ein neuer Betrieb ansiedelt? Der
Wirtschaftsminister hat mit Recht darauf hingewiesen,
das wird nicht der letzte sein; es wird sich noch mehr tun.

Wenn es um die Infrastruktur geht, frage ich Sie: Haben
Sie vergessen, dass die Staatsregierung die Entschei-
dung getroffen hat, 30 Millionen DM für den Ausbau des
Flughafens Hof zur Verfügung zu stellen. Ich kann nur
sagen: Wo bleiben hier die Mittel des Bundes und der
Europäischen Union?

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn Sie die
Staatsregierung kritisieren, dann frage ich Sie: Warum
setzen Sie sich angesichts der bevorstehenden Oster-
weiterung bei der Bundesregierung nicht für ein Fitness-
Programm für die Grenzgebiete ein?

(Beifall bei der CSU – Hoderlein (SPD): Das ist
längst passiert!)

– Herr Kollege Hoderlein, bei der Süderweiterung hat die
Europäische Union ein 4-Milliarden-Programm aufge-
legt. Jetzt wird fast nichts getan. Lächerliche Beträge
werden zur Verfügung gestellt. Ich teile die Meinung des
Kollegen Dinglreiter, wenn wir in der Verkehrspolitik nicht
ein Verkehrsprojekt „Europäische Osterweiterung“
schaffen, so wie die alte Bundesregierung ein Verkehrs-
projekt „Deutsche Einheit“ geschaffen hat, werden wir
nicht in der Lage sein, die riesigen Steigerungen des
Verkehrs halbwegs in den Griff zu bekommen. Ich kann
nur sagen: Fordern Sie die Bundesregierung auf, bei der
Europäischen Union massiv dafür zu kämpfen, dass
diese Programme aufgelegt werden. Schließlich wären
das Programme, bei denen der Rückfluss nach Deutsch-
land erheblich ist. 60% flössen nach Deutschland
zurück; bei anderen Fördermitteln der Europäischen
Union ist dies nicht der Fall.

Wenn Sie darüber klagen, dass die Förderung bei
Betriebsansiedlungen oftmals nicht hoch genug sei,
frage ich Sie: Warum kämpfen Sie nicht dagegen, dass
die Bundesregierung die GA-Mittel permanent kürzt?
Das ist doch ausschlaggebend dafür, dass wir die
Höchstförderung, die die EU bei Betriebsansiedlungen
zulässt, nicht erreichen können. Auch hier haben Sie die
Aufgabe, sich bei Ihrer Bundesregierung einzusetzen.

Lassen Sie mich noch ein Letztes sagen, was heute
bereits des Öfteren angesprochen wurde. Die Ökosteuer
benachteiligt den ländlichen Raum und die peripheren
Gebiete viel mehr als die zentralen Räume. Das wissen
Sie auch. Deshalb kann ich nur sagen: Wenn Sie schon
nicht in der Lage sind, die gesamte Steuer zurückzuneh-
men, sorgen Sie wenigstens dafür, dass die nächste
Erhöhung unterbleibt. Sie ist unmöglich und eine zusätz-
liche Belastung für die Gebiete, die jetzt bereits schwer
zu kämpfen haben.
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Ich kann abschließend nur sagen: Ich habe das Gefühl,
Sie halten große Reden in Sachen regionale Entwick-
lungspolitik, aber dort, wo Sie in der Verantwortung ste-
hen, wie mit Herrn Verheugen in Brüssel und dem Bun-
deswirtschaftsminister in Berlin, tun Sie nichts. Dort las-
sen Sie die Dinge einfach laufen, und das halte ich für
äußerst schlecht.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Um das Wort hat Herr Kollege Dr.
Runge gebeten.

Dr. Runge  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Auf den Redebeitrag
des Kollegen Kaiser habe ich entgegnet, dass ich man-
ches differenzierter sehe. Gleiches gilt für den Redebei-
trag des Kollegen Hoderlein. Auf einen groben Klotz
gehört aber ein ebensolcher Keil. Kollege Müller – auch
Kollege Pschierer hat vorhin schon die Geschichte
bemüht – hat Ausflüge in die Geschichte gemacht, und
zwar nicht in die wirtschaftspolitische Geschichte, son-
dern ist auf einmal auf die frühere DDR, die PDS und Alt-
kommunisten zu sprechen gekommen. Da vergessen
Sie einfach die Hälfte der Wahrheit. Schauen Sie sich
doch einmal die Blockflöten an, die jetzt für die CDU im
Bundestag sitzen. Rufen Sie sich in Erinnerung zurück,
dass Ihr Ministerpräsident Strauß mit dem Geldkoffer
nach drüben gegangen ist und dieses System künstlich
am Leben gehalten hat, während man uns GRÜNE nicht
hat einreisen lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Herr Kollege Pschierer, Ihre Worte waren zwar wohlklin-
gend, aber die meisten gingen haarscharf an der Realität
vorbei. Selbstverständlich ärgern Sie sich, wenn Herr
Wiedeking Werbung für die Bundesregierung macht.
Herr Wiedeking bezeichnet sein Unternehmen immer als
mittelständisch; ich sehe das nicht so. Sie ärgern sich
jedenfalls darüber, egal, von welcher Kategorie dieses
Unternehmen ist. Dann haben Sie eine Reihe von
Berufsgruppen bemüht – Sie haben sie Protagonisten
genannt – und gemeint, die würden alle unter der Steu-
erreform leiden oder jedenfalls nicht davon profitieren.
Herr Kollege Pschierer, schauen Sie sich einmal an, wer
dadurch mehr Geld in der Tasche hat. Das ist beispiels-
weise die vierköpfige Familie mit einem Bruttoeinkom-
men von 60000 DM, die letztes Jahr 2000 DM mehr in
der Tasche hatte als 1998.

(Zuruf des Abgeordneten Pschierer (CSU))

Die Tatsache, dass der Steuersatz in der letzten Stufe
von 25,9% auf 17% gesenkt wird und der Grundfreibe-
trag von 12300 DM auf 14000 DM steigt, nützt vor allem
den Berufsgruppen, die schlechter verdienen, und vor
allem den mittelständischen Unternehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das verschweigen Sie immer; vielleicht verstehen Sie es
einfach nicht.

(Zuruf des Abgeordneten Pschierer (CSU))

Ihren Einsatz für den Mittelstand konnten wir in diesem
Hause in den letzten Wochen reichlich erleben. Als
Stichwort nenne ich die Novellierung der Verpackungs-
verordnung, sprich Dosenpfand. Hier macht sich die
Staatsregierung zum Erfüllungsgehilfen der Verpa-
ckungsindustrie, von west- und norddeutschen Groß-
brauereien und von Discountern und schadet massiv
dem bayerischen Mittelstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Als nächstes Stichwort nenne ich die Absetzbewegung
der Staatsregierung bei der restriktiven Handhabung von
Factory Outlet Centres. Auch das ist überaus mittel-
standsfeindlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun möchte ich noch einige wenige Sätze zu Ihrem mit-
telfränkischen Hoffnungsbrummer sagen; leider ist er
jetzt nicht da. Zuhören und mitdenken sind nicht die Stär-
ken von Herrn Söder. Ich habe gesagt, dass wir die Infla-
tion, vor allem die Zahlen vom Mai, sehr, sehr ernst neh-
men. Kurzfristige Konjunkturprogramme oder ein Vorzie-
hen der Steuerreform sind doch keine Instrumente, um
die Stabilität des Geldwertes zu sichern, ganz im Gegen-
teil. Wir haben auch gesagt, dass man über die wirt-
schaftliche Lage diskutieren muss. Wir halten allerdings
die Rede von Minister Wiesheu in der x-ten Auflage für
verzichtbar. Es kommt darauf an, wie diskutiert wird. Es
hat wenig Sinn, dass alles in grobschlächtigem Getöse
untergeht. Viele Ihrer Vorschläge sind diskutierbar, man-
che sogar sinnvoll, aber sie gehen unter.

Herr Dinglreiter, Sie fordern, zu privatisieren und zu
deregulieren. Das sehen wir für manche Felder auch so.
Warum aber geschieht das in Bayern am allerwenigs-
ten? Was geschieht denn bei der Organisationsprivati-
sierung bei den Stadtwerken, Stichwort Vergaberecht?
Hier passiert nichts, obwohl der Wirtschaftsminister dies
längst angekündigt hat? Da lässt er sich vom Innenmi-
nister ausbremsen. Der Virtuelle Marktplatz Bayern ist
Staatswirtschaft pur. Die kleinen Internetdienstleister
werden an die Wand gedrückt werden. Man sollte also
im eigenen Haus anfangen und nicht immer nur mit dem
Finger auf die anderen zeigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Präsident Böhm: Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich erteile
das Wort Herrn Staatsminister für Wirtschaft, Verkehr
und Technologie zu einer zusammenfassenden Stel-
lungnahme.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Wenn Herr Dr. Kaiser
schon zitiert, dann soll er das bitte ausreichend tun. Aus
dem Artikel von Marc Beise „KonjunkturJo-jo“ hat er
lediglich den Satz zitiert, dass trotz negativer Meldungen
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die Entwicklung im Jahr 2002 durchaus noch besser
werden könnte. Die Formulierung lautet weiter: „. . . wenn
die Tarifpartner Maß halten und die Politik die Wirtschaft
nicht weiter verunsichert, sondern sie im Gegenteil sogar
durch gezielte Maßnahmen (wie etwa das Vorziehen der
Steuerreform) rechtzeitig in Stimmung bringt.“ Das
haben Sie leider ausgelassen.

(Beifall bei der CSU)

Diese Diskussion kann man nicht mit Zinkereien und
Tricksereien bestreiten wollen; das ist zu schwach.

Herr Kollege Dr. Runge, die Bahnprivatisierung ist mit
grundgesetzändernder Mehrheit im Bundestag
beschlossen worden, sonst wäre sie nicht möglich gewe-
sen. Deshalb finde ich es seltsam, dass einzelne Schuld-
zuweisungen gemacht werden.

(Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau
das habe ich gesagt!)

Sie werfen mir vor, ich bringe meine Argumente zum
wiederholten Mal. Ich werde sie noch sehr oft bringen, so
lange, bis sie auch Ihnen einleuchten.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Schläger, nun zur Strukturreform in Ober-
franken. Ich habe das Gutachten der GFK nicht zurück-
gehalten, sondern wir haben dort eine Konferenz mit
einer Reihe von Vertretern aus der Wirtschaft, der Wis-
senschaft und der Kommunalpolitik abgehalten, denen
das Gutachten rechtzeitig zur Verfügung gestellt wurde,
damit sie es gründlich lesen und wir darüber reden kön-
nen. Das würde ich Ihnen auch empfehlen, weil Sie dann
feststellen würden, dass einiges für Oberfranken spezi-
fisch gilt und anderes für Oberfranken genauso wie für
andere Regionen in Bayern. Für Oberfranken ist spezi-
fisch – ich weiß nicht, warum man das nicht erwähnen
soll –, dass es dort logischerweise eine hohe Zahl von
Einpendlern gibt. Es wird sie auch weiterhin geben. Das
gehört zum Thema Grenzgebiet. Die Probleme auf der
sächsischen Seite kann man aber auf der bayerischen
Seite nicht lösen, sondern nur auf der sächsischen.

Das spezifische Problem auf der bayerischen Seite
besteht darin, dass in Nordostoberfranken Arbeitsplätze
im produzierenden Gewerbe abgebaut worden sind und
nicht angemessen durch Dienstleistungsarbeitsplätze
kompensiert werden konnten. Der Zuwachs bei Dienst-
leistungsarbeitsplätzen beträgt landesweit 10 bis 12%,
dort bisher nur 2%. Wir bemühen uns darum, mehr
Arbeitsplätze dazuzugewinnen, aber dieser Prozess ist
zäh. In der Porzellanindustrie haben nämlich sehr viele
angelernte Kräfte gearbeitet, die nicht ohne weiteres
woanders hinversetzt werden können. Deshalb brau-
chen wir dort verstärkt Arbeitsplätze im produzierenden
Bereich. Das war auch der Hintergrund für die Überle-
gung, dass BMW dorthin kommt. Die Aussage, da sehe
man wieder einmal, was das Wort des Ministerpräsiden-
ten zählt, ist nicht nur polemisch, sondern auch falsch.
Das ist völlig abseitig. BMW entscheidet eigenständig.
Dann ziehen Sie den Vergleich zur Bahn, erklären, dass
dort auch der Vorstand entscheidet, der merkwürdiger-

weise die Ausbesserungswerke in Bayern und in Sach-
sen stilllegt. Beide Unternehmer haben aber einen
Eigentümer, und das ist, anders als bei BMW, bei der
Bahn der Bund, der durch die Bundesregierung vertreten
wird.

(Beifall bei der CSU)

Herr Hoderlein, Sie haben ausschließlich im Falle des
Bahnausbesserungswerks in Nürnberg an die Gemein-
samkeit appelliert. Dieser tränenreiche Appell liegt etwas
daneben, weil sich tatsächlich der Bundestagsabgeord-
nete in Nürnberg – fragen Sie nach – deshalb schriftlich
an den Bundesverkehrsminister und an den Bundes-
kanzler gewandt hat. Er schreibt, dass die Bundesregie-
rung hier höchstselbst in der Verantwortung steht. Da
kann ich ihm nur Recht geben. Ich bringe Ihnen den Brief
morgen mit. Das ist nun einmal so. Das kann man nicht
einfach durch einen Vergleich mit BMW neutralisieren.

Sie haben den Flop des Interregio 25 erwähnt. Wo blei-
ben denn da die SPD und die GRÜNEN? Da fahren Bun-
destagsabgeordnete von der Oberpfalz nach Berlin. Herr
Stiegler erzählt davon, welch großen Krach er gemacht
hat. Was hat das denn genützt? Was ist bisher heraus-
gekommen, und was kommt im nächsten Jahr raus? Die
Bundesbahn will sämtliche Interregios einstellen, die
Bundesregierung stellt sich taub, und die bayerische
SPD stellt sich stumm und blind.

(Zuruf des Abgeordneten Schläger (SPD))

Der Bundesfinanzminister kündigt an, er möchte das im
Rahmen der Finanzrevision den Ländern aufs Auge drü-
cken. Was geschieht denn von eurer Seite, verdammt
noch mal?

Wer rührt sich denn? Keiner! Man will das Problem über
die Bundestagswahl hinwegschleppen und dann so tun,
als habe man mit dem Thema nichts zu tun.

(Beifall bei der CSU)

Es ist generell mein Eindruck, dass SPD und GRÜNE,
solange sie in der Opposition waren, immer nur Bahn
und Bahn und Bahn gerufen haben, davon aber, seitdem
sie in der Regierung sind, nichts mehr sehen, hören oder
sagen. Das ist vorbei.

(Beifall bei der CSU – Dr. Bernhard (CSU): Wie der
berühmte Affe!)

Herr Hoderlein, wenn Sie mir vorwerfen, hier habe der
Generalsekretär gesprochen, so nehme ich das durch-
aus als Kompliment. Die CSU hatte immer gute General-
sekretäre.

(Beifall bei der CSU)

Umgekehrt muss ich Ihnen aber sagen – das können Sie
nicht unbedingt als Kompliment nehmen –: Bei Ihnen
hatte ich nicht nur den Eindruck, sondern die Überzeu-
gung, dass der Parteivorsitzende gesprochen hat. Das
ist deswegen kein Kompliment, weil die SPD in Bayern in
der Regel keine guten Parteivorsitzenden gehabt hat.
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(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Ich weiß ja nicht, ob Sie diese Reihe fortsetzen wollen
oder werden. Mit der intellektuellen Qualität Ihrer The-
sen, die Sie vorgebracht haben, ist es jedenfalls nicht
weit her. Wenn Sie die Arbeitslosenzahlen in Deutsch-
land von 1983 und 1998 vergleichen, vergessen Sie,
dass es zwischenzeitlich eine Wiedervereinigung gege-
ben hat.

(Hoderlein (SPD): Das habe ich nicht gesagt!)

– Das haben Sie nicht gesagt.

(Frau Dr. Baumann (SPD): Das ist doch unter aller
Würde!)

Sie haben lediglich vom Einigungsboom gesprochen.

(Zuruf von der SPD: Waren Sie beim Hörtest?)

– Nein, ich war bei Ihrer Rede im Plenum – im Gegen-
satz zu Ihnen. Knatschen Sie doch nicht dazwischen.

(Heiterkeit bei der CSU)

Herr Hoderlein macht es sich bequem, wie es einem
Parteivorsitzenden der SPD zusteht: Während der
Debatte ist er nicht da oder er hört nicht zu. Am Schluss
meint er, er müsse seinen großen Auftritt als Parteivorsit-
zender haben. Das können Sie selber bewerten, wie Sie
wollen. Ich habe mir die Dinge sehr genau angehört und
aufgeschrieben. Lesen Sie es vielleicht einmal nach. Bei
dem Vergleich der Arbeitslosenzahlen haben Sie die
Wiedervereinigung überhaupt nicht erwähnt, sondern
außer Acht gelassen.

Zweitens haben Sie nicht die Folgen der sozialistischen
Misswirtschaft in den neuen Ländern erwähnt.

(Beifall bei der CSU)

Diese haben uns die Probleme sowohl bei der Arbeitslo-
sigkeit wie auch insgesamt bei der Neuverschuldung
gemacht. Ihnen geht es zur Zeit ja nicht viel anders. Man
sieht ja, wie Sie sich bei der Fortsetzung der gesamten
Programme für den Osten Deutschlands und bei den
300 Milliarden DM, die bezahlt werden müssen, gequält
haben. Sie schütteln das Geld schließlich auch nicht aus
dem Ärmel. Herr Eichel hat seinen Haushalt bisher von
der Verschuldung nicht nennenswert befreien können.
Es werden zwar schöne Ziele genannt, aber mehr ist es
auch nicht. Es ändert sich also relativ wenig.

Wenn Sie sagen, dass der Einfluss der Psychologie in
Politik und Wirtschaftspolitik sehr groß ist, dann muss ich
sagen, die Tatsache, dass Sie mit der PDS, die als
umgewandelte SED für die Misswirtschaft in der ehema-
ligen DDR hauptverantwortlich ist und der wir die gesam-
ten Ergebnisse zu verdanken haben, heute Koalitionen
und demnächst noch größere Koalitionen eingehen wol-
len,

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

ist das Miserabelste, was Sie im Blick auf Berlin anstel-
len können. Dies wird seine Auswirkung über Berlin
hinaus haben. Jeder weiß heute, dass sich die SPD
angesichts der Schwäche der GRÜNEN überlegt, ob
nach der nächsten Bundestagswahl nicht die PDS ihr
Partner sein kann. Dazu kann ich nur sagen: Das ist das
„beste“ psychologische Signal, das Sie für die Wirtschaft
geben können. Es ist nicht ein Signal für Investitionen in
Deutschland, sondern ein Signal für Investitionen im
Ausland. Machen Sie nur so weiter!

(Beifall bei der CSU)

Dass Sie dem Bürger weiter das Geld aus der Tasche
ziehen und meinen, er merkt es nicht, beweisen die Öko-
steuer, EEG und KWK und die geplante Schwerver-
kehrsabgabe. Sie sagen, für die Infrastruktur brauche
man mehr Geld. Warum erklärt man sich denn nicht
bereit, die streckenbezogene Maut – das ist die Schwer-
verkehrsabgabe – zu 100% in die Infrastrukturfinanzie-
rung zu stecken?

(Beifall bei der CSU)

Warum sagt die SPD: nur 25%, mehr nicht!? Bodewig
wurde gefragt, ob man nicht mehr machen könne – die
Verkehrsminister sind ja durchaus dafür –; er hält sich
aber zurück. Von Ihnen kommt kein anderer Ansatz. Wo
soll es denn herkommen? Früher hat es immer gehei-
ßen: Verkehr finanziert Verkehr. – Das ist schon lange
nicht mehr so. Verkehr finanziert heute alles Mögliche
mit. Wenn man hier eine neue Methode der Gebühren-
abschöpfung einführt, so hat dies nur Sinn, wenn diese
Mittel zu 100% in die Infrastrukturfinanzierung gehen.

Nun zur großen Steuerreform, die Sie auch wieder ange-
sprochen haben. Es heißt immer, dass durch diese Steu-
erreform im Schnitt ein Volumen von 90 Milliarden DM –
es können auch ein paar Milliarden mehr oder weniger
sein; das ist Wurst – bewegt wird. Unter Einbeziehung
der Gegenfinanzierung verbleiben 50 oder 55 Milliarden
DM. Was bleibt nach 2005 denn übrig? Rechnen Sie es
doch einmal nach. Die Ökosteuer wird, wenn es mit ihr
nach der Bundestagswahl weitergeht, wie die GRÜNEN
es wollen, einschließlich der Mehrwertsteuer bis dahin
schon zusätzliche Belastungen von 35 bis 37 Milliarden
DM gebracht haben. Lafontaine – dessen Steuerreform
hat man schon vergessen – hat seinerzeit eine Zusatz-
belastung von 10 Milliarden DM für die Wirtschaft
gebracht. Die Schwerverkehrsabgabe soll etwa 7 Milliar-
den DM bringen. EEG und KWK machen dann um die 12
Milliarden DM aus. Wenn man dies zusammenrechnet,
ergeben sich Zusatzbelastungen von über 60 Milliarden
DM, von etwa 65 Milliarden DM. Nach Abschluss der
Steuerreform – ich rechne hier nicht einmal die kalte Pro-
gression ein – zahlt der Steuerzahler, der Steuerbürger
mehr, als ihm an Entlastung in Aussicht gestellt worden
ist. Dies ist ein großer Umverteilungs- und Verschiebe-
bahnhof. Von der größten Steuerreform der Geschichte,
von der Schröder geredet hat, bleibt nichts übrig.

(Beifall bei der CSU)
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Ich kann dazu nur sagen: Das bleibt die größte Propa-
gandaaktion, die die Bundesregierung jemals gestartet
hat.

Noch ein Wort zur Senkung der Arbeitslosenzahlen.
Stellen Sie einmal einen Vergleich an. Betrachten Sie
einmal die demographische Entwicklung und fragen Sie
sich, inwieweit die Senkung der Arbeitslosenzahlen tat-
sächlich auf neue Arbeitsplätze zurückzuführen ist. Letz-
teres wäre wirtschaftlich effektiv. Es gibt ein paar Länder,
in denen neue Arbeitsplätze geschaffen werden. In
anderen Ländern geschieht dies nicht; dort ist die Sen-
kung der Arbeitslosenzahlen ausschließlich durch die
demographische Entwicklung bedingt, nicht aber durch
die gute ökonomische Entwicklung und durch neue
Arbeitsplätze. Hauen Sie deshalb doch nicht so mit Ihrer
Propaganda um sich! Wenn Sie dies auf dem Parteitag
der SPD tun, soll es mir recht sein. Hier herinnen können
Sie es aber nicht tun. Hier im Parlament können Sie es
nicht tun.

Von Ihnen wurde 1998 eine Senkung der Lohnzusatz-
kosten auf unter 40% versprochen. Es wurde gesagt:
Das erreichen wir mit der Ökosteuer. – Dann zahlen
nicht nur die Lohnabhängigen, sondern alle, auch die
Rentner, die Arbeitslosen, die Studenten, alle miteinan-
der zahlen mit. Damit wollte man die Senkung der Lohn-
zusatzkosten unter 40% bewerkstelligen. Wie stellt sich
der Sachverhalt nun aber dar? Nichts mehr ist los! Die
Lohnzusatzkosten liegen weiter über 40% und trotzdem
zahlen alle die Ökosteuer. Was ist denn aus Ihren schö-
nen Versprechungen geworden?

Was die Bauwirtschaft angeht, so wird immer schön
gepredigt, dass die Kapazitäten sehr hoch seien. Warum
hat Herr Schröder dann Holzmann gerettet? Er ist im
Übrigen auch beim Gespräch mit der Wirtschaft anläss-
lich der Handwerksmesse gefragt worden, was er denn
tue, damit es in der Bauwirtschaft vorangehe. Schröder
hat darauf hingewiesen, dass Überkapazitäten vorhan-
den seien. Auf die Frage, warum er Holzmann gerettet
habe, saß er genauso da wie Sie: Schweigend.

(Beifall bei der CSU)

Er hat damals so gehandelt, weil es ihm vor dem Partei-
tag gerade gepasst hat. Sonst war gar nichts dahinter.
Heute reden Sie von Überkapazitäten. Sie haben die
Nachfrage eingeschränkt. Wenn ich es Ihnen noch ein-
mal vortragen muss, Herr Hoderlein, weil Sie vorhin nicht
anwesend waren, dann tue ich es: Die Tatsache, dass
man die Verluste beim Mietwohnungsbau seit Lafontaine
weitgehend nicht mehr mit anderen Einkommensarten
verrechnen kann, hat zu einer massiven Reduktion des
Mietwohnungsbaus geführt. Die Tatsache, dass Sie die
Spekulationsfrist beim Eigenheimbau auf 10 Jahre ver-
längert und gleichzeitig die Kündigungsfrist für Mieter mit
dem Argument der notwendigen Mobilität auf ein Viertel-
jahr verkürzt haben, hat zu einem Absacken der Ent-
wicklung beim Eigentumswohnungsbau und beim Ein-
zelhausbau geführt. Die Tatsache, dass Rot-Grün die
Förderbedingungen verschlechtert hat, hat zu einem
Rückgang des Potenzials im Bereich derjenigen geführt,
die sich ein eigenes Haus leisten und bauen können. Die
Tatsache, dass Rot-Grün die Finanzierung im Bereich

des sozialen Wohnungsbaus auf einen Mindestbestand
heruntergefahren hat, wird mittlerweile auch von Frau
Fuchs, die doch der SPD-Bundestagsfraktion angehört,
beklagt. Deswegen läuft im sozialen Wohnungsbau zu
wenig. Man hat an vier Stellen die Bremsen angezogen.
Nun wundert man sich, dass der Karren steht. Rot-Grün
spricht von Überkapazitäten. Natürlich haben wir beim
Abbremsen der Nachfrage in dieser Situation Überkapa-
zitäten.

Dass im Bereich des Wirtschaftsbaus nichts läuft, hat mit
der wirtschaftlichen Entwicklung zu tun, weil das Ver-
trauen nicht mehr da ist, weil Sie die Finanzinvestoren,
nicht aber die Investoren in Sachkapital bei der Steuerre-
form gefördert haben. Deshalb läuft im Bereich des Wirt-
schaftsbaus nichts. Im Bereich des öffentlichen Baus
leistet Herr Eichel einen „großen“ Beitrag, weil er die
Investitionsquote zurückfährt. Wir halten diese Quote
wenigstens. Auch in diesem Bereich passiert also zu
wenig. Es wird umverteilt, das Geld wird in den Konsum
gegeben, aber nicht in die Infrastruktur. Das wird sich
rächen.

Wenn Sie die Kommunen bemitleiden, dann sagen Sie
bitte auch, dass die Kommunen jetzt bei der Rentenre-
form mitbezahlen, dass wegen der steigenden Zahl der
Sozialhilfeempfänger aufgrund Ihrer Wirtschaftspolitik
die Kommunen mitbezahlen.

(Beifall bei der CSU)

Die disponiblen Mittel für die Investitionen werden
dadurch zu knapp. Der Mangel an Infrastruktur wird sich
negativ auswirken.

Sie sagen, die Konjunktur im Baubereich gehe zurück.
Entschuldigung, im letzten Jahr ist sie im PKW-Bereich
bereits zurückgegangen. Das wurde durch den Aus-
landsabsatz kompensiert, aber dieser geht heute auch
zurück. Im LKW-Bereich geht der Absatz in Amerika um
40% zurück und bei uns wird er auch zurückgehen. Bei
den Bussen erleben Sie dasselbe. Auch bei der Elektro-
nik und bei den exportorientierten großen Industriezwei-
gen flacht der Auftragseingang aus dem Ausland ab. Im
letzten Jahr ist er im Inland bereits zurückgegangen. Es
ist ja die alte These, dass die Probleme im Binnenmarkt
und in der Binnenkonjunktur lägen und dass in den Bin-
nenmarkt investiert werden müsse. Das hat Herr Lafon-
taine zumindest richtig analysiert; allerdings hat er
daraus die falschen Konsequenzen gezogen.

Dafür, dass der Bund Bayern benachteiligt, gibt es viele
eklatante Beispiele, die ich gar nicht wiederholen will.
Wenn Sie das wollen, gebe ich es Ihnen auch noch ein-
mal schriftlich. Das ist so bei dem Thema Kasernen-
schließung. Benachteiligt werden wir auch beim Thema
Infrastrukturausgaben bei der Bahn, beim Interregio und
bei anderen Themen. Das kann man angesichts der
Zahlen ja nicht mehr bestreiten. Sie wollen das wegdis-
kutieren. Ich sage Ihnen gleich: Das wird Ihnen nicht
gelingen. Sie wären besser beraten, beim Bund zu inter-
venieren, damit er Bayern und damit er uns anders
behandelt.

(Beifall bei der CSU)
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Ein vorletzter Punkt: das Märchenbuch Bundesverkehrs-
wegeplan. Bekanntlich bin ich seit einigen Jahren auch
Verkehrsminister. Seit dieser Zeit besuche ich regelmä-
ßig die Verkehrsministerkonferenzen. Ich habe diese
Konferenzen in der Zeit vor dem Regierungswechsel
und in der Zeit danach erlebt. Wissen Sie, was vor dem
Regierungswechsel war? Die Kollegen und Kameraden
aus den SPD- und aus den SPD/grün-regierten Ländern
haben stets gesagt: In den Bundesverkehrswegeplan
muss alles hinein, was irgendwann gebaut werden soll;
das ist ja kein Finanzierungsplan. – So war immer die
Aussage. Da haben wir uns natürlich auch nicht zurück-
gehalten und haben gesagt: Was gebaut werden muss,
kommt dort hinein. – Dann darf man sich heute nicht
wundern. Obwohl die SPD an diesem Buch tüchtig mit-
geschrieben hat, kommt der Hoderlein heute und sagt,
das sei ein Märchenbuch. Ja, da waren Sie doch selber
die Märchenonkel, da waren Sie ordentlich dabei!

(Beifall und Heiterkeit bei der CSU – Zurufe von der
SPD)

Und wenn gesagt wird, es fehle die Finanzierung, so
sage ich Ihnen: Sie haben nach dem Regierungswech-
sel die Finanzierungsquoten deutlich zurückgefahren
und Sie fahren sie noch weiter zurück. Die mittelfristige
Finanzplanung für die Investitionen bei der Bahn geht
von 9 Milliarden DM, die es bei Herrn Waigel noch
waren, bei Eichel auf 6,4 und auf 4,4 Milliarden DM
zurück. Das ist die Wirklichkeit. Das gleicht man vorüber-
gehend durch die UMTS-Erlöse aus, drei Jahre je 2 Mil-
liarden DM. Wenn die Bundestagswahl vorbei ist, ist es
mit den Mitteln vorbei. Das ist die Realität. Halten Sie
doch da die Leute nicht zum Narren! Das Ganze passt
doch nicht.

Der letzte Punkt, den ich ansprechen möchte, ist Ihr Ein-
fluss auf die Psychologie. Jawohl, die Lage folgt der
Stimmung, heißt es in der Wirtschaft. Nur, die Stimmung
entsteht nicht durch Appelle. Die Stimmung im Wirt-
schaftsbereich entsteht durch klare ziel- und zukunftsori-
entierte Entscheidungen, nicht dadurch, dass Sie eine
Blaskapelle aufmarschieren lassen, sondern dadurch,
dass Sie Entscheidungen treffen, bei denen die Wirt-
schaft den Eindruck hat: Das ist langfristig sinnvoll und
zukunftsorientiert. In der Wirtschaft denkt man nämlich
nicht in Vier- und Fünfjahreszyklen wie wir in der Politik
in der Regel, sondern in Acht- bis Zwölfjahreszyklen,
manchmal sogar länger, weil das die Investitions- und
Amortisationszeiträume sind. Deswegen braucht man
längerfristig Klarheit.

Aber das, was Sie hier mit Ihren Gesetzen und mit den
Entscheidungen, die in den vergangenen Jahren getrof-
fen worden sind, an Orientierung gegeben haben, geht
genau in die falsche Richtung, gibt keine Klarheit, gibt
nicht mehr Flexibilität im Arbeitsmarkt, gibt nicht mehr
Klarheit bei Investitionen, gibt nicht mehr Klarheit bei
Innovationen, bei neuen Produkten, bei neuen Entwick-
lungen, gibt nicht mehr Klarheit für die Wirtschaft, wie es
insgesamt weitergeht. Und deswegen ist die Stimmung
durch Ihre Politik auch psychologisch negativ beein-
trächtigt. Deswegen müssen Sie entweder Ihre Politik
ändern oder es muss die Regierung geändert werden.

Das wäre dann auch ein Beitrag zur Verbesserung der
psychologischen Situation.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Damit ist dieser Tages-
ordnungspunkt abgeschlossen.

Zum weiteren Vorgehen, meine Damen und Herren: Ich
werde im Anschluss den Tagesordnungspunkt 8 aufru-
fen, die Zweite Lesung des Gesetzentwurfs zur Entwick-
lung und Verbesserung der Gesundheitsförderung in
Bayern, weil das noch vor der Fragestunde erledigt wer-
den kann.

Zum weiteren Ablauf am Nachmittag weise ich darauf
hin, dass nach der Fragestunde und der anschließenden
Beratung weiterer offener Tagesordnungspunke – das
werden die Zweiten Lesungen und Verfassungsstreitig-
keiten sein – die Sitzung gegen 15.45 Uhr aus techni-
schen Gründen unterbrochen wird. Es muss einiges für
die Ansprache des Premierministers von Québec, Herrn
Bernard Landry, vorbereitet werden, die gegen 16 Uhr
beginnt. Es ist keine alltägliche Sache, dass bei uns ein
ausländischer Staatsgast redet. Daher bitte ich darum,
dass das Haus zahlreich versammelt sein möge.

Ich rufe jetzt auf:

Tagesordnungspunkt 8

Gesetzentwurf der Abgeordneten Maget, Pfaffmann
und anderer und Fraktion (SPD)

zur Entwicklung und Verbesserung der Gesund-
heitsförderung in Bayern (Bayerisches Gesund-
heitsförderungsgesetz) (Drucksache 14/5685)

– Zweite Lesung –

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Die erste Wort-
meldung stammt von Herrn Kollegen Pfaffmann.

Pfaffmann  (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich möchte nicht erneut die grund-
sätzliche Notwendigkeit eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Gesundheitsförderung begründen. Ich verweise
auf die Erste Lesung und auf die Ausschussdebatten.

Ich habe die Ausschussprotokolle gelesen und verfolgt,
wie dieses Thema in den Ausschüssen diskutiert wurde.
Es fällt auf, dass sich durch diese Diskussion wie ein
roter Faden immer wieder dieselben Argumente ziehen.
Es wird gesagt, eigentlich sei das ein wichtiger und rich-
tiger Vorschlag, eigentlich grundsätzlich eine gute Idee.
Die Notwendigkeit einer Verbesserung der Gesundheits-
förderung wird auch gesehen. Wenn es dann aber letzt-
lich um die Abstimmung geht, findet man jeden Grund,
um eben dagegen zu sein.

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf hat
einen Fehler, keinen inhaltlichen, sondern schlichtweg
den, dass er von der falschen Partei kommt.
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(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Das ist Ihre Art und Weise, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, zu diskutieren, das ist Ihr Verständnis für die
Debatte in diesem Hause.

Eine zweite Argumentationslinie der Ablehnung ist
genauso häufig zu finden. Sie geht nach dem Motto:
Eigentlich nicht schlecht, aber wir wollen sowieso ein
besseres Gesetz und eine bessere Regelung machen;
deswegen stimmen wir hier nicht zu, sondern warten auf
die Gesetzentwürfe der Staatsregierung. Das ist die
zweite Argumentationslinie.

Meine Damen und Herren, in der Zeitung ist zu lesen,
dass sich der Vorsitzende der CSU-Fraktion über die
Bedeutungslosigkeit dieses Parlaments beklagt. Da
müssen Sie sich nicht wundern. Wenn Sie immer nur
Direktiven der Staatsregierung abwarten und keine eige-
nen Vorschläge einbringen, brauchen Sie sich nicht zu
wundern, dass dieses Parlament, in dem Sie übrigens
die absolute Mehrheit haben, immer bedeutungsloser
wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe von der
CSU)

– Wenn Sie sich das nicht anhören wollen, können Sie ja
draußen warten.

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesundheitsför-
derungsgesetz wollen wir ein bestimmtes Verständnis
von Gesundheitsförderung umsetzen. Gesundheitsför-
derung darf sich nicht in Einzelaktionen erschöpfen, hier
ein bisschen Drogenprävention, hier ein bisschen Auf-
klärung. Was hier fehlt, ist ein Gesamtkonzept der
Gesundheitsförderung, und das ist der Inhalt unseres
Gesetzentwurfs, ein integrierter Ansatz, der auch die
Strukturen und die Rahmenbedingungen insgesamt ver-
bessert.

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Dazu brauchen wir eine Gesundheitsberichtserstattung.
Dazu brauchen wir eine Änderung der Aufgaben des
öffentlichen Gesundheitsdienstes. Die Kommunen müs-
sen die Möglichkeit haben, die Selbsthilfeförderung als
Handlungsauftrag verbindlich zu regeln und nicht nur
freiwillig. Wir wollen auch, dass Gesundheitserziehung
als offizielles Unterrichtsfach eingeführt wird. Ich will das
auch noch einmal begründen.

Es mag ja sein, Kolleginnen und Kollegen, dass der
Gesetzentwurf in dem einen oder anderen Punkt verbes-
serungswürdig ist. Es mag sein, dass er in dem einen
oder anderen Punkt auch unvollständig ist, keine Frage.
Nur, ich hätte mir dann halt gewünscht, dass Sie diese
Unvollständigkeiten auch benennen. Noch nicht einmal
das haben Sie gemacht,

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

sondern Sie haben sich auf den Standpunkt gestellt: Das
müssen wir halt ablehnen; wir warten, bis die Staatsre-
gierung etwas vorlegt. – Das ist nicht mein Verständnis
von einer vernünftigen inhaltlichen Diskussion über
einen Gesetzentwurf.

Ich will aus Zeitgründen an einem Punkt deutlich
machen, was Sie ablehnen, Kolleginnen und Kollegen,
nämlich dass die bayerischen Schulen die grundsätzli-
che Aufgabe bekommen, – ich zitiere – „ein gesundheits-
bewusstes Verhalten zu fördern und zu einer gesunden
Lebensweise anzuregen“. Das wollen Sie nicht, das leh-
nen Sie ab, obwohl in der Präambel oder in den grund-
sätzlichen Ausführungen des Erziehungs- und Unter-
richtsgesetzes zehn Aufgabenpunkte ausgeführt sind,
was Erziehungs- und Unterrichtsziele sind,

zum Beispiel so wichtige Bildungsaufträge wie Kennt-
nisse von Tradition und Brauchtum unter besonderer
Berücksichtigung Bayerns zu vermitteln oder Verständ-
nis für die Umwelt zu fördern oder die Liebe zur Heimat
zu wecken. Das sind wichtige Punkte. Ich habe gar
nichts dagegen. Aber ich verstehe um Himmels willen
nicht, warum nicht auch ein Verständnis für die Gesund-
heit und für ein gesundheitsbewusstes Leben aufgenom-
men werden soll. Es ist zwar noch nicht konkret, aber
selbst das wollen Sie nicht, meine Damen und Herren.
Das ist mir völlig unverständlich.

Gesundheitsförderung darf nicht weniger wert sein als
andere politisch inhaltlich wichtige Ziele. Gesundheits-
förderung ist einer der entscheidenden Punkte. Zu die-
sem Schluss kommt man, wenn man sich anschaut, wie
es mit der Gesundheit bestellt ist. Ich verweise da auf
das Protokoll. Man kann es konkret aufzählen, was in
dieser Hinsicht bereits im Kindesalter los ist.

Nach neuen Untersuchungen hat bereits jedes zehnte
Kind im Grundschulalter Raucherfahrungen. Das zeigt
doch ganz klar, dass es wirklich notwendig und wichtig
ist, endlich einzugreifen und Rahmenbedingungen zu
schaffen, damit Gesundheitsförderung als Erziehungs-
und Unterrichtsziel ernst genommen wird.

Sie sagen immer, dass in Bayern dies sowieso schon
alles gemacht werde, dass Bayern in dieser Frage
sowieso besser sei als der Rest der Welt.

Ich will ein Beispiel anführen. Das größte bundesweit
vorhandene Gesundheitsförderungsprogramm hat sei-
nen Ursprung in Bayern. Das stimmt. Es heißt „Klasse
2000“. Vielleicht kennen Sie es. Diese Initiative geht von
dem Klinikum Nürnberg aus. Das „Klasse 2000“-Projekt
richtet sich an Grundschüler der ersten bis vierten
Klasse. Es ist ein ganzheitliches Aufbauprogramm zur
Gesundheitsförderung der Kinder, eine wunderbare
Sache, die bundesweit anerkannt ist.

Auch die Teilnehmerzahlen sind auf den ersten Blick
beeindruckend. Allein in Bayern sind bis zum laufenden
Schuljahr 45000 Schüler in 1718 Klassen an diesem
Projekt beteiligt. Da kann man sagen: Das läuft doch
wunderbar; da tun wir doch etwas.
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Auf der anderen Seite muss man aber auch sagen, dass
wir in Bayern 540000 Grundschüler haben. 8% der
Schülerinnen und Schüler im Grundschulalter sind an
einem Gesundheitsförderungsprogramm beteiligt. Ich
frage Sie: Reichen Ihnen diese 8% der beteiligten Schü-
ler? Ist es nicht sinnvoll, noch mehr Schülerinnen und
Schüler und überhaupt junge Menschen in ein solches
Programm zu bringen?

Die Gesundheitsprogramme, die es gibt, entwickeln sich
ausschließlich auf rein freiwilliger Basis. Auch das muss
man sagen. Das spricht nicht für eine bewusste Förde-
rung und eine bewusste Steuerung. Es darf doch nicht
sein, dass alles auf freiwilliger Basis geschieht. Man
nimmt das zwar hin, aber einen grundsätzlichen Hand-
lungsbedarf sieht man nicht.

Selbstverständlich brauchen wir in den Schulen eine
gewisse Freiheit. Die Lehrer brauchen in ihrer Eigenver-
antwortung Freiheiten. Aber natürlich brauchen sie auch
Rahmenbedingungen. Das bedeutet, dass man Vorga-
ben machen muss, wie Gesundheitsförderung in den
Schulen umgesetzt werden kann.

Am sichtbarsten ist der politische Wille dann, wenn es
ums Geld geht. Sie können jetzt fragen, wie dieses bun-
desweit anerkannte Projekt „Klasse 2000“ finanziert
wird. Ich sage: vom Freistaat gibt es keine müde Mark.
Daran können Sie ablesen, wie viel Ihnen das alles wert
ist. Das Ganze finanziert sich durch Spenden von Spon-
soren und Eltern. Auch andere Gesundheitsförderungs-
projekte in den Schulen werden durch Sponsoren geför-
dert, zum Beispiel regelmäßig durch den Lyons-Club und
den Rotary-Club. Wir bedanken uns natürlich recht herz-
lich für diese Förderung. Sie ist wichtig. Aber es kann
doch nicht wahr sein, dass wir ein so wichtiges Thema
allein dem Rotary-Club oder dem Lyons-Club überlas-
sen. Meine Damen und Herren, hier braucht man politi-
sche Verantwortung, politische Steuerung und Rahmen-
bedingungen, die wir mit diesem Gesetzentwurf schaffen
wollen.

Wir wollen, dass der Freistaat Bayern seine Verantwor-
tung für die Gesundheitsförderung in den Schulen wahr-
nimmt und die Gesundheitsförderung in den Schulen
einen anderen Stellenwert, neue Formen und neue
Strukturen bekommt, damit die Kinder besser vorbereitet
werden und wissen, wie man sich gesundheitsbewusst
verhält.

Die Zahlen über den Gesundheitszustand der Kinder, die
in der Presse veröffentlicht werden, sprechen für sich.
Fragen Sie in den Familien. Jedes vierte Kind erkrankt
mittlerweile an Haltungsschäden. Das sind Zahlen, die
Sie zur Kenntnis nehmen müssen.

Wenn Sie weiter warten wollen, bis die Staatsregierung
etwas vorlegt, dann werden wir lange warten. Nehmen
Sie Ihre Verantwortung in diesem Parlament wahr, und
diskutieren Sie zusammen mit uns einen vernünftigen
Gesetzentwurf. Am besten ist es, Sie stimmen ihm heute
noch zu.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Die nächste Wortmel-
dung kommt von Frau Kollegin Schopper.

Frau Schopper  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Prä-
sident! Kolleginnen und Kollegen! Der Zweiten Lesung
des Gesundheitsförderungsgesetzes konnten Sie bisher
nicht so sehr viel abgewinnen. Ich denke, wir sollten uns
hier aufgrund unserer parlamentarischen Verantwortung
unstrittig darüber zeigen, dass wir der Prävention einen
noch höheren Stellenwert innerhalb der Gesundheitspo-
litik geben. Wir haben erste Ansätze auf Bundesebene
gesehen, wo wir im Gesundheitsstrukturgesetz erstmals
feste Geldbeträge bereitgestellt haben, wo für Versi-
cherte entsprechende Präventionsangebote ermöglicht
werden. Der beste Versicherte ist derjenige – darüber
sind wir uns einig –, dem nichts fehlt. „Salutogenese“ ist
das neue Schlagwort in der Gesundheitspolitik.

Ich glaube, wir sollten in den nächsten Jahren nicht die
Kosten, die in der gesundheitspolitischen Auseinander-
setzung oft einen breiten Stellenwert einnehmen, als den
wichtigen, zentralen Punkt ansehen, sondern schauen,
inwieweit wir dahin kommen können, Gesundheit über-
haupt nicht erst aufs Spiel zu setzen und Krankheiten zu
vermeiden.

Von daher ist es umso wichtiger, vorzusorgen und sich
durch den Lebensstil die Gesundheit zu erhalten. Bei
den Menschen müssen wir Aufklärung betreiben, damit
der Stellenwert der Gesundheit überhaupt erkannt wird.
Wir sind in der Politik natürlich aufgefordert, vor allem im
Hinblick auf die Kinder aufzuklären und vorzusorgen.

Der Kollege Pfaffmann hat schon Zahlen genannt. Was
an Haltungsschäden und Übergewicht bei Kindern fest-
gestellt wird, sind Hypotheken für die Zukunft. Dabei dür-
fen wir aber nicht nur bei den Kindern ansetzen, sondern
müssen auch die Eltern mit ins Boot holen und bei ihnen
Aufklärung betreiben.

Gesundheitsberichterstattung, wie sie in dem Gesetz-
entwurf vorgesehen ist, ist ein wichtiger Punkt. Wir
haben bereits bei der Sozialberichterstattung gesehen,
dass es eine sehr hohe Schichtspezifik innerhalb der
Gesundheitszustände der einzelnen Menschen gibt.
Natürlich haben wir aber auch eine regionale Verwer-
fung. Von daher bin ich froh, dass wir im Krebsregister,
das wir letztes Jahr beschlossen haben, den Bereich, wo
die Krebserkrankungen mit am häufigsten waren, aufge-
nommen haben.

Auch die Gesundheitskonferenzen halte ich für eine
sinnvolle Einrichtung. Von daher haben wir diesem
Gesetzentwurf erheblich mehr abgewinnen können als
Sie, die Sie sich in der Ablehnung so brüsk gezeigt
haben.

Wir haben immer ein Problem damit gehabt. Das haben
wir auch in den einzelnen Ausschüssen deutlich
gemacht. Wir sagen, dass wir Gesundheitserziehung
nicht als eigenes Fach in den Grund-, Haupt-, Realschu-
len oder Gymnasien haben wollen. Denn es handelt sich
um eine Querschnittsaufgabe, bei der das Wissen in den
einzelnen Fächern vermittelt werden sollte. Man darf
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nicht glauben, dass man über ein einzelnes Fach ent-
sprechende Gesundheitsförderung betreiben kann. Das
halten wir nicht für angezeigt. Eine Verteilung über die
einzelnen Fächer ist besser.

Gesundheit zu bewahren und wieder gesund zu werden
ist für viele Menschen wichtig. Aber es ist mitunter nicht
so einfach, sich zum Beispiel das Rauchen abzugewöh-
nen oder seinen Drogen-, Nikotin- oder Alkoholkonsum
einzuschränken. Auch kann sich nicht jeder beim Essen
umstellen.

Wir haben als Gesundheitspolitiker die schwierige Auf-
gabe, Zivilisationskrankheiten zurückzudrängen. Von
daher glauben wir, dass Aufklärung und Gesundheitsför-
derung auf allen Ebenen notwendig sind, damit die
Gesundheit nicht auf dem Spiel steht.

Wir werden dem Gesetzentwurf zustimmen, auch wenn
wir Bauchschmerzen haben, was dieses eigene Fach
Gesundheitserziehung anbelangt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Redner ist
Herr Kollege Zimmermann.

Dr. Zimmermann  (CSU): Dies ist ein Los, das mich
schon seit meiner Geburt verfolgt, dass ich immer als
Letzter drankomme.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der von der
SPD vorgelegte Gesetzentwurf gibt vor, einen Beitrag
zur Verbesserung der Gesundheitsförderung in Bayern
leisten zu wollen. Herr Kollege Pfaffmann, ich habe Sie
in der Ersten Lesung schon wissen lassen, dass es ein
gewisses Dilemma darstellt, wenn sich ein Gesundheits-
politiker, als den ich Sie schätzen gelernt habe, plötzlich
in der Bildungspolitik wiederfindet und meint, es müssten
pädagogische Maßnahmen eingesetzt werden, um das
Gesundheitsverhalten der Bevölkerung zu verbessern.
Wenn Sie, wie Sie vorgeben, die einzelnen Protokolle
gewissenhaft gelesen haben, werden Sie festgestellt
haben, dass selbst Ihre Kollegen im Sozialpolitischen
Ausschuss die Notwendigkeit dieses Gesetzentwurfs mit
angezogener Handbremse beurteilt haben, dass aber
alle im Hohen Haus vertretenen Parteien die grundsätz-
lichen Gedankengänge, die sich hinter den Schlagwör-
tern „Gesundheitsförderung“ und „Prävention“ verber-
gen, selbstverständlich voll und ganz teilen.

Ihre Argumentation, Herr Kollege Pfaffmann, dass wir
auf Initiativen der Staatsregierung warten müssten, um
die Themen Prävention und Gesundheitsförderung in
ihrer Bedeutung nicht nur zu erkennen, sondern umset-
zen zu können, ist völlig falsch. Jeder gewissenhafte
Gesundheitspolitiker – Herr Kollege Pfaffmann, das wis-
sen Sie – setzt sich tagtäglich mit Präventionsmaßnah-
men und Gesundheitsförderungsmaßnahmen in einer
vernünftigen und bedarfsgerechten Gesundheitspolitik
auseinander. Dazu bedarf es nicht, wie Sie meinen, des
pädagogischen Instruments eines Gesetzes, das ist mei-
nes Erachtens sogar völlig kontraproduktiv. Gesund-
heitsförderung und Prävention müssen letztlich eine Ver-

besserung der Lebenskompetenz des Einzelnen im
Umgang mit Gefahrstoffen und mit Noxen für seine
Gesundheit nach sich ziehen.

Kolleginnen und Kollegen, seien wir ehrlich: Auf jeder
Zigarettenschachtel steht, dass der Gesundheitsminis-
ter/die Gesundheitsministerin vor den Gefahren des
Rauchens warnt. Aber es gibt immer noch, auch hier im
Hohen Haus, Kolleginnen und Kollegen, die dem nicht
nachkommen, sondern nach wie vor dieses Laster pfle-
gen.

Was will ich damit sagen? Herr Kollege Pfaffmann, ich
verhehle nicht, dass in Ihrem Gesetzentwurf Gedanken-
gänge enthalten sind, die nicht von der Hand zu weisen
sind, die selbstverständlich von jedem vernünftigen
Gesundheitspolitiker mitgetragen werden können. Das
zeigt sich schon daran, dass große Teile Ihres Gesetz-
entwurfs bzw. der im Anhang befindlichen Begründung
wortwörtlich aus dem Kapitel „Gesundheit“ des Sozialbe-
richts der Bayerischen Staatsregierung abgeschrieben
worden sind. Selbstverständlich müssen wir uns diese
Gedankengänge aufgrund dieser Tatsache zu Eigen
machen und haben sie auch in der breiten Diskussion,
speziell im Sozialpolitischen Ausschuss, immer wieder
zum Ausdruck gebracht. Aber – nehmen Sie das bitte so,
wie ich es Ihnen sage – wir sind in diesem Zusammen-
hang gegen das Instrument Gesetz, zumal wenn es den
hochtrabenden Begriff „Gesundheitsförderungsgesetz“
trägt.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Wilhelm (CSU))

Kolleginnen und Kollegen, wir sind der Meinung, hätten
Sie einen umfassenden Antrag gestellt, in dem Einzel-
maßnahmen zu den Themen Prävention und Gesund-
heitsförderung zusätzlich zu den bisherigen Aktivitäten
in Bayern, auf die ich noch zu sprechen kommen werde,
angesprochen werden, hätten Sie uns auf jeden Fall auf
Ihrer Seite. Aber, Herr Kollege Pfaffmann, Sie haben in
der Ersten Lesung ausgeführt – ich habe es mir zwar
mitgenommen, will es aber nicht zitieren , dass Sie in
vielen Fällen mangelnde Gesundheitsförderungsmaß-
nahmen und -programme in Bayern anmahnen. Ich habe
Ihnen die Liste mitgebracht und gebe sie Ihnen nachher
persönlich. Wenn Sie sich einmal das Arbeitsmaterial
zum Kapitel „Gesundheit“ im Sozialbericht vornehmen,
werden Sie erkennen, wie vielfältig die Maßnahmen
sind, die in den verschiedensten Bereichen, bei welchen
Krankheitsformen und in welchen Präventionskampa-
gnen auch immer, in Bayern auf dem Sektor Gesund-
heitsförderung und Prävention bereits durchgeführt wer-
den.

Ich habe schon erwähnt, Kollege Pfaffmann, dass wir es
nicht für sinnvoll halten, gerade in diesem sensiblen
Bereich der Gesundheitsförderung und der Prävention
par Ordre du Mufti den Einzelnen, das Individuum, den
Bürger anzuhalten, gewisse Dinge nicht zu tun.

Kollege Pfaffmann, Prävention vor einem Lungenkarzi-
nom zum Beispiel ist ganz einfach. Die beste Prävention
ist, nicht zu rauchen, und so gibt es viele erkennbare und
nachvollziehbare Präventionsnotwendigkeiten, die
Krankheiten verhindern.
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Kollege Pfaffmann, Sie haben in der Ersten Lesung aus-
geführt, seit zehn Jahren wisse man, dass sich die
gesundheitliche Situation in der Bevölkerung permanent
verschlechtere. Woher haben Sie dieses Märchen? Ich
höre immer wieder, dass sich die Lebenserwartung
unserer Bevölkerung bei Männern und Frauen in den
letzten zehn Jahren Gott sei Dank wesentlich verbessert
hat – doch nicht unter dem Aspekt, dass wir kränker
geworden sind, sondern wohl dass wir gesünder gewor-
den sind.

Kolleginnen und Kollegen, ich wiederhole mich: Trotz
dieser richtigen Gedankengänge, die ja nichts Neues
sind – für einen Gesundheitspolitiker ist das kalter Kaf-
fee, wenn ich das beiläufig einmal sagen darf –, ist nach
meiner Meinung die Vorgehensweise, sie in einem
Gesetzentwurf einzubringen und zu verdeutlichen, in
keiner Weise geeignet.

Herr Pfaffmann, ich verstehe Sie nicht. Sie waren einmal
gesundheitspolitischer Sprecher Ihrer Partei im Münch-
ner Rathaus. Erinnern Sie sich noch daran, was die Lan-
deshauptstadt München in den Bereichen Prävention
und Gesundheitsförderung ohne Gesetzgebung alles
spontan von sich aus auf den Weg gebracht hat? Ich
denke zum Beispiel an das Healthy-City-Projekt, das
eine hervorragende Umsetzung genossen hat. Es gab
interaktive Verfahren, um in einer Großgemeinde wie
München Gesundheitsförderung und -prävention den
Bürgern nicht nur nahe zu bringen, sondern durch
gezielte Maßnahmen letztlich Positives für den Einzel-
nen zu erreichen.

Stichwort Gesundheitsberichterstattung. Es gibt im Frei-
staat Bayern bereits eine breit angelegte Gesundheits-
berichterstattung – ich will nicht wiederholen, was ich in
der Ersten Lesung schon gesagt habe –, Bayerischer
Gesundheits-Survey, ergänzt durch zusätzliche Erfas-
sungen und methodische Abfragen von Gesundheitsda-
ten, die es dann ermöglichen – Frau Kollegin Schopper
hat völlig zu Recht darauf hingewiesen – im Bereich des
Krebsregisters bösartige Krankheiten zu erkennen, sie
nicht nur zuzuordnen, sondern auch die richtigen
Behandlungsmöglichkeiten entsprechend den einzelnen
Tumorformen einzuleiten. Das ist meines Erachtens
gerade unter dem Gesichtspunkt der Prävention bzw. im
Anschluss daran der Therapie eine sehr segensreiche
Möglichkeit der adäquaten Patientenversorgung im Frei-
staat Bayern.

Ich will nicht näher auf das Säuglingssterblichkeitsrisiko
in der Bundesrepublik bzw. in Bayern eingehen. Unsere
Kollegen haben sehr vernünftig gehandelt, als sie vor
20 Jahren das Neugeborenenscreening einführten und
die notwendigen inhaltlichen Feststellungen bezüglich
der Perinatalsituation und der hohen Säuglingssterblich-
keitsrate trafen. Daraufhin wurden in Bayern Perinatal-
zentren eingerichtet, in denen die hohe Kompetenz der
Geburtshilfe gegeben war, um bei Risikoschwanger-
schaften die notwendigen geburtshilflichen Maßnahmen
einzuleiten.

Ich will auf die vielfältigen Angebote eingehen, die im
Bereich der Suchtprävention bereits eingeleitet wurden
oder in Vorbereitung sind. Herr Kollege Pfaffmann, wenn

Sie sich hier als der große Fachmann für Gesundheits-
prävention darstellen, ist das natürlich eine zweischnei-
dige Sache. Denn wenn Sie sagen: Wir sehen die Not-
wendigkeit auch in der Drogenpolitik in der Prävention
alles zu tun, um die Gefahren durch das Suchtverhalten
der Gesellschaft abzuwehren, dann müssen Sie auch
sagen, dass Sie Ihren Überlegungen abgeschworen
haben, Fixerstuben einzurichten und an Drogenabhän-
gige Heroin durch den Staat abzugeben. Das würde Ihre
Einsicht in die Notwendigkeit erkennen lassen, dass im
drogenpräventiven Bereich gerade die Abgabe von
Heroin durch den Staat und die Einrichtung von Fixerstu-
ben kontraproduktiv ist.

Kolleginnen und Kollegen, jeder in der Drogenpolitik und
in der Suchtpolitik Erfahrene weiß, dass das oberste
Gebot in der Prävention von Suchtverhalten die Ächtung
von Drogen ist. Kommen Sie heraus, Herr Pfaffmann,
und sagen Sie, dass Sie Ihre bisherige Linie der Libera-
lisierung und Legalisierung endlich ad acta gelegt
haben.

Kolleginnen und Kollegen, ich glaube zusammenfas-
send, dass es nicht angezeigt ist, in einem Gesetzent-
wurf durch eine pädagogische gesetzgeberische Maß-
nahme zusätzliches Empfinden und Sensibilität für die
Bereiche Gesundheitsförderung und Prävention auf den
Weg zu bringen. Ganz im Gegenteil – wir sind der Mei-
nung, dass mit interaktiven Verfahren, die bereits, wie
ich schon erwähnt habe, in vielfältigster Art und Weise
eingerichtet worden sind und die angetan sind, die
Lebenskompetenz für die Gesundheit des einzelnen
Individuums auch in unserem Freistaat Bayern anzure-
gen, der richtige Weg beschritten wird. Nachdem Sie ja
diese Grundüberlegungen grundsätzlich teilen, dürfen
wir als CSU-Fraktion Sie schon heute einladen, mit uns
über eine Gesundheitsinitiative, deren Inhalte unsere
Fraktion vorlegen wird, zu diskutieren und dann die
Aspekte, wie an die Bürger speziell Prävention und
Gesundheitsförderung durch Aufklärung und Information
zur Verbesserung der Situation herangebracht werden
können, mit uns zu beraten und dann letztendlich unse-
ren Vorstellungen zuzustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstim-
mung liegt der Initiativgesetzentwurf auf Drucksache
14/5685 zugrunde. Der federführende Ausschuss für
Sozial-, Gesundheits- und Familienpolitik empfiehlt auf
Drucksache 14/7045 die Ablehnung des Gesetzent-
wurfs. Wer entgegen der Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Sozial-, Gesundheits-
und Familienpolitik dem Gesetzentwurf zustimmen will,
den bitte ich um sein Handzeichen. – Das sind die Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN sowie Herr Kollege Hartenstein. Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. – Das ist die Fraktion der CSU. Der
Gesetzentwurf ist abgelehnt.

Ich rufe auf:
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Tagesordnungspunkt 11

Mündliche Anfragen

Ich bitte zunächst Herrn Staatsminister Dr. Schnappauf
um die Beantwortung der ersten Fragen. Der erste Fra-
gesteller ist Herr Kollege Schieder.

Werner Schieder  (SPD): Herr Staatsminister, bezüglich
der künftigen Abwasserbeseitigung für die Ortsteile
Schurbach und Kössain der Stadt Waldershof im Land-
kreis Tirschenreuth frage ich die Staatsregierung, ob und
mit welchem Ergebnis die Errichtung einer eigenständi-
gen und ortsnahen Entsorgungsanlage anstelle eines
Anschlusses der Ortsteile an die zentrale Kanalisation
vor allem unter Berücksichtigung der entstehenden Kos-
ten geprüft wurde und mit welchen Gründen der dem
zuständigen Wasserwirtschaftsamt bekannten Argu-
mentation der Interessengemeinschaft „Preiswerte
Abwasserentsorgung Schurbach“ nicht gefolgt wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister, bitte
schön.

Staatsminister Dr. Schnappauf  (Umweltministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege Schieder, ein
Variantenvergleich hat stattgefunden. Dieser Vergleich
unter Einbeziehung auch der dezentralen Abwasserent-
sorgung mit einer eigenen Ortsteilkläranlage für Schur-
bach und Kössain hat ergeben, dass unter Berücksichti-
gung der Investitions- und Betriebskosten eine Vakuum-
entwässerung für Schurbach und Kössain mit Anschluss
an das Kanalnetz von Rodenzenreuth und Reinigung der
Abwässer in der Kläranlage Marktredwitz die wirtschaft-
lichste Entsorgungslösung darstellt.

Die Interessengemeinschaft „Preiswerte Abwasserent-
worgung Schurbach“ hat dann im Juli 1999 angekündigt,
der Stadt Waldershof eine detaillierte und nachvollzieh-
bare Planung für das von ihr favorisierte Entsorgungs-
konzept vorzulegen. Dies ist jedoch bis heute nicht
erfolgt. Eine technische und wirtschaftliche Beurteilung
dieses Entsorgungskonzeptes der Interessengemein-
schaft war deshalb bislang nicht möglich. Die Stadt Wal-
dershof hat aber zugesagt, bis zur Vorlage der Planung
durch die Interessengemeinschaft keine weiteren Ent-
scheidungen zu treffen. An diese Zusage hat sich die
Stadt auch gehalten. Das ist der Sachstand, wie er sich
nach den Recherchen darstellt.

(Werner Schieder (SPD): Keine weiteren Fragen!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Fragesteller:
Herr Kollege Dr. Runge.

Dr. Runge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Minister,
ich möchte Sie fragen: Inwieweit ergänzt oder ersetzt
das vom Staatsministerium für Landesentwicklung und
Umweltfragen vorgestellte EMF-Monitoring die EMVU-
Messaktion der Regulierungsbehörde für Post- und Tele-
kommunikation, welche Vorteile bietet es gegenüber der
Messreihe der Regulierungsbehörde, und welche Haus-

haltsmittel sind für das bayerische Monitoring vorgese-
hen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Herr Kollege Runge, bei
dem EMF-Monitoring, das wir in Bayern durchführen
wollen, und bei den Messungen der Regulierungsbe-
hörde für Post- und Telekommunikation – RegTP – han-
delt es sich um unterschiedliche Aufgabenstellungen.
Die Messungen der RegTP dienen primär der Anlagen-
überwachung. Durch diese soll die Einhaltung der
Grenzwerte nach der 26. Bundesimmissionsschutzver-
ordnung nachgewiesen werden. Die Messungen sind im
Allgemeinen Momentanmessungen von kurzer Dauer.

Mit den Messungen, die wir vom bayerischen Umweltmi-
nisterium vornehmen wollen, also dem EMF-Monitoring
Bayern, wird beabsichtigt, die mittlere Belastung unserer
Bevölkerung in Wohngebieten durch elektromagneti-
sche Felder zu dokumentieren und damit transparent zu
machen. Durch Wiederholungsmessungen über die
Jahre hinweg soll ein Trend aufgezeigt werden. Bei-
spielsweise ist durch den Aufbau des UMTS-Netzes –
wie wir alle wissen, sollen bis zum Jahre 2005 50%
unserer Bevölkerung mit UMTS-Angeboten versorgt
sein – ein Anstieg der Feldbelastung zu erwarten. Die
Messungen, die wir durchführen wollen, sollen vorrangig
in reinen Wohngebieten stattfinden und einen Tages-
gang über 24 Stunden aufzeigen. Auch mögliche Effekte
durch Einflüsse von Wetter und Jahreszeiten sollen
erfasst werden. Insoweit ergänzen sich die Messungen
des StMLU und der RegTP.

Ich darf es noch mit einem anderen Wort sagen: Was wir
vorhaben, Herr Kollege Runge, ist praktisch ein Beob-
achtungssystem für elektromagnetische Felder, um auch
Trends der Entwicklung der mittleren Belastung unserer
Bevölkerung im Freistaat ablesen zu können.

Nun haben Sie noch nach den Kosten gefragt. Für die
Pilotstudie zur Einführung eines dauerhaften EMF-Moni-
torings wurden Haushaltsmittel von rund 120000 DM
verausgabt. Für die anstehenden Messungen rechnen
wir mit Kosten von 600000 DM bis zu 1 Million DM je
nach Intensität der Messungen pro Messzyklus. Die
genauen Kosten können erst nach der weiteren Konkre-
tisierung des Projekts ermittelt werden. Mit dem Projekt
soll im kommenden Jahr, im Frühjahr 2002 begonnen
werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: der Fra-
gesteller, bitte.

Dr. Runge  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Minister,
Sie haben von der Pilotstudie gesprochen. Sind für den
späteren Ablauf und die Durchführung des Projektes
schon Firmen, Institutionen oder Einzelpersonen vorge-
sehen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.



Plenarprotokoll 14/70 v. 11.07.2001 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 5031

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Das Landesamt für Umweltschutz – LfU – ist beauftragt,
das Monitoring zu konkretisieren und dann auch durch-
zuführen. Dabei soll auch auf externe Leistungen, zum
Beispiel die Beteiligung von Messinstituten zurückgegrif-
fen werden, je nachdem, welches genaue Konzept das
LfU für die Konkretisierung und Realisierung des Monito-
rings schließlich vorschlagen wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Zusatzfrage:
Frau Kollegin Paulig.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, inwieweit werden die Messungen des bayeri-
schen Monitorings mit den Betreibern abgesprochen,
bzw. werden die Messaktionen ohne Wissen der Betrei-
ber durchgeführt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Es ist vorgesehen, dass die Messungen an ausgewähl-
ten Punkten im Freistaat stattfinden, bevorzugt, wie ich
vorhin schon gesagt habe, in reinen Wohngebieten, um
mittels eines Rasters, das mit einer Größenordnung von
etwa 200 Messpunkten über das ganze Land gelegt wer-
den soll, einen Überblick über die mittlere Belastungssi-
tuation während eines 24-Stunden-Verlaufs zu erhalten.
Schon daraus ergibt sich, dass das ein vom Freistaat
Bayern in eigener Verantwortung unabhängig von den
Betreibern, ohne Absprache mit den Betreibern durchge-
führtes Beobachtungssystem sein wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Hartenstein.

Hartenstein (fraktionslos): Herr Staatsminister, was ver-
sprechen Sie sich von Ergebnissen „mittlerer Belas-
tungssituationen“ der Bevölkerung?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Schnappauf  (Umweltministerium):
In die Ergänzung der Antwort auf die Frage von Frau
Paulig kann ich Ihre Frage gleich einbeziehen. Es soll
nicht nur die Strahlenexposition von Mobilfunkantennen-
anlagen gemessen werden, sondern es sollen die elek-
tromagnetischen Felder insgesamt gemessen werden,
also auch die Emissionen von Radio- und Fernsehsen-
deanlagen und anderen mehr. Herr Kollege Hartenstein,
wir wollen zunächst einmal eine Bestandsaufnahme
machen, damit wir überhaupt wissen, wovon wir bei der
Belastung durch elektromagnetische Felder im Freistaat
reden. Wir haben eine solche Belastung schon über
Jahrzehnte hinweg. Sie wächst aber weiter, und das
nicht zuletzt aufgrund der mobilen Kommunikation. Des-
wegen wollen wir eine Bestandsaufnahme machen, um
die Entwicklung der Belastung zu erkennen. Wir wollen
ein Beobachtungssystem aufbauen, welches uns in die
Lage versetzt, bei einer Addition von Belastungen,

sofern sie bestimmte Größenordnungen überschreiten,
die Grundlagen für Gegenmaßnahmen zu bekommen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Fragestellerin
ist Frau Kollegin Naaß.

Frau Naaß  (SPD): Herr Staatsminister, wie bewertet die
Staatsregierung die seit Jahren geäußerten Sorgen des
Kreisfischereivereins Treuchtlingen-Weißenburg wegen
der dürftigen Wasserqualität und dem schlechten
Zustand der Altmühl, was beim diesjährigen Königsfi-
schen im Juni 2001 wieder festgestellt wurde, und was
gedenkt die Staatsregierung zu tun, um die Situation zu
verbessern?

Staatsminister Dr. Schnappauf  (Umweltministerium):
Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Kollegin Naaß, die
immer wieder geäußerten Sorgen sind uns bekannt. Am
häufigsten wird argumentiert, dass die Altmühl im Som-
mer sehr wenig Wasser führe, weil sie durch den Alt-
mühlsee geleitet werde, wo große Wassermengen ver-
dunsten. Das ist nicht richtig. Im Sommer wird die Alt-
mühl um den Altmühlsee herumgeleitet, es sei denn, wir
haben Hochwasser. Die Gewässergüte der Altmühl im
Bereich Weißenburg – diesen Bereich haben Sie ange-
sprochen – beträgt zwischen II und III, d. h. die Gewäs-
serqualität hat sich in den letzten Jahren kontinuierlich
verbessert. Dazu haben auch Maßnahmen zur Nähr-
stoffverminderung an Kläranlagen im Einzugsbereich
der Altmühl beigetragen. Ich kann gerne einige Maßnah-
men nennen, welche wir ergreifen, um zu weiteren Ver-
besserungen zu kommen.

Erstens. Wir werden Maßnahmen zur ökologischen
Umgestaltung der Altmühl einschließlich des Ankaufs
von Uferrandstreifen oberhalb Treuchtlingens durchfüh-
ren.

Zweitens. Wir stellen einen Gewässerentwicklungsplan
für die Altmühl auf, welcher Renaturierungs- und Hoch-
wasserschutzmaßnahmen vorsieht, und setzen ihn ent-
sprechend um.

Drittens. Durch den Neubau von Wehren werden früher
weitgehend trockenfallende Altwässer wieder zu dauer-
haften Fischgewässern gemacht.

Viertens. Durch die Umsetzung eines integrierten
Gewässerschutzkonzeptes für den Altmühlsee und die
obere Altmühl wollen wir die Verringerung von punktför-
migen und diffusen Einleitungen sowie weitere Struktur-
verbesserungen erzielen.

Soviel aus dem Bündel von Verbesserungsmaßnahmen.
Im Übrigen wird die Qualität des Wassers und der Fisch-
reichtum der Altmühl von einem benachbarten Fischerei-
verein ausdrücklich gelobt. Derzeit werden vom Wasser-
wirtschaftsamt Ansbach für gewässerschutz- und struk-
turverbessernde Maßnahmen an der Altmühl im Bereich
Treuchtlingen-Weißenburg rund 600000 DM pro Jahr
ausgegeben.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.

Frau Naaß  (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben jetzt
aufgezählt, welche Maßnahmen Sie schon ergriffen
haben. Worauf ist es dann zurückzuführen, dass selbst
intensive Besatzmaßnahmen mit Hecht, Schleie, Aitel,
Nase, Barbe, Barsch und Rutte nicht greifen und dass
auch Frösche das Altmühlwasser meiden? Worauf ist es
also zurückzuführen, dass trotz dieser Maßnahmen die
Artenvielfalt immer mehr zurückgeht?

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Frau Kollegin, ich kann nur noch einmal feststellen, dass
die Wasserqualität der Altmühl offensichtlich sehr unter-
schiedlich beurteilt wird. Von dem einen Fischereiverein
wird sie sehr kritisch betrachtet, von dem anderen dage-
gen wird die Entwicklung der Gewässergüte positiv
bewertet. Sie wissen, dass wir äußerste Anstrengungen
verbunden mit einem erheblichen finanziellen Aufwand
unternehmen. Über den gesamten Freistaat hinweg
investieren wir dreistellige Millionenbeträge in die Reini-
gung der Abwässer und in die Verbesserung der Gewäs-
sergüte. Wir verfolgen damit immer das Ziel, den
Lebensraum für Flora und Fauna im und am Gewässer
zu verbessern. Das gilt auch für die Altmühl. Insofern
werden die von mir genannten Schwerpunkte bei ver-
schiedenen Maßnahmen im Laufe der nächsten Jahre
zu einer kontinuierlichen weiteren Verbesserung der
Gewässergüte in der Altmühl und damit auch zu einer
Verbesserung des Lebensraumes im und am Gewässer
führen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.

Frau Naaß  (SPD): Sei meinen also, dass es eine
Ansichtssache der Fischereivereine sei. Nachdem Sie
gerade einen anderen Fischereiverein angesprochen
haben, welcher angeblich andere Aussagen oder Erfah-
rungen gemacht hat, frage ich Sie, ob ich erfahren darf,
um welchen anderen Fischereiverein es sich handelt.

Staatsminister Dr. Schnappauf (Umweltministerium):
Herr Präsident, wenn ich darauf gleich antworten darf:
Frau Naaß, es gibt vor Ort offensichtlich unterschiedliche
Betrachtungen. Für uns ist nicht entscheidend, was der
eine oder der andere Fischereiverein sagt. Für uns sind
die objektiv messbaren Parameter entscheidend. Wenn
Sie Detailinformationen wünschen, kann ich Sie gerne
zu einem Gespräch beim Wasserwirtschaftsamt Ans-
bach einladen. Für uns ist entscheidend, dass sich die
Parameter kontinuierlich verbessern. Das ist mit der
beachtlichen Investition von, wie schon gesagt, 600000
DM und den beabsichtigten weiteren Maßnahmen, wel-
che ich skizziert habe, möglich, d. h. die Belastung kann
in den nächsten Jahren weiter verringert werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Ihr Part ist damit erledigt.

Die nächste Frage beantwortet Frau Staatsministerin
Stewens. Die Frage stellt Herr Kollege Werner.

Werner  (SPD): Frau Staatsministerin, können die seit
kurzem bestellten Sachverständigen für das Fachgebiet
„Bewertung der Pflegequalität (Leistung und Durchfüh-
rung) bei Einzelpersonen und Feststellung der Pflege-
stufen und deren Überprüfung“ im Rahmen von Wider-
spruchsverfahren Gutachten zur Feststellung der Pfle-
gestufen erstellen, ohne dass zusätzlich der Medizini-
sche Dienst der Kassen vor der Entscheidung über den
Widerspruch hinzugezogen werden muss?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Herr Kollege Werner, bislang sind zwei Sachverständige
für das Fachgebiet „Bewertung der Pflegequalität (Leis-
tung und Durchführung) bei Einzelpersonen und Fest-
stellung der Pflegestufen und deren Überprüfung“ auf-
grund des bayerischen Sachverständigengesetzes
öffentlich bestellt und vereidigt worden. Das Einsatzge-
biet dieser Sachverständigen beschränkt sich auf dieje-
nigen Bereiche, die nicht Kraft zwingender gesetzlicher
Regelung anderen Aufgabenträgern übertragen sind. So
ist es etwa möglich, dass die genannten Sachverständi-
gen im gerichtlichen Verfahren mit der Erstellung eines
Gutachtens beauftragt werden. Davon ist der vorlie-
gende Sachverhalt, welchen ich Ihnen jetzt noch vortra-
gen werde, zu unterscheiden:

Aufgabe der Pflegekassen ist es, prüfen zu lassen, ob
die Voraussetzungen der Pflegebedürftigkeit erfüllt sind
und welche Stufe der Pflegebedürftigkeit vorliegt. Inso-
weit gilt der Amtsermittlungsgrundsatz. § 18 Abs. 1 Satz
1 des Elften Buches des Sozialgesetzbuchs schreibt
zwingend vor, dass die Pflegekassen die Prüfung der
Pflegebedürftigkeit und ihrer Stufen durch den Medizini-
schen Dienst der Krankenversicherung vornehmen las-
sen müssen. Diese detaillierte gesetzliche Regelung
beschränkt das sonst bestehende Ermessen der Pflege-
kassen, welche Beweismittel sie heranziehen wollen.
Diese Einschränkung gilt auch für das Widerspruchsver-
fahren, da die verfahrensrechtliche Bedeutung des § 18
des Elften Buches des Sozialgesetzbuches das gesamte
Verwaltungsverfahren betrifft. Es ist also eindeutig
gesetzlich geregelt.

Die Pflegekassen sind also nicht berechtigt, öffentlich
bestellte und beeidigte Sachverständige im Wider-
spruchsverfahren bei der Prüfung der Frage einzuset-
zen, ob oder welche Stufe der Pflegebedürftigkeit vor-
liegt. Es bleibt in diesem Bereich bei der alleinigen Auf-
gabenerfüllung durch den Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Werner (SPD): Frau Ministerin, welche Rolle können
dann diese Sachverständigen Ihrer Auffassung nach bei
der Qualitätssicherung in den Pflegeheimen spielen?
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Frau Staatsministerin.

Frau Staatsministerin Stewens  (Sozialministerium):
Diese Gutachter können bei Gericht herangezogen wer-
den, um Gutachten zu erstellen. Letztendlich hat das mit
Sicherheit Auswirkungen auf die Qualität. Mit der Einstu-
fung und der Qualitätssicherung beim Medizinischen
Dienst haben sie aber nichts zu tun. Das ist eindeutig
gesetzlich geregelt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfragen?
– Der Fragesteller.

Werner  (SPD): Frau Staatsministerin, denkt die Staats-
regierung daran, über diese beiden bisher bestellten
Sachverständigen hinaus – möglicherweise sogar flä-
chendeckend in Bayern – derartige Sachverständige zu
berufen?

Frau Staatsministerin Stewens (Sozialministerium):
Diese Sachverständigen sind dazu da, um Gutachten
vor Gericht zu erstellen. Jetzt sind zwei Sachverständige
berufen worden. Man muss erst Erfahrungen damit
machen. Dann müssen wir uns überlegen, ob wir weitere
Sachverständige berufen, die für Gutachten in Gerichts-
verfahren herangezogen werden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Das war nur eine
Frage für Sie. Ich bitte jetzt Herrn Staatsminister für Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie um die Beantwortung
der nächsten Fragen. Erster Fragesteller ist Herr Kollege
König.

König (CSU): Herr Staatsminister, ich frage die Staats-
regierung: Wie beurteilt die Staatsregierung die wirt-
schaftliche Entwicklung im Raum Hof-Wunsiedel im
gesamtbayerischen Vergleich, und welche Maßnahmen
sollten nach Einschätzung der Staatsregierung zur Ver-
besserung der Situation im Raum Hof-Wunsiedel auf
Euro-pa-, Bundes- und Landesebene ergriffen werden?

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Herr Präsident, Herr Kollege König! Wir verfolgen seit
langem dem besonderen regionalpolitischen Handlungs-
bedarf für die Region Hof-Wunsiedel. Die Region konnte
an der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung im Freistaat
Bayern teilhaben, ohne jedoch die hohen Wachstumsra-
ten der Ballungsräume zu erreichen.

Wir hatten dort in den Jahren 1993/94 eine verstärkte
Strukturänderung. Die Probleme in der Textil- und Por-
zellanindustrie sind bekannt. Wir hatten dort einen
erheblichen Verlust an industriellen Arbeitsplätzen. Es ist
durch verschiedene Maßnahmen gelungen, das Pro-
blem dort einigermaßen in den Griff zu bekommen. Sor-
genkind bleibt der Arbeitsmarkt. Der Arbeitsamtsbezirk
Hof, zu dem auch der Landkreis Wunsiedel gehört, ist
mit derzeit 7,8% Arbeitslosigkeit die Region mit der
höchsten Arbeitslosigkeit in Bayern. Seit März liegen die
Arbeitslosenzahlen wieder über den vergleichbaren Vor-
jahreswerten.

Ich will die Situation auf der einen Seite nicht dramatisie-
ren. Auf der anderen Seite geht es natürlich darum, dass
die mittelständische Wirtschaftsstruktur und das Qualifi-
kationsniveau entsprechend herausgehoben werden,
wie das bei der geplanten BMW-Ansiedlung geschehen
ist. Es bestehen weiterhin Risiken. Wir haben weiterhin
den strukturellen Wandel und Veränderungen. Im Nor-
den dieser Region befinden sich die Höchstförderge-
biete Sachsen und Thüringen. Im Osten befindet sich
das Niedriglohnland Tschechische Republik, das zukünf-
tig den Status eines Höchstfördergebietes haben wird.
Wir haben dort eine besondere Wettbewerbssituation,
eine Verdrängungssituation. Deswegen ist es notwen-
dig, dass wir bei der Ansiedlungspolitik und beim Regio-
nalmarketing sowie bei der regionalen Förderung und
bei der Städtebauförderung die endogenen Wachstums-
potenziale in der Region stärker fördern. Dass dort Eini-
ges möglich ist, haben die Ansiedlungen seinerzeit in
Arzberg gezeigt, die anlässlich der Kraftwerksstilllegung
vorangetrieben worden sind.

Wir bräuchten mehr finanzielle Spielräume im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe regionale Wirtschaftsstruk-
tur. Die Mittel dafür sind auf Bundesebene in den letzten
Jahren zurückgegangen. Hier muss der Spielraum ver-
größert werden. Wir sind zurzeit dabei, zusätzliche baye-
rische Mittel dafür vorzusehen, um effektiv handeln zu
können. Wir bräuchten auch die Hilfe der Europäischen
Union im Rahmen eines europäischen Osterweiterungs-
programmes, das angekündigt ist. Wir haben das als
Standortprogramm Ostbayern bezeichnet, das wir hier
starten wollen. Wir brauchen dieses Programm, um die
mit dem Beitritt verschiedener osteuropäischer Staaten
zur Europäischen Union verbundenen Entwicklungen
auffangen zu können. Wir erleben es ständig, dass die
Grenzgebiete mit besonderen Problemen zu kämpfen
haben, die wir in den übrigen Teilen des Landes so nicht
haben.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage? – Der
Fragesteller.

König  (CSU): Herr Staatsminister, wie beurteilen Sie die
Chance, dass die zusätzlich zur Verfügung gestellten
Mittel für die Investitionsförderung kleiner und mittlerer
Unternehmen dazu führen werden, die bereits vorliegen-
den bzw. angekündigten Anträge zeitnah zu finanzieren?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Es geht um zwei Dinge: Erstens geht es darum, dass
dem Antrag im Rahmen der generell zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel entsprochen wird. Es war aber
noch nie so, dass allen Anträgen entsprochen worden
ist. Es kommt darauf an, ob für bestimmte Investitionen
Bedarf besteht. Zum Zweiten geht es darum, dass mit
zusätzlichen Mitteln zusätzliche Investitionen in der
Region getätigt werden. Das ist die strategische Zielset-
zung.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage:
Herr Kollege Müller.

Willi Müller  (CSU): Herr Staatsminister, sehen Sie eine
Möglichkeit, dass auch die Bundesregierung ihre Mittel
für die Gemeinschaftsaufgabe erhöht und damit eine
bessere Förderung, wie sie die EU eigentlich zulassen
würde, für Betriebsansiedlungen möglich wird?

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Das ist die Hoffnung, die wir haben, die seit ein paar Jah-
ren nicht erfüllt worden ist. Die Gemeinschaftsaufgabe
West wird unterschiedlich zur Gemeinschaftsaufgabe
Ost ausgewiesen. Im Kreise der Wirtschaftsministerkon-
ferenz sind wir uns darüber einig, dass diese Mittel
erhöht werden müssen. Unabhängig von der parteipoliti-
schen Couleur hatten wir in dieser Frage aber in den
letzten Jahren keinen Erfolg.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Fragestellerin
ist Frau Kollegin Dr. Kronawitter.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Herr Staatsminister, ich
frage Sie: Befürwortet die Bayerische Staatsregierung
eine Infrastrukturabgabe der Flughafen München GmbH
zugunsten der Flughafen-Anrainer-Gemeinden, und ist
die Bayerische Staatsregierung bereit, als Hauptgesell-
schafter der GmbH diese durchzusetzen? Nach welchen
Modalitäten sollte die Abgabe dann erhoben werden?

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Herr Präsident, Frau Kollegin Dr. Kronawitter! Die Dis-
kussion über eine derartige Abgabe ist wegen des deut-
lich wachsenden Flugverkehrs am Flughafen München
entstanden. Die Zunahme der Arbeitsplätze in der
Region um den Flughafen ist beachtlich. Die Prognosen
für den Passagierzuwachs weisen aus, dass in zehn bis
15 Jahren dort 45 Millionen Passagiere – eher mehr –
abgefertigt werden. Die Zunahme des Passagieraufkom-
mens um 1 Million ist mit der Schaffung von 1000 neuen
Arbeitsplätzen am Flughafen und 2000 neuer Arbeits-
plätze in der Region verbunden.

Dabei darf man nicht nur die Fläche rund um den Flug-
hafen betrachten. Je nachdem, wie die Infrastruktur
gestaltet wird, kann das Einzugsgebiet des Flughafens
bis Mühldorf, Landshut, Augsburg oder Ingolstadt ausla-
den. Die Arbeitsplätze können im großen Umfeld ange-
siedelt werden und sollen dort angesiedelt werden. Es
hat gar keinen Sinn, die Arbeitsplatzansiedlung auf eine
relativ kleine Fläche zu konzentrieren.

Die Entwicklung der Zahl der Arbeitsplätze und der
Zuwachs im Landkreis Freising von durchschnittlich
2000 Einwohnern im Jahr sowie der Zuwachs im Land-
kreis Erding bringen für die Kommunen entsprechende
Belastungen mit sich. Ich denke an den Bau von Schu-
len, von Kindergärten und Ähnlichem. Die Kommunen
erwarten auch in Zukunft stärkere Belastungen. Es
kommt darauf an, wie sich diese Entwicklung insgesamt
darstellt. Im Hinblick auf diese Belastungen kam die Dis-
kussion auf, dass entsprechende Abgaben bezahlt wer-
den sollen. Ich möchte klar sagen: Es wurde zunächst

darüber diskutiert, pro Fluggast 1 DM zu erheben, die
den Kommunen zur Verfügung gestellt wird.

Die Erhebung einer derartigen Infrastrukturabgabe
bedürfte einer Rechtsgrundlage. Start- und Landeent-
gelte sind nur genehmigungsfähig, wenn sie der Finan-
zierung der Flughafeninfrastruktur dienen. Es gibt dafür
eine entsprechende Bestimmung – ich glaube, es ist der
§ 46 des Luftverkehrsgesetzes. Dieser Paragraf enthält
die Rechtsgrundlage. Strittig ist aber, ob man auf dieser
Grundlage eine derartige Abgabe verlangen kann. Even-
tuell müsste der Bund eine entsprechende Interpretation
oder eine Erweiterung der Rechtsgrundlage vornehmen.
Das Ganze geht ohne gesetzgeberische Maßnahmen
des Bundes nicht.

Ich weise darauf hin, dass wir vor einigen Jahren eine
entsprechende europäische Richtlinie bekommen soll-
ten.

Bei der Verhandlung über diese Richtlinie habe ich den
Vorschlag eingebracht, dass man hier derartige Infra-
strukturabgaben vorsieht, was jedoch seinerzeit nicht
geschehen ist, weil die Richtlinie nicht beschlossen
wurde. Daher bliebe nur eine bundesgesetzliche Rege-
lung. Ohne diese wird es jedoch auch keine Abgabe pro
Passagier geben.

Wir sind im Gespräch auch im Rahmen des Flughafenfo-
rums mit der FMG, ob die FMG nicht auf andere Weise,
zum Beispiel im Wohnungsbau oder durch sonstige
Möglichkeiten, einen Beitrag zur Entwicklung der Infra-
struktur in der Flughafenumgebung leisten kann.

(Signalton eines Mobiltelefons)

– Wahrscheinlich ist es ein GRÜNER, der sonst auf die
Mobilfunksender schimpft.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Der Verdacht, dass
Kollege Hartenstein ein Mobilfunkgerät einstecken
haben sollte, kann wohl nicht aufkommen. Wir machen
weiter, denn die Störung ist behoben.

(Zuruf des Abgeordneten Hartenstein (fraktionslos))

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Herr Hartenstein hat nicht das Thema „Mobilfunkgerät“,
sondern die Tatsache zurückgewiesen, dass man ihm
unterstellt habe, er sei ein GRÜNER.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Herr Staatsminister, meine
Nachfrage lautet: Beabsichtigen Sie von Ihrem Amt her
eine verbindliche Interpretation des angesprochenen
§ 46 – an anderer Stelle haben Sie von § 43 gesprochen
–, denn es könnte sein, dass die Interpretation ergibt,
dass ein landesbezogenes Entgelt erhoben werden
kann? Beabsichtigen Sie, bezogen auf die Auslegung
dieses Paragraphen, über den Bundesrat initiativ zu wer-
den, dass hier die Bundesgesetzgebung verändert wer-
den soll?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.
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Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Erstens, die bundesrechtlichen Bestimmungen müssen
vom Bundesverkehrsministerium interpretiert werden.
Um eine entsprechende Interpretation werden wir uns
bemühen.

Zweitens müsste die Änderung auch durch den Bund
erfolgen. Es wären also im Bundestag Initiativen sinnvoll
und zweckmäßig. Initiativen über den Bundesrat halte
ich für wenig aussichtsreich, weil ich festgestellt habe,
dass zum Beispiel in Berlin-Brandenburg mit einer derar-
tigen Abgabe gearbeitet werden sollte, aber die Initiative
eines einzelnen Landes nicht unterstützt wurde, weshalb
daraus nichts geworden ist.

Drittens könnten mit einer derartigen Abgabe Infrastruk-
turmaßnahmen, die auch dem Flughafen dienen, geför-
dert werden. Ein Paradebeispiel hierfür ist der Straßen-
bau, der als Zubringerfunktion dem Flughafen dient.
Andere Einrichtungen wie Kindergärten könnten damit
kaum oder nicht gefördert werden; denn das wäre sonst
eine in diesem Zusammenhang nicht zulässige Sonder-
abgabe.

Zwei weitere Punkte als Ergänzung des erheblich kom-
plexeren Problems, als das derzeit in den Schlagzeilen
zum Ausdruck kommt. Es erfolgt natürlich ein gewisser,
jedoch nicht kompletter Ausgleich über die Einkommen-
steueranteile bei Personen, die sich in den Gemeinden
neu ansiedeln. Ein gewisser Ausgleich erfolgt auch über
Fördermaßnahmen seitens des Staates gegenüber den
Kommunen, wenn sie derartige Investitionen tätigen.
Das Problem verschärft sich dadurch, dass manche
Kommunen mit der entsprechenden Anzahl von Arbeits-
plätzen, gerne Industrie- oder sonstige Betriebe ansie-
deln, parallel dazu aber keine Wohngebiete ausweisen.
Die Ursache ist nicht der Flughafen allein, sondern sie
wird auch durch entsprechende Verhaltensweisen von
Kommunen gesetzt. Daher ist dieses Thema erheblich
komplexer, als es momentan in der öffentlichen Diskus-
sion scheint.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Eine weitere Zusatz-
frage: Frau Kollegin Kronawitter, bitte schön.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Wie wird sich die Bayeri-
sche Staatsregierung als Hauptgesellschafterin verhal-
ten, wenn dieses Thema in der nächsten Aufsichtsrats-
sitzung vorgestellt wird, wie öffentlich zu lesen war?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Ob das Thema vorgelegt wird, ist mir nicht bekannt. Es
war öffentlich zu lesen, die Landräte hätten gern, dass
das Thema vorgelegt wird. Weil das Ganze aber hypo-
thetisch ist, kann ich diese Frage nicht beantworten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Dann ist diese Frage
erledigt. Nächster Fragesteller ist Herr Kollege Dr.
Scholz, bitte schön.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, seit wann wusste
die Staatsregierung von den Plänen der Deutschen
Bahn AG nach Neuaubing auch das Ausbesserungs-
werk Nürnberg zu schließen und was hat die Staatsre-
gierung seitdem getan, um die Schließung zu verhin-
dern?

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Der Vorstand der DB AG hat am Dienstag, den 26. Juni,
den Beschluss über die geplante Schließung des C-Wer-
kes Nürnberg der DB AG – ebenso den für Neuaubing –
gefasst. Wir hatten wegen Neuaubing bereits mit dem
Vorstand der DB AG, mit den hierfür zuständigen Herren
Rausch und Mehdorn, Kontakt. Ich hatte ihnen wegen
München, da dieses Thema schon länger diskutiert
wurde, den mit dem Betriebsrat abgestimmten Vorschlag
unterbreitet, dass man das Thema Neuaubing nach
Pasing verlagern könnte, und signalisiert, dass wir
durchaus zu einem finanziellen Beitrag bereit wären.
Beide Herren haben mir damals gesagt, darüber könne
man reden. Der von mir erbetene Termin war am 25.06.,
also einen Tag vor dem Vorstandsbeschluss, um 7.30
Uhr im Münchner Airport-Hotel mit Herrn Rausch und ein
bzw. zwei weiteren Herren der DB AG. Dabei wurde mit-
geteilt, dass nicht nur das Werk Neuaubing, sondern
auch das Werk Nürnberg geschlossen wird. Das war das
erste Signal, das ich bekommen habe. Ich habe vorher
keinen Hinweis dazu erhalten, auch nicht im Zusammen-
hang mit den Gesprächen über Neuaubing.

Ich habe diesen Herren erklärt, dass wir die Schließung
in keiner Weise akzeptieren werden und können, dass
ich sowohl die Vorgehensweise als auch die Tatsache
als unmöglich betrachte, dass man bei einer Reduzie-
rung von achtzehn auf zehn Werke in Bayern von zwei
auf null Werke geht; ich halte dies für ausgeschlossen.
Ich habe für die Restrukturierung bei der Bahn Verständ-
nis, jedoch nicht dafür, dass die Maßnahmen zulasten
einzelner Länder insgesamt gehen, ohne dass ein ver-
nünftiger Ausgleich gesucht wird. Ich habe noch am
Montag Mittag desselben Tages Herrn Mehdorn telefo-
nisch erklärt, dass wir diese Entscheidung auf keinen
Fall akzeptieren werden, da dies völlig unmöglich ist.
Auch habe ich ihm, wenn dies so bleiben soll, verschie-
dene andere Maßnahmen angekündigt, weil wir uns das
nicht gefallen lassen. Dies hat Herrn Mehdorn zumindest
veranlasst, Herrn Bodewig anzurufen, damit er mit mir
über das Thema spricht. Dies war am Nachmittag des
26.06. der Fall. Zu diesem Zeitpunkt war Herr Bodewig
wegen Rückenschmerzen eine ganze Woche im Kran-
kenhaus. Er hat mich aber angerufen und mir mitgeteilt,
dass er die Bahn gebeten habe, die gesamte Umstruktu-
rierung sozialverträglich durchzuführen. Er hat mir ange-
kündigt, dass er mir seinen an Mehdorn gerichteten Brief
übermitteln werde; dies ist geschehen. Ich habe auch
Herrn Bodewig erklärt, dass es nicht darum geht, das
Werk sozialverträglich zu schließen, sondern darum, das
Ganze aufrechtzuerhalten und möglicherweise umzu-
strukturieren und, wenn notwendig, die Arbeitspakete für
einzelne Werke neu zu ordnen, Nürnberg aber entspre-
chend auszulasten.

Ich habe ihm auch gesagt, dass es für mich nicht in
Betracht kommen könne, dass man in Bayern zwei
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Werke schließt. Bei allen Notwendigkeiten einer
Restrukturierung kann und darf es so nicht laufen. Im
Rahmen eines Gesprächs am 28.06. über eine andere
Thematik habe ich mit Herrn Mehdorn, der bei mir war,
auch über die Schließungen gesprochen und gefordert,
dass von der Bahn Arbeitspakete entwickelt werden.
Nachdem das Werk nach den Planungen der DB AG bis
2003 in Nürnberg weiterläuft, müssen bis zu diesem
Zeitpunkt Arbeitspakete entwickelt werden, wie man den
Betrieb in Nürnberg auslastet. Ich bin bereit, einiges zu
korrigieren. Wenn die DB AG umstrukturiert und neue
Schwerpunkte setzt, kann man auch in Nürnberg einen
neuen Schwerpunkt setzen. Ich bin nicht bereit, hier eine
Kahlschlagspolitik der Bahn hinzunehmen. Dabei ist es
bisher geblieben. Herr Mehdorn sagte mir, er könne mir
heute die Arbeitspakete nicht anbieten, er habe mit sei-
nen Leuten geredet. Diese hatten ihm aber nichts Ent-
sprechendes mitzugeben. Ich habe gesagt, für mich
bleibe das auch beim Bahnvertrag ein Thema, und ich
könne nicht akzeptieren, dass auf diese Weise einer der
größten Kunden der Bahn behandelt werde. Bei diesem
Thema geht es in diesem Sinn weiter. Was hier läuft, ist
für mich unakzeptabel.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, treffen Ihres Wis-
sens Veröffentlichungen in der Presse zu, dass Nord-
rhein-Westfalen bis zu 80 Millionen DM dafür eingesetzt
hat, um in Krefeld ein neues Zentrum für Instandhaltung
und Retrofit aufzubauen? Sehen Sie Möglichkeiten der
finanziellen bzw. strukturellen Hilfe für dieses EU-Ziel-II-
Gebiet, in dem das Ausbesserungswerk liegt, um von
Bayern aus entsprechend dagegenzuhalten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Soweit ich informiert bin, soll in Nordrhein-Westfalen von
drei Standorten einer geschlossen werden. Die beiden
anderen werden reduziert und nicht aufgebaut. Die Zah-
len über die Mittel, die Nordrhein-Westfalen angeblich
zur Verfügung stellt, reichen von 2 bis 80 Millionen DM.
Ich weiß nicht, was stimmt. Ich habe anlässlich der
Schließung des Ausbesserungswerks in Neuaubing der
Deutschen Bahn AG persönlich erklärt, dass über einen
finanziellen Beitrag geredet werden könne. Das Gleiche
gilt auch für Nürnberg. Ich hatte erwartet, dass die Bahn
AG das Angebot annimmt und mit uns darüber redet. Es
kam gar nicht zur Sprache.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Schönen Dank Herr
Staatsminister. Die nächste Runde bestreitet der Staats-
minister für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz. Bitte schön, Herr Sinner. Die erste Frage stellt für
Herrn Kollegen Kobler Herr Kollege Meyer.

Meyer (CSU): Herr Präsident, verehrter Herr Staatsmi-
nister, Kollege Konrad Kobler fragt: Wie beurteilt die
Staatsregierung die Haltung des Gesundheitsamtes
Traunstein, anders als in allen bisher festgestellten Mut-

ter-Kind-Kliniken Bayerns und darüber hinaus, für die
Konzessionserteilung eines solchen Klinik-Typs auch
nachts – rund um die Uhr – entgegen einer Rufbereit-
schaft die ständige Präsenz eines Arztes in der betref-
fenden Reha-Klinik zu fordern?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Kollege Meyer, Privatkrankenanstalten
bedürfen einer Konzessionierung nach § 30 der Gewer-
beordnung. Für die Zulassung gibt es Vollzugsrichtlinien
des damals zuständigen Bayerischen Staatsministeri-
ums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und
Gesundheit. Diese Vollzugsrichtlinien fordern hinsicht-
lich der Ausstattung der Klinik mit ärztlichem Personal,
dass – ich zitiere:

. . . eine ausreichende und dem jeweiligen medizini-
schen Standard entsprechende ärztliche Versor-
gung der Patienten im Rahmen der Aufgabenstel-
lung der einzelnen Einrichtung rund um die Uhr ent-
weder durch klinikeigene Ärzte oder im Rahmen des
kooperativen Belegarztsystems gewährleistet sein
. . .

muss. Diese Bestimmung ist bewusst offen formuliert. Im
Rahmen des Zulassungsverfahrens soll im konkreten
Einzelfall festgestellt werden, was für die jeweilige Ein-
richtung erforderlich ist. Die zuständige Kreisverwal-
tungsbehörde hat bereits bei der Erteilung der Konzes-
sion im Jahre 1997 zur Auflage gemacht, einen eigenen
Bereitschaftsdienst einzurichten und die ständige Prä-
senz eines Arztes zu gewährleisten. Das Bayerische
Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz ist der Auffassung, dass diese Auflage
zu Recht zum Schutz der Patienten erteilt wurde. Sie ist
geeignet, die konkreten Gegebenheiten der Mutter-Kind-
Klinik vor Ort zu berücksichtigen, insbesondere Art und
Schwere der Erkrankung des behandelnden Patienten-
klientels, die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von
Komplikationen, die unter Umständen sofortiges ärztli-
ches Handeln erfordern, sowie die Situation der regional
verfügbaren Notdienste. Ich bin gerne bereit, den Vor-
gang näher zu überprüfen, insbesondere im Vergleich
mit anderen Mutter-Kind-Kliniken, und darüber schriftlich
zu berichten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die nächste Fragestel-
lerin ist Frau Kollegin Paulig für Herrn Kollegen Sprin-
kart.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, wie viele der im Allgäu und in den Landkreisen
Landsberg und Weilheilm-Schongau von BSE betroffe-
nen landwirtschaftlichen Betriebe, über die Informatio-
nen über den Futtermittelzukauf vorliegen, bezogen in
dem Zeitraum, in dem die bestätigten BSE-Tiere gebo-
ren wurden, den Milchaustauscher – MAT – von der
Firma Alma-Futtermittel GmbH in Kempten, waren
darunter auch Betriebe, bei denen der MAT – mit Aus-
nahme des Viehsalzes – das einzige Zukauffuttermittel
war, und gibt es in Bayern Betriebe mit bestätigten BSE-
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Tieren, die in den ersten drei Monaten in der Kälberauf-
zucht überhaupt keine Zukauffuttermittel einsetzten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Frau Kollegin Paulig, im Allgäu und in den Land-
kreisen Landsberg und Weilheilm-Schongau wurden bis-
lang insgesamt 25 BSE-Fälle registriert. Bis Ende des
Jahres 1997 wurden davon in 15 Fällen Produkte des
regionalen Herstellers Alma bei der Aufzucht von weibli-
chen und männlichen Kälbern in jeweils stark schwan-
kendem Umfang verwendet. In einem der 25 BSE-Fälle
– darauf beziehe ich mich und nicht auf ganz Bayern –
wurden keine Zukauffuttermittel ermittelt. Zur Häufigkeit
ist anzumerken, dass für das Allgäu, bezogen auf den
Milchkuhbestand in den einzelnen Landkreisen, keinerlei
außergewöhnliche Häufungen im Vergleich zu anderen
von BSE betroffenen Landkreisen erkennbar sind. Hier
gibt es einen BSE-Fall je 15000 bis 25000 Milchkühe.
Eine Häufung ist für die Landkreise Weilheilm-Schongau
und Landsberg am Lech erkennbar. Hier gibt es einen
BSE-Fall je 5500 Milchkühe, was deutlich über dem
Durchschnitt liegt. Ein nahezu vergleichbares Gesche-
hen ist für die Landkreise Regensburg und Kelheim zu
registrieren. Tritt in Kelheim ein weitere BSE-Fall auf,
haben wir dort das Zentrum des BSE-Geschehens, näm-
lich 1 : 4500. Dies zeigt, dass eine statisch gesicherte
Aussage noch nicht gemacht werden kann.

Die Firma Alma ist eine der Hauptlieferanten der von
BSE betroffenen Betriebe im Allgäu und den angrenzen-
den Landkreisen. Es ist aber nicht außergewöhnlich,
dass der Marktanteil eines regionalen Herstellers im
näheren Umkreis der Produktionsstätte sehr hoch ist.

Unter diesen Aspekten handelt es sich um Häufungen,
die auf den ersten Blick erkennbar sind, bislang jedoch
statisch nicht abgesichert sind. Dazu sind zum Beispiel
auch Daten aus BSE-freien Betrieben erforderlich. Wir
beabsichtigen, die weitere Ursachenforschung von einer
neutralen Forschungseinrichtung durchführen zu lassen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Gibt es eine Zusatz-
frage? – Frau Kollegin Paulig.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, Sie haben den mittleren Teil meiner Frage nicht
beantwortet. Ich habe gefragt, ob darunter auch Betriebe
waren, die nur Milchaustauscher der Firma Alma zuge-
kauft haben. Zu meiner weiteren Frage darf ich Ihnen
den Hinweis geben, dass in einem Betrieb in Markt Ret-
tenbach nur die Milchaustauscher der Firma Alma zur
Infektion geführt haben. Ich bedaure, dass Sie dies hier
nicht festgestellt haben. Zu Ihrer Äußerung, in diesem
Gebiet trete keine regionale Häufung auf, frage ich Sie,
wie dies mit der hohen Milchviehdichte in den Landkrei-
sen Traunstein und Berchtesgadener Land im südbaye-
rischen Raum vereinbar ist?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Ich habe Landkreise genannt, in denen BSE auf-
getreten ist. Aus Sicht der BSE-betroffenen Kreise kann
keine übermäßige Häufung dargestellt werden. Die
BSE-Fälle werden auf die Anzahl der Milchkühe bezo-
gen. Ich kann die Frage – –

(Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Im Süd-
osten gibt es keinen BSE-Fall!)

– Ich kann Sie ohne Mikrofon gar nicht verstehen und
möchte erst die Frage beantworten.

Ich habe an einem Beispiel deutlich gemacht – das
könnte für jeden Landkreis hochgerechnet werden –,
dass die Häufung der BSE-Fälle nicht isoliert gesehen
werden kann, sondern in Bezug zu den vorhandenen
Milchkühen gesetzt werden muss. Die Fälle sind unter-
schiedlich gelagert. Ein oder zwei weitere Fälle in betrof-
fenen Landkreisen können zu statistischen Abweichun-
gen führen. Das wollte ich mit dem Beispiel ausdrücken.
Es ist keine abschließende Beurteilung.

Ich habe die Aussage gemacht, dass in 15 Fällen die
Produkte des regionalen Herstellers in stark schwanken-
dem Umfang verwendet wurden. Ich kann nicht aus-
schließen, dass auch andere Produkte verwendet wur-
den. Dies wäre nachzufragen. Es ist kein Problem, dies
festzustellen, soweit Aufzeichnungen vorhanden sind.
Es geht um Geschehen, die fünf bis sechs Jahre zurück-
liegen und für die eventuell keine Aufzeichnungen vor-
handen sind. Wir können nur die vorhandenen Aufzeich-
nungen auswerten. Dies geschieht für jeden einzelnen
BSE-Fall.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Eine weitere Zusatz-
frage? – Frau Kollegin Paulig.

Frau Paulig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, erstaunt es Sie nicht, dass es im Südosten Bay-
erns trotz sehr hoher Milchviehdichte keinen einzigen
BSE-Fall gibt, während im angesprochenen Gebiet eine
Häufung vorliegt? Welche Konsequenzen ziehen Sie
aus der Korrelation der Verfütterung des Milchaustau-
schers der Firma Alma und der BSE-Fälle in den betrof-
fenen Betrieben?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Ich habe Ihnen vorhin schon mitgeteilt, dass wir
die Untersuchung auf der Grundlage der Unterlagen, die
wir erhoben haben, einem neutralen Forschungsinstitut
übertragen. Natürlich war ein auslösender Faktor, dass
in den Tiermehlen und den Milchaustauschern infektiö-
ses Material enthalten war. Das ist nichts Neues, das ist
eine Binsenweisheit. Es geht jetzt darum, zurückzuver-
folgen, welche Tiermehle und Austauscher verwendet
wurden. Wenn ein Hersteller zufällig prionenhaltiges
Material im Tierfett hatte, versuchen wir aufzuklären,
woher die Tierfette kamen. Sie kamen nicht nur aus
Deutschland, sondern auch aus dem Ausland. Es ist
wahrscheinlich, dass durch derartiges infektiöses Mate-
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rial Fälle ausgelöst wurden, aber ich kann nicht für den
Einzelfall sagen, das war nur diese eine Firma. Das kön-
nen andere Firmen oder auch andere Produkte gewesen
sein. Wir versuchen, dies durch die Risikoanalyse zu
ergründen.

Ich habe nur darauf hingewiesen, dass es trotz einer
Häufung, wie wir sie vordergründig haben, in einem
Monat ein völlig anderes Bild geben kann, wenn in ande-
ren Bereichen ebenfalls Fälle auftreten, was ich nicht
ausschließen kann.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege Hartenstein.

Hartenstein  (fraktionslos): Herr Staatsminister Sinner,
welche Erkenntnisse lieferten bis heute die Ermittlungen
des Bayerischen Landesamtes für Ernährung zu einem
möglichen Zusammenhang zwischen dem gehäuften
Auftreten von BSE-Fällen im Allgäu und der Ernährung
der Tiere der betroffenen Herden, zu welchen Ergebnis-
sen führte bislang in diesem Zusammenhang die Über-
prüfung der Produktionsverfahren der Talgschmelze
Unkel in Würzburg, und welche Konsequenzen sind
nach Auffassung der Staatsregierung gegebenenfalls
ergänzend aus den angesprochenen Befunden abzulei-
ten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Kollege Hartenstein, wie ich bereits erwähnt
habe, hat die Bayerische Landesanstalt für Ernährung
die verwendeten Futtermittel von der Geburt bis zum
Auftreten der Krankheit BSE anhand der vorhandenen
Unterlagen vor Ort ermittelt. Sie hat die Unterlagen
betriebsweise zusammengestellt und die Daten in der
EDV erfasst. Diese Unterlagen werden je nach dem
Fortgang der Erhebungen vereinbarungsgemäß auch
dem Landeskriminalamt für weitere Auswertungen zur
Verfügung gestellt. Um deutlich zu machen, wie umfang-
reich das Datenmaterial ist, darf ich darauf hinweisen,
dass es sich pro BSE-Betrieb um mehrere hundert Sei-
ten handelt. Die Firma Robert Unkel, Firma Unimelt
GmbH, Würzburg, verarbeitet ausschließlich fleischhy-
gienerechtlich als tauglich für den menschlichen Genuss
beurteilte Rohfette von Rindern und Schweinen. Bereits
seit 1996 werden die Rohfette einer intensiven Ein-
gangskontrolle auf Fremdbeimengungen wie Knochen,
Milz, Gehirn und Rückenmark unterzogen.

Die Herstellungsbedingungen entsprachen und entspre-
chen geltendem Recht. Durch die Auswahl des Rohma-
terials und durch firmeneigene Wareneingangskontrollen
seit 1996 ist die Firma Unkel bestrebt, sicherzustellen,
Verunreinigungen des Rohfettes zu verhindern. Nach
den derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen sind
die genannten Verarbeitungsbedingungen jedoch nicht
ausreichend, um potenziell vorhandene Prionen zu eli-
minieren. Daher setzt sich die Bayerische Staatsregie-
rung bekanntermaßen dafür ein, das Verfütterungsver-

bot – das im Übrigen nur in Deutschland auch für Tierfett
gilt – langfristig aufrechtzuerhalten.

Ich war selbst in der ersten Februarwoche bei der Firma
Unkel und habe mir den Betrieb angesehen. Ich habe
auch mit den zuständigen Veterinärbehörden gespro-
chen. Der Sachverhalt, wie er geschildert wurde, ist
zutreffend, aber es ist nicht auszuschließen, dass auch
bei lebensmitteltauglichem Material bis zum Oktober
letzten Jahres infektiöses Material in die Verarbeitungs-
prozesse gelangt ist, wobei die Firma Unkel seit 1996
keine Knochen mehr verarbeitet hat. Auch das konnte
nachgewiesen werden.

Präsident Böhm:  Zusatzfrage: Herr Kollege Harten-
stein.

Hartenstein  (fraktionslos): Herr Staatsminister, der erste
Teil meiner Frage ist nicht beantwortet. Ich wiederhole
deshalb: Welche Erkenntnisse lieferten bis heute die
Ermittlungen des Bayerischen Landesamtes für Ernäh-
rung? Auch der letzte Teil meiner Frage ist nicht beant-
wortet. Ich möchte deshalb ergänzend anfügen: Welche
Konsequenzen zieht die Bayerische Staatsregierung
aus den bisher vorliegenden Ergebnissen?

Präsident Böhm:  Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Ich kann Ihnen dazu nur sagen, wir führen die
Risikoanalyse auf der Grundlage der vorhandenen
Daten durch. Sie wollen jetzt von mir Antworten, die erst
als Ergebnis einer Risikoanalyse auf der Grundlage des
Datenmaterials gegeben werden können. Wir haben mit
möglichen Auftragnehmern gesprochen, die so etwas
durchführen können. Der zeitliche Horizont bis zu einer
befriedigenden Auskunft wird bei dem vorliegenden Fra-
genmaterial – wir stellen nicht nur Ihre Fragen, sondern
auch andere – von den möglichen Auftragnehmern mit
einem Jahr bis eineinhalb Jahre angegeben. Das heißt,
die Auswertung der Daten erfordert einen gewissen Zeit-
raum. Wir haben die Daten im Übrigen auch dem Lan-
deskriminalamt und dem zuständigen Staatsanwalt
gegeben, der alle Daten hat, die auch wir haben. Auch er
ist noch nicht zu weitergehenden Erkenntnissen gekom-
men, sodass er sich aufgrund der vorhandenen Daten
und der Beweislage zu weiteren Schritten veranlasst
sähe.

Präsident Böhm:  Weitere Zusatzfrage: Herr Kollege
Hartenstein.

Hartenstein  (fraktionslos): Welchen möglichen weiteren
Ursachen für das Auftreten von BSE wurde bzw. wird
derzeit noch von Ihrer Seite aus nachgegangen?

Präsident Böhm:  Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Wir konzentrieren uns auf den Weg der Fette und
auf die Tiermehle. Wir gehen nicht der Behauptung
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nach, das Ganze hänge mit Tschernobyl zusammen. Wir
gehen auch nicht den Thesen von Prof. Scholz nach. Wir
versuchen aber, auch international wissenschaftlich
abzuklären, ob BSE etwas mit der Bekämpfung von
Parasiten beim Rind zu tun haben könnte, was in Eng-
land problematisiert wurde, oder mit anderen im interna-
tionalen Bereich diskutierten Übertragungswegen.

Im Rahmen des Kontakts mit dem Bundesveterinäramt
der Schweiz hat sich allerdings herausgestellt, dass wir
wahrscheinlich hauptsächlich mit dem Weg Tiermehl
und Tierfett rechnen müssen. Vielleicht gibt es noch eine
kleine Bandbreite möglicher weiterer Übertragungs-
wege. Ein Rest wird bleiben. Die Schweizer sagen, die
weiteren Übertragungswege, die jetzt diskutiert werden,
bewegen sich im Bereich des „Hintergrundrauschens“
der Fälle. Ein genetisch bedingter Rest wird übrig blei-
ben. Wir werden niemals die Null erreichen, aber es wird
ein Wert sein, der sehr gering ist.

Präsident Böhm:  Letzte Zusatzfrage: Frau Kollegin
Paulig.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, nachdem Sie gesagt haben, es wäre bei der
Firma Unkel überprüft und geklärt, dass alle verarbeite-
ten Schlachtabfälle ordnungsgemäß bzw. für den
menschlichen Verzehr geeignet waren, müssen Sie
bereits Erkenntnisse haben. Ich frage Sie: Wann wurden
welche Mengen von der Firma Unkel aus England impor-
tiert und zu Tiermehl bzw. Futtermittelzusätzen weiter-
verarbeitet?

Präsident Böhm:  Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Soweit ich es den Unterlagen entnehmen kann,
hat die Firma Unkel nicht importiert. Ich kann der Frage
noch nachgehen; aus dem Stegreif kann ich sie nicht
beantworten.

Die Firma Unkel hat allerdings lebensmitteltaugliches
Material verarbeitet. Es handelt sich um Material, das
beim Schlachten anfällt, also zum Beispiel Knochen und
Schwarten. Dieses lebensmitteltaugliche Material ist von
der Firma Unkel verarbeitet worden im Gegensatz zu
anderem Material, das nicht tauglich ist, in die Tierkör-
perbeseitigungsanstalt kommt und von dort auch in das
Tiermehl gelangt. Ich habe schon in der Fragestunde im
Februar auf die Frage von Herrn Kollegen Hartenstein
geschildert, dass das nicht auszuschließen ist.

Es ist die Frage der Größenordnung, die wir klären wol-
len. Es geht darum, wie viele infektiöse Rinderhirne kön-
nen auf dem Weg des tauglichen Materials beim
Schlachten in den Nahrungsmittelkreislauf gelangt sein.
Es ist Ziel der Erhebungen und der Risikoanalyse, eine
Hochrechnung zu ermöglichen, wie viele BSE-Fälle wir
zu erwarten haben und mit welcher Kontamination in der
Nahrungsmittelkette wir für den Menschen rechnen müs-
sen.

Herr Kollege Hartenstein, Sie erinnern sich, in der ersten
Fragestunde sind die Fette vom Bundesamt für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin pro-
blematisiert worden – ich habe das Zitat vorgelesen –,
die in Konditoreien zum Beispiel für Christstollen und
Ähnliches verwendet wurden. Die Behörde ist Frau Bun-
desministerin Künast unterstellt. Die Fragen werden also
auf der Bundesebene abgeklärt.

Präsident Böhm:  Wir kommen zur nächsten Frage. Fra-
gestellerin ist Frau Paulig.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister! Welche Betriebe waren neben der Würzburger
Talgschmelze Unkel Zulieferer der Firma Alma-Futter-
mittel GmbH in Kempten, war die Würzburger
Talgschmelze Unkel in der fraglichen Zeit auch Zulieferer
für andere Hersteller von Milchaustauschern, die von
BSE betroffene Betriebe belieferten, und warum wurden
diese Informationen, nachdem sie bei der Landesanstalt
für Ernährung ganz offensichtlich vorlagen, weder unver-
züglich der Staatsanwaltschaft in Kempten vorgelegt
noch in der Sitzung des Ausschusses für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten vom 20.06.2001 berichtet,
als der Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN dazu behan-
delt wurde?

Präsident Böhm: Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, Hohes Haus! Frau Kollegin Paulig,
seit dem ersten bayerischen BSE-Fall vom Dezember
2000 bis zum 44. bestätigten Fall vom 29.06.2001 wur-
den in allen Fällen epidemiologische Ermittlungen durch-
geführt. Das nahm den Umfang von mehreren hundert
Seiten pro Betrieb an.

Bei einer Besprechung am 6. März 2001 im Innenminis-
terium wurde Folgendes vereinbart: Die dokumentierten
Daten und Untersuchungsergebnisse der Nachforschun-
gen von den BSE-betroffenen Betrieben werden von der
Landesanstalt für Ernährung erhoben und gespeichert,
automatisch an das Verbraucherschutzministerium wei-
tergeleitet und dem Bayerischen Landeskriminalamt zur
Verfügung gestellt. Das Landeskriminalamt wird außer-
dem über jeden bestätigten BSE-Fall sofort von uns
informiert und erhält alle weiteren relevanten Informatio-
nen von der Landesanstalt für Ernährung, auch bezüg-
lich der Kontrollen von Herstellerbetrieben. Das Bayeri-
sche Landeskriminalamt koordiniert zentral bayernweit
den Informationsfluss innerhalb der Justizbehörden und
ist für die Weitergabe von Informationen an die Staats-
anwaltschaft und auch für eigenständige Ermittlungen
der örtlichen Polizeibehörden zuständig.

Es konnte nicht festgestellt werden, ob die Firma Alma
Futter im fraglichen Zeitraum von der Talgschmelze
Unkel beliefert wurde, da sie 1997 in Konkurs ging und
für den Zeitraum davor keine Unterlagen mehr existie-
ren.

Die Firma Unkel belieferte verschiedene – drei von ins-
gesamt 12 in Bayern ansässige – Hersteller von Milch-
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austauschern in Bayern. Ein ursächlicher Zusammen-
hang zum BSE-Geschehen konnte bisher nicht herge-
stellt werden. Im Übrigen – das habe ich vorhin schon
erwähnt – verarbeitet die Firma Unkel ausschließlich
fleischhygienerechtlich als tauglich für den menschli-
chen Genuss beurteilte Rohfette von Rindern und
Schweinen. Bereits seit 1996 findet die vorhin schon
genannte Eingangskontrolle statt. Die Herstellungsbe-
dingungen entsprachen und entsprechen geltendem
Recht.

Ein möglicher Zusammenhang zwischen der Verfütte-
rung von Milchaustauschern und BSE, um den es heute
laufend geht, ist neben anderen Fragestellungen Gegen-
stand eines Forschungsvorhabens, das von uns in Kürze
vergeben wird.

Präsident Böhm: Zusatzfrage: Frau Kollegin Paulig,
bitte.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, da Sie den ersten Teil meiner Frage nicht
beantwortet haben, welche Betriebe neben Unkel an
Alma-Futtermittel geliefert haben, frage ich Sie, ob Ihnen
bekannt ist, dass die Firma Unimills, Tochter von Unile-
ver, Mannheim, ebenfalls an Unkel geliefert hat, und
gehen Sie in diesem Zusammenhang der Frage nach,
welches Material dieser Konzern an Alma-Futtermittel
geliefert hat. Des Weiteren haben Sie leider nicht ausge-
führt, an welche Betriebe Unkel tatsächlich geliefert hat –
das wäre in diesem Fall sehr interessant –, und wie
erklären Sie sich die öffentliche Klage der Staatsanwalt-
schaft Kempten, dass die Landesanstalt eben nicht die
notwendigen Unterlagen bereitstellt, und warum haben
Sie in der Sitzung des Ausschusses am 20.06. nicht über
diese Zusammenhänge berichtet?

Präsident Böhm: Herr Minister, bitte.

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Präsident, Hohes Haus! Über Zusammen-
hänge, die nicht bekannt waren, konnte ich wohl kaum
berichten, auch nicht in der Ausschusssitzung. In unse-
rem Haus hat gestern, am 10.07., ein Gespräch mit der
Staatsanwaltschaft stattgefunden. Die öffentlichen
Äußerungen, die in verschiedenen Zeitungen zu lesen
waren hinsichtlich des Materials, das zur Verfügung
gestellt wurde, haben offensichtlich keinen realistischen
Hintergrund. Offenbar ist eine missverständliche Äuße-
rung erfolgt. Alle Daten, die erhoben wurden, liegen dem
Landeskriminalamt vor. Alle Daten, die von der Staats-
anwaltschaft verlangt werden, sind für sie verfügbar. Ich
habe den Gesprächsvermerk dabei. Die Staatsanwalt-
schaft wird sich selbst noch zu diesem Thema äußern. –
Der Frage nach den übrigen Lieferfirmen kann ich noch
nachgehen. Aufgrund der mir vorliegenden Unterlagen
kann ich weder bestätigen noch dementieren, was Sie
hier fragen.

Präsident Böhm: Eine Zusatzfrage: Frau Kollegin Pau-
lig, bitte.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Minis-
ter, es ist schade, dass Sie die Antwort nicht beantwor-
ten. Das war jetzt nur ein Stoßseufzer. Die Frage lag
Ihnen doch vor. Warum beantworten Sie sie also nicht?

Präsident Böhm: Sie sprachen von der fehlenden Ant-
wort auf Ihre „Antwort“.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, es war
nach den Betrieben gefragt.

Präsident Böhm: Normalerweise antwortet man auf
Fragen.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut, ich
stelle jetzt meine letzte Zusatzfrage.

Präsident Böhm: Nein, das ist erst die zweite.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Staats-
minister, teilen Sie die Einschätzung von Epidemiologen,
dass angesichts der regionalen Häufung im Landkreis
Weilheim mit derzeit sieben Fällen – das sind bundes-
weit die meisten – und der Wohnortnähe von zirka fünf
Kilometern zur Landkreisgrenze des an Creutzfeldt-Ja-
kob erkrankten Markus M. die Wahrscheinlichkeit
wächst, dass auch hier eine infektiöse BSE-induzierte
Erkrankung vorliegen könnte, dies auch angesichts der
Tatsache, dass die Erkrankung vor der regionalen Häu-
fung bekannt wurde?

Staatsminister Sinner  (Verbraucherschutzministe-
rium): Frau Paulig, ich werde nicht alle Fragen beantwor-
ten, weil wir noch Informationen brauchen und Ermittlun-
gen laufen. Es hat überhaupt keinen Sinn, jetzt über alle
Firmen zu berichten und alle Namen zu nennen und
damit keine Ergebnisse mehr zu bekommen. Ich mache
Ihnen das Angebot, dass wir dann, wenn die Risikoana-
lyse vorliegt, auf einer gesicherten Grundlage diskutie-
ren; jetzt ist nichts anderes als Spekulation möglich.

Die Frage, die Sie jetzt stellen, ist auch spekulativ. Das
kann so sein, aber es muss nicht so sein. Genau diesen
Fragen wollen wir nachgehen. Die Behauptung, weil es
in Weilheim sieben Fälle gab, steht das mit dem Creutz-
feldt-Jakob-Fall in Zusammenhang, ist spekulativ. Die
geringe Zahl der Fälle ist zu beziehen auf die Zahl der
Kühe und die Gesamtzahl der Fälle. Die Schweizer
bauen auf Daten von 370 Fällen auf, die Engländer auf
Daten von 180000 Fällen. In England wurde jetzt festge-
stellt, auf welchen Wegen Risikomaterial in die mensch-
liche Nahrungsmittelkette hineingekommen ist. Diese
Wege kennen wir, und wir gehen ihnen im Einzelfall
nach. Ich wehre mich aber dagegen, definitive Aussagen
zu machen, ehe die Fakten überhaupt durch Experten
bewertet wurden. Ich weiß gar nicht, von welchen Exper-
ten Sie sprechen und welches wissenschaftliche
Renommee sie haben. Sie nennen keine Namen. Es ist
nicht so einfach, jemanden zu finden, der eine Risiko-
analyse machen kann; denn sonst hätten wir sie schon
lange erstellen lassen.
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Wir stehen wegen der Fragen mit den Schweizern, wel-
che die meiste Erfahrung haben, in einem intensiven
Gedankenaustausch. Die Schweizer haben im Übrigen
aus ihrer Risikoanalyse gelernt und wissen, was sie jetzt
besser machen würden. Mehr kann ich Ihnen im Augen-
blick nicht anbieten. Es hat keinen Sinn, immer wieder
neue Daten auszubreiten, bevor sie durch anerkannte
Wissenschaftler bewertet wurden. Experten mit Erfah-
rung aufgrund von BSE-Fällen sitzen vor allem in der
Schweiz.

Präsident Böhm: Nächster Fragesteller ist Herr Kollege
Schammann, bitte.

Schammann  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr
Staatsminister! War der Staatsregierung eine Resolution
der Bayerischen Interessengemeinschaft der Galloway-
Züchter und -Halter e. V. vom März 1997 bekannt, die
dem damaligen Bundesgesundheitsminister Seehofer
und dem BBV-Präsidenten Sonnleitner zugeleitet wurde,
in der ausdrücklich auf die Risiken der Verarbeitung
lebensmitteltauglicher Schlachtabfälle hingewiesen
wurde, wenn ja, wie wurde auf diese Warnung, ebenso
wie auf Hinweise, welche die damalige Sozialministerin
Frau Stamm bereits 1996 erhielt und die sowohl auf die
mangelnde Erhitzung als auch auf die Herkunft und Ver-
arbeitung von tierischem Eiweiß im Milchaustauscher
hinwiesen, reagiert, und teilt die Staatsregierung die Auf-
fassung, dass eine immer wahrscheinlicher werdende
Übertragung von BSE durch den Milchaustauscher bis
zum Juli 2000 aufgrund der Sonderverordnung § 24 a
der Viehverkehrsordnung vom 28.12.1992, die eine
Erhitzung der Schlachtabfälle auf nur 90° Celsius
zulässt, vermutlich auf völlig legalem Wege erfolgt ist?

Präsident Böhm: So eine lange Frage hat nicht einmal
Cicero fertig gebracht. Herr Minister.

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Herr Kollege Schammann, bereits 1994 ist mit der
Änderung der Viehverkehrsverordnung die Verfütterung
proteinhaltiger Erzeugnisse aus Säugetiergewebe und
von Mischfuttermitteln, die diese Einzelfuttermittel ent-
halten, an Wiederkäuer verboten worden. Damit war die
Verarbeitung lebensmitteltauglicher Schlachtabfälle zum
Zwecke der Verfütterung an Wiederkäuer im März 1997
nicht zulässig. Die Bundestagspetition der Interessenge-
meinschaft von Züchtern und Haltern von Hochlandrin-
dern in Bayern ist bekannt. Sie fordert ein generelles
Verbot von Tiermehl als Futtermitteln, welches dann letz-
ten Endes durch das Verfütterungsverbotsgesetz vom
01.12.2000 umgesetzt wurde. Damit wurde dieser
Schritt vollzogen. Im Jahr 1997 war weder für die Euro-
päische Kommission noch für die Staatsregierung
erkennbar, dass das Verfütterungsverbot von Tiermeh-
len an Wiederkäuer nicht ausreichend ist, um eine
Kreuzkontamination zu verhindern. Genau dies war das
Problem. Es gibt zahlreiche Äußerungen der Bundesre-
gierung, denen zu entnehmen ist, dass weder bei Herrn
Funke noch bei Frau Fischer im Jahre 2000 zusätzliche
Erkenntnisse vorhanden waren. Erst die Fälle im Herbst
haben dann zu dem Verfütterungsverbotsgesetz geführt.

Die Verarbeitung von tierischem Eiweiß im Milchaustau-
scher – ausgenommen Milcheiweiß; das ist auch ein tie-
risches Eiweiß – für Wiederkäuer war nach der Viehver-
kehrsordnung seit 1994 ebenfalls verboten. Danach
haben Sie, denke ich, gefragt. Die Verwendung von
mangelhaft erhitztem Eiweiß tierischen Ursprungs im
Futtermittel für Wiederkäuer wäre, soweit sie vorgekom-
men sein sollte, unzulässig gewesen.

Jetzt komme ich zu dem zentralen Problem, das vorhin
auch diskutiert wurde: Nach neuerem wissenschaftli-
chen Kenntnisstand werden aber als BSE-Ursache
unzureichend erhitzte tierische Fette, die bis zum 2.
Dezember 2000 legal im Milchaustauscher enthalten
sein durften, diskutiert. Daher setzen wir uns als Staats-
regierung dafür ein, dass das in der EU-Entscheidung
vom Verfütterungsverbot ausgenommene tierische Fett
gemeinschaftsweit verboten wird. Diese Extraktions-
fette, gewonnen aus tauglichen Schlachtabfällen, sind
genau der Risikobereich, den wir auch hier schon wie-
derholt angesprochen haben.

§ 24 a der Viehverkehrsverordnung regelt Ausnahmen
vom prinzipiellen Verfütterungsverbot von Speiseabfäl-
len, nicht jedoch von Schlachtabfällen, wie Sie vermu-
ten. Speiseabfälle dürfen nur nach einer einstündigen
Erhitzung auf 90 Grad unter ständigem Rühren verarbei-
tet werden und nur an Mastschweine im eigenen Betrieb
verfüttert werden.

Präsident Böhm: Eine Zusatzfrage.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie haben im
Januar im Zusammenhang mit BSE-Milchaustauscher-
Futtermittelketten rasch Aufklärung versprochen, also im
Zusammenhang mit dem Problemkomplex, den wir jetzt
behandelt haben. Inzwischen werden seit über einem
halben Jahr praktisch laufend Daten erhoben, die dann
im Landesamt gesammelt werden. Kann es sein, dass
die Auswertung auch deshalb so lange dauert, weil Sie
nicht ausreichend Personal zur Verfügung gestellt
haben?

Staatsminister Sinner (Verbraucherschutzministe-
rium): Wir haben ausreichend Personal. Das zeigt der
Umfang der Datenerhebung, die erfolgt ist. Ich stelle jetzt
umgekehrt einmal die Frage: Kennen Sie Unterlagen
aus dem Bereich des Bundesministeriums für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, die diese
Fragen aufklären, die Sie mir stellen?

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich kenne
Ihre Unterlagen nicht nicht!

– Ich habe Ihnen gesagt, dass wir bei der Datenerhe-
bung auf dem Laufenden sind. Im Januar hatten wir zwei
Hände voll von Fällen. Jetzt haben wir 44 Fälle. Das ist
natürlich ein Unterschied. Die Zahl der Fälle erhöht sich
täglich. Wir halten uns ständig auf dem Laufenden. Wir
sind jetzt soweit – die Haushaltsverabschiedung war erst
am 9. Mai –, dass wir die Vergabe des Gutachtens vor-
nehmen können. Ich will diese Vergabe bewusst in den
Bereich nach außen verlagern, um jeden Verdacht zu
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vermeiden, dass Behörden, die selbst mit der Datener-
hebung befasst waren, die früher selbst mit der Proble-
matik BSE befasst waren, bei der Risikoanalyse mögli-
cherweise ihre Arbeit bewerten müssen. Deswegen
suchen wir nach einem geeigneten Gutachter, der über
die nötige Kapazität verfügt und auch zeitnah etwas vor-
legen kann. Ich habe vorhin den Zeitrahmen von einein-
halb Jahren genannt. Dieser Zeitrahmen ist nicht von
uns erfunden worden. Ich hätte die Ergebnisse gerne
schon morgen.

Auf der anderen Seite muss ich aber auch akzeptieren,
dass eine solide Arbeit eine gewisse Zeit braucht. Wenn
es nach mir ginge, sollte am Ende des Jahres schon
irgendein Zwischenergebnis vorliegen, um auch solche
Fragen wie heute fundierter beantworten zu können. Die
Datenerhebung ist erfolgt. Die Vergabe erfolgt dem-
nächst. Ich bin gern bereit, auch im zuständigen Aus-
schuss über Fragestellungen der Risikoanalyse, über
die Vergabemodalitäten und auch über das Institut, das
wir letzten Endes beauftragen werden, zu berichten und
damit diesen Dialog fortzusetzen.

Präsident Böhm: Die Fragen aus dem nächsten Kom-
plex beantwortet Frau Staatsministerin Hohlmeier.

Frau Kollegin Goertz, die erste Fragestellerin zu diesem
Komplex, ist nicht anwesend. Deswegen rufe ich jetzt die
Frage von Frau Scharfenberg auf. Bitte, Frau Kollegin
Scharfenberg.

Frau Scharfenberg  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau
Ministerin, ich frage Sie: Wie beurteilt die Staatsregie-
rung die Weigerung der Stadt Weiden, an der Grund-
schule Neunkirchen zum Schuljahr 2001/2002 eine erste
Klasse einzurichten, was dazu führt, dass die ortsansäs-
sigen angemeldeten künftigen Erstklässler an die Hans-
Schelter-Schule in Weiden transportiert werden sollen,
obwohl eine voll ausgestattete, nutzbare Schule sowie
ausreichend Lehrkräfte vorhanden sind, weiterhin der
seinerzeitige Eingemeindungsvertrag zwischen der
Stadt Weiden und der früheren Gemeinde Neunkirchen
den Fortbestand ebendieser vierklassigen Grundschule
garantiert sowie zusätzlich die zur Klassenbildung erfor-
derliche Schülerzahl erreicht ist?

Präsident Böhm: Frau Ministerin.

Frau Staatsministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Frau Kollegin Scharfenberg, Neunkirchen ist ein Ortsteil
der Stadt Weiden und verfügt nicht über einen eigenen
Schulsprengel. Die Schüler dieses Ortsteils gehören
zum Sprengel der Hans-Schelter-Grundschule in Wei-
den. Im Stadtteil Neunkirchen besteht ein Schulge-
bäude, das bisher als weiteres Schulgebäude der Hans-
Schelter-Grundschule genutzt und in dem die Schüler
aus Neunkirchen unterrichtet wurden. Dies war möglich,
da in dem Sprengel bisher die Schülerzahl für drei Klas-
sen in jedem Jahrgang gegeben war und die Neunkirch-
ner Schüler damit in eigenen Klassen unterrichtet wer-
den konnten.

Für das kommende Schuljahr sind in dem Sprengel nur
noch 59 Schulanfänger angemeldet, sodass das Staatli-
che Schulamt entsprechend den Richtlinien zur Klassen-
bildung nur zwei erste Klassen einrichten kann. Für die
14 Schüler aus Neunkirchen besteht daher nicht mehr
die Möglichkeit, in einer eigenen Klasse in der Außen-
stelle unterrichtet zu werden.

Ich füge aber, nachdem ich mich gestern noch einmal
erkundigt habe, hinzu, dass es wohl noch weitere
Gespräche darüber gibt, ob nicht auch zwischen den
Eltern ein Kompromiss gefunden werden kann. So wäre
zum Beispiel zu fragen, ob Eltern, die grenzlinig zum
anderen Ortsteil oder zum anderen Stadtteil wohnen,
unter Umständen bereit wären, ihre Kinder in der Außen-
stelle unterrichten zu lassen. Dem würden wir jederzeit
zustimmen. Dies kann innerhalb der Schule eigenstän-
dig organisiert werden. Eine jahrgangskombinierte
Klasse ist dezidiert abgelehnt worden.

Präsident Böhm: Eine Zusatzfrage: Frau Kollegin
Scharfenberg.

Frau Scharfenberg  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehen Sie Möglichkeiten, dass aus einem anderen
Grenzgebiet Schüler in die Neunkirchener Schule
hereinkommen könnten? Wäre das machbar? Wenn es
Eltern gäbe, die ihre Kinder dort hinschicken würden und
die erforderliche Schülerzahl dann erreicht würde,
könnte man die Klassen doch aufrechterhalten.

Frau Staatsministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Es sind alles Schülerinnen und Schüler der Hans-Schel-
ter-Grundschule. Wenn Eltern, deren Kinder sowohl zu
dem einen wie auch zu dem anderen Schulort eine ähn-
liche Strecke zurückzulegen hätten, die Bereitschaft zei-
gen, ihre Kinder am anderen Schulort unterrichten zu
lassen, werden wir einem inneren Ausgleich nicht entge-
genstehen. Es können aber nur zwei Klassen gebildet
werden. Wie dies innerhalb der Grundschule geschieht,
steht voll in der Freiheit der Grundschule. Die Schule
kann dies also selbst gestalten.

Präsident Böhm: Ich rufe dann die Frage des Kollegen
Schindler auf.

Schindler  (SPD): Frau Ministerin, aus welchen Gründen
sollen im kommenden Schuljahr an der Grundschule
Cham nur drei Eingangsklassen mit jeweils 29 bzw. 30
Schülern gebildet werden, obwohl eine erhebliche Zahl
von Schülern wegen geringer Deutschkenntnisse einer
besonderen Förderung bedarf und genügend Lehrkräfte
für eine weitere Eingangsklasse vorhanden wären, und
wie beurteilt die Staatsregierung die Tatsache, dass
Eltern wegen der befürchteten hohen Klassenstärken in
Cham ihre Kinder in einer benachbarten Schule anmel-
den?

Präsident Böhm: Frau Ministerin.
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Frau Staatministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! An der Grundschule Cham sind im Schuljahr
2001/2002 89 Schülerinnen und Schüler in der Jahr-
gangsstufe 1 gemeldet. Gemäß den für alle Volksschu-
len in Bayern geltenden Klassenbildungsrichtlinien, die
ja nicht neu sind, sondern schon sehr lange existieren,
ist die Bildung von drei Klassen mit jeweils 30 bzw. 29
Schülern geplant. Nach Auskunft des Schulleiters wer-
den im Laufe des Monats August drei Schülerinnen bzw.
Schüler der Jahrgangsstufe 1 wegen Wegzugs abge-
meldet. Das heißt, das ist nicht eine Abmeldung der
Schule wegen, sondern weil die Familien wirklich weg-
ziehen. Somit verringert sich die Schülerzahl in den drei
ersten Klassen auf 29 bzw. 28 Schüler. Die Schülerzah-
len liegen damit deutlich unter der Höchstzahl von 32.

Unter den für die Jahrgangsstufe 1 gemeldeten Schüle-
rinnen und Schülern befinden sich insgesamt nicht eine
erhebliche Zahl, sondern genau sechs ausländische
Schülerinnen und Schüler bzw. Aussiedlerschüler. Diese
werden auf die drei Klassen verteilt, sodass auf jede
Klasse zwei Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache
entfallen. Da kann man also nicht davon sprechen, dass
ein erheblicher Teil der Schülerinnen und Schüler der
deutschen Sprache nicht mächtig sei.

(Willi Müller (CSU): In München könnte man davon
nur träumen!)

– In München würde die Situation tatsächlich ganz
anders beurteilt werden, lieber Kollege Willi Müller. – Bei
der Schulanmeldung wurde jedoch festgestellt, dass
diese Schülerinnen und Schüler kaum mangelnde
Deutschkenntnisse aufweisen. Das heißt, diese Schüle-
rinnen und Schüler sind der deutschen Sprache mächtig,
selbst wenn sie einer anderen Nationalität angehören
sollten.

Der Grundschule Cham werden im Schuljahr 2001/2002
insgesamt 18 zusätzliche Förderstunden für Schüler mit
geringen Deutschkenntnissen zugeteilt: zehn Wochen-
stunden Intensivkurs Deutsch, acht Wochenstunden
Förderunterricht Deutsch als Zweitsprache. Durch die
Zuteilung dieser zusätzlichen Förderstunden für Aus-
siedler- und Ausländerkinder wird der individuelle För-
derbedarf voll berücksichtigt. An der Grundschule Cham
unterrichten zudem in den einzelnen Fördergruppen
besonders ausgebildete und auch sehr erfahrene Lehr-
kräfte. Außerdem sind an der Grundschule Cham zwei
Förderlehrer tätig, die auch für weitere Fördermaßnah-
men eingesetzt werden.

Welche Fördermaßnahme gezielt für die Schülerinnen
und Schüler der ersten Jahrgangsstufe eingesetzt wer-
den, kann erst nach einer genaueren Überprüfung des
Sprachstandes nach Schulbeginn im September festge-
stellt werden. Das sollte letztlich auch der Schule vor Ort
überlassen bleiben.

Für das kommende Schuljahr wurden an der Grund-
schule Cham für vier Schülerinnen und Schüler Gast-
schulanträge gestellt und genehmigt. Die Anträge erfolg-
ten nicht wegen großer Klassen an der Grundschule
Cham, sondern vor allem wegen günstigerer Busverbin-

dungen. Die Anträge der Erziehungsberechtigten wur-
den bereits vor der Schuleinschreibung bzw. der Klas-
senbildung gestellt zu einem Zeitpunkt, zu dem die Zahl
der Schülerinnen und Schüler in den Eingangsklassen
noch gar nicht bekannt sein konnte.

Präsident Böhm: Zusatzfrage: Kollege Schindler. Bitte
schön.

Schindler  (SPD): Frau Staatsministerin, sind Sie der
Meinung, dass damit, so wie es geplant ist und wie Sie
es auch vorgetragen haben, alles in Ordnung ist in
Cham?

Frau Staatministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Wenn eine einzige Grundschule über zwei Förderlehrer,
über zusätzliche Lehrerstunden für Intensivkurse in
Deutsch und Deutsch als Zweitsprache verfügt und die
Klasse dann 28 bzw. 29 Kinder hat, glaube ich, dass
damit ein ordnungsgemäßer und normaler Schulunter-
richt gewährleistet ist.

Präsident Böhm:  Der nächste Fragesteller ist Herr Kol-
lege Dr. Dürr.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Ministerin,
nachdem die Statuten des Deutschen Ordens von den
Familiaren „Mitarbeit“ und „Einsatz für den Orden im
öffentlichen Leben“ fordern, frage ich Sie, welche Ver-
pflichtungen Ministerpräsident Dr. Stoiber bei seinem
Eintritt in das Familiareninstitut des Deutschen Ordens
im Jahr 1996 eingegangen ist, die in Berührung mit sei-
nen Aufgaben und Pflichten als Ministerpräsident des
Freistaates Bayern stehen, wie er diesen Verpflichtun-
gen gegebenenfalls nachgekommen ist und worin seine
Verdienste um den Deutschen Orden bestanden, nach-
dem der Deutsche Orden als Voraussetzung für eine Mit-
gliedschaft fordert, dass sich die betroffenen Personen
um den Deutschen Orden verdient gemacht haben sol-
len?

Präsident Böhm:  Frau Ministerin.

Frau Staatministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Herr Präsident! Herr Abgeordneter Dürr, wie in der Ant-
wort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus
vom 22.12.1999 und dann in wiederholter Form auf die
Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Paulig, Dr. Dürr,
Stahl und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 05.10.1999
ausgeführt, haben die Laienmitglieder den Deutschen
Orden ideell zu unterstützen. Das bedeutet, sich zum
christlichen Glauben zu bekennen und sich für die Ver-
breitung einer christlichen Gesinnung einzusetzen. Eine
Verantwortung oder Mitbestimmung bei Einrichtungen
oder wirtschaftlichen Aktivitäten der Brüderprovinz des
Deutschen Ordens ist damit aber nicht verbunden. Eine
Überschneidung mit Aufgaben und Pflichten als bayeri-
scher Ministerpräsident kann überhaupt nicht bestehen
und besteht auch nicht. Die ständigen Versuche der
Opposition und insbesondere auch von Ihnen, Herr Dürr,
dem Ministerpräsidenten in diesem Zusammenhang
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etwas anzulasten, entbehren wirklich jeglicher sachli-
chen Grundlage.

Ich möchte auch ein persönliches Wort zugleich im
Namen vieler Kollegen und vieler, die sich im Kabinett
oder auch in anderen Parlamenten oder Regierungen,
ob rot, schwarz oder grün, in karitativen Organisationen
engagieren, äußern. Wir engagieren uns dort, ob Sie
oder ich oder wer auch immer, deshalb, weil wir versu-
chen einer guten Sache zu nützen. Wenn jemand dort
kriminell oder nicht nach den Satzungen handelt oder
falsche Verträge abschließt, dann entzieht sich das dem
Blickwinkel dessen, der versucht, eine gute Angelegen-
heit, eine gute Organisation zu unterstützen. Ich erinnere
an die Aufgaben, die zum Beispiel im Deutschen Orden
durchgeführt worden sind. Dort ging es um die Behand-
lung von Suchtkranken oder um Altenheime und Kran-
kenhäuser, also um Dinge, die wir alle unterstützen wür-
den.

Ihr Versuch, hier ununterbrochen eine Verquickung her-
zustellen, würde bedeuten, dass das Engagement eines
jeden von uns, der karitativ ehrenamtlich in irgendeiner
Organisation tätig wird, in der anschließend etwas schief
geht, wobei es unter Umständen sogar kriminelle Hand-
lungen einzelner Verantwortlicher gibt, zerstört wird.

Präsident Böhm: Zusatzfrage: Kollege Dr. Dürr.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Ministerin,
der Versuch, den Deutschen Orden in die Reihen der
karitativen Einrichtungen aufzunehmen, den ich Ihren
Worten entnehmen kann, in allen Ehren – „karitativ“ ist
ein bisschen anders. Aber ich habe Ihren Worten auch
entnommen, der Ministerpräsident habe sich in keiner
anderen außer der ideellen Weise für den Deutschen
Orden eingesetzt, abgesehen von dem Brief, den er
geschrieben hat. Jetzt ist meine Frage: Hat er sich oder
hat sich die Staatsregierung gegenüber Banken in
irgendeiner Weise über den Deutschen Orden geäußert,
über dessen Solidität oder über die Folgen, die aus den
Körperschaftsrechten entstehen?

Frau Staatministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Der bayerische Ministerpräsident hat sich im ideellen
Bereich für das eingesetzt, was eigentlich Aufgabe des
Deutschen Ordens gewesen wäre, nämlich für Sucht-
kranke, für Menschen in Krankenhäusern. Mit diesen
Zielen hat er sich ideell identifiziert. Das, glaube ich,
gereicht ihm höchstens zur Ehre und nicht zum Gegen-
teil. Nicht ich habe den Deutschen Orden zur karitativen
Organisation gemacht, sondern das, was die Ziele des
Deutschen Ordens zum damaligen Zeitpunkt waren, die
dann von einzelnen Personen durch entsprechende
Handlungen durchbrochen worden sind, vielleicht sogar
wider das Gesetz.

Für diese Dinge kann man den bayerischen Ministerprä-
sidenten nicht verantwortlich machen. Ansonsten
müsste man nämlich jeden Ehrenamtlichen der
irgendwo tätig ist, bei Kolping, beim Bayerischen Roten
Kreuz, zur Rechenschaft ziehen. Da ist Herr Dr. Köhler
nämlich auch nicht verantwortlich für diejenigen, die jetzt

verurteilt worden sind, obwohl er vorher Vizepräsident
gewesen ist. Dafür trägt er keine Verantwortung. Er hat
sich für die Ziele des Bayerischen Roten Kreuzes enga-
giert. Genau das hat der bayerische Ministerpräsident
auch getan.

Präsident Böhm: Zweite Zusatzfrage: Herr Kollege Dr.
Dürr.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Ministerin,
ich habe jetzt nicht nach der Verantwortung des Minister-
präsidenten gefragt, obwohl ich das auch anders beur-
teile als Sie, sondern ich habe gezielt danach gefragt, ob
er sich über diesen ideellen Einsatz hinaus, den Sie
eben erwähnt haben, in irgendeiner Weise betätigt hat.
Ich gehe davon aus, dass ich Ihren Worten entnehmen
kann, dass sich der bayerische Ministerpräsident in kei-
ner Weise über dieses Ideelle hinaus für den Deutschen
Orden eingesetzt hat. Und ich habe nachgefragt, ob er
oder die Staatsregierung den Banken gegenüber Aus-
kunft gegeben hat, was die Solidität oder die Folgen von
Körperschaftsrechten betrifft. Das war meine Frage, die
Sie noch nicht beantwortet haben.

(Zuruf des Abgeordneten Loscher-Frühwald (CSU))

Präsident Böhm: Wir sind natürlich in der Fragestunde,
aber Sie haben jetzt nur Erklärungen abgegeben.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gut, aber ich
habe die Frage wiederholt. Sie ist immer noch nicht
beantwortet.

Präsident Böhm: Wenn Sie Ihnen nicht ausreichend
beantwortet erscheint – –

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Hat sich der
bayerische Ministerpräsident über den Brief hinaus – –

Präsident Böhm: Frau Ministerin, versuchen Sie noch
einmal eine Antwort auf die erste Frage zu geben.

Frau Staatministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Ich habe die Antwort eigentlich vorhin schon gegeben.
Erstens hat sich der Ministerpräsident ideell ganz sicher
mit den Zielen karitativer Art des Deutschen Ordens
identifiziert.

Zweitens. Sie kennen den Brief, den er an das Kultusmi-
nisterium geschrieben hat. Das bedeutete aber nicht,
wie von Ihnen damals behauptet worden ist, eine offi-
zielle Anerkennung oder Einbindung in den Status der
Körperschaft des öffentlichen Rechts, sondern es war
eine Empfehlung und eine Mitteilung, dass er dies unter-
stützt. Die Entscheidung wurde nach den Kriterien
getroffen.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es gibt
keine Kriterien!)

– Selbstverständlich gibt es Kriterien.
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(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das habe
ich schriftlich!)

– Herr Dürr, ich glaube, wir haben Ihnen schriftlich sei-
tenweise lange Zeit ausgeführt, nach welchen Kriterien
und auf welchen Grundlagen wir verfahren. Diesbezüg-
lich dürften Sie eigentlich keinerlei Irrtümern mehr unter-
liegen.

Das ist gar nicht mehr möglich. Andere Dinge stehen
überhaupt nicht in meiner Kenntnis. Ansonsten hätte sie
der bayerische Ministerpräsident sicherlich selber formu-
liert.

Präsident Böhm:  Bitte, eine dritte Zusatzfrage.

Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ein Brief ist für
mich ein materielles Tätigwerden, und zwar über das
Gebet oder über fromme Wünsche hinaus. Aber er ist für
den Deutschen Orden nicht materiell tätig geworden.

Jetzt habe ich noch die Frage: Hat er den Brief aufgrund
einer Aufforderung durch den Deutschen Orden oder
aus eigenem Impuls geschrieben?

Frau Staatsministerin Hohlmeier  (Kultusministerium):
Der Ministerpräsident schreibt immer nur Briefe, wenn er
der Auffassung ist, dass es richtig ist, sie zu schreiben.

Präsident Böhm:  Die nächste Frage stellt Frau Kollegin
Elisabeth Köhler. Wir haben nur noch ganz wenig Zeit.
Deswegen bitte ich, präzise zu formulieren.

Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, da angesichts des Betriebs u. a. mehre-
rer Krankenhäuser und sozialer Einrichtungen im Frei-
staat Bayern zwischen dem Deutschen Orden und dem
Freistaat Bayern unterschiedliche Interessenlagen hin-
sichtlich des Erhalts der Einrichtungen auf der einen und
der Sanierung des Ordens auf der anderen Seite beste-
hen, frage ich die Staatsregierung, inwieweit für Minister-
präsident Dr. Stoiber Interessenkonflikte zwischen sei-
nen Pflichten als Familiare im Deutschen Orden und sei-
nen Pflichten als Ministerpräsident des Freistaats Bay-
ern bestehen.

Präsident Böhm: Frau Ministerin.

Frau Staatsministerin Hohlmeier (Kultusministerium):
Herr Präsident, Frau Abgeordnete Köhler, Bayern setzt
sich im Interesse der Patienten und der in den sozialen
Einrichtungen des Deutschen Ordens Deutsche Brüder-
provinz Beschäftigten für den Erhalt der einzelnen Ein-
richtungen ein. Das entspricht schlichtweg den Aufga-
ben der Staatsregierung.

Neben dem Deutschen Orden gibt es viele andere Insti-
tutionen, die derzeit nicht so sehr Aufmerksamkeit fin-
den, aber auch Probleme haben, für die wir uns genauso
einsetzen. Vielleicht haben diese Einrichtungen sogar
Fehler gemacht. Dennoch setzen wir uns für sie

genauso ein. Wir versuchen, entsprechend den Möglich-
keiten und den gesetzlichen Bestimmungen dort zu hel-
fen, wo es der Bayerischen Staatsregierung möglich ist.

Präsident Böhm:  Zusatzfrage.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, hat sich der Ministerpräsident in den
letzten Wochen und Monaten, insbesondere nachdem
die schwierige Situation des Deutschen Ordens bekannt
geworden ist, persönlich in Verhandlungen mit verschie-
denen Institutionen eingeschaltet?

Präsident Böhm:  Frau Ministerin.

Frau Staatsministerin Hohlmeier  (Kultusministerium):
Frau Abgeordnete Köhler, Sie wissen doch, dass die
Federführung für diese Fragen bei meiner Kollegin
Christa Stewens aus dem Sozialministerium liegt. Für
die Fragen des Körperschaftsrechts liegt die Zuständig-
keit bei mir als Kultusministerin. Daraus ergibt sich, dass
in den jeweiligen Schwerpunktsetzungen einmal das
Justizministerium, ein anderes Mal ein anderes Ministe-
rium zuständig ist. Es handelt jeweils das Ministerium,
das für die jeweiligen Fragen zuständig ist.

Der bayerische Ministerpräsident ist grundsätzlich bei
vielen Organisationen und Krankenhäusern – ich denke
zum Beispiel an die Probleme der Stadt Würzburg – ein-
geschaltet gewesen. Er bindet sich jeweils entsprechend
ein. Selbstverständlich erkundigt sich auch der bayeri-
sche Ministerpräsident nach der Möglichkeit des Fortbe-
stands und den Problemen der Einrichtungen, die der-
zeit unter der Trägerschaft des Deutschen Ordens ste-
hen. Aber dies geschieht nicht im Rahmen eines Sich-
einmischens, des Dreinredens, sondern er verhält sich
so, wie er sich normalerweise als Ministerpräsident in
allen gleichgelagerten Fällen in Bayern verhält, ob es
sich um wirtschaftliche, soziale oder kulturelle Fragen
handelt. Das halte ich für die absolute Normalität. Ich
hielte es für seltsam, wenn er überhaupt nicht danach
fragen würde.

Präsident Böhm: Die Zeit ist zwar schon abgelaufen,
aber ich genehmige noch eine kurze Zusatzfrage.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Kann ich Ihren Ausführungen entnehmen, dass er sich
eingeschaltet hat? Ja oder Nein?

Frau Staatsministerin Hohlmeier  (Kultusministerium):
Sie können daraus nicht entnehmen, dass er sich einge-
schaltet hat, sondern Sie können den Ausführungen das
entnehmen, was ich gesagt habe. Sie mögen es bitte
nicht uminterpretieren. Vielmehr schaltet sich der Minis-
terpräsident generell bei Fragen und Sorgen ein, egal,
ob es sich um Grundig in Nürnberg handelt, ob es sich –
so ist es neuerdings – um Entscheidungen der Bahn
bezüglich der Auflösung von Arbeitsplätzen in Bayern
handelt, ob es um eine Standortauflösung der Bundes-
wehr durch die Bundesregierung und um ähnliche Dinge
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geht, ob es um Probleme eines Krankenhauses in Dillin-
gen geht oder um Fragestellungen im Zusammenhang
mit der Auflösung von Einrichtungen, die notwendiger-
weise die Patienten weiter betreuen müssen. In solchen
Fällen erkundigt sich der Ministerpräsident und stellt
auch Fragen. Das ist ganz normal. Wenn es der bayeri-
sche Ministerpräsident nicht täte, dürfte er nicht bayeri-
scher Ministerpräsident sein. Alles andere ist Polemik
und der Versuch, einen anderen Touch hineinzubringen,
als es die Normalität in der Arbeit der Bayerischen
Staatsregierung ist.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Es ist immer wieder dasselbe Pro-
blem. Marie von Ebner-Eschenbach hat gesagt: „Wir alle
suchen die Wahrheit; aber wir finden sie dort, wo wir sie
gerade haben wollen.“ Wenn uns die Wahrheit woanders
angeboten wird, dann ist es nicht die unsrige.

(Beifall bei der CSU)

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe zur gemein-
samen Beratung auf:

Tagesordnungspunkte 4

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hartmann, von
Truchseß, Radermacher und anderer (SPD)

für ein Bayerisches Weinfördergesetz (BayWeinFöG)
(Drucksache 14/6239)

– Zweite Lesung –

Tagesordnungspunkt 5

Gesetzentwurf der Abgeordneten Ach, Freiherr von
Rotenhan, Beck und anderer (CSU)

für ein Bayerisches Weinabsatzförderungsgesetz
(BayWeinAFöG) (Drucksache 14/6440)

– Zweite Lesung –

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. 30 Minuten
stehen pro Fraktion zur Verfügung. Ich erteile das Wort
dem Herrn Kollegen Hartmann.

Hartmann (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Auch wenn die Frühschoppenzeit
schon etwas hinter uns liegt, möchte ich mit zwei Trink-
sprüchen in das Thema einführen, weil damit deutlich
wird, was sich hinter diesem Produkt letztlich alles ver-
birgt:

Wenn Bacchus das Feuer schürt, sitzt Venus an der
Ofenbank.

Der Wein ist unter den Getränken das nützlichste, unter
den Arzneien die schmackhafteste und unter den Nah-
rungsmitteln das angenehmste.

Sehr geehrte Damen und Herren, ein solches Produkt
kann doch eigentlich keine Vermarktungsprobleme ken-
nen. Es müsste doch regelrecht ein Selbstläufer im

Markt sein und damit die Weinabsatzförderung hier im
Parlament auch kein Thema sein.

Die Realität ist allerdings anders, obwohl dieses Produkt
hervorragende Eigenschaften besitzt. Das Produkt mit
den Eigenschaften des Weines stiftet den Menschen
Identität, verkörpert Lebensgefühl, ist aber auch kenn-
zeichnend für den Lebensraum in Mainfranken. Auf etwa
5600 Hektar Rebfläche sind landschaftsprägend am
Mainviereck, am Maindreieck, aber auch im Bereich
Steigerwald die Rebflächen angelegt. Das gilt natürlich
auch für die kleineren Anbaugebiete in Bayern, nämlich
im Gebiet der unteren Donau und am bayerischen
Bodensee.

Auch die Qualitätseigenschaften des Frankenweins sind
hervorragend. Ich bitte um Verständnis, wenn ich in
Zukunft bei der bayerischen Weinförderung ausschließ-
lich von Frankenwein spreche; denn er macht nun ein-
mal 98% der gesamten in Bayern erzeugten Menge aus.

Also auch die Qualitätseigenschaften sind hervorragend,
wie nicht zuletzt immer wieder durch zahlreiche interna-
tionale Auszeichnungen belegt wird. Diese Qualitätsei-
genschaften gilt es zu sichern und zu bewahren, und
zwar genauso, wie es das Markenzeichen des Franken-
weins, unseren fränkischen Bocksbeutel, zu wahren und
zu sichern gilt.

Ich sage ein paar Worte zum Stellenwert des Weinbaus.
Etwa 7000 Winzerfamilien ziehen ihre Existenzgrund-
lage aus dem Wein. Er ist natürlich auch in der Gastro-
nomie bzw. im Fremdenverkehr für die Einkommenssi-
cherung von zentraler Bedeutung. Der Wein ist also
auch ein regionaler Wirtschaftsfaktor. Die Existenz gan-
zer Dörfer hängt von der jährlichen Weinernte entschei-
dend ab.

Der Ausdruck von Weinkultur findet sich aber auch im
Brauchtum, in der Kunst und in der Literatur wieder. Der
Weinbau in Franken hat eine große Tradition, die über
1200 Jahre zurückreicht.

Zu dieser Tradition gehören aber auch die Kleinstruktu-
ren, etwa 70% der fränkischen Winzer bewirtschaften
weniger als 0,5 Hektar. Extrem und zugleich besonders
landschaftsprägend sind die Kleinstrukturen auf den Ter-
rassenhängen des Untermains, zum Beispiel in Groß-
heubach und Klingenberg.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Münzel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Vor allem diese Kleinstrukturen, aber der Weinbau in
Franken insgesamt sind seit den Neunzigerjahren einem
zunehmenden Wettbewerbsdruck, einem Importdruck in
einem globalisierten Markt ausgesetzt, der zunehmend
von großen Strukturen dominiert wird. Australien, Chile,
Kalifornien oder Südafrika mit extremen Großstrukturen,
mit günstigen Klimabedingungen und vorteilhaften
betriebswirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben in
den letzten Jahren ihre Exporte kontinuierlich gesteigert.
Sie betreiben eine aggressive Marketingstrategie mit
hohem Mitteleinsatz, was zu einem Verdrängungswett-
bewerb führt.
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Die Frage, wie man dieser Situation begegnet, die ich
eben aufgezeigt habe, stellt sich nicht nur den Winzern,
sondern, wie ich meine, auch dem bayerischen Parla-
ment. Soll der Staat regulierend eingreifen? Wollen wir
den Weinbau sehenden Auges einem Wettbewerb über-
lassen, den er nicht gewinnen kann, sondern aufgrund
der vorgenannten Rahmenbedingungen verlieren muss?
Wollen wir das landschaftsprägende Element aufs Spiel
setzen? Wollen wir die Existenz der Winzerfamilien
infrage stellen, oder wollen wir mit dieser Tradition wei-
terhin verantwortungsbewusst umgehen?

Wir Sozialdemokraten wollen beim Weinbau nichts aufs
Spiel setzen

(Beifall der Frau Abgeordneten Radermacher
(SPD))

und wir wollen auch nichts in Frage stellen. Wir wollen
verantwortungsbewusst handeln.

(Freiherr von Redwitz (CSU): Sehr gut!)

Deshalb treten wir für eine Regulierung nach dem Prin-
zip „Hilfe zur Selbsthilfe“ ein, das heißt für einen Absatz-
fonds, der für ein Dachmarketing und damit für die Wer-
bung eingesetzt wird. Für uns stellt sich in diesem Fall
nicht die Frage, ob Regulierung ideologisches Teufels-
zeug ist oder ob der Weinbau ein „Pipifaxthema“ ist, wie
es von der Kollegin Kellner – die jetzt leider nicht anwe-
send ist – im Haushaltsausschuss kürzlich benannt
wurde.

(Frau Radermacher (SPD): Das ist ja – -!)

Nein, für uns stellt sich die Frage, ob präventives Han-
deln besser ist als spätere soziale Nachsorge. Wir sind
für den Weg der Prävention, weil er sich bewährt hat und
weil er volkswirtschaftlich sinnvoll ist.

Die Einführung einer Abgabe für einen Weinfonds halten
wir deshalb grundsätzlich für richtig. Bewährt haben sich
solche Absatzfonds zum Beispiel bei der deutschen
Agrar- und Ernährungswirtschaft, bei der Holzwirtschaft,
aber auch bei der Milchwirtschaft. Auch dort galt es, die
Wettbewerbsfähigkeit der Kleinstrukturen durch die
Finanzierung gezielter Marketingmaßnahmen zu stär-
ken. Gute Erfahrungen mit Weinfonds gibt es in
Deutschland seit 1976 bzw. 1977 in Rheinland-Pfalz und
in Hessen.

Unser Gesetzentwurf sieht eine gestaffelte Abgabe von
100 bis 250 Euro je Hektar und Jahr vor. Kleinwinzer mit
Anbauflächen von weniger als fünf Ar bleiben ausge-
nommen. Der Werbebeirat entscheidet letztlich über die
Verwendung der Mittel.

Gleichzeitig wollen wir mit einem „Manifest der fränki-
schen Weinethik“ der Qualitätssicherung und dem Ver-
braucherschutz Rechnung tragen. Wir wollen damit den
Status quo des aktuellen Weingesetzes festschreiben,
wie es der Fränkische Weinbauverband in seinem The-
senpapier vom Oktober 2000 mit dem Titel „Traditionelle
fränkische Weinbereitung als Antwort auf die internatio-
nalen Weinstile“ bereits gefordert hat. Nicht der clevere

Macher, der mit Aromastoffen, Farbzusätzen und gen-
manipulierten Hefen die Weinkultur demontiert, ist
gefragt; gefragt ist ein Reinheitsgebot für den Wein, also
Qualitätssicherung und Verbraucherschutz.

(Beifall der Abgeordneten Frau Radermacher (SPD)
und Frau Werner-Muggendorfer (SPD))

Der CSU-Gesetzentwurf, der wohl eher als Entwurf der
Ministerialbürokratie zu verstehen ist,

(Widerspruch von der CSU – Ach (CSU): Darum
haben Sie ihn abgeschrieben?)

verzichtet auf ein Anreizsystem für die Qualitätssiche-
rung und für den Verbraucherschutz.

(Freiherr von Rotenhan (CSU): Haben wir
gemacht!)

Das heißt, wir werden uns bei Ihrem Gesetzentwurf der
Stimme enthalten. Dabei wäre es zum Beispiel interes-
sant gewesen, wenn Sie sich selbst ein Anreizsystem –
nicht unseres – zur Qualitätssicherung und zum Ver-
braucherschutz hätten einfallen lassen,

(Beifall der Abgeordneten Frau Radermacher (SPD)
und Frau Werner-Muggendorfer (SPD))

in dem Sie die Abgabe nicht nach der Fläche, sondern
nach der erzeugten Menge erhoben hätten. Je geringer
also die Menge, desto geringer wäre letztlich auch die
Abgabe. So hätten Sie einen Anreiz zur Qualitätssteige-
rung in das System einbeziehen können.

Aber aus Ihrem ersten Entwurf vom 18. Januar ist im
zweiten Entwurf vom 11. April mehr oder weniger ein
Verordnungsentwurf geworden: Durch Rechtsverord-
nung werden das Erhebungsverfahren und die Höhe der
Abgabe geregelt, durch Rechtsverordnung kann die Ver-
teilung der Mittel auf nachgeordnete Behörden übertra-
gen werden, und durch Rechtsverordnung werden die
Zusammensetzung und das Verfahren des Werbebeirats
geregelt. Warum schreiben Sie diese Dinge nicht ins
Gesetz? Warum geben Sie das Heft des Handelns aus
der Hand?

(Beifall der Abgeordneten Frau Radermacher (SPD)
und Frau Werner-Muggendorfer (SPD))

Ich sehe darin ein weiteres Beispiel, wie sich die CSU-
Fraktion von der Ministerialbürokratie und von der
Staatsregierung hat über den Tisch ziehen lassen. Man
sieht daran wieder einmal, dass es sich hier nicht um
eine machtbewusste Mehrheitsfraktion handelt.

Wie so oft hat die CSU-Fraktion ihren eigenen Hand-
lungsspielraum als Mehrheitsfraktion nicht genutzt. Sie
haben nicht den Mut gehabt, Ihre Unabhängigkeit von
der Staatsregierung bei der Willensbildung zu demons-
trieren. Die Ministerialbürokratie und die Staatsregierung
haben Ihren ersten Entwurf vom 18. Januar kassiert und
Ihnen mit dem zweiten Entwurf vom 11. April wieder ein-
mal gezeigt, „wo der Barthel den Most holt“ – um es in
der fränkischen Weinsprache zu sagen. Mit Ihrem auf
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Rechtsverordnungen fixierten Gesetz besteht die
Gefahr, dass der Weinbauverband vom Ministerium als
Patronatsherr für den Weinfonds eingesetzt wird. Das
wäre aber der falsche Weg.

(Freiherr von Redwitz (CSU): Starke Worte, mein
Lieber!)

Sie haben es versäumt, die Grundlage für neue Struktu-
ren, für eine neue Offenheit und damit auch für einen
Aufbruch im fränkischen Weinbau zu schaffen. Da
drängt sich mir die Frage auf: Kennen Sie die Stimmung
in der Winzerschaft nicht

(Ach (CSU): Wir kennen sie, aber Sie nicht!)

oder wollen Sie sie ignorieren? Sprechen Sie nicht mit
den Winzern, sprechen Sie nur mit den Funktionären
des Weinbauverbandes?

(Beifall der Abgeordneten Frau Radermacher (SPD)
und Frau Werner-Muggendorfer (SPD))

In der „Mainpost“ war nach der letzten Jahresversamm-
lung des Weinbauverbandes folgende Überschrift zu
lesen: „Die meisten Winzer haben hier nichts mehr zu
sagen.“ Das sagte einer von gerade mal 80 Anwesenden
als Stimmungsbarometer und Stimmungsbild über die
Situation im fränkischen Weinbau. Ich denke, diese frus-
trierende Aussage belegt, dass ein Bündeln aller Kräfte
dringend nötig wäre und dass Handlungsbedarf an vie-
len Fronten besteht. Sie dürfen also nicht nur den Ver-
bandsfunktionären zuhören, sondern Sie müssen die
Basis stärker beachten.

Wir haben zahlreiche Gespräche mit Verantwortlichen
geführt.

(Loscher-Frühwald (CSU): Wir auch!)

Wir haben in öffentlichen Veranstaltungen, zum Beispiel
in Iphofen, in Eisenheim und in Großheubach unseren
Gesetzentwurf zur Diskussion gestellt.

(Ach (CSU): So sieht das Ergebnis aber nicht aus!)

Wir haben 35 schriftliche Stellungnahmen von Weinbau-
gemeinden, von Genossenschaften, von Verbänden und
Winzern vorliegen. Wir haben konstruktive Kritik, aber
auch in hohem Maß Zustimmung zu unserem Gesetz-
entwurf erfahren.

Wir hatten auch der CSU das Gespräch angeboten, um
die beiden Gesetzentwürfe zusammenzuführen und zu
optimieren. Es kam aber nicht zum Dialog. War das Ohn-
macht vor der Ministerialbürokratie und der Staatsregie-
rung oder war es die Arroganz der Macht, die diesen
Dialog verhindert hat, oder war es beides?

(Unruhe bei der CSU – Freiherr von Redwitz (CSU):
So ein Quatsch! – Freiherr von Rotenhan (CSU):
Calm down!)

Genau diese Ihre regierungsfromme Willensbildung –
und Sie bestätigen mich mit Ihren Reaktionen – ist es,

was den Stellenwert dieses Parlaments aushöhlt, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Sie können aber gern das Gegenteil beweisen, indem
Sie unserem Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Böhm:  Als nächster hat Herr Kollege von
Rotenhan das Wort.

Freiherr von Rotenhan  (CSU): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Hart-
mann hat von dem großen Wert gesprochen, den der
Frankenwein für die fränkische Kultur hat. Ich möchte
noch eines draufsetzen: Der CSU-Fraktion ist er so viel
wert, dass ich namentliche Abstimmung beantrage.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Herr Kollege, dass ausgerechnet die Beratung
über das Weingesetz zu einem Angriff auf die Fraktion
geführt hat, wir wären quasi der Büttel der Bayerischen
Staatsregierung, war nun wirklich falsch; denn wir haben
uns hingesetzt und den Entwurf gemacht. Wenn Sie sich
beklagen, dass wir mit Ihnen keinen Kompromiss gefun-
den haben, dann muss ich dazu sagen: Wir schließen
immer noch lieber Kompromisse mit der Bayerischen
Staatsregierung als mit der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, es ist das Wesen von Zwei-
ten Lesungen, dass die Sache wiedergekäut wird. Dies
will ich jetzt tun.

Im Gegensatz zu Ihnen haben wir uns von Anfang an mit
den Betroffenen zusammengesetzt und haben zunächst
gefragt, was für die fränkischen Weinbaugebiete über-
haupt für zweckmäßig gehalten wird. Wir haben uns
dann mit den Winzern im Weinbauverband zusammen-
gesetzt und den gegenwärtigen Entwurf vorgelegt. Der
Grund, wie wir dazu gekommen sind, unterscheidet sich
relativ wenig von Ihrem: Der Absatz des Produktes Fran-
kenwein ist einfach weniger geworden. Dies liegt nicht
daran, dass bei uns keiner mehr Wein tränke, sondern
an der internationalen Konkurrenz, die so groß gewor-
den ist, dass wir einfach etwas dafür tun müssen, um
unseren Winzern die Möglichkeit zu geben, ihr Produkt
zu bewerben. Ich habe es beim letzten Mal gesagt und
will es wieder sagen: Allein der kalifornische Winzer
Robert Mondavi setzt in Deutschland mit 8 Millionen DM
so viel für Werbung ein, wie für den gesamten deutschen
Wein zur Verfügung steht. Dies können wir nicht tatenlos
hinnehmen. Wir müssen etwas tun, damit unsere Pro-
dukte weiterhin am Markt bleiben können.

Wir haben das große Problem – das haben Sie zutref-
fend gesagt –, dass die großen Weingüter, die von Neu-
seeland über Chile bis nach Kalifornien nach Deutsch-
land hineindrücken, unter ganz anderen Bedingungen
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arbeiten können als die kleinstrukturierten Winzer in
Franken. Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass
70% der fränkischen Winzer Flächen von weniger als
einem halben Hektar bewirtschaften. Jedem wird ein-
sichtig sein, dass dies weniger effektiv geschieht als in
den großen Weingütern. Der Agrarausschuss hat vor
knapp zwei Jahren Kalifornien besucht. Wir haben uns
ein eindrucksvolles Bild davon machen können, wie dort
Wein produziert wird.

Wir stehen vor einem massiven Verdrängungswettbe-
werb. Dieser Verdrängungswettbewerb kann nur gegen
das Motto „Wer nicht wirbt, der stirbt“ gewonnen werden.
Deswegen wollen wir den Winzern eine Möglichkeit an
die Hand geben, um für den bayerischen Wein, in der
Masse den fränkischen, werben zu können.

Mit dem vorliegenden Entwurf eins Weinabsatzförde-
rungsgesetzes sollen künftig alle Winzer entsprechend
dem Umfang ihrer Rebflächen an den Aufwendungen für
die Gebietswerbung beteiligt werden. Damit wird eine
gemeinschaftliche und für alle tragbare Finanzierungs-
möglichkeit geschaffen. Meine Damen und Herren, zwi-
schen der Ersten und Zweiten Lesung habe ich mit drei
oder vier Winzern gesprochen, und zwar weniger fränki-
schen Winzern als vielmehr einer Gruppe von Winzern
aus der Oberpfalz. Dazu muss ich übrigens etwas erzäh-
len. Sie haben alle der Zeitung entnommen, dass ich den
oberpfälzer Wein einmal als Essig bezeichnet habe. Ich
habe inzwischen – Kollege Welnhofer war Zeuge – einen
Gang nach Kanossa angetreten, bin nach Tegernheim
gefahren, habe am dortigen Jubiläum teilgenommen und
den Wein verkostet und bin nicht blind geworden. Selbst-
verständlich kann er sich mit dem fränkischen Wein nicht
so recht messen, aber er ist immerhin trinkbar.

(Heiterkeit bei der CSU)

Meine Damen und Herren, sehr viel eindrucksvoller
waren aber zwei oder drei Winzer aus dem Bodenseege-
biet, wo es immerhin 30 Hektar Weinanbauflächen gibt.
Sie haben mich inständig darum gebeten, das Wuchsge-
biet Bodensee aus dieser Sache herauszulassen. Sie
sagten, die Masse würde doch in die Werbung für den
Frankenwein fließen, und davon hätten sie gar nichts.
Das ist ein Argument, das sticht. Gleichwohl haben wir
uns dann doch dazu entschlossen, keine Sonderrege-
lung zu machen; denn sonst kommen morgen die Ober-
pfälzer, und übermorgen denken die mittelfränkischen
Winzer, sie hätten mit den unterfränkischen Winzern
nichts zu tun; schließlich kommen die Winzer vom Unter-
main und sagen, sie hätten nichts mit Thüngersheim
oder dem zentralfränkischen Iphofen zu tun. Ich habe
den Winzern am Bodensee aber versprochen, dass ich
mich auch in Zukunft dafür einsetzen werde, dass sie
das Geld, das sie in den Fonds einzahlen, im Rahmen
eines Rückflusses zurückbekommen. Das ist völlig klar.
Wir, der Bayerische Landtag, kämpfen darum, dass
Lindau bayrisch bleibt und wir somit einen Zugang zum
Bodensee haben, obwohl den Winzern vom Wuchsge-
biet her ihre württembergischen Nachbarn sehr viel
näher stehen. Ich möchte aber in dieser Rede darauf
hinweisen, dass wir solche Sachen auch im Auge haben
müssen.

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion möchte
einen Qualitätsanspruch – wie nennen Sie das: Ethik
des fränkischen Weines, so einen fabelhaften Ausdruck
haben Sie dafür gefunden. Ich habe letztes Mal dazu
eine relativ flapsige Bemerkung gemacht; ich möchte
das nicht wieder tun.

Meine Damen und Herren, ich habe das Gefühl, Sie wol-
len etwas schaffen, was dem bayerischen Reinheitsge-
bot beim Bier gleicht. Gestatten Sie mir bitte einen kur-
zen historischen Ausflug. Das Reinheitsgebot stammt
meines Wissens aus dem 16. Jahrhundert und war
damals von den Wittelsbachern wirklich als ein Mittel des
Verbraucherschutzes gedacht; denn alle möglichen
Leute haben Bier gebraut, groß konservieren konnte
man das Bier nicht, das Bier wurde immer schlechter,
und die Leute haben immer dickere Köpfe bekommen.
Aus dieser Situation heraus wollte man für den Verbrau-
cher ein gutes Bier schaffen und hat das Bayerische
Reinheitsgebot geschaffen.

Heute stehen wir vor einer völlig anderen Situation. Der
gesamte Weinmarkt ist ein Käufermarkt. In dem
Moment, wo ein Winzer nicht wirkliche Qualität produ-
ziert, ist er am nächsten Tag weg vom Fenster. Deshalb
trifft das, was Sie vorhin gesagt haben, nicht zu, dass mit
genmanipulierten Hefen und irgendwelchen Farbstoffen
gearbeitet werde.

(Hartmann (SPD): Das habe ich nicht behauptet!)

– Sie haben aber eine Bemerkung gemacht, die in diese
Richtung ging.

(Hartmann (SPD): Nein!)

Jeder Winzer, der das bei uns täte, wäre am nächsten
Tag vom Markt. Es ist auch meine politische Überzeu-
gung, dass wir als Gesetzgeber keinen Grund haben,
dem Produzenten mit erhobenem Zeigefinger zu sagen,
dass er Qualität produzieren muss; denn wenn er es
nicht täte, würde er sich selbst ins eigene Fleisch schnei-
den. Wir haben überhaupt keinen Anlass, als Oberlehrer
Bayerns dazustehen und den Franken zu sagen, wie sie
ihren Wein am besten produzieren können.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, zur Frage, wie viel Geld wir
für diesen Werbefonds aufbringen. Wir haben ja 350 DM
pro Hektar oder 1,75 Euro pro Ar. Sie wollten einen
gestaffelten Beitragssatz haben. Auch hierzu möchte ich
wiederholen, was ich Ihnen das letzte Mal gesagt habe.
Meine Damen und Herren, die großen Weingüter sind
diejenigen, die am wenigsten von diesem Fonds profitie-
ren. Die großen Weingüter in Franken haben in aller
Regel einen so guten Namen, dass sie die Werbung
nicht brauchen. Dass sie in einem Akt der Solidarität mit-
machen, ist meiner Ansicht nach nicht hoch genug zu
bewerten. Deswegen sollten wir sie nicht abstrafen,
indem wir sie für ihre größeren Flächen höhere Beiträge
zahlen lassen. Der letztliche Nutznießer ist nämlich der
kleine Winzer, der ohnehin relativ wenig in den Fonds
einbezahlt. Insofern sind wir dafür, dass solidarisch der
gleiche Betrag bezahlt wird.
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Meine Damen und Herren, ich hatte neulich ein lustiges
Erlebnis. Ich bin nachts, als es dunkel war, die Innere
Wienerstraße entlang gegangen. Auf einmal hörte ich
hinter mir die seuselnd gurrende Stimme meiner Kollegin
Frau Münzel aus Unterfranken, die plötzlich sagte:
Schaut mal, da vorn läuft unser sozialistischer Baron. Ich
habe mich umgedreht und gefragt, wie sie auf die Idee
kommen könnte, dass ich ein sozialistischer Baron sei.
Sie sagte, dieses Gesetz, das wir machen, sei Dirigis-
mus; denn wir zwängen Winzer in einen Fonds hinein, in
den sie eigentlich nicht hinein wollen. Meine Damen und
Herren, wir haben uns erkundigt: Circa 80% der bayeri-
schen Winzer sind bereits in einem entsprechenden
Fonds, den sie mitfinanzieren. 20% sind das bisher nicht
und können getrost als Trittbrettfahrer bezeichnet wer-
den.

Frau Münzel, ich gebe zu, in meinen Namen kommt die
Silbe Rot vor. Ich stehe aber auf dem Standpunkt: Lieber
außen rot und innen schwarz als umgekehrt. Wir sollten
trotzdem den solidarischen Akt für alle bayerischen und
fränkischen Winzer durchführen. Dies heißt nicht, dass
wir wirklich einen Dirigismus einführen; denn wir betrei-
ben damit Politik für die Mehrheit. Das könnte sich die
SPD vielleicht das eine oder andere Mal auf die Fahnen
schreiben.

Ich will Ihnen noch eines sagen, das mit dem Weinbau-
gesetz nichts zu tun hat, aber ich sage es, weil es mich
ärgert. 80% der Bundesbürger fühlen sich einer Kirche
zugehörig. Trotzdem hält es der Bundeskanzler nicht für
nötig, bei der Einweihung des Bundeskanzleramtes
auch nur einen einzigen Pfarrer herbeizuzitieren, der
vielleicht dafür beten könnte, dass aus dem Haus Segen
hervorgeht, und das wäre wohl dringend nötig.

(Beifall bei der CSU)

Warum macht er das nicht? – Weil er sagt, in Deutsch-
land gebe es auch Menschen, die keine Christen wären.
Das nenne ich Politik für Minderheiten. Das ist nicht
unsere Sache. Wir machen es umgekehrt. Wir machen
Politik für Mehrheiten. Entschuldigen Sie mir bitte diesen
Ausflug in ein Thema, das mit dem Weingesetz nichts zu
tun hat.

Meine Damen und Herren, ich wäre dankbar, wenn auf-
grund der Argumente und Gründe, die ich nun schon
zum zweiten Mal vorgetragen habe, die Mehrheit dieses
Hauses, welches sich jetzt langsam füllt – nur schade,
dass Sie jetzt die fabelhaften Reden versäumt haben –,

(Heckel (CSU): Aber die kann man nachlesen!)

unserem Gesetzesantrag zustimmen würde.

Präsident Böhm: Als Nächste hat Frau Kollegin Münzel
das Wort.

Frau Münzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Nach den Vorstellungen
von SPD und CSU gibt es also in Zukunft ein Gesetz,
nach dem alle Winzer und Winzerinnen eine Abgabe
bezahlen müssen, mit der die Werbung für den fränki-

schen Wein finanziert wird. Wir halten das für einen
Unsinn. Es kann nicht Aufgabe des Staates sein, per
Gesetz dafür zu sorgen, dass die Werbekasse der Win-
zerinnen und Winzer gut gefüllt ist. Wenn eine gemein-
same Werbung von den Winzern und Winzerinnen
gewünscht wird, können sie das tun, aber auf freiwilliger
Basis.

Herr von Rotenhan, zumindest wir beide haben heute
früh die Debatte über die Wirtschaftspolitik verfolgt. Den
Kollegen Hartmann habe ich dabei nicht gesehen. Ich
habe genau dem zugehört, was die CSU gesagt hat.
Besonders aufmerksam habe ich Herrn Dinglreiter ver-
folgt. Was sagte er? Er forderte mehr Marktwirtschaft
und weniger Staat. Er will deregulieren und nicht mehr
regulieren. Er will Deregulierung statt Kostentreiberei,
und er will, dass die Verwaltungskosten sinken. Sein Plä-
doyer und die Reden der Wirtschaftspolitiker auf Ihrer
Seite waren genau das Gegenteil von dem, was Sie jetzt
machen. Ich saß die ganze Zeit auf meinem Platz und
habe mich gefragt, wie diese Aussagen zum Weinförder-
gesetz der CSU passen. Es passt überhaupt nicht
zusammen. Sie bewirken mit Ihrem Weinfördergesetz
genau das Gegenteil von dem, was Sie heute morgen in
der wirtschaftspolitischen Debatte gefordert haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Problem der Trittbrettfahrer habe ich das letzte Mal
schon angesprochen. Sie sagen, 80% schließen sich
freiwillig zusammen. 20% schließen sich dieser Gemein-
schaft nicht an, also sind sie Trittbrettfahrer. Diese 20%
haben gute Gründe dafür, dass sie sich nicht der Mehr-
heit anschließen. Ich habe die Öko-Winzer schon als
Beispiel genannt. Sie bauen einen Wein mit einem
bestimmten Qualitätsstandard an. Sie haben einen eige-
nen Verband und sie haben natürlich ein Interesse
daran, dass mit dem Geld, welches sie zur Verfügung
stellen, Werbung für ihren Qualitätsstandard gemacht
wird. Wenn das Geld jetzt aber in einen allgemeinen Topf
fließt, fehlt ihnen das Geld für eigene Werbung. Zwar
sind die Öko-Winzer nicht die große Masse der Weinan-
bauer, aber sie sind auch von Ihrem Gesetz betroffen.

Ich bin der festen Überzeugung, dass die Antrag stellen-
den Fraktionen – sowohl CSU als auch SPD – im
Grunde ihres Herzens genauso wie wir denken. Ich
glaube, dass es in der Vergangenheit selten zwei
Gesetzentwürfe gab, von denen selbst die Antrag stel-
lenden Fraktionen so wenig überzeugt waren. Eine ein-
zige Ausnahme ist vielleicht Kollege Hartmann. Von ihm
bin ich überzeugt, dass er das glaubt, was er hier ver-
kündet. Bei den anderen hingegen bin ich der festen
Überzeugung, dass sie den Gesetzentwürfen mit sehr
gemischten Gefühlen gegenüberstehen.

Auch die Begeisterung bei den Winzerinnen und Win-
zern hält sich in Grenzen. Ich habe das Beispiel der Öko-
Winzer schon genannt. Sie wundern sich übrigens auch
sehr über die SPD, welche in ihrem Gesetzentwurf einen
eigenen Qualitätsstandard einfordert. Die Öko-Winzer
haben diesen eigenen Qualitätsstandard. Mit keinem
Wort aber werden sie im Gesetzentwurf der SPD
erwähnt. Nirgendwo ist das Wort „Öko“ in Ihrem Gesetz-
entwurf sichtbar.
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(Gartzke (SPD): Man muss doch nicht überall „Öko“
hineinschreiben!)

Die Begeisterung hält sich auch bei den kleineren Win-
zerinnen und Winzern in Grenzen. Herr von Rotenhan,
die kleinen Winzerinnen und Winzer schreien nicht
gerade Hurra bei diesem Gesetzentwurf. Sie wissen, ich
komme aus einer Weingegend, aus Klingenberg/Groß-
heubach. Herr Hartmann war dort auch auf Werbetour
für sein Weinfördergesetz. Ich schlug die Zeitung auf,
weil ich gespannt war darauf, was unsere Winzerinnen
und Winzer dazu sagen. Was stand dort in einer Über-
schrift?

Wenig begeistert zeigen sich die Winzer im Land-
kreis Miltenberg von dem Vorhaben, im Rahmen
eines bayerischen Weinfördergesetzes eine Wein-
fondsabgabe einzurichten.

Bei uns am Untermain ist also keine Begeisterung fest-
zustellen. Die Winzer wollen das gar nicht. Die Vorsit-
zenden des Weinbauvereins wiesen darauf hin – so
konnte man in dem Artikel lesen –, dass der Großteil der
heimischen Winzer ihren Weinbau auf geringer Fläche
im Nebenerwerb betreibe und wegen der kleinen Men-
gen keine Fördermaßnahmen benötige. Auf diese klei-
nen Winzer trifft also auch der Verdrängungswettbe-
werb, von welchem gesprochen worden ist, nicht zu. In
der Landschaftspflege leisten die Winzerinnen und Win-
zer bei uns am Untermain ohnehin die schwierigste
Arbeit, weil es bei uns nur Steillagen gibt. Wenn Sie aber
Landschaftspflege betreiben wollen, müssen Sie andere
Maßnahmen als diese Werbemaßnahmen ergreifen. Die
kleinen Winzerinnen und Winzer, die letztlich für die
Region produzieren, brauchen diese Werbung nicht.

Jetzt höre ich, dass auch die Bodenseewinzer diese
Werbung nicht wollen. Herr von Rotenhan befürchtet
jetzt, dass auch die Oberpfälzer die Werbung nicht wol-
len.

(Willi Müller (CSU): Doch, die Regensburger wollen
sie!)

Wenn sie die Werbung nicht wollen, dann müssen sie
doch auch nicht zahlen. Warum wollen Sie denn die Win-
zer zwangsweise mit irgend etwas beglücken, was sie
gar nicht wollen?

(Freiherr von Rotenhan (CSU): 80% wollen es!)

Es wäre doch sinnvoll, wenn die 80% so weiterverfahren
würden wie bisher. Es gibt keinen Grund, irgend jemand
in ein Konzept hineinzuzwingen, welches er gar nicht
haben will.

(Freiherr von Rotenhan (CSU): Natürlich wollen sie
es!)

Übrig geblieben sind also nur die großen Weinbaube-
triebe und die Winzergenossenschaften. Jetzt sagt mir
Herr von Rotenhan, die Großen wollen die Werbemaß-
nahmen auch nicht, sie leisten einen Solidarbeitrag. Es
bleiben letztendlich nur noch die Winzergenossenschaf-
ten, welche diese Werbung wollen. Offensichtlich ist also

dieses Gesetz auf Druck der Winzergenossenschaften
zustande gekommen, wenn schon die kleinen und die
größeren Betriebe diese Werbung nicht haben wollen.

Der erste Vorsitzende des Weinbauvereins Klingenberg
hat den Abgeordneten unseres Landkreises eine ableh-
nende Stellungnahme zukommen lassen. Er wendet
sich gegen die Zwangsabgabe und schreibt unter ande-
rem:

Nachdem es auch in anderen Bereichen der Land-
wirtschaft Krisen gibt, sei die Frage erlaubt: Gibt es
künftig auch im Spargelanbau, bei den Hopfenbau-
ern oder im Obst- und Gemüsebau eine staatliche
Pflichtabgabe für Werbeetats?

Ich finde, diese Frage ist berechtigt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte an Sie
appellieren, kehren Sie zur Vernunft zurück und lassen
Sie die Finger von dieser Zwangsabgabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Herr Kollege Dr. Kaiser hat ums Wort
gebeten.

Dr. Kaiser (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Wir haben hier die Zweite Lesung
der Weinfördergesetze. Herr Kollege von Rotenhan, es
spricht nicht für Ihr parlamentarisches Verständnis, dass
Sie diese wichtige Zweite Lesung eines Gesetzentwur-
fes als Wiederkäuen bezeichnen. Die Überheblichkeit,
welche Sie bei der Behandlung dieser Gesetze an den
Tag legen, ist schon bemerkenswert.

Frau Kollegin Münzel, ich glaube, es ist schon etwas weit
hergeholt, die Debatte über die Weinpflichtabgabe zu
einer Grundsatzdebatte über Marktwirtschaft und Wett-
bewerb umzufunktionieren. Wein ist nicht nur ein Wirt-
schaftsgut. Er ist in unseren Weingegenden auch ein
prägendes Element unserer Kulturlandschaft. Deshalb
muss man die Dinge etwas anders sehen als nach den
rein marktwirtschaftlichen Gesetzen. Wir setzen uns
doch auch für den Bocksbeutelschutz in der Europäi-
schen Union ein. Dafür kämpfen alle Parteien, und ich
glaube auch, dass der Bocksbeutel ein wichtiges Instru-
ment für den Absatz des fränkischen Weines ist.

Sie haben Recht, Frau Kollegin Münzel. Wir hatten eine
Veranstaltung mit den Winzern in Großheubach im
Landkreis Miltenberg. Die Ablehnung bei uns im Land-
kreis, vor allem in den Kleinbetrieben, ist sehr groß. Die
Mehrheit der kleinen Winzer lehnt eine Zwangsabgabe
strikt ab. Diese bringen auch gute Argumente. Sie
sagen: Wir haben kleine Flächen. Wir müssen bezogen
auf die Flächen die gleiche Abgabe bezahlen wie Groß-
betriebe.

Deshalb haben wir in unseren Gesetzentwurf hineinge-
schrieben, dass wir eine Staffelung haben wollen. Die
Kleinstwinzer mit Flächen unter fünf Ar bleiben ohnehin
frei von der Abgabe. Sie, von der CSU-Fraktion, haben
sich nicht bereit erklärt, diese Staffelung mit einzuführen.
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Diese ist aber gerechtfertigt. Kollegin Münzel hat es
bereits ausgeführt. Wir haben in Bayern Terrassenwein-
bau. Dafür muss man sehr viel mehr Arbeitsstunden ein-
setzen, wie in Weinbaugebieten, in denen man Maschi-
nen einsetzen kann. Dort gibt es Steillagen. Das sollte
man berücksichtigen. Deshalb sollte eine Staffelung her-
beigeführt werden.

(Zuruf des Abgeordneten Brosch (CSU))

Zu Gesprächen mit uns über diese Staffelung haben Sie
sich nicht bereit erklärt. Was Sie in Ihren Gesetzentwurf
einbringen, halte ich für unsozial. Aus diesem Grunde
werde ich Ihren Gesetzentwurf ablehnen und werde
mich nicht der Stimme enthalten, wie die Mehrheit mei-
ner Fraktion. Die Staffelung ist auch bei kleinen Flächen
gerechtfertigt, weil für die Weinherstellung höhere Fix-
kosten anfallen.

Kollege Hartmann hat mich von unserem Gesetzentwurf
überzeugt. Ich war anfangs skeptisch. Das gebe ich zu.
Kollege Hartmann hat bei der Ausarbeitung des Gesetz-
entwurfes die Qualitätskriterien mit eingebracht, eine
Weinethik. Das ist ein zusätzliches Element. Mit einem
Weinfonds könnte dieses Kriterium eingebracht werden.
Aufgrund dessen ist der Gesetzentwurf der SPD-Frak-
tion eine vernünftige Grundlage. Damit könnten auch
kleinere Winzer bei uns leben. Mit dem Gesetzentwurf
der CSU-Fraktion können wir nicht leben. Aus diesem
Grund plädiere ich auf Ablehnung des Gesetzentwurfs
der CSU.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Das Wort hat jetzt Herr Staatsminister
Miller.

Staatsminister Miller (Landwirtschaftsministerium):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte
ganz kurz auf das eingehen, was Frau Münzel gesagt
hat. Wer mit ansieht, wie Deutschland das Ziel von Wer-
bekampagnen für Wein aus der ganzen Welt, angefan-
gen von Argentinien über Kalifornien, Südafrika und
Australien, darstellt und wer weiß, dass Osteuropa zur
Europäischen Union kommt und dort Weinanbaugebiete
in großem Ausmaß zur Verfügung stehen, der muss sich
für eine Neuordnung des Weinabsatzes aussprechen.
Ich darf Ihnen sagen, dass wir gute Erfahrungen mit ver-
gleichbaren Abgabesystemen in den Sektoren Milchwirt-
schaft, Fischerei und Jagd gemacht haben, um Beispiele
zu nennen. Ich möchte insbesondere auf das eingehen,
was von der SPD gesagt wurde, dass Qualitätssiche-
rung mit in den Gesetzentwurf aufgenommen werden
soll.

Nach § 46 des Weinbaugesetzes vom 8. Juli 1994 sind
die Länder nur ermächtigt, von der Einführung einer
Pflichtabgabe für die Weinabsatzförderung Gebrauch zu
machen. Wenn man meint, man könnte den Franken-
wein aus der Region für die Region vermarkten, dann irrt
man sich. 6000 Hektar Rebfläche müssen erst einmal
vermarktet werden. In Hessen gibt es nur 3500 Hektar
an Weinanbauflächen; dort hat man ein ähnliches Sys-
tem gewählt. Ich möchte deutlich machen, dass dieses

Gesetz der Absatzförderung dient und Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen anderweitig geregelt werden müss-
ten.

Ich bin der Meinung, dass der Frankenwein eine hohe
Qualität hat, die auch künftig weiter gefördert werden
soll.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Um das Wort hat noch einmal Frau
Kollegin Münzel gebeten.

Frau Münzel  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Ich sehe, dass unser
Wirtschaftsminister, Herr Dr. Wiesheu, noch auf der
Regierungsbank sitzt. Heute früh ging es sehr stark um
die Problematik Regulierung, Deregulierung, wie viel
Staat, wie wenig Staat? Es wird ständig von ihm beklagt,
dass die Wirtschaft durch staatliche Vorgaben strangu-
liert werden würde. Ich möchte Herrn Staatsminister Dr.
Wiesheu auffordern, hier zu den beiden Gesetzentwür-
fen aus seiner Sicht einmal Stellung zu nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen
bei der CSU)

Präsident Böhm: Die Aussprache ist geschlossen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Feigling! –
Weitere Zurufe von Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß nicht, wie man auf der einen Seite für Deregu-
lierung sein kann und auf der anderen Seite jemanden
zum Reden zwingen will.

(Beifall bei der CSU)

Zunächst lasse ich über den Tagesordnungspunkt 4
abstimmen. Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzent-
wurf auf Drucksache 14/6239 zugrunde. Der federfüh-
rende Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten empfiehlt auf Drucksache 14/7141 die Ableh-
nung des Gesetzentwurfes. Wer entgegen der
Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten dem Gesetz-
entwurf zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die Fraktion der SPD. Gibt es Gegenstim-
men? – Das sind die Fraktionen der CSU und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie Kollege Harten-
stein. Gibt es Stimmenthaltungen? – 1 Stimmenthaltung.
Der Gesetzentwurf ist damit abgelehnt.

Jetzt lasse ich über den Tagesordnungspunkt 5 abstim-
men. Dieser Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf
Drucksache 14/6440 und die berichtigte Beschlussemp-
fehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf Drucksache
14/7144 zugrunde. Der federführende Ausschuss für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten empfiehlt die
unveränderte Annahme. Der Ausschuss für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen stimmt bei seiner
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Endberatung ebenfalls zu. Ergänzend schlägt er vor, in
Art. 5 als Datum des Inkrafttretens den 1. Januar 2002
einzufügen. Wer dem Gesetzentwurf mit dem vom end-
beratenden Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen vorgeschlagenen Datums des Inkraft-
tretens zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die Fraktion der CSU. Gegenstimmen? –
Das sind die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN sowie 2 Stimmen aus der SPD-Fraktion und Kol-
lege Hartenstein. Stimmenthaltungen? – Das sind der
Rest der SPD-Fraktion und die Kollegen Ritter und
Kuchenbaur. Dann ist der Gesetzentwurf so beschlos-
sen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung für den Baye-
rischen Landtag unmittelbar in die Schlussabstimmung
ein. Dieses soll, wie Sie vorhin gehört haben, auf
Wunsch der CSU-Fraktion als namentliche Abstimmung
erfolgen. Der Abstimmung wird der Gesetzentwurf in der
Fassung des endberatenden Ausschusses für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen zugrunde gelegt.
Für die Stimmabgabe sind die entsprechend gekenn-
zeichneten Urnen bereitgestellt. Die Ja-Urne befindet
sich auf der Seite der CSU-Fraktion. Die Nein-Urne
befindet sich auf der Seite der SPD-Fraktion im Be-
reich der Eingangstür. Die Enthaltungsurne befindet sich
auf dem Stenografentisch. Mit der Abstimmung kann
begonnen werden. Hierfür stehen fünf Minuten zur Ver-
fügung.

(Namentliche Abstimmung von 14.59 bis 15.04 Uhr)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Ich rufe zur
gemeinsamen Beratung auf:

Tagesordnungspunkte 10 a bis 10 e

Verfassungsstreitigkeiten

a) Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 18. Juni 2001

(Vf. 7-VIII-01)

betreffend Meinungsverschiedenheit zwischen der
SPD-Fraktion und dem Bayerischen Landtag über
die Frage, ob die durch § 1 Nummer 3 des Gesetzes
zur Änderung des Landeswahlgesetzes vom 25. Mai
2001 (GVBl. S. 216, BayRS 111-1-I) neu gefasste
Anlage zu Artikel 5 Absatz 4 des Landeswahlgeset-
zes die Bayerische Verfassung verletzt, soweit sie
folgende Stimmkreise betrifft:

1. im Wahlkreis Oberbayern:

110 Bad Tölz-Wolfratshausen, Garmisch-Partenkir-
chen

120 Miesbach

125 Rosenheim-Ost

126 Rosenheim-West

127 Starnberg

129 Weilheim-Schongau,

2. im Wahlkreis Oberbayern:

101 München-Altstadt-Hadern

102 München-Bogenhausen

103 München-Giesing

104 München-Milbertshofen

105 München-Moosach

106 München-Pasing

107 München-Ramersdorf

108 München-Schwabing

AIII/G-1310/01-4

b) Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 22. Juni 2001

(Vf.8-VII-01)

betreffend Antrag vom 21.06.2001 auf Feststellung
der Verfassungswidrigkeit der durch § 1 Nummer 3
des Gesetzes zur Änderung des Landeswahlgeset-
zes vom 25. Mai 2001 (GVBl. S. 216) neu gefassten
Anlage zu Artikel 5 Absatz 4 dieses Gesetzes, soweit
sie sich auf die folgenden Stimmkreise bezieht:

110 Bad Tölz-Wolfratshausen, Garmisch-Partenkir-
chen

120 Miesbach

125 Rosenheim-Ost

126 Rosenheim-West

127 Starnberg

129 Weilheim-Schongau

AIII/G-1310/01-6

c) Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 6. Juni 2001

(Vf. 4-VII-01)

betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit des § 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Ände-
rung des Landeswahlgesetzes vom 25. Mai 2001
(GVBl. S. 216, BayRS 111-1-I), soweit die Anlage zu
Artikel 5 Absatz 4 des Landeswahlgesetzes bei der
Stimmkreiseinteilung für das Gebiet der Landes-
hauptstadt München deren Stadtbezirksgrenzen
nicht beachtet

AIII/G-1310/01-3

d) Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 18. Juni 2001

(Vf.6-VII-01)

betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit des § 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Ände-
rung des Landeswahlgesetzes vom 25. Mai 2001
(GVBl. S. 216, BayRS 111-1-I), soweit die Anlage zu
Artikel 5 Absatz 4 des Landeswahlgesetzes die Neu-
einteilung der Stimmkreise Nummern 101 bis 108 im
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Wahlkreis Oberbayern im Gebiet der Landeshaupt-
stadt München betrifft

AIII/G-1310/01-5

e) Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 23. Mai 2001

(Vf.2-VII-01)

betreffend Antrag der Gemeinde Nittendorf vom 11.
Mai 2001 auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit
des § 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Änderung des
Landeswahlgesetzes vom 25. Mai 2001 (GVBl S. 216,
BayRS 111-1-I), soweit die Anlage zu Artikel 5 Absatz
4 des Landeswahlgesetzes den Stimmkreis Nummer
305 (Regensburg-Land, Schwandorf) betrifft

AIII/G-1310/01-1

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Im Ältestenrat
wurde eine Redezeit von 30 Minuten pro Fraktion verein-
bart. Herr Welnhofer, bitte.

Welnhofer  (CSU): Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! . Ich habe mich über die Rede-
zeit von 30 Minuten gewundert. Sie lässt darauf schlie-
ßen, dass die Opposition erneut ausführlich vortragen
wird. Deshalb kann ich mich zwar kurz, aber nicht ganz
kurz fassen. Eigentlich sind alle – auch die verfassungs-
rechtlichen – Argumente bereits mehrfach ausgetauscht.
Ich nehme insoweit auf die Zweite Lesung vom 8. Mai
dieses Jahres Bezug. Einiges muss wiederholt und
ergänzt werden.

Nach der 1997 vom Landtag beschlossenen und am 08.
Februar 1998 durch Volksentscheid bestätigten Ände-
rung der Bayerischen Verfassung werden ab Oktober
2003 nur noch 180 Abgeordnete den Bayerischen Land-
tag bilden. Diese 180 Mandate müssen auf die Wahl-
kreise – also die Regierungsbezirke – exakt nach Maß-
gabe der deutschen Hauptwohnsitzbevölkerung verteilt
werden. Dabei verliert jeder Wahlkreis mindestens zwei
Mandate. Innerhalb der Wahlkreise muss dieser Verlust
jeweils durch Umbildung und Auflösung von bestehen-
den Stimmkreisen umgesetzt werden.

Dies ist mit Gesetz zur Änderung des Landeswahlgeset-
zes vom 25. Mai 2001 geschehen.

Heute geht es um die mittlerweile hierüber anhängigen
Verfassungsstreitigkeiten; es handelt sich im einzelnen
um

– Meinungsverschiedenheit zwischen SPD-Fraktion
und dem Bayerischen Landtag im Hinblick auf die
Stimmkreisneueinteilung im südlichen Oberbayern
(Bad Tölz-Wolfratshausen, Garmisch-Partenkirchen,
Miesbach, Rosenheim-Ost, Rosenheim-West, Starn-
berg, Weilheim-Schongau) und München

– Popularklage von fünf Ortsvorsitzenden der SPD im
Hinblick auf die Stimmkreisneueinteilung im südlichen
Oberbayern

– Popularklage der Landeshauptstadt München im Hin-
blick auf die Stimmkreisneueinteilung in München

– Popularklage von MdL Dr. Baumann und MdL Volk-
mann sowie von drei weiteren Personen im Hinblick
auf die Stimmkreisneueinteilung in München

– Popularklage der Gemeinde Nittendorf im Hinblick auf
den neuen Stimmkreis Regensburg-Land, Schwan-
dorf.

Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parla-
mentsfragen behandelte die Verfassungsstreitigkeiten in
seiner Sitzung vom 28.06.2001 und hat mit den Stimmen
der CSU gegen die Stimmen der SPD und Bündnis
90/Die Grünen votiert,

hinsichtlich der Meinungsverschiedenheit auf Abwei-
sung des Antrags und hinsichtlich der Popularklagen
unter Beteiligung des Landtag am Verfahren auf Abwei-
sung der Klagen anzutragen sowie zum Vertreter des
Landtags den Abgeordneten Welnhofer zu bestellen.

Ich möchte hier nicht näher auf die Zulässigkeit der
gemeindlichen Popularklagen eingehen, diese jedoch im
Hinblick auf die verfassungsgerichtliche Rechtspre-
chung – zumindest vorsorglich – bestreiten; Kommunen
können sich im Popularklageverfahren nur auf solche
Grundrechte berufen, die nach ihrem Wesen auf sie
anwendbar sind.

Eine Gemeinde kann sich, so die ständige Rechtspre-
chung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes im
Hinblick auf das kommunale Selbstverwaltungsrecht,
nicht  im Wege der Popularklage gegen ein Gesetz wen-
den, wenn sie davon selbst örtlich nicht in rechtserhebli-
cher Weise berührt ist; das bedeutet für die vorliegenden
Fälle: Bestimmungen des Landeswahlrechts wie
Deckungsgleichheit und Wahlgleichheit berühren recht-
lich geschützte kommunale Belange nicht . Dies gilt ins-
besondere für das kommunale Selbstverwaltungsrecht.

Die Meinungsverschiedenheit sowie die Popularklagen
sind aber jedenfalls unbegründet.

In Folge der eingangs erwähnten Verfassungsänderung
sind in den Wahlkreisen bzw. Regierungsbezirken insge-
samt zwölf Stimmkreise aufzulösen; im einzelnen gehen
unter anderem verloren:

– in Oberbayern 4 Stimmkreise,

2 davon in München und

– in der Oberpfalz 1 Stimmkreis.

Für die Bildung der Stimmkreise gelten im Wesentlichen
folgende Grundsätze:

1. Jeder Landkreis und jede kreisfreie Gemeinde bildet
einen Stimmkreis: dieses Prinzip der Deckungsgleich-
heit soll gewährleisten, dass eine Durchschneidung
von Landkreisen durch Stimmkreisgrenzen, aber
nach Möglichkeit auch eine Durchschneidung von
Stimmkreisen durch Landkreisgrenzen unterbleibt, so
weit es unter Berücksichtigung anderer wichtiger
Grundsätze möglich ist. Sinn der Verfassungsbestim-
mung ist, dass in kommunale, kulturelle, sozio-ökono-
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mische sowie historisch gewachsene Strukturen so
wenig wie möglich eingegriffen wird: Was zusammen
gehört, soll nicht getrennt werden.

a) In Folge dessen ist es bei der Bildung von Stimm-
kreisen so weit wie möglich auch zu vermeiden,
dass es zur Aufteilung eines Landkreises auf drei
Stimmkreise kommt oder umgekehrt zur Erstre-
ckung von Stimmkreisen auf drei Landkreise. Eine
Dreiteilung von Landkreisen und von Stimmkreisen
soll unterbleiben, so weit nicht übergeordnete
Gesichtspunkte dazu nötigen. Von einer solchen
Dreiteilung ist indes nicht auszugehen, wenn zwei
Landkreise deckungsgleich einen Stimmkreis bil-
den oder umgekehrt mehrere Stimmkreise
deckungsgleich innerhalb der Grenzen eines Land-
kreises oder einer kreisfreien Stadt liegen, wie zum
Beispiel in München, denn in einem solchen Fall
wird nicht getrennt, was zusammen gehört.

b) Teile von kreisangehörigen Gemeinden und Ver-
waltungsgemeinschaften dürfen schon auf Grund
ausdrücklicher Bestimmungen des Landeswahlge-
setzes nicht abgetrennt und verschiedenen Stimm-
kreisen zugeordnet werden, Art. 5 Abs. 2 LWG.

c) Diese Grundsätze können auf Stadtbezirke großer
Städte nicht übertragen werden, denn es liegt auf
der Hand, dass diese nicht annähernd eine mit
selbständigen politischen Gemeinden oder
Gemeindeverbänden vergleichbare Zusammenge-
hörigkeit oder gar Einheit aufweisen. Außerdem
kann es nicht angehen, dass eine Kommunalver-
waltung mit einer möglicherweise sogar willkürli-
chen Grenzziehung innerhalb ihres Gemeindege-
biets den Gesetzgeber präjudiziert.

2. Abweichend von diesen Grundsätzen sind nach Art.
14 Abs. 1 Satz 4 der Bayerischen Verfassung räum-
lich zusammenhängende Stimmkreise zu bilden,
soweit es der Grundsatz der Wahlgleichheit erfordert.
Dabei soll die Einwohnerzahl eines Stimmkreises
vom Durchschnittswert im jeweiligen Wahlkreis nicht
mehr als 15% abweichen, und sie darf nicht mehr als
25% abweichen. Diese nunmehr in Art. 5 Abs. 2 Satz
3 des Landeswahlgesetzes enthaltene Regelung bie-
tet Orientierung für einen sachgerechten Ausgleich
zwischen den Prinzipien einerseits der Deckungs-
gleichheit und andererseits der Wahlgleichheit. Sie
hat aber keinen Verfassungsrang, sondern ist nur ein-
fachgesetzliche Verfassungsinterpretation.

Obwohl es im Hinblick auf die verfassungsgerichtliche
Rechtsprechung nicht zwingend erscheint, wurde bei
der Stimmkreisreform 2001 die 25%-Grenze aus-
nahmslos und strikt eingehalten.

Die 15%-Grenze ist ebenfalls eingehalten, soweit
nicht im Einzelfall überwiegende Gründe für eine
davon abweichende Lösung sprechen. Wir haben es
hier mit einer Soll-Bestimmung zu tun, die der Gesetz-
geber an sich selbst richtet. Soll  bedeutet bei der Bil-
dung von Stimmkreisen lediglich eine Rechtferti-
gungslast im Fall von Abweichungen, aber nicht etwa
grundsätzlich muss. Der Gesetzgeber hat sich zwar

an der gesetzlichen Soll-Grenze zu orientieren, kann
aber aus gewichtigen sachlichen Gründen davon
abweichen. Jede der nur 17 Abweichungen – bei 92
Stimmkreisen insgesamt – lässt sich mit stichhaltigen
Gründen rechtfertigen.

3. Weitere Grundsätze für die Bildung von Stimmkreises
sind:

– das Prinzip der gleichen Zahl von Stimmkreis- und
Listenmandaten – oder genauer die Verfassungs-
bestimmung, dass je Wahlkreis höchstens ein
Stimmkreis mehr gebildet werden darf als Abgeord-
nete aus der Wahlkreisliste zu wählen sind

– das Prinzip des geringstmöglichen Eingriffs in
bestehende, historisch gewachsene Strukturen:
Stimmkreiskontinuität

– das Prinzip, die Probleme nach Möglichkeit am Ort
ihres Auftretens zu lösen und nicht auf Kosten der
Existenz von Stimmkreisen, die sämtliche Voraus-
setzungen für ihren Fortbestand erfüllen.

Es gibt nach alledem für die Stimmkreisreform selbstver-
ständlich keine Lösung, die sämtlichen verfassungs-
rechtlichen Vorgaben in gleicher Weise gerecht werden
könnte. Den Zielkonflikt, der sich aus einer Antinomie
von Rechtsgrundsätzen ergibt, musste der Gesetzgeber
sachgerecht in einem einzelfallbezogenen Abwägungs-
prozess lösen; das ist in dem angegriffenen Gesetz
geschehen.

Dies gilt auch und insbesondere für den viel diskutierten
Stimmkreis Bad Tölz-Wolfratshausen. Es geht nicht an,
einen Stimmkreis aufzulösen oder zu zerschlagen, der
gegenwärtig in jeder Hinsicht sämtlichen Anforderungen
des Wahlrechts annähernd idealtypisch entspricht. Das
wäre nicht in Ordnung! Der Stimmkreis Garmisch-Par-
tenkirchen ist im südlichen Oberbayern der kleinste. Dort
also treten die Probleme auf, nicht in Bad Tölz-Wolfrats-
hausen. Diese Situation führt unter Berücksichtigung der
oben dargelegten Grundsätze zu der im angegriffenen
Gesetz enthaltenen, sachgerechten Lösung.

Ich nenne die weiteren strittigen Fälle, so weit sie heute
zur Diskussion stehen:

– Oberpfalz: Regensburg / Schwandorf / Nabburg

– Landeshauptstadt München

Auch dort sind, wie bereits hinreichend ausdiskutiert
worden ist, sämtliche Vorgaben des Verfassungsrechts
beachtet worden. Insbesondere liegt kein Verstoß gegen
das Willkürverbot vor:

Der umstrittene so genannte Mischstimmkreis in der
Oberpfalz wurde so zugeschnitten, dass unter größt-
möglicher Schonung bestehender Strukturen die beiden
Gebietskörperschaften am neuen Stimmkreis etwa
gleichgewichtig teilhaben und insofern Chancengleich-
heit für die regionale Repräsentanz im Landtag besteht.
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In der Landeshauptstadt München wird es künftig weni-
ger und nicht mehr Durchschneidungen von Stadtbe-
zirksgrenzen geben als bisher. Über die rechtliche
Bedeutung von Stadtbezirksgrenzen ist im übrigen das
nötige bereits gesagt worden; überdies ist ihre willkür-
freie Gestaltung zumindest nicht allgemein anerkannt,
und willkürliche Stadtbezirksgrenzen könnten erst recht
keine Bindungswirkung entfalten. Und schließlich gibt
es, soweit bei der Stimmkreisreform von Stadtbezirks-
grenzen abgewichen wurde, dafür stichhaltige sachliche
Gründe wie beispielsweise die Siedlungsstruktur oder
trennende Magistralen.

Nachdem also weder die Meinungsverschiedenheit noch
die Popularklagen Aussicht auf Erfolg bieten, darf ich Sie
bitten, den genannten Beschlussempfehlungen des
federführenden Ausschusses zu folgen.

Ich danke Ihnen.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat nun
Herr Dr. Hahnzog. Bitte.

Dr. Hahnzog (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Herr Welnhofer, ich verstehe Ihre Klagen,
dass wir dies schon wieder diskutieren. Ich verstehe Ihre
Scheu, sich mit etwas auseinander setzen zu müssen,
zu dem etliche aus Ihrer Fraktion, Herr Welnhofer, offen
aber genauso viele verdeckt von der Verfassungswidrig-
keit dieses Gesetzes ausgehen. Das ist durch persönli-
che Erklärungen bei der Zweiten Lesung klar geworden.
Die Diskussion kann sich nicht, Herr von Rotenhan, mit
der über das Weinförderungsgesetzes messen, denn
hier geht es um knochentrockenes Verfassungsrecht.
Wir halten das, was der Landtag beschlossen hat, für
verfassungsrechtlich nicht in Ordnung. Hier geht es nicht
um eine verfassungspolitische Diskussion, es geht rein
um Verfassungsrecht.

Wir halten wesentliche Bestandteile des Gesetzes nicht
den Maßstäben entsprechend, die die bayerische Ver-
fassung vorgibt. Wie gesagt, die SPD-Fraktion steht
nicht alleine; ich brauche nur die Namen derer zu nen-
nen, die dies auch in der persönlichen Erklärung darge-
stellt haben: Landtagspräsident Böhm, Kollege Blöchl,
Freiherr von Redwitz, Kollege Peterke und der Abgeord-
nete Dr. Wilhelm aus München. Alle diejenigen haben
klar gesagt, dass dieses Gesetz verfassungswidrig sei.

Das ist ein Zustand, der es herausfordert, dass man sich
mit dieser Frage sehr genau befasst, zumal wahrschein-
lich noch etliche Kritiker dazukommen. Die größten
Rufer im Vorfeld, die Kollegen Ranner und Neumeier
sind jetzt etwas stiller geworden. Ich habe aber in der
Garmischer Lokalzeitung Ende des Monats – also zwi-
schen Zweiter Lesung und heute – gelesen, dass der
Landrat Dr. Helmut Fischer (CSU) in seiner Funktion als
Privatmann klagen will, weil die Einteilung den Interes-
sen des Landkreises widerspricht. Ihm wird sich sein
Fraktionskollege Toni Neidinger anschließen. Ich weiß
nicht, ob er noch Bürgermeister von Garmisch ist. Es ist
also so, dass die – abgesehen von Kollegen Neumeier –
zwei Hauptfiguren der CSU aus dem Landkreis Gar-

misch-Partenkirchen ebenfalls die Verfassungswidrigkeit
sehen. Darüber kann man nicht einfach hinweggehen.

Uns geht es nicht darum, die Zahl der SPD-Mandate im
Bayerischen Landtag zu vermehren, wie es manchmal
gesagt wurde. Wer das sagt, hat keine Ahnung vom baye-
rischen Wahlrecht. Die Verteilung in diesem Hause richtet
sich allein nach der Zahl der abgegebenen Stimmen und
nicht nach dem Zuschnitt der Stimmkreise. Auch dieses
sollten Sie bitte draußen nicht mehr verkünden.

Uns geht es um eine Lösung nach der Verfassung, die
das Wahlrecht ernst nimmt, denn das Wahlrecht ist die
Brücke zwischen dem eigentlichen Souverän, dem Volk,
und uns, den Repräsentanten des Volkes im Bayeri-
schen Landtag. Diese Brücke muss tragfähig sein, damit
unsere Demokratie stabil bleibt.

Es geht auch nicht primär um Parteien, um Kandidatin-
nen und Kandidaten, sondern es geht um die elementa-
ren demokratischen Rechte der bayerischen Bürgerin-
nen und Bürger. Das gilt für beide zentralen Vorgaben
der Bayerischen Verfassung, die bereits erwähnte, in
Artikel 14 Absatz 1 der Bayerischen Verfassung enthal-
tene Deckungsgleichheit und die eben dort angespro-
chene Wahlgleichheit. Das klingt erst einmal abstrakt,
aber diese Maßstäbe beziehen sich primär auf die Bür-
gerinnen und Bürger. Der Verfassungsgerichtshof hat
einmal sehr schön herausgestellt, dass die Wähler einen
Anspruch auf „ihren“ Abgeordneten bzw. „ihre“ Abgeord-
nete haben. Das ist der entscheidende Ansatzpunkt. Die
Bürger entsenden einen Abgeordneten in das Parla-
ment, der seine Aufgaben für ein zusammenhängendes,
überschaubares Gebiet wahrnimmt.

Nach den Besonderheiten des bayerischen Verfas-
sungsrechts gilt das nicht nur für die direkt gewählten
Abgeordneten, sondern auch für die Listenmandate, weil
auch hier der örtliche Bezug von Bedeutung ist. Je grö-
ßer ein Stimmkreis ist, umso eher hat jemand die
Chance, über die Liste hineinzukommen. Die
Geschichte zeigt, wenn der Stimmkreis zu klein ist, ver-
waisen ganz Landstriche mit Listenkandidaten. Das hat
sich in den 50 Jahren der Geschichte des Bayerischen
Landtags nach dem Krieg gezeigt.

Es geht heute nicht um die Frage, ob die Einteilung sinn-
voll oder unsinnig ist, sondern um die Anwendung der
verfassungsrechtlichen Maßstäbe. Wir zeigen auf, dass
diese Grundsätze in der getroffenen Regelung in
wesentlichen Bereichen eindeutig verfassungswidrig
angewandt worden sind. Ich will nur kurz auf die Einzel-
heiten eingehen.

Südlich von München besteht die Situation, dass nach
dem Gesetz sämtliche sechs Landkreise nicht in Rein-
form mit Stimmkreisen vertreten sind. Hier geht es um die
Deckungsgleichheit. In der Angelegenheit wurden Vor-
schläge gemacht; ob diese „das Gelbe vom Ei“ sind, kann
dahingestellt bleiben. Diese Vorschläge sehen vor, nur
drei statt sechs Landkreise zu zersplittern. Drei Land-
kreise entsprechen exakt dem Erfordernis der Deckungs-
gleichheit. Es handelt sich hierbei um die Landkreise
Starnberg, Weilheim-Schongau und Rosenheim. Hier
wird nichts von anderen Landkreisen hinzugefügt und
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nichts weggenommen, um es anderen Landkreisen zuzu-
schlagen. Was die Deckungsgleichheit betrifft, sind die
anderen Vorschläge also um 100% besser.

Genauso sieht es beim Grundsatz der Wahlgleichheit
aus. Wir haben uns im Gesetz allgemein auf eine Soll-
Vorschrift bezüglich einer Abweichung von 15% geei-
nigt. Das Gesetz sieht vor, dass diese 15% in drei Fällen
sehr weit überschritten werden, und zwar noch nicht ein-
mal in der gleichen Richtung. Miesbach hat ein Minus
von 18% zu verzeichnen. Der Stimmkreis Bad Tölz-Wol-
fratshausen, Garmisch-Partenkirchen hat ein Plus von
20,8% – nach den neuesten Zahlen 20,7% – zu verbu-
chen. Weilheim-Schongau erhält ein Plus von 22,1%.
Diese Disparitäten werden völlig beseitigt, wenn man
einem Alternativvorschlag folgt. Bei diesem bewegt man
sich im Höchstfall an der Grenze von 15%.

Wenn zwei zentrale Verfassungsmaßstäbe völlig verfehlt
werden, dann braucht man keine weiteren Überlegun-
gen mehr. Die CSU hat eine Menge von Hilfskonstruktio-
nen gewählt, aber diese können nur dann eine Bedeu-
tung haben, wenn bezüglich Deckungsgleichheit und
Wahlgleichheit ungefähr gleiche Modelle im Raum ste-
hen. Das ist aber hier nicht der Fall.

Wir müssen immer bedenken, dass das Wahlrecht
wegen seiner großen Bedeutung für die Demokratie
absolut eindeutig sein muss und dass es strenger als
viele andere Rechtsgebiet formalisiert ist. Die von Ihnen
angesprochenen Grundsätze sind damit nicht tragfähig.
Sie versuchen, zu kaschieren, dass hier eindeutig vorge-
gebene Verfassungsmaßstäbe eklatant verletzt worden
sind. Das, was Sie herbeiführen möchten, widerspricht
der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs, die
besagt, dass dann, wenn mehrere Modelle vorhanden
sind, diejenigen bevorzugt werden müssen, die der
Wahlgleichheit besser entsprechen. Das ist die nächste
Stufe. Dass zwingende Gründe für die beanstandete
Einteilung sprechen – wie es der Verfassungsgerichtshof
einmal gesagt hat –, hat noch niemand dargelegt.

Sie sagen, die Probleme müssen dort gelöst werden, wo
sie auftreten. Die Probleme treten bei den sechs Land-
kreisen auf und nicht nur in Garmisch-Partenkirchen.
Diese Region hat 1994 davon profitiert, dass München
seinen elften Stimmkreis abgeben musste. Daraufhin
sind in der Region relativ kleine Stimmkreise entstanden,
die deckungsgleich mit den Landkreisen waren. Mit der
Regelung wurde erreicht, dass der Landkreis Bad Tölz-
Wolfratshausen, der bis 1994 nie komplett, sondern auf-
geteilt war – Wolfratshausen war bei Miesbach, Bad Tölz
bei Garmisch –, ein Stimmkreis wurde.

Die Situation ist also nicht in Garmisch aufgetreten, son-
dern sie ist durch den Gesetzgeber aufgetreten. Sie
sagen, es muss beim kleinsten Landkreis angesetzt wer-
den, nämlich bei Herrn Neumeier in Garmisch-Partenkir-
chen. Allerdings haben Sie sich im gesamten Gesetzge-
bungsverfahren anders verhalten. Herr Böhm hat dies
für Unterfranken aufgezeigt. In Niederbayern, wo Frey-
ung-Grafenau und nicht Regen dran glauben musste, ist
es genauso. Zu denken ist auch an Tirschenreuth in der
Oberpfalz. All das zeigt, dass Ihre Aussage nur ein Vor-
wand ist und kein Maßstab, der eigentlich gar nicht gel-

ten kann, der aber, wenn er denn angewandt wird,
wegen der widersprüchlichen Haltung offensichtlich
keine Richtlinie für den Gesetzgeber gewesen ist. Zur
Aussage, Bad Tölz-Wolfratshausen würde in jeder Hin-
sicht der Idealvorstellung eines Stimmkreises entspre-
chen, ist zu sagen, von 26 Stimmkreisen in Oberbayern
entsprechen 15 eher dem Idealfall als Bad Tölz-Wol-
fratshausen.

Andere Probleme haben Sie gar nicht angesprochen. Ich
will nur einige herausgreifen. Für München von Bedeu-
tung ist nach Ihrer Ansicht insbesondere die Kontinuität.
Wenn das wirklich ein Verfassungsgrundsatz ist, braucht
man bei den sechs Landkreisen nichts anderes zu über-
legen, denn Starnberg hat Deckungsgleichheit seit der
Landtagswahl 1978, so wie wir es im Gesetzgebungs-
verfahren vorgeschlagen haben.

Gleiches gilt für Weilheim-Schongau seit 1978. Rosen-
heim-West hat seit 1974 nichts an andere Stimmkreise
abgegeben. Es hatte auch nicht Neubeuern und Nuß-
dorf, die dazugekommen sind. Die gleiche Kontinuität ist
für Rosenheim-Ost festzustellen. Miesbach war, wie
gesagt, bis 1994 mit dem Altlandkreis Wolfratshausen
zusammen, Garmisch bis 1994 mit dem Altlandkreis
Bad-Tölz, so wie die Alternative im Gesetzgebungsver-
fahren lautete. Sie kommen also hier auch nicht weiter,
schon gar nicht mit dem Argument der Dreiteilung, das
Sie für Rosenheim anführen. Sie sagen, das sei gar
keine Dreiteilung. Bei Augsburg haben Sie das wieder
herbeigeführt. Bei Ansbach haben Sie es deswegen
abgelehnt. Es handelt sich auch nicht um die Planungs-
region Oberland; denn Bad Feilnbach und Feldkirchen-
Westerham kommen dazu, die zu einer anderen Pla-
nungsregion gehören. Das sind Widersprüche sonder-
gleichen. Man kann zwar widersprüchliche Gesetze
machen, aber man sollte keine verfassungswidrigen
Gesetze machen.

Für München sieht es mit der Verfassungswidrigkeit ähn-
lich aus. Hier spielt zwar die Deckungsgleichheit keine
Rolle, stattdessen hat der Grundsatz der Wahlgleichheit
eine größere Bedeutung.

(Dr. Spaenle (CSU): . . . Kontinuität!)

– Nicht so vorschnell. Im Interesse der Wahlgleichheit
sind die beiden anderen Vorschläge, die zur Debatte ste-
hen, jedenfalls besser. Herr Spaenle, wegen der Recht-
sprechung des Verfassungsgerichtshofs muss gerade
die Wahlgleichheit hier eine besondere Rolle spielen.
Herr Innenminister Dr. Beckstein hat ausgeführt, dass
dieser Gesichtspunkt gerade in einer Großstadt von
besonderer Bedeutung sei, weil sich die Medien und
viele Großvereine über das ganze Stadtgebiet erstre-
cken. Daher muss man darauf achten, dass man die
Wahlgleichheit hier besonders beachtet. Hinzu kommt,
dass in München die Stadtbezirksgrenzen durchschnit-
ten werden. Mit Ausnahme von zwei Stimmkreisen sind
alle anderen zusammengestückelt. Es gibt aus dem Jahr
1993 eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs,
dass dieses eine Rolle spielen kann. Sachliche Gründe
können zwar dafür sprechen, bei der Stimmkreiseintei-
lung die Stadtbezirkseinteilung möglichst zu berücksich-
tigen. Das war damals nicht der Fall. Inzwischen haben
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aber die Stadtbezirksgrenzen eine viel größere Rolle
bekommen, weil Stadtbezirke keine bloßen Verwal-
tungssprengel sind wie etwa in Regensburg oder Würz-
burg, sondern es besteht eine Volksvertretung für die
Stadtbezirke, die nicht benannt wird, wie es früher der
Fall war und heute in Ingolstadt der Fall ist, sondern in
München direkt gewählt wird. Die Stadtbezirke haben
auch eigene Entscheidungsrechte, seit neuestem sogar
einen gewissen Etat, um bestimmte Aufgaben zu erfül-
len. Das ist etwas ganz anderes. Herr Welnhofer sagte,
dass die Stadtbezirksgrenzen unter Umständen willkür-
lich gezogen seien; wir vom Landtag hätten nicht anzu-
erkennen, was die Stadt dort macht. Sonst singen Sie
immer das Hohe Lied der kommunalen Selbstverwal-
tung.

(Beifall bei der SPD)

Die Einteilung der Stadtbezirksgrenzen ist eine wichtige
organisatorische Aufgabe, die in kommunaler Selbstver-
waltungsfreiheit wahrgenommen wird. Sie setzen sich
darüber hinweg und sagen, es gebe noch Diskussionen
darüber, was man ändern könnte. Auch die Gemeinde-
grenzen sind immer in der Diskussion. Derzeit wird ein
Gesetzentwurf im Parlament behandelt, mit dem Verwal-
tungsgemeinschaften aufgelöst werden. Auch da wurde
nichts für alle Ewigkeit festgelegt. Dieses Argument kann
also wirklich nicht tragen. Der Verfassungsgerichtshof
hat in einer neuen Entscheidung vom März dieses Jah-
res die neue Situation der Bezirksausschüsse stark
betont. Wir gehen davon aus, dass das Gericht das auch
in diesem Verfahren tun wird. Deswegen verstößt das,
was in München geschieht, nach unserer Meinung
sowohl gegen Artikel 14 als auch gegen Artikel 118 der
Bayerischen Verfassung.

Im Übrigen können Sie der Presse entnehmen, dass
überall im Lande Körperschaften oder Einzelpersonen,
zum Beispiel Landrat Fischer aus Garmisch-Partenkir-
chen oder der Landkreis Augsburg, Überlegungen
anstellen, den Weg zum Verfassungsgerichtshof einzu-
schlagen.

Ihr Argument, dass Bedenken gegen die Zulässigkeit
bestünden, kann ich bei der sehr weiten Formulierung
nicht teilen, welche die Popularklage in der Bayerischen
Verfassung gefunden hat. Dazu gibt es Kommentarstel-
len; damit können wir uns gerne auseinandersetzen.
Selbst wenn dem so wäre, gibt es noch andere Popular-
klagen, so dass die Flucht in eine eventuelle Unzulässig-
keit nichts nützen würde, die meines Erachtens nicht
gegeben ist. Das würde auch dieses Instrument der
Bayerischen Verfassung entwerten.

Aus all den Gründen bitte ich Sie, sich noch einmal zu
überlegen, ob Sie sich unbedingt eine Niederlage vor
dem Bayerischen Verfassungsgericht holen wollen. Wir
würden Ihnen hier Brücken für eine nochmalige Behand-
lung bauen, die immer möglich ist. Die Stimmkreiseintei-
lung im Einzelnen steht schließlich nicht in der Verfas-
sung, sondern ist eine Entscheidung des Landtags.
Wenn die verschiedenen Klagen in einzelnen Punkten
Erfolg haben werden, wird das dazu führen, dass das
ganze Gesetz noch einmal auf dem Prüfstand steht, weil
die dann festgelegten Maßstäbe auch auf andere Berei-

che anzuwenden sind. Die Klage der SPD-Landtagsfrak-
tion ist bewusst so angelegt, dass Äußerungen zu die-
sen Maßstäben kommen werden, es sei denn, der Ver-
fassungsgerichtshof sagt, wie schon 1966, das brauche
er alles nicht zu prüfen, weil das so evident verfassungs-
widrig sei. Auch da würden sich dann Maßstäbe erge-
ben.

Sie werden sich also dieser Diskussion im Lande weiter-
hin stellen müssen. Es wird bei der Wahl nicht einfach
sein, immer mit dem Vorwurf zu leben, auch mit dem
Vorwurf eigener Leute, die Stimmkreise seien in verfas-
sungswidriger Weise zustande gekommen. Das wird
auch in den Wahlauseinandersetzungen eine Rolle spie-
len. Deswegen sollten Sie sich das noch einmal überle-
gen. Wir werden den Entscheidungen, die im Ausschuss
gefallen sind, nicht zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Frau
Tausendfreund, bitte.

Frau Tausendfreund  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Die Verfas-
sungsbeschwerden sind berechtigt. Wir unterstützen sie,
auch wenn wir selbst keine Meinungsstreitigkeitenklage
erhoben haben. Es bedarf dringend der Klärung der
Frage, ob die Stimmkreisreform verfassungsgemäß oder
verfassungswidrig ist; denn das Innenministerium und
die CSU-Mehrheit hier im Haus sind sehr leichtfertig mit
den Wahlrechtsgrundsätzen umgegangen. Insbeson-
dere das Deckungsprinzip und das Wahlgleichheitsprin-
zip wirken sich hier aus. Gerade das Wahlgleichheits-
prinzip wirkt sich beim bayerischen Wahlsystem sehr
stark aus, in dem die Listenreihenfolge noch verändert
werden kann und sowohl die Erst- als auch die Zweit-
stimme zählt. In den Beratungen bei der Ersten und
Zweiten Lesung, in den Ausschüssen und in der heuti-
gen Beratung ist sehr viel gesagt worden. Die Argu-
mente sind ausgetauscht, und es muss nicht alles noch
einmal von mir gesagt werden. – Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Nächste Wortmel-
dung: Herr Volkmann. Sie haben noch zehn Minuten
Redezeit, aber ich muss die Sitzung um 15.45 Uhr unter-
brechen. Ich überlasse es Ihnen, ob Sie jetzt oder später
reden möchten. – Jetzt? Bitte.

Volkmann  (SPD): Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Ich möchte zu vier Aussagen von Herrn Welnho-
fer Stellung nehmen, die nachweislich falsch sind. Sie
haben erstens gesagt, in München würden weniger
Stadtbezirksgrenzen durchschnitten als früher. Herr
Welnhofer, das stimmt nicht. Bisher wurden die Stimm-
bezirksgrenzen in München immer entlang der Stadtbe-
zirksgrenzen gezogen. Das war so bis 1994; lediglich bei
der letzten Wahl gab es durch die Änderung der Stadtbe-
zirksgrenzen innerhalb Münchens eine Veränderung.
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Sie haben zweitens gesagt, die Siedlungsstruktur sei ein
wesentlicher Maßstab.

(Zuruf des Abgeordneten Leeb (CSU))

– Nein, Herr Leeb, das erkläre ich Ihnen nachher, weil
meine Redezeit zu kurz ist.

Zweitens zu der Frage, ob auf die Siedlungsstruktur
Rücksicht genommen worden ist. In den Bereichen, wo
Sie Stadtbezirksgrenzen durchschneiden, ist genau
diese Rücksichtnahme nicht erfolgt. In Laim haben Sie
entlang der Fürstenrieder Straße genau mitten durch die
Siedlungsstruktur geschnitten, in Fürstenried und Fors-
tenried genauso und ebenso in Neuhausen-Nymphen-
burg.

Drittens haben Sie zur Begründung, warum Sie Stadtbe-
zirksgrenzen in München durchtrennen, gesagt, es
handle sich um Magistralen. Dazu sage ich: In Laim ist
das richtig. Die Fürstenrieder Straße können Sie als
Magistrale bezeichnen. In den beiden anderen Fällen ist
das nicht richtig. Die Forstenrieder Allee ist die alte Dorf-
straße; sie betrifft direkt den Dorfkern. Es handelt sich
also nicht um eine Magistrale, sondern um eine alte,
schmale Straße. Was in Neuhausen-Nymphenburg
gemacht wird, ist schon fast grotesk. Dort haben Sie
Straßen als Grenzlinien mitten durch ein Villenviertel
genommen, die so schmal sind, dass nicht einmal ein
Begegnungsverkehr möglich ist.

Viertens haben Sie schließlich in einem anderen Zusam-
menhang – dies betraf die Landkreise – gesagt – das
fand ich ausgesprochen hübsch –: Was zusammenge-
hört, soll nicht geteilt werden. Das ist ein schöner Satz,
der fraglos sehr ansprechend ist. Er gilt in München nun
aber wirklich exakt nicht in den Bereichen, wo Sie die
Stadtbezirksgrenzen durchtrennen.

Damit bin ich schon am Ende der Erwiderung. Ich
möchte nun nur noch auf folgende Punkte hinweisen, bei
denen wir, wie ich meine, die Willkür wirklich fast mit
Händen greifen können. Es gab 1993 in München die
Reduzierung von 11 auf 10 Stimmkreise. Damals hat Ihr
Kollege Dr. Schosser aufgehört; er hat nicht erneut kan-
didiert. Die Vorgehensweise der CSU war die, dass man
seinen Stimmkreis aufgelöst hat. Heute ist es so, dass
der Kollege Dr. Wilhelm von der CSU aufhört. Die Folge
ist, dass man seinen Stimmkreis in fünf Teile aufteilt. Der
Gesichtspunkt der Kontinuität, dessen Sie sich sonst so
sehr rühmen, spielt hier überhaupt keine Rolle.

Schließlich weise ich noch darauf hin, dass sich die CSU
München ausgesprochen ungeschickt verhalten hat. Sie
hat am 14. Februar 2000 in einer Pressekonferenz ihre
persönlichen Wünsche, die Wünsche der Münchner
Landtagsabgeordneten, der Presse mitgeteilt. Fast
genau entsprechend ist das Gesetz gestaltet worden. Es
war also nicht der objektive Wille des Gesetzgebers,
sondern der subjektive Wunsch von CSU-Mitgliedern
dieses Landtags, die Stimmkreise so einzuteilen, wie es
letztlich geschehen ist. Sie sollten nicht im Ernst anneh-
men – Sie sollten unter diesem Aspekt selbst nochmals
eine Überprüfung vornehmen –, dass diese Einteilung
von Stimmkreisen, die dem subjektiven Wunsch Ihrer

Abgeordneten aus München entspricht, ein Prüfungs-
maßstab für das Bayerische Verfassungsgericht ist. Ich
hoffe, wir haben hier allen Grund, zuversichtlich zu sein.
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und freue
mich außerordentlich mit Teilen Ihrer Fraktion, wenn wir
den Prozess gewinnen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Bevor ich die Sit-
zung unterbreche, gebe ich noch das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung zum Gesetzentwurf der
Abgeordneten Ach, Freiherr von Rotenhan, Beck und
anderer eines Bayerischen Weinabsatzförderungsgeset-
zes, Drucksache 14/6440, bekannt. Mit Ja haben 81 Mit-
glieder des Hauses gestimmt, mit Nein haben 15
gestimmt, Stimmenthaltungen: 52. Dem Gesetzentwurf
ist damit in der Fassung des endberatenden Ausschus-
ses für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen
zugestimmt worden. Das Gesetz hat den Titel: „Bayeri-
sches Weinabsatzförderungsgesetz“.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Ich lasse nun noch über die Tagesordnungspunkte
10 a bis 10 e abstimmen. Die Aussprache ist geschlos-
sen.

Ich schlage vor, über alle fünf Verfassungsstreitigkeiten
eine Gesamtabstimmung durchzuführen. Entsprechend
unserer Geschäftsordnung sind dieser Abstimmung die
Voten des Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen zugrunde zu legen. – Widerspruch
erhebt sich nicht. Dann lasse ich so abstimmen.

Wer hinsichtlich der Tagesordnungspunkte 10 a bis 10 e
seinem Abstimmungsverhalten bzw. dem jeweiligen
Abstimmungsverhalten seiner Fraktion im Ausschuss für
Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen beitreten
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Soweit ich
sehe, ist das das gesamte Hohe Haus.

(Frau Dr. Baumann (SPD): Nein, es haben nicht alle
abgestimmt!)

Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch
keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der Landtag
diese Voten.

Die Tagesordnungspunkte 10 a bis 10 e sind damit erle-
digt.

Wir unterbrechen die Sitzung nun bis 16.00 Uhr. Wir
hören dann die Ansprache des Premierministers von
Québec, Herrn Bernard Landry. Ich bitte die Kolleginnen
und Kollegen, um 16.00 Uhr möglichst vollzählig im Ple-
narsaal anwesend zu sein.

Die Sitzung ist bis 16.00 Uhr unterbrochen.

(Unterbrechung von 15.46 bis 16.07 Uhr)
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Ansprache S. E. des Premierministers von Quebec,
Herrn Bernard Landry

Präsident Böhm: Sehr geehrter Herr Ministerpräsident!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist mir eine große
Ehre und eine Freude, den Premierminister von Quebec,
Herrn Bernard Landry, als Ehrengast in der heutigen Ple-
narsitzung willkommen heißen zu dürfen. Mit seiner
Delegation, die ich ebenfalls herzlich in diesem Hause
begrüße, befindet sich Herr Premierminister Landry zu
einem dreitägigen Informationsaufenthalt in München.

(Allgemeiner Beifall)

Neben weiteren Delegationsmitgliedern haben in der
Diplomatenloge Platz genommen: aus Quebec die
Staatsministerin für internationale Beziehungen, Mme.
Louise Beaudoin,

(Allgemeiner Beifall)

sowie Mme. Marie Bernard-Meunier, die kanadische
Botschafterin.

(Allgemeiner Beifall)

Ihnen gilt mein besonders herzlicher Willkommensgruß.

Meine Damen und meine Herren, Herr Premierminister
Landry ist in Bayern längst kein Fremder mehr. Seit vie-
len Jahren kennen und schätzen wir ihn als engagierten
Förderer der Beziehungen zwischen Quebec und dem
Freistaat Bayern. Sein nachhaltiger Einsatz und seine
Begeisterung gaben der Zusammenarbeit zwischen
unseren beiden Staaten immer wieder neue, fruchtbare
Impulse. In Anerkennung dieser Leistungen wurde er im
Juni 1999 mit dem Bayerischen Verdienstorden ausge-
zeichnet.

(Allgemeiner Beifall)

Zuletzt war er vor fast genau einem Jahr in München zu
Gast. In seiner damaligen Eigenschaft als Vizepremier-
minister und Staatsminister für Wirtschaft und Finanzen
eröffnete er offiziell die neuen Räumlichkeiten des erwei-
terten Büros der Regierung von Quebec.

Es ist kein Zufall, dass sich die Repräsentanz Quebecs
in der bayerischen Hauptstadt befindet. Denn die Bezie-
hungen zwischen dem Freistaat Bayern und Quebec
haben eine gefestigte und erfolgreiche Tradition.

Die erste Kooperationsvereinbarung zwischen Quebec
und Bayern wurde 1989 unterzeichnet. Zwölf Jahre sind
seither vergangen. Das ist wohl keine besondere histori-
sche Dimension. Aber die Ergebnisse, die die Zusam-
menarbeit in dieser Zeit in den Schwerpunktbereichen
Umweltschutz, Kultur, Wissenschaft, Technologie und
Wirtschaft brachte, sind beachtlich und erfreulich. Herr
Premierminister Landry hat diese Entwicklungen persön-
lich sehr gefördert.

Ich freue mich sehr, dass in den vergangenen Jahren
auch der interparlamentarische Dialog und die Zusam-
menarbeit zwischen dem Bayerischen Landtag und der

Assemblée Nationale du Québec intensiviert und vertieft
werden konnten. Darüber hinaus tragen kulturelle
Begegnungen sowie verschiedene Austauschprojekte
dazu bei, das Band der Freundschaft zwischen unseren
Ländern immer enger zu knüpfen.

Intensität und Qualität der Beziehungen zwischen Que-
bec und dem Freistaat Bayern kommen natürlich nicht
von ungefähr. Sie resultieren aus dem Engagement der
beteiligten Menschen, und sie wurzeln in einem tiefen
und fruchtbaren Nährboden. Wesentliche historische
und politische Gemeinsamkeiten verbinden unsere bei-
den Länder. Beide sind jeweils die ältesten und die größ-
ten Gliedstaaten ihrer Föderation, und gemeinsam ist
ihnen auch eine gesunde und begründete Ablehnung
zentralistischer Tendenzen und Eingriffe. Bayern wird
aus diesem Grund immer wieder als Hüter und Wächter
des Föderalismus in Europa bezeichnet. Es ist unsere
Auffassung, dass in einer föderalen Ordnung jedes Land
möglichst eigenverantwortlich seinen Weg in die Zukunft
gestalten, über wichtige Investitionen selbst entscheiden
und eine eigenständige Strukturpolitik sollte betreiben
können. Dafür treten wir in Bayern aus voller Überzeu-
gung ein. Unsere Erfahrungen mit dem bundesdeut-
schen Föderalismus machen uns darüber hinaus sicher,
dass der Föderalismus auch das Strukturprinzip sein
sollte für die Gestaltung der Machtbalance zwischen
nationaler und europäischer Ebene.

Quebec und Bayern liegt es gleichermaßen am Herzen,
die eigene Identität, die eigene Unverwechselbarkeit und
die Eigenständigkeit zu bewahren. Es würde eine geis-
tige, kulturelle und menschliche Verarmung bedeuten,
wollte man auf den Reichtum und auf die Unterschied-
lichkeit der Länder, Provinzen und Regionen verzichten.
Von dem französischen Philosophen und Naturwissen-
schaftler Blaise Pascal stammt die Aussage: „Vielfalt, die
nicht auf Einheit gründet, ist Wirrwarr; Einheit, die nicht
auf Mannigfaltigkeit beruht, ist Tyrannei.“

Obwohl dieser Satz vor über 300 Jahren, zur Zeit der
Hochblüte des französischen Zentralismus, geschrieben
wurde, kennzeichnet er treffend das Wesen des heuti-
gen Föderalismus. Weder die Vielfalt ohne die notwen-
dige Einheit noch die Einheit ohne sinnvolle Vielfalt wäre
ein geeignetes Architekturprinzip für unsere immer stär-
ker zusammenwachsende Welt.

Herr Premierminister Landry, wir freuen uns, Sie nicht
nur als Gast, sondern darüber hinaus auch als Redner
vor der Vollversammlung des 14. Bayerischen Landtags
willkommen heißen zu dürfen. Wir erwarten Ihre Ausfüh-
rungen mit Spannung, und ich möchte nun das Wort an
Sie weitergeben.

(Allgemeiner Beifall)

Premierminister Bernard Landry (Übersetzung): Ver-
ehrter Herr Präsident des Bayerischen Landtags, ver-
ehrte Frau Vizepräsidentin, verehrter Herr Vizepräsident
des Bayerischen Landtags, verehrte Damen und Herren
Fraktionsvorsitzende, verehrte Damen und Herren
Regierungsmitglieder, verehrte Damen und Herren
Abgeordnete, meine Damen und Herren! Ich bin mir der
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außerordentlichen Ehre bewusst, verehrte Damen und
Herren Abgeordnete, die mir zuteil wird, indem Sie mich
an diesem prestigeträchtigen und historisch geprägten
Ort empfangen. Vielen Dank. Doch weit über meine Per-
son hinausgehend zeugt Ihre Einladung vor allem von
der tief verwurzelten Freundschaft – die Sie auch mit
dem Bayerischen Verdienstorden zum Ausdruck
gebracht haben –, die unsere beiden Staaten, Quebec
und den Freistaat Bayern, eint. Im Namen von Quebec,
seiner Regierung, seinen Bürgerinnen und Bürgern
möchte ich daher gleich zu Beginn in aller Deutlichkeit
ausdrücken, wie sehr uns Ihr Auftreten und Ihr Verhalten
berührt. Insbesondere möchte ich dem Präsidenten des
Bayerischen Landtags, Herrn Johann Böhm, stellvertre-
tend für die Abgeordneten des Bayerischen Landtags
ausdrücklich danken.

Zwischen unseren beiden Ländern herrschen reiche und
privilegierte Beziehungen, die über gegenseitiges Inte-
resse hinausgehen und auf einer Anzahl von Gemein-
samkeiten beruhen. Quebec und Bayern beanspruchen
eine starke und eigene Identität im Schoße ihres jeweili-
gen Kontinents, und dies ob ihrer Geschichte, ihrer Reli-
gion und ihrer kulturellen und politischen Traditionen.
Daraus folgt für die einen wie für die anderen eine Unab-
hängigkeit des Denkens, eine Einmaligkeit, Dinge zu tun
und anzudenken. Daraus folgt auch die tief verwurzelte
Überzeugung, dass nichts für die Ewigkeit ist, sondern
dass wir sozusagen verdammt sind zu immer neuen
herausragenden Leistungen.

Während der letzten 50 Jahre haben sowohl Quebec als
auch Bayern eine Schwindel erregende Entwicklung
durchgemacht, im wirtschaftlichen wie im sozialen
Bereich. Beide haben sich in kürzester Zeit von einer
stark landwirtschaftlich geprägten zu einer zunehmend
urbanisierten Gesellschaft gewandelt, deren Entwick-
lung mehr denn je auf den Spitzentechnologien beruht.

Im Verlauf der letzten Jahrzehnte haben sich unsere bei-
den Staaten entschlossen engagiert, um günstige
Voraussetzungen für den Fortschritt im eigenen Land zu
schaffen. Ich denke an die Entwicklung der Infrastruktur,
an Investitionen in Bildung und Ausbildung, an aktive
Abstimmung zwischen den Sozialpartnern und an eine
Politik, die Innovation und Wertschöpfung fördert, auch
an den klaren Willen, den Reichtum nicht nur zu schaf-
fen, sondern auch gerecht zu verteilen unter allen Bürge-
rinnen und Bürgern in allen Teilen unserer beiden Län-
der.

Angesichts dieser Reihe von Gründen und über die geo-
graphische Entfernung wie sprachliche Barriere hinaus-
gehend war es unausweichlich, dass sich Bayern und
Quebec schließlich begegnen mussten. Die Unterzeich-
nung des ersten Kooperationsabkommens zwischen
unseren beiden Staaten fand bereits vor mehr als zehn
Jahren statt. Doch schon lange vor dieser Zeit hatte ich
als junger Minister im Kabinett von René Lévesque
Gelegenheit zu mehr als herzlichen Unterredungen mit
dem unvergessenen Franz Josef Strauß. Eben hatte ich
das Vergnügen, seiner Tochter die Hand zu schütteln.
Ich denke mit Wehmut daran, dass ich Franz Josef
Strauß zur Jagd in unseren weiten Wäldern eingeladen

hatte. Leider konnte er diese Einladung nicht mehr
annehmen, weil er vorher verstarb.

Die institutionellen Bande konnten dann im Oktober
1999 verstärkt und erweitert werden, als Ministerpräsi-
dent Dr. Edmund Stoiber unserem Staat Quebec einen
Besuch abstattete. Im Übrigen konnte die Eröffnung
einer Vertretung Quebecs in München im Jahr 1997,
gefolgt von der einer Vertretung des Freistaats Bayern in
Montreal zwei Jahre später, unsere Zusammenarbeit
und Partnerschaft weiter konsolidieren. Wiederholte
Besuche auf ministerieller oder privater Ebene diesseits
und jenseits des Atlantiks kamen hinzu und trugen zwei-
fellos dazu bei, die zahlreichen und vielgestaltigen Wege
der Kooperation zwischen unseren Regierungen und
unseren Gesellschaften zu festigen.

So wie Quebec sich den kontinentalen Herausforderun-
gen innerhalb des amerikanischen Kontinents stellt, so
entschlossen übernimmt Bayern innerhalb eines zusam-
menwachsenden Europas seine Pflichten und Verant-
wortungen. Unsere Beziehungen zu verschiedenen
anderen Mitgliedern der Europäischen Union reichen
zum Teil lange Jahre zurück.

Daher verfolgen wir mit gesteigertem Interesse die Kon-
solidierung Europas, eine der aus unserer Sicht größten
Herausforderungen der politischen Integration der
Gegenwartsgeschichte.

Das Modell der Europäischen Union übt seit jeher große
Faszination auf Québec aus. Mehr denn je können wir
feststellen, dass Europa weiterhin neue institutionelle
Lösungen für neue Fragestellungen bereithält. Mehrere
unserer Premierminister haben die Entwicklung der
europäischen Institutionen aus der Nähe verfolgt. Ich
denke an René Lévesque, Jacques Parizeau und Robert
Bourassa, der sich eigens zu diesem Zweck mehrere
Jahre in Europa aufhielt.

Heute in der Perspektive einer neuen Freihandelszone
für den gesamten amerikanischen Kontinent bleibt die
Europäische Union für uns in Québec eine Quelle der
Inspiration. Sie ist das einzige existente und glaubwür-
dige Modell, das soziale Werte und umweltpolitische
Absprachen in einen kraftvollen wirtschaftlichen Integra-
tionsprozess einbringt und einbezieht. Gemessen an
den anderen Staaten des amerikanischen Kontinents
zählen die institutionellen Verbindungen Québecs zu
den Mitgliedern der Europäischen Union zu den engs-
ten. Das heißt, Europa ist nicht nur der zweitwichtigste
Handelspartner Québecs, sondern die europäische Den-
kensweise, der europäische Ansatz steht besonders mit
den Gedanken Québecs im Einklang. Die historischen
Gründe sind offensichtlich, ohne jedoch ausschließlich
dieses Interesse erklären zu können.

Das Ganze ist aber nicht nur an der Geschichte festzu-
machen.

Die politischen und sozialen Werte sowie die staatlichen
Verwaltungsstrukturen stimmen mit unseren Ansichten
überein, insbesondere im Bereich der sozialen Markt-
wirtschaft, der Umweltpolitik und auch der Lebensmittel-
sicherheit, der Nahrungsmittelkontrolle sowie weiterer
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Themen, die anzusprechen wir bereits Gelegenheit hat-
ten.

Angesichts dieser Parallelen ist es nahe liegend, dass
Staaten wie Québec und Bayern eine Rolle von wach-
sender Bedeutung übernehmen, um kreative Lösungen
für die Herausforderungen zu entwickeln, die das neue
Jahrtausend bereithält. Mit dieser Perspektive vor Augen
möchte ich heute zu Ihnen über zwei wohl unterschiedli-
che, doch eng verknüpfte Fragestellungen sprechen: die
Entwicklung des heutigen Québecs und die gemeinsa-
men Herausforderungen im Angesicht der Globalisie-
rung.

Das Québec von heute gründet seine Besonderheit auf
vier Merkmale. Québec ist innerhalb Nordamerikas der
einzige Staat mit einer eindeutig französischsprachigen
Bevölkerungsmehrheit. Québec ist ein demokratischer
Staat, dessen parlamentarisches System sich auf eine
ununterbrochene, über 200 Jahre alte Tradition stützt.
Québec ist eine weltoffene Nation. Québec ist eine
moderne und dynamische Nation, was sowohl durch
Spitzentechnologiesektoren als auch durch progressive
Sozialpolitik hervorgehoben wird. Diese Nation ist damit
einzigartig in Nordamerika.

Um das Québec von heute zu verstehen und um seine
Entwicklung nachzuvollziehen, ist die historische Kennt-
nis des zurückliegenden Wegs unerlässlich – ein histori-
scher Hintergrund, ohne den, um Heinrich Heine zu zitie-
ren, „man wohl die Farben bewundern kann, ohne
jedoch deren Wurzeln oder Symbolik zu erkennen“.
Französische Kolonie zu Beginn des 17. Jahrhunderts,
britische Kolonie ab 1760 und Mitglied der Kanadischen
Konföderation seit 1867. Québec zeichnet sich in allen
Phasen seiner Geschichte durch seinen unerschütterli-
chen Willen aus, seine eigene Identität und damit die
Entwicklung als französischsprachige Gemeinschaft zu
bewahren und fortzuführen.

Obwohl überwiegend frankophon geprägt, ist es Québec
nichtsdestoweniger gelungen, im Laufe der Jahrhun-
derte eine kosmopolitische Gesellschaft zu errichten, die
eine anglophone Minderheit ebenso integriert wie elf
eigenständige Völker und Tausende von Bürgerinnen
und Bürgern aus allen Himmelsrichtungen. Québec ist
also weltoffen, aber auch die Welt öffnet sich Québec;
denn Bevölkerungsgruppen aus allen Kontinenten wäh-
len Québec als Einwanderungsland und tragen mit dazu
bei, die Zukunft Québecs harmonisch zu gestalten.
Diese außerordentliche Vielfalt stellt einen unschätzba-
ren Reichtum für Québec dar.

Die Weltoffenheit Québecs zeigt sich ebenfalls in seiner
höchst aktiven Präsenz auf der internationalen Bühne.
Freundschaften, Absprachen und Partnerschaften
bestehen mit einer Reihe von Staaten in den unter-
schiedlichsten Interessenfeldern und sicherlich zum
gegenseitigen Vorteil. Québec ist natürlich als offizielles
Mitglied vertreten in der Internationalen Organisation der
Frankophonie, der französischsprachigen Länder. Wir
haben ein Netzwerk von Delegationen und Vertretungen
primär in den Ländern, wo sich dies für uns besonders
rechtfertigt. Wir sind seit 30 Jahren in Deutschland und
in Belgien präsent, seit 20 Jahren in Mexiko, seit nahezu

30 Jahren in Tokio, seit 40 Jahren in Paris und London
und schließlich seit 60 Jahren in New York. Wir sind in
etwa 15 Ländern mit eigenen Vertretungen präsent, und
wie Sie heute gehört haben, sind wir auch in München
vertreten.

Im Übrigen sieht sich Québec mehr denn je durch das
neue internationale Umfeld verpflichtet, außerhalb sei-
ner Grenzen tätig zu werden, sei es in den Bereichen
ausschließlicher oder geteilter Länderhoheit, und dies
zugunsten seines kulturellen Wirkungsfeldes bzw. auch,
um den eigenen Wohlstand zu mehren. Die Politik Qué-
becs gliedert sich somit in einen globalen Kontext ein.
Gleichzeitig stellen mehrere föderierte Staaten fest, dass
sie selbst die einzigen sind, die ihre Kompetenzen und
ihre Kenntnisse zur Geltung bringen können. Unsere
Beziehungen zwischen Bayern und Québec haben
Modellcharakter auf diesem Gebiet.

Das Québec von heute ist eine moderne und dynami-
sche Gesellschaft, die sich auf den Respekt demokrati-
scher Werte und die Akzeptanz kultureller Unterschiede
gründet. Das, was wir als „Stille Revolution“ bezeichnet
haben, was mit der Konstruktion eines modernen Staa-
tes in den Sechzigerjahren des 20. Jahrhunderts einher-
ging, hat Québec grundlegend verändert. Aus einer
landwirtschaftlich geprägten Gesellschaft wurde eine
Industriegesellschaft, deren Wirtschaft ausdrücklich auf
die neuen Technologien und auf die Spitzensektoren
setzt. Ein Beispiel, das Sie kaum glauben können: Qué-
bec mit seinen wenigen Einwohnern ist die fünftgrößte
Luft- und Raumfahrtnation der Welt. Es gibt sehr viel
mehr Beschäftigte in der Luft- und Raumfahrtindustrie in
Montreal als in Toulouse. Wir sind präsent in den Spit-
zensektoren wie Luft- und Raumfahrt, Multimedia, Infor-
mationstechnologie und Biotechnologie.

Québecs Gesellschaft fühlt sich einerseits den Traditio-
nen verpflichtet, die sie geformt haben, andererseits ist
sie der Zukunft zugewandt, die sie gestalten möchte.
Beides trägt dazu bei, Québec und seine Geschichte
besser zu verstehen. Die Pflicht zur Erhaltung der Tradi-
tion, aber auch die Notwendigkeit, die eigene Gegenwart
zu definieren, prägen gleichermaßen den politischen
und sozialen Weg unseres Staates. Québec ist sich
daher seiner originellen und einmaligen Rolle bewusst,
die es aufgrund seiner geografischen Lage, seiner Kultur
und seiner Geschichte spielen muss.

Die von mir geführte Regierung ist felsenfest davon
überzeugt, dass Québec diese Rolle am besten ausfüh-
ren kann, wenn es in vollem Maße seine Verantwortung
als Staat und Nation übernimmt. Andere glauben, Qué-
bec sollte eher die kanadische Karte spielen in der Hoff-
nung, dass ein weiterer Versuch, den kanadischen
Föderalismus zu reformieren, erfolgreicher sein würde
als der vorhergegangene. In einem Punkt aber sind sich
alle einig: Die endgültige Entscheidung wird durch die
Bevölkerung im Rahmen einer Volksbefragung getroffen
werden, die sich in einem Klima bürgerlicher Verantwor-
tung und in Achtung demokratischer Institutionen
abspielen wird. Sicher denken viele, dass ein weiterer
Versuch zur Änderung des kanadischen Föderalismus
vielleicht von mehr Erfolg gekrönt sein würde als die vor-
hergegangenen. Aber wir setzen auf eine Entscheidung
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durch das Volk im Rahmen einer Volksbefragung in vol-
lem Respekt demokratischer Institutionen und Prinzi-
pien.

Selbst wenn Québec im tiefsten Inneren davon über-
zeugt ist, seine Rolle als Nation und Staat zu überneh-
men, fördern wir nichtsdestoweniger und in voller Über-
zeugung den wirtschaftlichen Integrationsprozess auf
kontinentaler Ebene und die Intensivierung unserer welt-
weiten Kontakte. Einer der größten Dichter Québecs,
Gilles Vigneault, fasst diese doppelte Absicht mit den
Worten in seinem Werk Reisereien (Voyagements)
zusammen – frei übersetzt würde das lauten:

Kein Ort dieser Erde,
an dem ich euch nicht höre;
kein Fleck meines Lebens,
der unberührt bleibt von eurem Tun.

Der Wohlstand Quebecs hing schon immer mit seiner
Fähigkeit zusammen, neue Märkte zu entwickeln. Dies
erklärt, warum Quebec so eindeutig für das kanadisch-
amerikanische Freihandelsabkommen ALÉ – Accord de
libre-échange canado-américain – von 1989 sowie für
das Nordamerikanische Freihandelsabkommen Nafta-
Aléna, welches die wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen Kanada, den Vereinigten Staaten und Mexiko seit
1994 regelt, eingetreten ist. Aus demselben Grund
unterstützt Quebec auch die für 2005 vorgesehene
Schaffung einer gesamtamerikanischen Freihandels-
zone.

Obwohl wir auf die Globalisierung setzen, welche lang-
fristig Wohlstand verspricht, sind wir davon überzeugt,
dass sie Richtlinien und Regeln braucht, welche allen
Gesellschaften größere Gerechtigkeit ermöglichen. Der
erfolgreiche Übergang zu einer globalisierten Gesell-
schaft ohne kulturelle, demokratische oder soziale Brü-
che stellt aus meiner Sicht die wichtigste Herausforde-
rung dar.

Quebec ist davon überzeugt – und dies trotz seines
grundsätzlichen Eintretens für wirtschaftliche Integration
–, dass sich die Gesetze des Marktes nicht auf Sprache
und Kultur übertragen lassen. Einen Verzicht auf die
freie Gestaltung der Sozial- und Kulturpolitik lehnen wir
daher mit aller Vehemenz ab.

Auf internationaler Ebene tritt die Regierung von Quebec
gegenwärtig aktiv dafür ein, dass das Prinzip der kultu-
rellen Verschiedenheit durch die Gesamtheit der interna-
tionalen Gemeinschaft akzeptiert wird. Es erscheint uns
sinnvoll, dass sich all jene Staaten, die eine solche Poli-
tik vertreten – und ich weiß, dass Bayern in dieser Frage
nicht gleichgültig ist –, zusammenschließen oder
wenigstens strategische Allianzen aufbauen sollten, um
ihre Meinung auf internationaler Bühne zu vertreten.

Im Übrigen zwingt uns die Globalisierung zu einer quasi
allumfassenden Neudefinition staatlicher Aufgaben im
sozialen und wirtschaftlichen Bereich. Sie führt des Wei-
teren zu einer weltweiten Neustrukturierung des Arbeits-
marktes. In der Entscheidungsfindung sieht sich die Poli-
tik in gewisser Weise zugunsten privater Entscheidungs-
träger an den Rand gedrängt. In diesem Kontext sollte

der Staat neue Vorgehensweisen vorschlagen, zumal
Bürgerinnen und Bürger zunehmend die Notwendigkeit
empfinden, den wachsenden Kräften des Marktes ein
Gegengewicht entgegenzustellen.

Die Konsequenzen der Globalisierung und ihre Auswir-
kungen auf politische Mechanismen auf nationaler wie
auf internationaler Ebene müssen daher im Detail von
den Regierungen untersucht werden. Ziel eines solchen
Vorgehens muss es sein, die demokratischen Grundla-
gen, die zur Führung nationaler wie internationaler
Angelegenheiten notwendig sind, zu schützen und zu
stärken. Ich bin davon überzeugt, dass die Gesamtheit
der Abgeordneten aller Staaten in dieser Hinsicht eine
herausragende Rolle spielen wird.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang deutlich
erklären, dass ich die Initiative des Präsidenten des
Bayerischen Landtags, Johann Böhm, und des Präsi-
denten der Nationalversammlung von Quebec, Jean-
Pierre Charbonneau, unterstütze. Selbige sieht vor, eine
internationale Vereinigung Abgeordneter aus Gliedstaa-
ten von Bundesstaaten und aus autonomen Regionen
zu schaffen. Dieses vielversprechende Unternehmen
integriert sich vollständig in den beschriebenen Kontext
der Globalisierung.

Es liegt in unserer Verantwortung als gewählte Politiker,
dass wir die demokratischen Institutionen in ihrer ganzen
Wirkungsbreite auf allen Kontinenten bewahren. Garan-
tie und Kontrolle darüber, dass Globalisierung wirtschaft-
liche Ungerechtigkeiten aufhebt, statt neue Gräben zu
schaffen und zu vertiefen, liegen in unserer Kompetenz,
und dies darf nicht in Frage gestellt werden. Wir müssen
demnach Innovationsgeist und Einfallsreichtum bewei-
sen, um sozio-ökonomische Klippen zu meiden, welche
eine aus dem Ruder geratene Globalisierung ansteuern
könnte; die politischen Kräfte müssen an ihren Verant-
wortungsbereichen festhalten und dürfen keineswegs
unter das Diktat internationaler und nicht demokratisch
legitimierter Instanzen geraten.

Die Umweltpolitik bietet einen weiteren Bereich, der eine
enge Zusammenarbeit der föderierten Staaten notwen-
dig macht. In Gemeinschaft mit regionalen Foren ameri-
kanischer Bundesstaaten, wie zum Beispiel der Kom-
mission der großen Seen und der Gouverneurskonfe-
renz der Neuenglandstaaten sowie der Premierminister
der kanadischen Ostprovinzen trägt Quebec bereits zu
dieser Form der Zusammenarbeit bei.

Das besondere Augenmerk, das Quebec der Umweltpo-
litik schenkt, schlug sich im Übrigen unlängst in einem
Antrag unserer Nationalversammlung nieder, welche
sich einstimmig für die Ratifikation des Abkommens von
Kyoto aussprach. Wir sind die einzigen in ganz Nord-
amerika, die in dieser Form eindeutig zugunsten von
Kyoto Stellung bezogen haben. Ich hoffe, dass wir die
Ersten, aber nicht die Letzten sein werden.

(Allgemeiner Beifall)

Die Qualität der Kooperation zwischen unseren Unter-
nehmen sowie unseren beiden Staaten in Bezug auf den
Umweltschutz stimmt mich des Weiteren sehr zuver-
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sichtlich. Dies ist allerdings nur ein Beispiel unter vielen,
um die fruchtbaren Beziehungen zwischen Bayern und
Quebec zu unterstreichen.

Unsere Zusammenarbeit mit Bayern ermöglicht den
Austausch von Informationen auf verschiedenen Sekto-
ren. Wir beschränken uns aber nicht auf den Informati-
onsaustausch, sondern wir finden auch gemeinsam
Lösungen für die modernen Herausforderungen. Es gilt,
diese gemeinsamen Erfahrungen in gemeinsame Pro-
jekte einzubringen und diese zum Erfolg zu führen. Im
Übrigen beginnt der Austausch von Geschäfts- und For-
schungsdelegationen auf anderen Gebieten, wie der
Energietechnik, der Glasfasertechnik und im Bereich
von Multimedia, bereits Früchte zu tragen. Lassen Sie
uns also die Suche nach Möglichkeiten gemeinsamen
Wirkens und nach Übereinstimmungen und Synergien
fortsetzen.

Viele Dinge bringen uns einander näher, insbesondere
unser gemeinsamer Wille zum Erfolg und zu internatio-
naler Auszeichnung. Doch wir können noch mehr. Wir
können uns noch steigern. Unser Austausch sollte
beschleunigt werden. Wir sollten eine Brücke der Kom-
petenz zwischen Bayern und Quebec schlagen. Wir soll-
ten einen höheren Grad an Kooperation zwischen unse-
ren Gesellschaften erreichen.

Wie Bayern ist Quebec bereit, die großen Herausforde-
rungen der wirtschaftlichen Integrationsprozesse anzu-
nehmen. Doch vergessen wir darüber nicht, dass weder
in Bayern noch in Quebec der gesellschaftliche Fort-
schritt das hohe Ziel unserer Zusammenarbeit sein
muss. Wir glauben im Sinne Ludwig Erhards, des gro-
ßen Bayern, dass es der Wohlstand, den wir von der
Globalisierung erwarten, uns erlauben muss, weltweit
ein demokratischeres und gerechteres Umfeld zu schaf-
fen, welches sozialen Fortschritt in voller Achtung kultu-
reller und nationaler Identitäten ermöglicht. Ich bin davon
überzeugt, dass Bayern und Quebec und ihre Bevölke-
rungen in dieser Frage einer Meinung sind.

Ich bin davon überzeugt, dass die Freundschaft zwi-
schen Quebec und Bayern eine der Grundlagen für
unser Handeln auf internationaler Ebene sein wird. Sie
wird für beide Seiten für weitere erfolgreiche Projekte
und Partnerschaften von hohem Nutzen sein. Technolo-
gischer Fortschritt ist unaufhaltsam, und die Globalisie-
rung wird uns dahin bringen, dass wir unsere Unterneh-
men in zunehmendem Maße gemeinsam führen, um
gemeinsam innovative Lösungsstrategien zu entwickeln,
die es uns erlauben werden, mit vereinter Kraft die viel-
fältigen Herausforderungen anzunehmen.

Ich möchte dieses Rednerpult nicht verlassen, ohne
Ihnen erneut und von tiefstem Herzen für den warmen
Empfang zu danken. Ebenso möchte ich Ihnen seitens
der Mitbürgerinnen und Mitbürger Quebecs einen res-
pektvollen wie persönlichen Gruß übermitteln.

Lang lebe Bayern! Lang lebe Quebec! Und lang lebe die
Freundschaft zwischen Bayern und Quebec!

(Lebhafter allgemeiner Beifall)

Danke schön und auf Wiedersehen in Quebec! Sie sind
in Quebec jederzeit willkommen. Es ist bei uns draußen
nicht immer so warm, aber die Wärme ist in unseren Her-
zen, und mit dieser Wärme werden wir Sie in Quebec
empfangen.

(Allgemeiner Beifall)

Präsident Böhm: Herr Premierminister! Es war für uns
bereichernd, Ihnen zuzuhören. Ich danke Ihnen für Ihren
Vortrag im Namen des ganzen Hauses. Sie haben uns
verschiedene Aspekte der Zusammenarbeit zwischen
Quebec und Bayern eindrucksvoll vor Augen geführt.
Zurückblickend auf die Vergangenheit haben sie diese
beleuchtet und auf das historisch gewachsene Demo-
kratieverständnis unserer beiden Staaten hingewiesen.
Sie sind auf die Gegenwart eingegangen und haben eine
Vielzahl von Projekten genannt, die wir bereits gemein-
sam realisieren bzw. auf den Weg bringen konnten.
Diese Erfolge erfüllen uns mit Zufriedenheit. Zu Recht
aber haben Sie, Herr Premierminister, den Schwerpunkt
Ihrer Ausführungen auf die Herausforderungen der
Zukunft gesetzt.

Zu dieser hat jeder ein anderes Verhältnis. Victor Hugo
hat einmal gesagt:

Die Zukunft hat viele Namen. Für die Schwachen ist
sie das Unerreichbare, für die Furchtsamen ist sie
das Unbekannte, für den Tapferen ist sie die
Chance.

Lassen Sie uns in diesem Sinne tapfer sein. Wir wollen
uns den Herausforderungen der Globalisierung stellen
und unsere zusammenwachsende Welt aktiv mitgestal-
ten. Dazu brauchen wir ein architektonisches Grundkon-
zept, das gleichzeitig die Individualität und die Unver-
wechselbarkeit der einzelnen Gebäude im globalen Dorf
zu halten bestrebt ist. Wir dürfen die Werte nicht außer
Acht lassen. Es soll nicht so werden, dass die Menschen
dann eines Tages von allem den Preis wissen, aber nicht
mehr den Wert der Dinge kennen.

Herr Premierminister, Sie haben aufgezeigt, dass darin
kein Widerspruch liegt. Sie haben uns spüren lassen,
wie nah sich unsere Staaten trotz der geografischen Dis-
tanz von mehr als 8000 Kilometern bereits gekommen
sind und in Zukunft noch kommen werden. Wenn die
Wellenlänge stimmt, dann kommen Menschen zur Ver-
ständigung und zu gemeinsamen Aktionen – auch wenn
große räumliche Distanz sie trennt.

Ihnen und Ihrer Delegation wünsche ich einen erfreuli-
chen und informativen Aufenthalt in München. Ich
möchte Sie bitten, unsere besten Wünsche und Grüße
mit nach Québec zu nehmen. Vielen Dank, merci beau-
coup.

(Anhaltender Beifall)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Verehrte Kolleginnen
und Kollegen, ich denke, wir können die Beratungen wie-
der aufnehmen. Ich rufe auf:
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Tagesordnungspunkt 15

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Christine
Stahl, Elisabeth Köhler und Fraktion (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Verurteilung des Völkermordes an Armeniern und
Assyrern 1915 (Drucksache 14/6281)

Das Wort hat Frau Kollegin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, meine Damen und Herren!

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich denke, dass die Beratung zu diesem Tagesord-
nungspunkt gerade rechtzeitig kommt. Ich möchte fest-
stellen, dass das bayerische Parlament bewiesen hat,
dass es über den Tellerrand hinausschaut und sich mit
internationalen Fragen beschäftigt.

Zum Zweiten möchte ich sagen: Kanada hat den Völker-
mord an den Armeniern offiziell verurteilt.

(Beifall der Frau Abgeordneten Gote (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Die Diskussion um die offizielle Anerkennung des Völ-
kermordes an den Armeniern und Assyrern in den Jah-
ren 1914 bis 1918 durch das türkische Militär wird auch
hier bei uns so lange nicht verstummen, bis sich die Par-
lamente hierzulande ähnlich eindeutig zu diesem
Unrecht äußern. Viele andere europäische und außereu-
ropäische Länder – wie zum Beispiel Kanada – oder
Institutionen haben das bereits getan.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

In Deutschland leben circa 80000 christliche Assyrer,
2500 allein in der Diözese Augsburg, und circa 30000
Armenier. Alle diese Menschen sind größtenteils als
Flüchtlinge in den letzten Jahrzehnten nach Deutschland
gekommen.

Während meiner Arbeit habe ich mich in zahlreichen
Petitionen mit Einzelschicksalen befasst. Bei meinen
Reisen in den Nordirak führte ich viele Gespräche mit
assyrischen Christen und konnte Einblick in diese Pro-
blematik gewinnen. Diese Menschen, die hier in
Deutschland leben und von ihrer Herkunft Assyrer oder
Armenier sind, sind die Nachkommen der Überlebenden
des Völkermords, von dem unstrittig feststeht, dass es
der erste Völkermord des 20. Jahrhunderts war. Viele
von ihnen haben einen deutschen Pass. Nach Schätzun-
gen der Deutschen Botschaft in Konstantinopel aus dem
Jahr 1916 waren von 2,5 Millionen Armeniern des osma-
nischen Reiches 1,5 Millionen Menschen umgekommen.

Hier von einem Historikerstreit zu reden, wie es Kollege
Klinger bei der Debatte im Rechts- und Verfassungsaus-
schuss getan hat, macht deutlich, dass die CSU entwe-
der nicht auf der Höhe der Zeit ist, oder sich zum Hand-
langer der türkischen Regierung macht.

Kein seriöser Wissenschaftler stellt heute die Faktizität
des Genozids an den Assyrern und Armeniern ernsthaft
infrage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Professor Benz aus Berlin vom Zentrum für Antisemitis-
musforschung an der TU Berlin, führte anlässlich des
diesjährigen Gedenktages, der immer am 24. April statt-
findet, Folgendes aus: „Die Historiker haben ihre Arbeit
getan; nun sind die Politiker dran“. Ich zitiere dazu auch
aus einem Brief des Vereins der Völkermordgegner
Frankfurt e. V. vom 3. Juli 2001 an Sie, Herr Klinger, der
mir auch zur Verfügung gestellt wurde. Darin heißt es:

Es dürfte Ihnen bekannt sein, dass bereit der Vater
der UN-Genozidkonvention, der polnisch-jüdische
Jurist Raphael Lemkin den Völkermord an den
Armeniern und europäischen Juden als maßgebli-
che Modelle für die international rechtsverbindliche
Definition des Völkermordes zugrunde gelegt hat;
um die Wiederholung eines Verbrechens, wie es im
Ersten Weltkrieg an den Armeniern verübt wurde,
zu verhindern, war Lemkin als Justiziar des Völker-
bundes seit Ende der 1920er Jahre bemüht, ein ent-
sprechendes internationales Vertragswerk zu initiie-
ren. Es gelang ihm erst nach dem Zweiten Welt-
krieg, nach einem neuerlichen Genozid.

So schreibt Frau Professor Thesa Hofmann. Weiter
heißt es in dem Brief – und auch das belegt, dass es
längst kein Historikerstreit mehr ist –, ich zitiere:

Die Vereinten Nationen haben 1985 in ihrem Bericht
zur Verhütung und Bekämpfung des Genozids die
Massaker an den Armeniern 1915 bis 1916 als
eines der Beispiele von Völkermord im 20. Jahrhun-
dert bewertet. Zahlreiche internationale und natio-
nale Körperschaften sind, oft nach jahrelanger sorg-
fältigster Prüfung, zum selben Ergebnis gelangt.

Wenn ich mir dann die Liste der Staaten und Institutio-
nen ansehe, die diesen Völkermord bisher offiziell verur-
teilen, dann kann ich mir beim besten Willen nicht vor-
stellen, dass dies in Unkenntnis der historischen Tatsa-
chen geschah. Ich nenne Ihnen ein paar Staaten oder
Einrichtungen, die diesen Völkermord bisher verurteilt
haben: Es sind dies die UN-Völkerrechtskommission,
der Europarat, der Weltkirchenrat, die Parlamente von
Schweden, Griechenland, Italien, Belgien, Kanada,
Argentinien, der Russischen Föderation, von Uruguay
und zuletzt von Frankreich.

Es wird mir immer entgegengehalten, dass wir als Land-
tag ein Regionalparlament seien. Es gibt jedoch eine
Reihe von US-Bundesstaaten, die bisher diesen Geno-
zid verurteilt haben. Nach der Debatte im Ausschuss für
Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen
beschleicht mich der Eindruck, dass die bayerische CSU
Seite an Seite mit der Türkei wohl einer der letzten sein
werden, die sich zu diesem Völkermord bekennen.

(Herrmann (CSU): Bekennen?)
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Ich möchte aber an dieser Stelle die Bundesebene nicht
ausnehmen. Der Genozid war in der deutschen Außen-
politik ein Jahrzehnte altes Tabu, das es jetzt zu brechen
gilt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum aktuellen Anlass und zur Frage, warum ich diese
Debatte initiiere: Am 5. April 2001 hat sich der Deutsche
Bundestag mit einer Petition befasst, die mittlerweile in
der Bundesrepublik von 16000 Menschen – darunter
auch viele Personen aus Bayern und türkischer Herkunft
– unterzeichnet wurde, und es werden noch mehr. Zu
den Unterstützern zählen namhafte Wissenschaftler auf
dem Gebiet der Genozidforschung, die meisten davon
aus den USA und aus Israel.

Diese Petition wurde an das Auswärtige Amt als Material
überwiesen. Herr Herrmann, ich bedauere, dass sich im
Bundestag die rot-grüne Mehrheit im Moment nicht zu
einer eindeutigen Position hat durchringen können. Dies
geschah sicherlich mit Rücksicht auf die Türkei. Diese
Rücksicht darf es jedoch in Fragen, in denen es um Völ-
kermord geht, nicht geben. Ich hoffe, dass die Überwei-
sung der Petition und die anschließende Diskussion
noch Einiges bringen wird.

Die Türkei hat sich bis heute der Aufarbeitung dieses
Holocausts verweigert. Sie verfolgt innerhalb der Türkei
jede Person strafrechtlich, die sich öffentlich zu diesem
Völkermord bekennt und ihn öffentlich nennt und verur-
teilt. So wurde einem assyrischen Priester, Herrn Pfarrer
Akbulut, im Frühjahr diesen Jahres in Diyarbakir der Pro-
zess gemacht, weil er in einem Interview mit einer türki-
schen Tageszeitung diesen Völkermord beim Namen
nannte. Dieser Prozess fand unter großer internationaler
Anteilnahme statt. Im Ausland, aber auch in Augsburg
gab es Solidaritätsveranstaltungen, bei der ich zusam-
men mit einer CDU-Kollegin anwesend war. Das interna-
tionale Interesse hat seine Wirkung nicht verfehlt; denn
Pfarrer Akbulut wurde auch deshalb freigesprochen, weil
es seine Verteidigung verstand, seine Äußerungen als
private Meinungsäußerung kenntlich zu machen. Meine
Damen und Herren, wir sollten uns keinerlei Denk- und
Äußerungsverbote auferlegen.

Der Türkei ist der Kandidatenstatus für einen möglichen
EU-Beitritt verliehen worden. Ich halte dies für richtig.
Allerdings sind an einen möglichen Beitritt Kriterien
geknüpft worden, die die Türkei erfüllen muss. Nach
meiner Ansicht ist Europa eine Wertegemeinschaft und
nicht nur ein Zusammenschluss aus ökonomischen Inte-
ressen. Wer es aber mit dieser Wertegemeinschaft ernst
meint, muss seine Beitrittskandidaten auch mit den
Regeln dieser Wertegemeinschaft vertraut machen.
Dies heißt, die Türkei muss die demokratischen und
rechtstaatlichen Standards schaffen, die Minderheiten-
rechte gewährleisten und sich zu ihrer historischen Ver-
antwortung bekennen. Es darf weder ein Hereinmogeln
noch eine Extrawurst für die Türkei geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb müssen wir die Türkei auffordern, sich mit ihrer
Vergangenheit und der daraus resultierenden Verant-

wortung auseinander zu setzen. Geschichte lässt sich
nicht verleugnen – Geschichte muss aufgearbeitet wer-
den. Den Vertretern des türkischen Konsulats, die im
Vorfeld der Debatte hier im Landtag beim Präsidenten
und bei den Fraktionen auf der Matte standen und uns
mit Material von nicht mehr zu überbietender Einseitig-
keit bombardierten, möchte ich sagen, dass ihnen die
Leugnung dieser Tatsachen nichts nützen wird. Die Zeit
arbeitet für die Wahrheit.

Gerade wir Deutsche wissen, dass es gar nicht anders
geht, als sich gerade auch deshalb mit der eigenen
Geschichte auseinander zu setzen, weil Millionen von
Menschen aus rassistischen Motiven ermordet worden
sind. Meine Damen und Herren, wir wissen auch, dass
wir Deutsche uns nicht allein aus eigener Kraft dieser
Aufgabe der Aufarbeitung gestellt hätten. Internationaler
Druck und Einmischung hat sich auf die Auseinanderset-
zung und die Debatte hierzulande positiv ausgewirkt.

Es stünde also dem Bayerischen Landtag gut an, als
erstes Länderparlament in Deutschland in dieser Frage
ein eindeutiges Zeichen zu setzen. Den Verweis darauf,
dass der Bayerische Landtag nicht der Ort sei, um so
etwas zu bewerten, lasse ich nicht gelten; denn Men-
schenrechtsfragen sind universelle Fragen und Fragen
nach allgemein gültigen Werten. Wenn es um das an
den Sudetendeutschen begangene Unrecht geht, wird in
diesem Hause immer eine klare Sprache gesprochen
und scheut man sich nicht, in dieser Frage, auch wenn
es Vorgänge von vor langer Zeit betrifft, Position zu
beziehen.

Ich sage Ihnen noch einmal: 80000 assyrische Christen
und 30000 Armenier, die hier in Deutschland und Bayern
leben, sind die Nachkommen der Opfer des Holocaust.
Diese Menschen treibt dieses begangene Unrecht um.
16000 Menschen haben die Petition an den Deutschen
Bundestag unterzeichnet. Das Anliegen der Petenten
um Vergangenheitsbewältigung verdient die volle Unter-
stützung deutscher Politiker auf Landes- und Bundes-
ebene. Setzen Sie also ein Zeichen und stimmen Sie
unserem Antrag zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Wortmel-
dung: Herr Kollege Klinger. Bitte schön.

Klinger  (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Frau Köhler, Sie haben zum Schluss gebeten, dass
wir alle dem Antrag zustimmen sollten. Ich werde einige
Aussagen machen und auf Gründe verweisen, warum
wir von der CSU dem Antrag sicher nicht zustimmen
werden, ohne die ganze Diskussion im Ausschuss für
Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen wiederzu-
geben. Ich möchte zunächst den historischen Anlass für
diese Ereignisse in Armenien nennen und dann Ursa-
chen aufzeigen und zur Bewertung kommen.

Die Verfolgung der Armenier begann nach der verhee-
renden Niederlage der osmanischen Armee Sakiramis
im Januar 1915. Die Osmanen waren mit den Zentral-
mächten verbündet und sind etwas später in den Krieg
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eingetreten. Diese Armee sollte von der armenischen
Hochebene aus auf die Ölregion Baku vorstoßen, war
jedoch schlecht vorbereitet. Der Winter war sehr streng
und der Gegner, die Russen, waren besser ausgerüstet
und hervorragend geführt. Für die schreckliche Nieder-
lage, die die Osmanen erlitten haben, wurden die Arme-
nier verantwortlich gemacht. In der russischen Armee
dienten damals 4 Legionen Auslandsarmenier, welche
sich in den Kämpfen besonders hervortaten. Auf der
osmanischen Seite kämpften die Armenier, die im osma-
nischen Reich ansässig waren.

Wie gesagt, die Armenier wurden für diese Niederlage
haftbar gemacht. Diese Niederlagen, meine Damen und
Herren, war der Anlass für die radikale und extrem natio-
nalistisch und pantürkisch eingestellte Fraktion des
„Komitees für Einheit und Fortschritt“, die Deportation
der anatolischen Armenier einzuleiten, die von Massa-
kern an der armenischen Bevölkerung begleitet wurde.
Bis Mai 1915 wurden die in den Ostprovinzen ansässi-
gen Armenier ausgesiedelt, das heißt, die männlichen
Armenier wurden größten Teils an Ort und Stelle getötet
oder wie die Alten, Frauen und Kinder zu Fuß oder
soweit das Eisenbahnnetz es zulässt, mit Zügen depor-
tiert. Weit über eine Million Armenier waren die Opfer.

Dies ist historisches Faktum. Das wird von vielen Histo-
rikern akzeptiert. Dieses Faktum wird auch von den Tür-
ken nicht bestritten. Zumindest wird die historische Tat-
sache nicht bestritten, sie wird aber von Seiten der Tür-
ken in wesentlichen milderem Licht dargestellt, nämlich
als eine Kette von tragischen Ereignissen, bei denen es
auch zu Todesfällen kam. Die Türken und viele Historiker
auf dieser Seite stellen die Ereignisse als kriegsbedingte
Deportation dar, was die Sache nicht besser macht.

Die Türkei bietet ein Heer von Historikern auf, um die
Behauptung des Genozids zu entkräften. Die Türkei will
auf keinen Fall und hat das auch mit Strafe bewehrt,
dass diese Vorgänge als Genozid beurteilt werden. Die
Armenier bieten ebenfalls eine Anzahl von Historikern
auf. Ich habe sowohl von türkischer als auch von arme-
nischer Seite im Vorfeld der Ausschussdiskussion eine
Vielzahl von Dokumenten erhalten, die die historischen
Fakten unterschiedlich darstellen.

Ich bin der Meinung, meine sehr verehrten Damen und
Herren, der Landtag ist nicht der Ort und hat keine Ver-
anlassung, sich in diesen nahöstlichen Historikerstreit
einzumischen.

(Vereinzelter Beifall bei der CSU)

Sie haben von vorne herein versucht, den Vorwurf der
Doppelzüngigkeit zu entkräften. Ich wundere mich aber
über die Doppelzüngigkeit der GRÜNEN auf Landes-
und auf Bundesebene. Ich erinnere an die Kleine
Anfrage der PDS im Deutschen Bundestag vom 13.
Februar 2001, in der die Bundesregierung gefragt
wurde, ob diese bereit wäre, die Anerkennung des Völ-
kermordes im Bundestag durchzusetzen und die türki-
schen Staatsbürger anhalten würde, sich für die Vergan-
genheitsbewältigung einzusetzen. Die Antwort auf die
Kleine Anfrage der PDS sah folgendermaßen aus: Ich
brauche Ihnen nicht zu sagen, wer an der Spitze des

Auswärtigen Amtes steht, das ist der berühmte Mara-
thonläufer oder „Jogger-Josef“, wie er genannt wird. Auf
jeden Fall gehört er zu den GRÜNEN.

(Freiherr von Rotenhan (CSU): Noch!)

Er verwendet Formulierungen wie „Völkermord“. Er ver-
wendet Formulierungen wie „Übergriffe auf die armeni-
sche Bevölkerung“ oder „Massaker an den Armeniern“.
Wenn das Auswärtige Amt zur Bewertung kommt, es sei
eine historische Angelegenheit und damit Sache der
Geschichtswissenschaft und in erster Linie Sache der
betroffenen Länder Armenien und der Türkei. Also, es ist
eine Angelegenheit der Historiker und der betroffenen
Länder.

Meine Damen und Herren, ich komme auf den Antrag
der GRÜNEN zurück und stelle die Frage, wieso eine
historische Untat – egal wie sie von welcher Seite bewer-
tet wird – eine parlamentarische Bestätigung braucht.
Warum braucht eine historische Untat des Jahres 1915
die parlamentarische Verurteilung durch den Bayeri-
schen Landtag? Der Bayerischen Landtag ist nicht der
Ort, wo die Ereignisse des Jahres 1915 aufgearbeitet
werden können.

Sie sagen, Sie möchten der Türkei zur Vergangenheits-
bewältigung verhelfen. Es gibt viele, die sagen, dies
wäre kontraproduktiv und würde eher zum Gegenteil
führen. Kein geringerer als der Präsident der EKD, der
vor einigen Monaten – ich glaube im Mai – in der Türkei
war und den armenischen Patriarchen besuchte, hat
gesagt, dass es wichtig sei, dass die Betroffenen ins
Gespräch kommen und die Belastungen aufarbeiten.

Wenn über Vergangenheitsbewältigung geredet wird, ist
zu sagen, dass Vergangenheitsbewältigung die Aufgabe
des betroffenen Volkes ist, in diesem Falle der Türkei.
Das sage nicht ich, sondern das hat Ihr grüner Parteikol-
lege, Ihr Renommier-Türke im Bundestag, Cem Özde-
mir, – von dem ich ansonsten ich nicht allzuviel halte – in
dieser Form ausgeführt. Er hat auch gesagt, Vergangen-
heitsbewältigung sei die bewusste Gewissensentschei-
dung eines Volkes, nicht länger die Ereignisse der Ver-
gangenheit zu verdrängen.

Wir wissen aus eigener Erfahrung, dass Vergangen-
heitsbewältigung ein sehr komplexer Prozess ist. Wir
werden stets deutlich machen, meine Damen und Her-
ren – ich sage das mit den Worten eines Autors Kohl-
hammer, der Zeitschrift „Merkur“, den ich vor kurzem
gelesen habe, dass diejenigen, die sich nicht an die Ver-
gangenheit erinnern, dazu verurteilt seien, sie zu wieder-
holen. Er sagt und führt weiterhin aus, dass das Geheim-
nis der Erlösung Erinnerung heiße. Das hat zunächst
nichts mit dem tun, was Sie fordern.

Ihr Dringlichkeitsantrag ist nicht geeignet, dieses
Bewusstsein und diese bewusste Gewissensentschei-
dung zu fördern. Dies hat auch – ich habe es ausgeführt
– der Deutsche Bundestag so gesehen, der die Petition
des Vereins der Völkermordgegner behandelt hat und
sie als Material an die Bundesregierung verwiesen hat.
Ich möchte einige Äußerungen vor allem der GRÜNEN
zitieren – es gibt auch Äußerungen von SPD- und CDU-
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Politikern. Die Bundestagsabgeordnete Angelika Beer,
verteidigungspolitische Sprecherin, hat gesagt, es
bringe nichts, die türkischen Partner mit öffentlicher Kri-
tik oder Verurteilung beeinflussen zu wollen. Was gilt
nun? – Die Stimme der GRÜNEN in Berlin oder die
Stimme der GRÜNEN im Bayerischen Landtag?

(Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hier gilt die Stimme der GRÜNEN im Bayeri-
schen Landtag!)

Ich möchte noch einmal Cem Özdemir, Ihren Bundes-
tagsabgeordneten zitieren. Er sagte, eine Anerkennung
könne bedeuten, dass ein zukunftsfähiger Dialog zwi-
schen Türken und Armeniern erschwert werde. Deutsch-
land solle niemandem in Ankara bei der Suche nach
nationalen Feinden helfen. Soweit zu den Äußerungen
von den GRÜNEN im Deutschen Bundestag zu dieser
Petition.

Meine Damen und Herren, das 20. Jahrhundert ist ein
Jahrhundert der Vertreibungen. Das 20. Jahrhundert ist
ein Jahrhundert der Deportationen, der ethnischen Säu-
berungen, der Flüchtlingskatastrophen und des Völker-
mordes. Wollten Sie alle diese Ereignisse des 20. Jahr-
hunderts mit Entschließungen des Bayerischen Land-
tags aufarbeiten, hätten wir bis zum Ende dieser und der
nächsten Legislaturperiode zu tun, um das zu bewälti-
gen.

Meine Damen und Herren, ich sehe – Frau Köhler,
sehen Sie mir das nach – eine gewisse Heuchelei der
GRÜNEN. Würde die CSU einen Antrag einbringen, mit
dem die tschechische Regierung aufgefordert werden
solle, den Völkermord an den Sudetendeutschen zu ver-
urteilen, würden Sie alle Register ziehen und mit der
„Faschismuskeule“ auf uns los gehen

(Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sind Sie überzeugt, dass das Völkermord
war?)

und uns vorwerfen, dass wir die ewig Gestrigen seien,
die die eigene Vergangenheit noch nicht bewältigt hät-
ten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wissen,
dass viele Länder Schwierigkeiten mit ihrer Geschichte
haben. Ich könnte Ihnen viele Beispiele aufzählen, aber
die Zeit reicht hierzu nicht. Ich bin der Meinung, wir soll-
ten – auch aufgrund unserer Geschichte – nicht als Lehr-
meister für die Vergangenheitsbewältigung anderer Völ-
ker auftreten. Das sollten wir anderen überlassen. Das
ist auch der Grund dafür, dass wir diesen Antrag ableh-
nen.

Ich sage es noch einmal: Der Bayerische Landtag ist
nicht der richtige Ort, um die Ereignisse von 1915 im
Nachhinein zu bewältigen. Wenn Sie sagen, dass die
CSU Seite an Seite mit der Türkei marschiere, muss ich
Sie fragen: Marschieren dann auch die GRÜNEN in Ber-
lin in dieser Frage Seite an Seite mit der Türkei, oder
marschiert die SPD in dieser Frage Seite an Seite mit
der Türkei?

(Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist noch nicht ausgestanden!)

– Das werden wir sehen. Auf jeden Fall sind die Äuße-
rungen Ihrer Berliner Kollegen völlig anders, als Sie es
hier darzustellen versuchen.

Wir werden es uns nicht nehmen lassen, in den Diskus-
sionen, in denen es darum geht, die Verhältnisse bezüg-
lich der Menschenrechte in der Türkei zu verbessern, auf
Toleranzdefizite hinzuweisen, wenn es solche gibt.
Nachdem der türkischen Minderheit in unserem Land
eine ungeheuer große Toleranz in allen Fragen entge-
gengebracht wird, können wir von der türkischen Seite
verlangen, dass Ähnliches für Minderheiten wie Christen
und christliche Armenier gilt. Das ist unsere Position. Ich
hoffe, dass ich deutlich gemacht habe, warum wir den
Dringlichkeitsantrag des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN ablehnen. Ich plädiere für Ablehnung.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Redner ist
Herr Kollege Dr. Hahnzog.

Dr. Hahnzog  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Frau Köhler, die SPD ist nicht glücklich
darüber, in welche Richtung Sie diese diffizile Thematik
mit Ihrem Dringlichkeitsantrag gerückt haben. Es kann
keine Rede davon sein, dass man dann, wenn man die-
sem Antrag nicht zustimmt, mit Rücksicht auf die Türkei
handelt. Man denke nur daran, wie hart wir von der SPD
gegenüber der Türkei gerade in der Kurdenfrage Stel-
lung bezogen haben. Das ist ein deutliches Beispiel. Sie
sollten also anderen nichts unterstellen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind auch nicht glücklich darüber, dass Sie Ihren
Antrag nicht modifiziert haben, wie wir es vorgeschlagen
haben. Wir hätten es für sinnvoll gehalten, „die Türkei
aufzufordern, im Interesse ihrer Landsleute, aber auch
im Interesse der in Bayern lebenden Menschen türki-
scher, armenischer und assyrischer Herkunft die Bezie-
hungen zu den Armeniern zu intensivieren und dabei die
Belastungen aus der Vergangenheit abzubauen“. Es gibt
noch eine große Distanz, nicht zu den wenigen Arme-
niern, die in der Türkei leben, aber zum armenischen
Staat. Auf diesem Gebiet ließe sich viel machen.

Für mich – ich bin seit Jahrzehnten in der Erinnerungsar-
beit in München und Dachau engagiert – ist entschei-
dend, dass eine solche Verurteilung der falsche Weg ist,
um Verbesserungen herbeizuführen. Es gab dabei
immer Mahnungen der überlebenden Opfer. Dazu zäh-
len auch viele meiner persönlichen Freunde, die aus
dem Ausland gekommen sind. Eine so harte Form der
Verurteilung der Vergangenheit wurde aber von diesen
Kreisen auch aus Gründen der Kooperation für eine trag-
fähige, gemeinsame Zukunft vermieden. Ich denke, eine
Verurteilung ist der falsche Weg. Deswegen werden wir
uns bei dem vorliegenden Dringlichkeitsantrag der
Stimme enthalten, wobei wir uns nicht unterstellen las-
sen, dass wir die Situation nicht ernst nehmen. Wir treten
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für die Menschenrechte ein, wo dies erforderlich ist. Im
Übrigen hätten die von Ihnen zitierten Staaten Argenti-
nien und Russland auf ihrem Gebiet viel genug zu tun,
um ein gutes Beispiel abzugeben.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlos-
sen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen empfiehlt die Ablehnung des Dringlichkeitsan-
trags. Wer dagegen zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN sowie 3 Stimmen der SPD.
Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der CSU. Stimm-
enthaltungen? – Das ist die Fraktion der SPD sowie Herr

Kollege Schammann. Damit ist der Dringlichkeitsantrag
abgelehnt.

Außerhalb der Tagesordnung gebe ich bekannt, dass
Frau Kollegin Erika Görlitz nach ihrem Amtsantritt als
Staatssekretärin im Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz gegenüber dem Vor-
sitzenden des Landesgesundheitsrates ihren Verzicht
auf eine weitere Mitgliedschaft im Landesgesundheitsrat
erklärt hat. Die nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes über die
Schaffung eines Landesgesundheitsrates vorschlagsbe-
rechtigte CSU-Fraktion hat für die Nachfolge Frau Kolle-
gin Christa Matschl als Mitglied des Landesgesundheits-
rates nominiert. Das Hohe Haus nimmt hiervon zustim-
mend Kenntnis. Ich bedanke mich für die Mitarbeit und
schließe die Sitzung.

(Schluss: 17.16 Uhr)
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Anlage 1
zur 70. Vollsitzung am 11.07.2001

Mündliche Anfragen gemäß § 73 Abs. 2 Satz 2 GeschO

Memmel  (SPD): Ist die Staatsregierung bereit, Kommu-
nen, die bereit sind an kommunalen Gymnasien eine
pädagogische Nachmittagsbetreuung einzuführen, mit
Lehrpersonalkostenzuschüssen zu unterstützen?

Antwort der Staatsregierung: Die Bayerische Staats-
regierung erarbeitet zur Zeit ein Gesamtkonzept zur För-
derung familiengerechter Bildung, Erziehung und
Betreuung von Kindern und Jugendlichen. In diesem
Rahmen ist auch die vorliegende Frage zu klären.

Das Konzept wird in den nächsten Monaten mit den
kommunalen Spitzenverbänden erörtert und voraus-
sichtlich nach der Sommerpause im Kabinett behandelt.
Erst im Anschluss kann über Einzelheiten der Bezu-
schussung gesprochen werden.

Nentwig  (SPD): In welcher Weise wirkt die Bayerische
Staatsregierung hin, dass sich nun endlich zur Siche-
rung des bisherigen Ungarischen Gymnasiums in Kastl
(Landkreis Amberg-Sulzbach) der Gedanke hin zu
einem praktizierenden „Europäischen Gymnasium(s)“
durchsetzt und umgesetzt wird, um den Fortbestand in
seine(r) wichtigen Mittlerfunktion zwischen Ungarn, Bay-
ern und der Europäischen Union abzusichern?

Antwort der Staatsregierung: Das Europäisch-Ungari-
sche Gymnasium Kastl ist eine private Schule, über
deren Prägung von Gesetzes wegen einzig und allein
der Träger zu entscheiden hat (vgl. Art. 90 BayEUG: „Pri-
vate Schulen . . . sind im Rahmen der Gesetze frei in der
Entscheidung über eine besondere pädagogische, reli-
giöse oder weltanschauliche Prägung . . .“). Das Staats-
ministerium kann die Arbeit dieser Schule – wie die der
übrigen privaten Schulen auch – nur fördern und unter-
stützen.

Es hat dies getan durch

– die Aufnahme der Schule in den Schulversuch
„Europäisches Gymnasium“,

– die Benennung eines Mitglieds des Ministeriums für
den Beirat der Schule, der den Schulträger in wirt-
schaftlichen und inhaltlichen Fragen beraten soll,

– durch Entgegenkommen bei der Genehmigung von
ungarisch sprechenden Lehrkräften und von Lehr-
plänen, die – etwa in Geschichte – die Mittlerposition
der Schule betonen,

– durch das Angebot an die Schule und das Ungari-
sche Kultusministerium in Budapest, gemeinsam ein
Unterrichtsprogramm zu erarbeiten, das zur ungari-
schen wie zur deutschen allgemeinen Hochschul-
reife führt.

Tätig werden und die Weichen stellen muss nun der
Schulträger.

Odenbach  (SPD): Nachdem die Staatsregierung bei
den Bestimmungen für die Nachqualifikation zum Lehr-
amt an Hauptschulen die Regelung, dass bei den drei zu
wählenden Fächern von den Bewerberinnen und Bewer-
bern „Fächer aus dem Studium für das Lehramt an
Grundschulen erneut gewählt werden können“ (KMS
vom 06.03.2001) nachträglich dahingehend abgeändert
hat, dass dafür nur Nebenfächer genommen werden
dürfen und dies dazu geführt hat, dass Betroffene nach
zwei Monaten Ergänzungsstudium in ihrem ehemaligen
Hauptfach wieder von vorne anfangen mussten, frage
ich die Staatsregierung, welche Gründe für diese nach-
trägliche Abänderung zulasten der Bewerberinnen und
Bewerber (Zeitverlust, Ausgaben für Fachliteratur,
Belastung durch erzwungenen Wechsel etc.) sind und
wie viele von dieser Regeländerung betroffen sind?

Antwort der Staatsregierung:  Die Nachqualifikation
zum Lehramt an Hauptschulen umfasst Regelungen, die
eine große Erleichterung im Vergleich zu einem Erweite-
rungsstudium gemäß LPO I darstellen: Eine Immatriku-
lation ist nicht erforderlich, eine Mindeststudienzeit ist
nicht einzuhalten, auf einen Scheinerwerb wird – ausge-
nommen das Fach Sport – verzichtet, bereits im Rah-
men der Didaktik der Grundschule studierte Fächer kön-
nen erneut gewählt werden. Insofern ist nicht anzuneh-
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men, dass einzelnen Studierenden Nachteile dadurch
entstanden sind, weil das KMS vom 06.03.2001 nicht
ausdrücklich sagt, dass das im Lehramt an Grundschu-
len studierte Unterrichtsfach nicht noch einmal gewählt
werden kann. Dies ergibt sich allein schon aus dem Ver-
ständnis des Fächerwahlsystems für das Lehramt an
Grundschulen und das Lehramt an Hauptschulen. So
weist der Bewerber für das Lehramt an Hauptschulen
nach erfolgreicher Nachqualifikation eine entsprechende
Fächerkombination nach: ein Unterrichtsfach (nicht ver-
tieft studiert) und drei sog. Drittelfächer in den Didaktiken
einer Fächergruppe der Hauptschule.

Um Missverständnissen vorzubeugen, wurde das Merk-
blatt zur Nachqualifikation in entsprechender Weise
ergänzt.

Frau Pranghofer  (SPD): Weil Bayern die KMK-Empfeh-
lung aus dem Jahr 1991 – mindestens 12-stündiger
Berufsschulunterricht pro Woche – nicht in allen Berufen
umgesetzt hat und deshalb der mittlere Bildungsab-
schluss, trotz Nachweis einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung und überdurchschnittlichen Leistungen in der
Berufsschule, in den anderen Bundesländern immer
wieder nicht anerkannt wird, frage ich die Staatsregie-
rung, was sie den Jugendlichen rät, die einen Arbeits-
platz außerhalb Bayerns aufnehmen könnten, deren Ein-
stellung aber scheitert, weil der mittlere Bildungsab-
schluss nicht anerkannt wird?

Antwort der Staatsregierung: Dem Staatsministerium
für Unterricht und Kultus ist kein Fall bekannt, bei dem
ein Bewerber für einen Arbeitsplatz nicht eingestellt wor-
den wäre, weil der mittlere Bildungsabschluss an einer
bayerischen Berufsschule erworben wurde und für den
Ausbildungsberuf kein 12-stündiger Unterricht pro
Woche vorgesehen ist. Sollte sich ein Jugendlicher an
das Staatsministerium wenden, würde mit dem betref-
fenden Land Kontakt aufgenommen.

Frau Peters  (SPD): Zu welchem Ergebnis ist die „noch-
malige Überprüfung“ (siehe PNP vom 27. Juni 2001) des
„Schulproblems in Passau“ gekommen, bei dem es zu
einem Wegfall von ersten Grundschulklassen sowie zu
einer Streichung von 5. Klassen kommen soll und wel-
che „Umsprengelung“ wird nach dieser Überprüfung
geändert?

Antwort der Staatsregierung: Die Stadt Passau weist
seit Jahren an den Grund- und Hauptschulen Klassen-
stärken auf, die erheblich unter dem Landesschnitt lie-
gen. Diese zusätzlich gebildeten Klassen müssen in aller
Regel durch größere Klassen in anderen Regionen aus-
geglichen werden. Daher hat das Staatl. Schulamt in der
Stadt Passau im Einvernehmen mit der Regierung von
Niederbayern vorgesehen, einzelne Schüler in benach-
barte Schulen zu überweisen, um die Zahl der Klassen
zu reduzieren. Das Staatsministerium hält es grundsätz-
lich für richtig, Maßnahmen zur Reduzierung des Lehrer-
bedarfs in Passau umzusetzen, strebt jedoch an, dies
sukzessiv im engen Kontakt mit der Schulbehörde, der
Kommune und den Elternbeiräten anzugehen. Das
Staatsministerium wird von sich aus keine Einzelfälle

regeln und hat daher die Regierung von Niederbayern
gebeten, für das kommende Schuljahr einen Kompro-
miss zwischen einer strengen Planung und den Vorstel-
lungen der Eltern zu erarbeiten.

Boutter  (SPD): Nachdem die Staatsregierung die Ver-
staatlichung kommunaler Schulen in Würzburg ablehnt
und im Landtag als Zwischenlösung die Verlagerung von
Schulklassen aus den kommunalen in staatliche Schu-
len angesprochen wurde, frage ich, ob die Staatsregie-
rung bereit ist bei einer Verlagerung von Schulklassen
auch das entsprechende Lehrpersonal zu übernehmen,
welche Voraussetzungen hierfür zu erfüllen sind und
welche Beschränkungen seitens der Staatsregierung
vorgesehen sind?

Antwort der Staatsregierung: Sollte sich die Zahl der
Schulklassen an den staatlichen Schulen erhöhen und
damit der Bedarf an Lehrpersonal zunehmen, kommt
insbesondere im Bereich der beruflichen  Schulen ein
Einsatz auch von kommunalen Lehrkräften in Betracht.
Voraussetzung wäre der Nachweis der erforderlichen
Lehrbefähigung und das Erreichen der Einstellungs-
grenznote für den staatlichen Schuldienst (Gesamtnote:
3,5). Eine Verwendung kommunaler Lehrkräfte an staat-
lichen Schulen könnte entweder per Abordnung gegen
Bezügeerstattung oder aufgrund Versetzung mit der
Konsequenz der Versorgungslastenteilung gemäß Art.
120 BayBG erfolgen; eine Versetzung kommt aber
grundsätzlich erst nach einer achtjährigen Dienstzeit in
Betracht. In Ausnahmefällen kann auch an eine Entlas-
sung aus dem kommunalen Schuldienst und eine Neu-
einstellung in den Staatsdienst gedacht werden, sofern
die Lehrkraft das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat.

Dr. Kaiser  (SPD): Wie beurteilt das Bayerische Staats-
ministerium des Innern als Rechtsaufsichtsbehörde den
Verkauf von über 3 Millionen E.ON-Aktien im Wert von
ca. 400 Mio. DM durch den Bezirk Unterfranken, der
durch die Verwaltung der Kulturstiftung aufgrund eines
Ermächtigungsbeschlusses des Bezirksausschusses
erfolgte, insbesondere den in der Main-Post am 7. Juli
erhobenen Vorwurf, der Bezirk habe bei der Verkaufs-
provision „Millionen verschenkt“?

Mehrlich  (SPD): Wie beurteilt die Staatsregierung die
Abwicklung des außerbörslichen Verkaufs und den Ver-
kauf selbst der nahezu 3,5 Millionen E.ON-Aktien des
Bezirks Unterfranken zum Erlös von mehr als 406 Millio-
nen Mark durch die Bayerische Hypo- und Vereinsbank
unter Berücksichtigung von Meldungen, wonach offen-
bar unter Umgehung von Vergleichsangeboten der Hypo
bei dieser Transaktion rund 8,2 Millionen Mark zuflos-
sen?

Antwort der Staatsregierung: „Nach den uns vorlie-
genden Informationen hat der Bezirk das E.ON-Aktien-
Paket der unterfränkischen Kulturstiftung verkauft, um
durch eine Neuanlage eine höhere Rendite zu erzielen.
Dagegen ist ebenso wenig etwas einzuwenden wie
gegen das auf einen einstimmigen Beschluss des
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Bezirksausschusses zurückgehende gewählte Verfah-
ren. Der Verkauf der Aktien zu einem Festpreis an die
HypoVereinsbank (sog. Bought Deal) sollte der Stiftung
die Sicherheit geben, einen bestimmten Erlös aus dem
Verkauf der Aktien zu erzielen, wobei die Bank das Kurs-
risiko des Weiterverkaufs trug. Wenn der Bezirk anführt,
für ein derartiges Geschäft sei eine Provision von 2%
marktgerecht, ist die Aufsicht kaum in der Lage, dies zu
widerlegen und entsprechende aufsichtliche Maßnah-
men zu treffen.

Nach den Angaben des Bezirkes treffen die Pressebe-
richte über günstigere Angebote für die Abwicklung des
Verkaufs nicht zu.

Frau Tausendfreund  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nach dem Bekanntwerden der umstrittenen Quotenre-
gelung der Polizeidirektion München-West bei den
geforderten Beanstandungszahlen auf dem Verkehrs-
sektor, frage ich die Staatsregierung, ob und wenn ja,
welche Quotenregelungen auf welchem Sektor bei den
bayerischen Polizeidirektionen existieren bzw. in den
letzten fünf Jahren existiert haben, welche Vorgaben das
Innenministerium hierzu macht und inwieweit die Erfül-
lung der Quoten in die Beurteilung der einzelnen Beam-
tinnen und Beamten einfließen bzw. eingeflossen sind?

Antwort der Staatsregierung: Die bayerische Polizei
handelt ausschließlich auf der Basis spezifischer Lage-
bilder und daraus entwickelter sicherheitspolitischer Vor-
gaben, nicht nach auf Quantität ausgerichteten Quoten.
Alles andere wäre sachfremd. Seit 1999 steigen die
Unfallzahlen. Deshalb müssen die Verkehrsteilnehmer
stärker für die Risiken des Straßenverkehrs sensibilisiert
und Unfallursachen beseitigt werden. Diesem Ziel dient
eine Vereinbarung zwischen dem Staatsministerium des
Innern und den Polizeipräsidien aus dem Jahr 1999.

Schwerpunkte der Zielvereinbarung sind die Zahl der
Verkehrsunfälle unter Alkoholeinfluss zu senken, die
Aufklärungsquote bei Fahrten unter Drogeneinfluss zu
erhöhen und die Verkehrsunfälle junger Erwachsener zu
reduzieren. Die Polizeipräsidien passen diese Zielver-
einbarung in Abstimmung mit den nachgeordneten
Dienststellen auf die örtlichen Gegebenheiten, etwa
nach besonderen Unfallschwerpunkten, an.

Die Polizeipräsidien und die Polizeidirektionen überprü-
fen im Rahmen des Controllings, ob und in welchem
Umfang die getroffenen Maßnahmen zur Zielerreichung
beigetragen haben. „Strichlisten“ mit Auswirkungen auf
die berufliche Laufbahn einzelner Beamter werden
weder vom Staatsministerium des Innern noch seitens
des Polizeipräsidiums München toleriert.

Das Staatsministerium des Innern hat insbesondere
keine über die genannte Zielvereinbarung hinausgehen-
den Quoten vorgegeben.

Das Staatsministeriums des Innern legt größten Wert auf
die Sicherung und Steigerung der Qualität der polizeili-
chen Arbeit. Es wird nicht für zielführend erachtet, gene-
rell eine möglichst hohe Anzahl von Tätigkeiten zu
erbringen. Ziel ist vielmehr, die Qualtiät der erbrachten

Leistung auf allen Ebenen zu sichern und zu optimieren.
In einer Dienstbesprechung mit den Polizeipräsidenten
am 01.12.2000 wurde mit diesem Anspruch eine Offen-
sive zur Qualitätssicherung gestartet und diese zur Chef-
sache erklärt.

Im Bereich der Verbrechensbekämpfung besteht ledig-
lich die allgemeine Anordnung, präventable Straftaten
zurückzudrängen, auf neue Entwicklungen sofort zu rea-
gieren, konsequent gegen Kriminalität einzuschreiten
und keine rechtsfreien Räume zu dulden.

Die Feststellung, ob und welche Quotenregelungen bei
den bayerischen Polizeidirektionen existieren, wäre mit
einem unvertretbar hohen Aufwand verbunden, der zu
Lasten der gesamtpolizeilichen Aufgabenerfüllung
ginge. Im Übrigen hätte die alleinige Feststellung even-
tuell vorhandener Quoten, ohne Berücksichtigung der
örtlichen Lage nur einen äußerst beschränkten Aussa-
gewert.

Hinsichtlich der Frage, inwieweit die Erfüllung der Quo-
ten in die Beurteilung der einzelnen Beamtinnen und
Beamten einfließen bzw. eingeflossen sind, gilt Folgen-
des:

Die materiellen Beurteilungsrichtlinien des Finanzminis-
teriums geben vor, dass in einer Beurteilung abhängig
von den Aufgaben des Beamten insgesamt 21 Einzel-
merkmale mit einem Punktwert von 1-16 bewertet wer-
den müssen. Eines dieser Einzelmerkmale bezieht sich
auf den Arbeitserfolg, der sich wiederum in Arbeits-
menge und Arbeitsgüte aufteilt. Im Bereich der Bayer.
Polizei ist bei den Beurteilungen der Sachbearbeiter
nicht für die Arbeitsmenge, sondern nur für die Arbeits-
güte eine Doppelgewichtung zulässig. Insofern tritt die
Arbeitsmenge bei der Vergabe eines schlüssigen
Gesamturteils hinter der Arbeitsgüte zurück.

Auch damit wird deutlich, dass für die Bayer. Polizei der
Schwerpunkt nicht allein bei der Arbeitsmenge liegt, son-
dern vielmehr darin, wie die Qualität der geleisteten
Arbeit zu bewerten ist. Eine Überbewertung der zählba-
ren Arbeit ist somit von vornherein ausgeschlossen.

Natürlich muss es dem Beurteiler möglich sein, auch das
Merkmal der Arbeitsmenge richtig und angemessen zu
bewerten. Zu diesem Zwecke ist es nicht beurteilungs-
fehlerhaft, wenn bei einer großen Anzahl von zu beurtei-
lenden Beamten und wegen des langen Zeitraums von
drei Jahren der unmittelbare Vorgesetzte Leistungsnoti-
zen führt.

Frau Lochner-Fischer  (SPD): Welche gesetzlichen
Notwendigkeiten für den Bund und das Land Bayern
sieht die Staatsregierung aufgrund der Aufhebung des
gegen einen prügelnden Ehemann verhängten Hausver-
bots durch ein Gericht in Baden-Württemberg, in dessen
jetzt veröffentlichter Urteilsbegründung vom 17. Mai mit
Az. 5 K 1912/01 die Richter zum ersten Mal gewisse
Zweifel an der auch in Bayern auf der Grundlage des
derzeitigen Polizeiaufgabengesetzes modellhaft begon-
nenen Initiative gegen gewalttätige Ehepartner äußerten
und in der es unter anderem heißt, für den Platzverweis
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oder das Hausverbot sei möglicherweise eine spezielle
Eingriffsermächtigung erforderlich?

Antwort der Staatsregierung: Das Staatsministerium
des Innern sieht aufgrund des in der Anfrage genannten
Beschlusses des Verwaltungsgerichts Stuttgart keinen
Anlass dazu, von seiner bisher vertretenen Auffassung
abzurücken, wonach Art. 16 des bayerischen Polizeiauf-
gabengesetzes eine ausreichende Rechtsgrundlage für
Platzverweise, so genannte „Wegweisungen“, gegen
Täter häuslicher Gewalt bietet. Art 16 PAG ermöglicht
„vorübergehende“ Platzverweise, also solche, die
solange aufrecht erhalten werden, wie die Gefahr
besteht, und bietet somit einen zeitlichen Rahmen von
mehreren Tagen, bis das Instrumentarium des zivilrecht-
lichen Schutzes greifen kann.

Bei der Entscheidung aus Baden-Württemberg handelt
es sich um eine Einzelfallentscheidung, die keinesfalls
richtungsweisend dafür ist, dass baden-württembergi-
sche Gerichte „Wegweisungen“, die dort – anders als in
Bayern – auf die polizeiliche Generalklausel gestützt
werden, generell nicht für zulässig halten. Vielmehr hat
das Verwaltungsgericht Karlsruhe in einem Beschluss
vom 02.02.2001 eine siebentägige „Wegweisung“ in Fäl-
len Häuslicher Gewalt als rechtmäßig bestätigt.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wann und in
welcher Form hat die Staatsregierung eine vierstreifige
Ost-West-Verbindung im Fichtelgebirge, die von der
Regierung von Oberfranken als Alternative zum alten
und wieder angemeldeten Projekt einer zweistreifigen B
303 neu entwickelt wurde, beim Bund zur Fortschrei-
bung des Bundesverkehrswegeplanes angemeldet, wur-
den alle von Bayern im Rahmen der Fortschreibung des
Bundesverkehrswegeplans angemeldeten Projekte
inzwischen nach ihrer Dringlichkeit gereiht und an wel-
cher Stelle steht die projektierte Ost-West-Verbindung
Fichtelgebirge in einer nach Dringlichkeit gereihten Liste
aller Straßen- bzw. Fernstraßenbauprojekte in Bayern?

Antwort der Staatsregierung: Im Rahmen der Fort-
schreibung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen
wurden die beiden Vorhaben des bisher geltenden
Bedarfsplans „B 303 neu, Gefrees (A 9) – A 93“ und „B
303 neu, Verlegung A 93 – westlich Schirnding“, im April
2000 von Bayern wieder zur Bewertung angemeldet. Der
gesamte Straßenzug wurde dabei als einbahnig-zwei-
streifige Bundesstraße vorgeschlagen.

Die bayerische Straßenbauverwaltung hat bereits im
Jahr 1998 eine verkehrswirtschaftliche Untersuchung in
Auftrag gegeben, um die verkehrliche Erfordernis einer
neuen Straßenverbindung im Fichtelgebirgsraum nach-
zuweisen. Nach der Vorstellung der Ergebnisse der ver-
kehrswirtschaftlichen Untersuchung und der darauffol-
genden weiteren Untersuchungen hat sich das verkehrli-
che Erfordernis für eine neue Straßenverbindung bestä-
tigt.

Von den Trassenkorridoren haben sich der sog. Mittel-
korridor und die Kombination „Mitte-Süd“ als nahezu
gleichwertig erwiesen. Der Nord-Korridor und die weit-

räumige Südumfahrung wurden wesentlich ungünstiger
beurteilt.

Im Streckenabschnitt zwischen der BAB A 9 und der
BAB A 93 schlagen wir deshalb dem Bund zur bisheri-
gen Anmeldung alternativ einbahnige und zweibahnige
Verbindungen im Zuge der günstigen Korridore zur
Bewertung vor.

Im Abschnitt BAB A93 – Bundesgrenze bei Schirnding
hat sich unter Berücksichtigung der Ausbauabsichten
auf tschechischer Seite nur eine zweibahnig-vierstreifige
Verbindung als sinnvoll erwiesen. Anstelle der bisheri-
gen Anmeldung einer einbahnig-zweistreifigen Verbin-
dung wird hier deshalb eine zweibahnig-vierstreifige Ver-
bindung zur Bewertung vorgeschlagen.

Die für die gesamtwirtschaftliche Bewertung erforderli-
chen Projektdaten werden dem Bund in diesen Tagen
zur Verfügung gestellt.

Die Bewertung der Projekte ist noch nicht erfolgt. Eine
Dringlichkeitsreihung aller für Bayern beim Bund zur
Bewertung vorgeschlagenen Straßen- bzw. Fernstra-
ßenprojekte liegt deshalb noch nicht vor.

Schläger  (SPD): Nachdem bei den 13.916 im Jahre
2000 kontrollierten Lkws an den Straßenübergängen
Selb und Schirnding zur Tschechischen Republik 3.262
wegen technischer Mängel, Verstößen gegen das Fahr-
personalgesetz oder nach sonstigen Rechtsverstößen
beanstandet werden mussten, frage ich die Bayerische
Staatsregierung, handelt es sich dabei um Fahrzeuge
aus den mittelosteuropäischen Staaten, die z. T. in den
nächsten Jahren in die Europäische Union aufgenom-
men werden sollen und inwieweit sind solche Fahrzeuge
vermehrt in Unfälle verwickelt?

Antwort der Staatsregierung: Die zahlenmäßige Betei-
ligung der Lkws aus mittelosteuropäischen Staaten an
der Gesamtzahl von 3.262 an den Grenzübergängen
Schirnding und Selb beanstandeten Lkws und Kraftom-
nibusse ist mit vertretbarem Aufwand nicht ermittelbar,
da eine Auflistung nach einzelnen Ländern nicht vorge-
nommen wird.

Die beim Polizeipräsidium Niederbayern/Oberpfalz vor-
liegenden Zahlen bzgl. Kontrollen von Lkws und Kraft-
omnibussen an den Grenzübergängen Selb und Schirn-
ding im Bereich der GPI Selb ergaben folgende Bean-
standungsquoten:

– Inländer: 18,83%

– EU-Staaten: 24,82%

– Nicht-EU-Staaten: 23,48%

– Gesamt: 23,42%

Dabei wurden insgesamt 13.926 Lkws und Kraftomni-
busse – nicht 13.916 wie auf Grund eines Schreibfehlers
im Jahresbericht der GPI Selb angeführt – kontrolliert.
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Die vorliegenden Zahlen belegen, dass die Beanstan-
dungsquote bezüglich der Lastkraftwagen aus den EU-
bzw. den Nicht-EU-Ländern annähernd gleich ist
(24,82% bzw. 23,48%).

Auch die Erfahrungen anlässlich des am 15. März dieses
Jahres stattfindenden bundesweiten Lkw- und Omnibus-
Kontrolltags verdeutlichen jedoch eindrucksvoll, dass all-
gemein der technische Zustand der in Nicht-EU-Ländern
zugelassenen Fahrzeuge weitaus besser ist als allge-
mein angenommen wird. Im Einzelnen wurde bei diesem
Kontrolltag die signifikant unterschiedliche Beanstan-
dungsquote zwischen den in der Bundesrepublik
Deutschland, in sonstigen EU-Staaten sowie in Nicht-
EU-Staaten zugelassenen Lkws und Omnibussen fest-
gestellt. Während rund jeder vierte deutsche Lkw oder
Omnibus (26,7 Prozent) beanstandet werden musste,
lag die Beanstandungsquote bei den außerhalb der EU-
Staaten zugelassenen Lkws und Omnibussen, die land-
läufig zwar gern, oft aber zu Unrecht als verkehrsunsi-
cher und gefährlich bezeichnet werden, nur bei etwas
mehr als jedem sechsten Fahrzeug (15,7 Prozent).

Auch bei den Verkehrsunfällen sind die mittelosteuropäi-
schen Lkws nicht überproportional beteiligt. Bei insge-
samt 4.719 Güterkraftfahrzeugen, die im Jahr 2000
Hauptverursacher von Verkehrsunfällen waren, kamen
die unfallverursachenden Lkws nur in 283 Fällen aus
den Ländern Polen, Ungarn, Tschechien oder der Slowa-
kei. Dabei wurden im Wesentlichen Verstöße gegen die
Bestimmungen über die Geschwindigkeit, des Abstan-
des, der Vorfahrt und des Vorranges sowie Fehlverhal-
ten beim Überholen, Wenden und Rückwärtsfahren und
Beeinträchtigung der Verkehrstüchtigkeit des Fahrzeug-
führers ermittelt.

Der Bereich der technischen Mängel erscheint in diesem
Zusammenhang als unbedeutend, da in nur insgesamt
sieben Fällen der Verkehrsunfall durch das Vorliegen
von technischen Mängel verursacht wurde.

Aussagen über Verstöße gegen das Fahrpersonalgesetz
können nicht getroffen werden, da dieser Bereich nicht
im amtlichen Unfallursachenverzeichnis für die polizeili-
che Verkehrsunfallaufnahme aufgenommen und somit
statistisch nicht auswertbar ist.

Hartmann (SPD): Nachdem interkommunale Gewerbe-
und Industriegebiete den Vorteil haben, dass sie i.d.R.
zu mehr Effizienz bei der Erschließung führen und damit
auch den Zielen des Landschaftsschutzes entgegen
kommen, frage ich die Staatsregierung, welche beson-
dere Förderung aus Landesmitteln Kommunen erhalten
können, die interkommunale Gewerbe- bzw. Industriege-
biete ausweisen, und was die Staatsregierung unterneh-
men will, um diese interkommunale Zusammenarbeit in
Zukunft zu forcieren?

Antwort der Staatsregierung: Eine spezielle finanzielle
Förderung interkommunaler Gewerbegebiete gibt es in
Bayern bisher nicht. Für die im Rahmen der interkommu-
nalen Zusammenarbeit anfallenden Aufgaben kommen
allgemein folgende staatliche Fördermöglichkeiten in

Betracht und wurden in Einzelfällen bei bestehenden
Projekten auch gewährt:

– Planungszuschüsse für Entwicklungspläne und
-gutachten, städtebauliche Rahmenplanungen und
städtebauliche Architektenwettbewerbe

– Finanzhilfen der Städtebauförderung z.B. für vorbe-
reitende Untersuchungen, die Erarbeitung von
Sanierungs- und Entwicklungskonzepten, Wettbe-
werbe, Rahmenplanungen, Bauleitplanungen, son-
stige sanierungs- und entwicklungsbedingte Gut-
achten (z.B. Machbarkeitsstudien), Projektsteue-
rung, Stadt-Marketing mit interkommunalem Kontext

– Finanzhilfen nach den regionalen Förderungspro-
grammen des Wirtschaftsministeriums, mit denen
unter bestimmten Voraussetzungen die Erschlie-
ßung von Industrie- und Gewerbegelände gefördert
werden kann.

Das Staatsministerium des Innern hält interkommunale
Gewerbegebietsausweisungen aus einer Reihe von
Gründen, insbesondere aber unter dem Aspekt der
Nachhaltigkeit, für eine geeignete Form der Gewerbeflä-
chenentwicklung. Wir wirken deshalb in der Beratungs-
praxis verstärkt auf interkommunale Gebietsausweisun-
gen hin. Zudem bereiten wir derzeit eine Informations-
schrift vor, die den Gemeinden Hilfen bei solchen inter-
kommunalen Gebietsausweisungen aufzeigen soll. Das
Faltblatt soll voraussichtlich bis Ende des Jahres
erscheinen und an alle Stadt- und Gemeinderäte verteilt
werden.

Dr. Jung  (SPD): Warum erhält die Ortsumgehung Utten-
reuth im Staatsstrassenausbau eine höhere Priorität als
die Talquerung Hüttendorf, obwohl beide Projekte durch
die Stadt Erlangen gleichermaßen abgelehnt werden
und warum erfolgt hier eine Schlechterstellung der Inte-
ressen Fürths gegenüber denen der Stadt Erlangen?

Antwort der Staatsregierung: Der Ministerrat hat am 6.
Februar 2001 den 6. Ausbauplan für die Staatsstraßen
beschlossen. Die Maßnahmenlisten und die Straßen-
übersichtskarte zum 6. Ausbauplan für die Staatsstra-
ßen haben wir dem Bayerischen Landtag mit Schreiben
vom 19.03.2001 übermittelt. Erstmals wurde bei der
Fortschreibung des Ausbauplans ein gesamtwirtschaftli-
ches Bewertungsverfahren zu Grunde gelegt, wie es der
Bund bereits seit längerem bei der Fortschreibung sei-
nes Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen anwendet.

Die Zuordnung der Maßnahmen zu den Dringlichkeits-
stufen erfolgte auf der Grundlage des Bewertungsergeb-
nisses und der Festlegung der finanziellen und zeitlichen
Rahmenbedingungen.

Die Ortsumgehung Uttenreuth – Buckenhof – Weiher im
Zuge der Staatsstraße 2240 konnte ein Bewertungser-
gebnis erzielen, das eine Einstufung in die 1. Dringlich-
keitsstufe ergab. Das Bewertungsergebnis der Maß-
nahme Neubau Königsmühle – Hüttendorf im Zuge der
Staatsstraße 2263 zog eine Einstufung in die 2. Dring-
lichkeitsstufe nach sich.
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Sollte sich ein zum Zeitpunkt der Ausbauplanfortschrei-
bung unvorhersehbarer Verkehrsbedarf ergeben, ist ein
kostenneutraler Dringlichkeitstausch im Einvernehmen
mit dem regionalen Planungsverband möglich.

Irlinger  (SPD): Welchen Einfluß auf das weitere Vorge-
hen im Bereich der Staatsstrasse 2240 – hier: Südumge-
hung Uttenreuth (Mfr.) – hat die Tatsache, dass der
Gemeinderat in Buckenhof eine ortsnahe Trassenfüh-
rung für eine Umgehungsstrasse einstimmig abgelehnt
hat und auch in der Bürgerversammlung der Gemeinde
Uttenreuth für diese Variante keine Mehrheit gefunden
werden konnte?

Antwort der Staatsregierung: Die Bayerische Straßen-
bauverwaltung hält auch nach dem Gemeinderatsbe-
schluss von Buckenhof vom 03.05.2001 und dem
Abstimmungsergebnis der Bürgerversammlung in Utten-
reuth an der bisher verfolgten Planungskonzeption der
ortsnahen Umgehung fest.

Die verfolgte Trasse ist die einzige, die in einem Raum-
ordnungsverfahren landesplanerisch positiv beurteilt
wurde.

Für die Ortsumgehung besteht eine dringende verkehrli-
che Notwendigkeit. Die Ortsdurchfahrten der betroffenen
Gemeinden sind mit über 18 000 KFZ/24h belastet. Von
dem Gesamtverkehr in diesem Bereich in Richtung
Erlangen sind ca. 65% Durchgangsverkehr, der auf eine
Umgehungsstraße verlagerbar ist.

Neben den ablehnenden Haltungen gibt es auch eine
Reihe von Befürwortern der Maßnahme, die ihre Zustim-
mung z.B. in einer Resolution der Bürgermeister von
Dormitz, Markt Eckental, Kalchreuth, Markt Neukirchen
und Uttenreuth zum Ausdruck gebracht haben.

Im Zuge der weiteren Planungen werden vorhandene
Spielräume so weit als möglich ausgenutzt, um die
Trasse zu optimieren.

Dr. Heinz Köhler  (SPD): Wann werden verbindlich die
Planfeststellungsbeschlüsse für die Bauabschnitte
Coburg/Nord – Ebersdorf und Ebersdorf – Lichtenfels
der A 73 durch die Regierung von Oberfranken erlassen
und was sind die Hinderungsgründe für die bisherige
Verzögerung?

Antwort der Staatsregierung: Es wird angestrebt, die
Planfeststellungsbeschlüsse für den Abschnitt Ebersdorf
– Lichtenfels Ende des Jahres 2001 und für den
Abschnitt Coburg – Ebersdorf im Jahr 2002 zu erlassen.
Verbindliche Aussagen über den jeweiligen Erlass der
Beschlüsse sind nicht möglich. Dies beruht darauf, dass
sich die noch ausstehenden Verfahrensschritte insbe-
sondere wegen umfangreicher Planänderungen mit
ergänzenden Anhörungen zeitlich nicht verbindlich vor-
hersagen lassen.

Die Dauer der beiden Planfeststellungsverfahren liegt im
Hinblick auf den umfangreichen Verfahrensstoff, die
hohe Zahl der erhobenen Einwendungen und die zu

lösenden technischen und rechtlichen Fragen im Rah-
men des Üblichen.

Im Abschnitt Ebersdorf – Lichtenfels fand die Erörterung
im Anhörungsverfahren im Mai 2000 statt. Dabei waren
Einwendungen von insgesamt 1836 Einwendungsfüh-
rern, die sieben Leitz-Ordner füllten, zu behandeln. Auf-
grund der Einwendungen und der neuesten Entwicklun-
gen in der Rechtsprechung (etwa der Entscheidungen
des Bundesverwaltungsgerichts zur naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung) mussten umfangreiche Tekturen
zu den Planunterlagen erarbeitet werden. Für diese
wurde im Mai 2001 ein Planänderungsverfahren einge-
leitet, das sich derzeit im Anhörungsverfahren befindet.
Dem Ausgang des Verfahrens kann nicht vorgegriffen
werden.

Für den Planfeststellungsabschnitt Coburg – Ebersdorf
fand die Erörterung im Oktober 2000 statt. Hier gelten
die Aussagen zum Nachbarabschnitt entsprechend. Die
auch dort notwendigen umfangreichen Tekturen der
Planunterlagen werden derzeit noch von der Autobahn-
direktion Nordbayern erstellt.

Insgesamt ist festzuhalten, dass beide Planfeststel-
lungsverfahren nach wie vor voll im Zeitplan für den
gemeinsam mit dem Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen auf die Gesamtfinanzierung
der VDE-Projekte abgestimmten Gesamtfertigstellungs-
zeitpunkt für den Neubau der A 73 im Jahr 2008 liegen.
Dies wurde Ihnen, sehr geehrter Herr Kollege Dr. Köhler,
bereits mit Schreiben des Staatsministers Dr. Beckstein
vom 25. Juni 2000 des Staatsministeriums des Innern
(Dr. Beckstein) mitgeteilt.

Frau Kellner  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nachdem
die LfA im Dezember vergangenen Jahres neben den
Gläubigerbanken und der Katholischen Kirche an der
finanziellen Hilfe für den Deutschen Orden beteiligt
wurde, frage ich die Staatsregierung, ob diese Hilfe der
LfA als besonderes Finanzgeschäft nach § 6 Abs. 2 des
Gesetzes über die Landesanstalt für Aufbaufinanzierung
i.d.F. des Jahres 2000 behandelt wurde und wenn nicht,
auf welcher anderen rechtlichen Grundlage diese Hilfe
erfolgte?

Antwort der Staatsregierung: Die Finanzhilfe erfolgte
auf der Grundlage des § 6 Abs. 2 des LfA-Gesetzes
nach einer Zuweisung als besonderes Finanzgeschäft
durch das Finanzministerium.

Frau Steiger  (SPD): Nachdem die bayerische Staatsre-
gierung die unzureichende Finanzausstattung der Kom-
munen nun erkannt hat und – wie Pressemeldungen zu
entnehmen ist – die Kommunen im Freistaat Bayern
künftig finanziell entlasten will, frage ich, wie konkret sich
diese Ankündigung auf die Situation z. B. der Gemeinde
Weißenbrunn (Landkreis Kronach) auswirken wird, kann
die Gemeinde mit der Auszahlung der noch ausstehen-
den Zuschussgesamtsumme von 507000,– DM für den
Neubau der Mehrzweckhalle im Jahr 2001 rechnen,
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zumal die Baumaßnahme bereits vor fast 5 Jahren abge-
schlossen wurde?

Antwort der Staatsregierung: Von einer unzureichen-
den Finanzausstattung der bayerischen Kommunen
kann und konnte auch in der Vergangenheit keine Rede
sein. Kaum ein Land gibt so viel Geld für seine Kommu-
nen aus wie Bayern. In den Jahren 1990 bis 2000 sind –
innerhalb und außerhalb des kommunalen Finanzaus-
gleichs – insgesamt rd. 138 Mrd. DM vom Staat an die
Kommunen geflossen. In diesem Jahr werden es weitere
14,3 Mrd. DM sein. Damit tut Bayern mehr für seine
Kommunen als andere westliche Flächenländer. Der
Freistaat Bayern gab im Jahr 2000 pro Einwohner 805
DM an reinen Landesleistungen im kommunalen Finanz-
ausgleich aus. Der Durchschnitt der westlichen Flächen-
länder liegt dagegen bei 734 DM.

Der Freistaat Bayern setzt seine äußerst kommunal-
freundliche Haltung auch in Zukunft fort. So erhalten die
bayerischen Kommunen im nächsten Jahr im Rahmen
des kommunalen Finanzausgleichs noch einmal 195
Mio. DM zusätzlich (Haushaltsverhandlungen vom 27.
Juni 2001).

Auf den konkret angesprochenen Förderfall der
Gemeinde Weißenbrunn hat dies keine unmittelbaren
Auswirkungen. Die Regierung von Oberfranken hat der
Gemeinde mit Schreiben vom 20. Juni 2001 die bislang
noch ausstehenden Fördermittel von 507 000 DM bewil-
ligt. Ein Teilbetrag von 300 000 DM wurde am 26. Juni
2001 auch bereits ausbezahlt. Der Restbetrag in Höhe
von 207 000 DM entfällt auf Verpflichtungsermächtigun-
gen, deren Auszahlung Anfang 2002 erfolgt. Sollten
allerdings im Laufe des Jahres bei der Regierung von
Oberfranken weitere Ausgabemittel frei werden, ist die
Regierung bemüht, die Gemeinde so weit wie möglich zu
unterstützen.

Der lange Förderzeitraum für diese Maßnahme hat seine
Ursache allerdings nicht in einer Verzögerung der staat-
lichen Förderung, sondern einzig in der späten Vorlage
des Verwendungsnachweises durch die Gemeinde:

Die Baumaßnahme wurde mit Gesamtkosten von rund
6,5 Mio. DM und zuwendungsfähigen Kosten von rund
4,1 Mio. DM im Zeitraum 1993 bis 1996 durchgeführt. In
den Jahren 1993 bis 1997 hat die Regierung von Ober-
franken 1503000 DM bewilligt und ausbezahlt. Der noch
ausstehende Betrag sollte nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises ausgereicht werden.

Die Gemeinde hat jedoch erst im vergangenen Jahr den
Verwendungsnachweis bei der Regierung vorgelegt.
Aufgrund der Größe der Maßnahme war noch eine
Beteiligung des Staatlichen Hochbauamtes erforderlich.
Unmittelbar nach Vorlage des Prüfberichts im Juli 2000
erfolgte die Auswertung durch die Regierung und die
Einplanung für die nächst mögliche Mittelverteilung im
Jahr 2001.

Frau Narnhammer  (SPD): Ist im Zuge des Ausbaues
des Behördenverkehrs auch an eine Vernetzung (Auf-
bau eines Intranetzes) des Justizbereiches gedacht und

wenn ja, in welchem Zeitraum und bis wann werden
dann den Gerichten ausreichend PC’s zur Verfügung
stehen?

Antwort der Staatsregierung: Die bayerische Justiz
hat im Zusammenhang mit der landesweiten Einführung
des maschinellen Grundbuchs 1996 damit begonnen,
ein Justiznetz als Teilnetz des allgemeinen Behörden-
netzes aufzubauen. Inzwischen wird das Justiznetz
neben den auf maschinelle Grundbuchführung umge-
stellten Grundbuchämtern auch von anderen Gerichts-
abteilungen und von den Staatsanwaltschaften genutzt.
Die elektronische Kommunikation wurde dadurch erheb-
lich ausgedehnt. So werden z.B. Recherchen im juristi-
schen Informationssystem JURIS, die Mitteilungen und
Anfragen an die zentralen Register des Bundes sowie
der Datenaustausch zwischen Staatsanwaltschaften
und Polizei unter Nutzung des Justiznetzes abgewickelt.
Vor kurzem wurde damit begonnen, die Justizvollzugs-
anstalten durch den Aufbau einer zentralen Haftdatei in
den Informationsaustausch einzubeziehen. Derzeit sind
bereits rd. 150 Justizbehörden an das Justiznetz ange-
schlossen. Der Anschluß der übrigen Justizbehörden ist
bis zum Jahr 2002 geplant.

Die Ausstattung der Arbeitsplätze aller bayerischen
Grundbuchämter mit vernetzten PC im Rahmen des
Konzepts Offensive Zukunft Bayern der Bayerischen
Staatsregierung wird gegen Ende dieses Jahres abge-
schlossen. Die Verwaltungsabteilungen der Justizbehör-
den verfügen vielfach ebenfalls bereits über vernetzte
PC-Systeme. Die vollständige PC-Ausstattung der
Bewährungshilfestellen ist noch im Laufe des nächsten
Jahres geplant. Bei den Registergerichten und Staatsan-
waltschaften werden die Arbeitsplätze voraussichtlich
bis 2003 mit vernetzten PC ausgestattet. Bei der IT-Aus-
stattung der Registergerichte handelt es sich ebenfalls
um eine Maßnahme des Konzepts Offensive Zukunft
Bayern.

Für die Automationsunterstützung der übrigen Verfah-
rensbereiche der bayerischen Gerichte wurde 1999 das
Projekt bajTECH 2000 initiiert. Es ist das Ziel dieses Pro-
jekts, bis 2005 nach Maßgabe der haushaltsmäßigen
Möglichkeiten alle geeigneten Arbeitsplätze mit moder-
ner PC-Client-Server-Technik auszustatten und die vor-
handenen EDV-Systeme abzulösen. Die dafür erforderli-
chen neuen IT-Fachverfahren werden derzeit von Justiz-
bediensteten mit externer Unterstützung entwickelt. Fer-
ner werden die Vorbereitungsmaßnahmen für die Schaf-
fung der technischen Infrastruktur getroffen, damit die
künftigen IT-Fachverfahren ab Verfügbarkeit zügig ein-
geführt werden können.

Reisinger  (CSU): Ist mit einer raschen Entscheidung
hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestaltung und der Rea-
lisierung des Wissenschaftlichen Biotechnologie-Kom-
petenzzentrums für Nachwachsende Rohstoffe in Strau-
bing zu rechnen und welche staatlichen Einrichtungen,
wissenschaftlichen Stellen und Forschungsbereiche
werden dorthin verlagert?
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Antwort der Staatsregierung: Der Ministerrat hat am
10.07.2001 hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestaltung
und der Realisierung des Kompetenzzentrums für Nach-
wachsende Rohstoffe in Straubing entschieden.

Das Kompetenzzentrum für Nachwachsende Rohstoffe
wird danach aus drei selbständigen Einrichtungen beste-
hen:

a) Einem Wissenschaftlichen Zentrum, das personell
und fachlich von der Technischen Universität Mün-
chen und der Fachhochschule Weihenstephan getra-
gen wird,

b) aus dem privatrechtlich organisierten
C.A.R.M.E.N. e. V,

c) aus einem Technologie- und Förderzentrum, das eine
direkt dem Staatsministerium für Landwirtschaft und
Forsten unterstellte Einrichtung sein wird.

Sowohl das Wissenschaftliche Zentrum als auch das
Technologie- und Förderzentrum werden mit je 25 staat-
lichen Stellen ausgestattet.

Das Wissenschaftliche Zentrum wird folgende Schwer-
punkte bearbeiten:

– Chemie und Biotechnologie Biogener Rohstoffe,

– Verfahrenstechnik Biogener Rohstoffe, und

– Biogene Werkstoffe.

Hierzu werden drei Lehrstühle mit Forschungsschwer-
punkt in Straubing eingerichtet, die eine enge Verzah-
nung des Wissenschaftszentrums Straubing mit der TU
München-Weihenstephan gewährleisten.

Das Technologie- und Förderzentrum wird folgende
Schwerpunkte bearbeiten:

– Rohstoffpflanzen,

– neue Kulturpflanzen,

– Energiepflanzen,

– Technologie der Bereitstellung und Nutzung Nach-
wachsender Rohstoffe und

– Förderzentrum Biomasse.

Aus dem Geschäftsbereich des Staatsministeriums für
Landwirtschaft und Forsten sind bereits 10 Personen auf
staatlichen Stellen in Straubing tätig. Das Förderzentrum
Biomasse ist seit dem 01.07.2001 mit vier Personen
operationell.

In Straubing wird ein Technikum errichtet und als Hoch-
schulbaumaßnahme durchgeführt. Darüber hinaus wird

am Kompetenzzentrum in Straubing die erforderliche
Gewächshauskapazität geschaffen.

Das Kompetenzzentrum wird durch einen Koordinie-
rungsrat, in dem die Struktur- und Fachfragen des Kom-
petenzzentrums koordiniert werden sollen, unterstützt.

Frau Lück  (SPD): Ich frage die Staatsregierung was sie
zu tun gedenkt, um zum einen den Feuerbrand im Obst-
bau tatkräftiger zu bekämpfen und zum anderen den
betroffenen und somit existenzgefährdeten Landwirten
zu helfen?

Antwort der Staatsregierung:

1. Vom Feuerbrand werden die apfelfrüchtigen Rosen-
gewächse befallen. Zu den bedeutsamen Befallsge-
bieten in den vergangenen Jahren gehörten u. a. die
Landkreise Dachau und Rosenheim mit Streuobstbe-
ständen und das bayerische Bodenseegebiet mit sei-
nem Intensivobstbau.

2. Die Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau
(LBP), als oberste Pflanzenschutzbehörde, verfolgte
in den letzten Jahren folgende Strategie:

– Für Streuobstgebiete und in Fällen mit punktuel-
lem Befall sind gemäß der Feuerbrandverordnung
konsequente Schnittmaßnahmen und Rodungen
sinnvoll und notwendig.

– In Gebieten mit hohem Befall ist der Bestandes-
schutz von Kernobsterwerbsanlagen, Baumschu-
len und Vermehrungsanlagen vorrangig. Die wirk-
samste Maßnahme hierzu ist der Einsatz von
Plantomycin (Streptomycin), einem Antibiotikum.

Die Genehmigung zur Anwendung von Plantomycin
wurde durch die LBP mit strengen Auflagen versehen
und nur für Intensivobstanlagen ausgesprochen. Im
März 2000 hat die BBA eine befristete Zulassung von
Plantomycin bis zum 31. 03. 2003 verfügt. Ein Bericht
über Streptomycinrückstände in Honig veranlasste
die BBA, in diesem Frühjahr, die Zulassung von Plan-
tomycin bis zum 15. 03. 2002 ruhen zu lassen.

Versuche mit sechs Präparaten in Dossenheim und in
der Obstbauversuchsstation Schlachters zur Be-
kämpfung des Feuerbrandes haben eindeutig zum
Ergebnis, dass es zu Plantomycin derzeit keine Alter-
native gibt. Nachdem die Zulassung des einzig wirk-
samen Mittels, wie bereits dargestellt, den Bundesbe-
hörden obliegt, liegt der Schlüssel für die Lösung des
Problems in erster Hand beim Bund.

3. Landwirten, die in ihrer Existenz durch den Feuer-
brand gefährdet sind, stehen die Fördermöglichkeiten
nach dem Notstandsbeihilfeprogramm der Staatsre-
gierung offen.
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf ✕

Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate ✕

Donhauser  Heinz
Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Eppeneder  Josef ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Dr. Eykmann  Walter

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid ✕

Fischer  Herbert ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul
Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois
Göppel  Josef
Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz
Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike ✕

Grabner  Georg

Dr. Gröber  Klaus
Guckert  Helmut ✕

Güller  Harald ✕

Guttenberger  Petra

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie
Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred ✕

Hofmann  Walter
Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin ✕

Hufe  Peter ✕

Irlinger  Eberhard ✕

Jetz  Stefan
Dr. Jung  Thomas ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert
Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian ✕

Kobler  Konrad
Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz
König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas
Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert

Leeb  Hermann ✕

Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica ✕

Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich ✕

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 5: Zweite Lesung zum Gesetzentwurf der Abgeord-
neten Ach, Freiherr von Rotenhan, Beck u.a. und (CSU) für ein Bayerisches Weinabsatzförderungsgesetz
(BayWeinAFöG) (Drucksache 14/6440)
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Lück  Heidi ✕

Maget  Franz
Prof. Männle  Ursula ✕

Matschl  Christa
Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz ✕

Miller  Josef ✕

Mirbeth  Herbert
Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert
Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel
Nentwig  Armin ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann
Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich
Pienßel  Franz ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp
Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann
Reisinger  Alfred ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig ✕

Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard ✕

Rubenbauer  Herbert ✕

Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus
Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann ✕

Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne
Schieder  Werner ✕

Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmid  Berta ✕

Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Schmidt  Renate ✕

Schmidt-Sibeth  Waltraud ✕

Schmitt-Bussinger  Helga ✕

Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus
Dr. Spaenle  Ludwig
Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi
Stahl  Christine
Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara ✕

Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Steinmaßl  Hermann ✕

Stewens  Christa ✕

Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna ✕

Thätter  Blasius
Traublinger  Heinrich
von Truchseß  Ruth

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne ✕

Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard
Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim ✕

Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto ✕

Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef
Dr. Zimmermann  Thomas

Gesamtsumme 81 15 52

Name Ja Nein Enthalte
mich


